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Halbheiten in der Überwindung des Leninismus 
Zur Leninkritik des Projekts Klassenanalyse (PKA) 


B. Rabehl, W. Spohn, U. Wolter 


I.  Einleitende Bemerkungen zur Leninkiitik des PKA 


Es ist kein Zufall, daß die ausführliche Leninkritik des PKA: „Leninismus — neue 
Stufe des wissenschaftlichen Sozialismus? Zum Verhältnis von Marxscher Theorie, 
Klassenanalyse und revolutionärer Taktik bei W.I. Lenin, Westberlin 1972“ in der 
bisher spärlichen Lenindiskussion der westdeutschen sozialistischen Opposition fast 
völlig ignoriert wurde. Dies liegt bestimmt nicht nur an der rein äußerlich durch den 
Umfang und die vielen Wiederholungen hervorgerufenen mühseligen Lesbarkeit des 
Buches, sondern hat seinen eigentlichen Grund in der eigentümlichen politischen 
Stoßrichtung der Argumentation. Nachdem das PKA die DKP zur „distinkten Ar- 
beiterpartei“ erhoben und alle linkskommunistische Kritik am Leninismus als sek- 
tiererisch verworfen hat, wird nun doch auf Basis der Marxschen Theorie eine 
systematische und grundsätzliche Kritik an Lenin, dem Idol des Marxismus-Leninis- 
mus, eingeschlossen der DKP, geführt. Dabei kommt das PKA nicht umhin, richtige 
Elemente der linkskommunistischen, luxemburgianischen, trotzkistischen etc. Posi- 
tionen aufzunehmen, ohne sie natürlich als solche zu kennzeichnen. Doch bleibt 
auch die Kritik an Lenin eigentümlich ambivalent: einerseits gelingt es dem PKA in 
vielen entscheidenden Punkten theoretische und taktische Verkürzungen der Marx- 
schen Theorie von Lenin nachzuweisen, andererseits wird Lenin nichtsdestoweniger 
als revolutionäres Vorbild gepriesen. Das PKA gebärdet sich so gleichsam als Wolf 
im Schafspelz, der aber lieber Schaf als Wolf sein will. Diese Haltung erlaubt es aber 
der DKP, nach ihrem Belieben die Diskussion mit dem PKA zu führen oder eben 
auch nicht zu führen, und macht es der nicht an die DKP gebundenen sozialisti- 
schen Opposition, die selbst in vielen leninistischen Dogmatisierungen steckt, leicht, 
das PKA als literarische Repräsentanten der DKP abzutun. 

Aber gerade die politische Notwendigkeit der sozialistischen Opposition, sich 
mit den Traditionen der Arbeiterbewegungen kritisch auseinanderzusetzen, erlaubt 
es nicht, die Lenin-Darstellung des PKA lediglich nach dem vorneweggegebenen 
politischen Bekenntnis zur DKP beurteilen und verurteilen zu wollen. Diese Vorge- 
hensweise gefiele sich nur in einem abstrakten Antirevisionismus und Antileninis- 
mus, einer moralischen Umkehr, die zudem dem Verhältnis von DKP und PKA eine 
Stringenz unterstellt, wo eben nicht mehr, allerdings auch nicht weniger als eine 
Identifikation und nicht eine aus einer marxistischen Bedingungsanalyse der BRD 
abgeleitete politische Übereinstimmung mit einer bestimmten Arbeiterpartei zu- 
grundeliegt. Vielmehr kann die Leninkritik des PKA als wichtiger Anstoß für eine 
erneute Auseinandersetzung mit dem Leninismus eingestuft werden. 

Die Bedeutung der Lenin-Darstellung des PKA besteht in dem umfassenden 
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und systematischen Versuch, die Marxsche Theorie mit dem Leninschen Denken 
konfrontiert und dabei wesentliche Verkürzungen in der Rezeption und Anwen- 
dung der Marxschen Theorie durch Lenin nachgewiesen zu haben. Damit entgeht 
das PKA sowohl einer plumpen Identifizierung mit Lenin, wie sie die ML-Bewegung 
oder im Extrern die maoistisch-anarchistische „KPD“ vorexerzieren, als auch einer 
schlichten Leugnung der Differenzen zwischen Marxscher und Leninscher Theorie, 
wie sie in der Ideologie des Sowjetmarxismus vorgenommen wird, und schließlich 
unterläuft ihm auch nicht die schlicht moralische Negation Lenins, der durch sein 
staatskapitalistisches Übergangsprogramm die Emanzipation der Arbeiterklasse ver- 
raten habe. Gegenüber solchen moralischen Anhimmelungen und Verteufelungen 
versucht das PKA, seine Leninkritik auf eine wissenschaftliche Basis zu steilen. 
Zusammenfassend werden vom PKA bei der Durchsicht der Leninschen 
Schriften und politischen Stellungnahmen bis zur Revolution 1905 in Rußland 
folgende zentralen Verkürzungen hervorgehoben: Die Marxsche Theorie, der histori- 
sche Materialismus, die wissenschaftliche Dialektik werde von Lenin in einem bür- 
gerlichen Theorieverständnis als materialistische Soziologie begriffen, in deren Rah- 
men er die Marxsche Kapitaltheorie als eine der konkreten Gesellschaft gegenüber- 
stehende wissenschaftliche Hypothese der geschichtlichen Entwicklung des Kapita- 
lismus interpretiere. Dieses historistische Mißverständnis der Marxschen Kapital- 
theorie führe bei Lenin nur zu einem ungefähren Bild der sozio-ökonomischen 
Entwicklung und der dadurch bedingten Klassenverhäitnisse Rußlands, so daß er 
praktisch weder die konkreten Emanzipationsformen der Bauern noch die der Ar- 
beiter völlig adäquat aufnehmen könne. Zudem sei Lenin nicht in der Lage, die 
unterschiedlichen Bewußtseinsformen materiell zu begründen und konstruiere des- 
halb zwischen Avantgarde und Masse eine prinzipielle Bewußtseinsdifferenz. Auf- 
grund der Erfahrungen der Klassenkämpfe und der Rolle der bolschewistischen 
Partei in der Revolution von 1905 werden von Lenin gewichtige Korrekturen vorge- 
nommen. Deshalb kann das PKA auch bei der Untersuchung seiner Schriften und 
Äußerungen nach 1905 ein angemesseneres Verständnis und eine richtigere metho- 
dische Umsetzung der Marxschen Theorie konstatieren, ohne daß jedoch die grund- 
legenden Fehler von Lenin aufgehoben würden. Dies werde deutlich insbesondere in 
der neukantianischen Erkenntnisiheorie des „Empiriokritizismus“, sowie in der 
Analyse des Imperialismus als einer historisch neuen Stufe der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise. Diese nicht aufgehobenen Fehler bedingten schließlich ein proble- 
matisches Staatsverständnis und ein nicht völlig adäquates Übergangsprogramm 
Lenins, die in ihrer taktisch problematischen Anwendung sowohl gegenüber Arbei- 
tern wie Bauern dazu führten, daß nur in begrenzter Weise eine Bewegungsform für 
die Transformation der sowjetischen Gesellschaft gefunden hätte werden können. 
Überblickt man diese recht weitreichende Kritik an Lenin, so muß zugleich 
die Frage gestellt werden, ob die vom PKA verwandte Methode der schlichten 
Gegenüberstellung von Marxscher und Leninscher Theorie nicht die Gefahr einer 
reinen Ideologiekritik in sich trägt, die nur begrifflich prüfen kann, bis zu welchem 
Grad Lenin ein adäquates Verständnis der Marxschen Theorie entwickelt. Da das 
PKA in keiner Phase weder die widersprüchliche Form der Auflösung der asiatischen 
Produktionsweise und der Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise in 
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Rußland historisch-konkret untersucht, noch die konkreten Bedingungen der Trans- 
formation der sowjetischen Gesellschaft berücksichtigt, weder den spezifisch russi- 
schen Marxismus, noch die Parteigeschichte der Bolschewiki im Kontext der Ent- 
wicklung der Klassenkämpfe analysiert, ist es auch nicht in der Lage, die konstatier- 
ten Verkürzungen materialistisch zu beurteilen. So kann weder die zentrale Frage 
geklärt werden, warum Lenin aufgrund des gesellschaftlichen und intellektuei- 
len Milieus Rußlands überhaupt die nachgewiesenen Verkürzungen der Marxschen 
Theorie vernimmt, warum er aber auch wiederum entscheidende Lernprozesse voll- 
ziehen kann, noch kann die Frage überprüft werden, ob Lenin — wie überhaupt der 
nıssische Marxismus — trotz formell richtiger Übernahme der Marxschen Theorie 
die Entwicklung der Produktionsverhältnisse in Rußland evtl. ideologisiert. Dadurch 
aber, daß weder über die materiellen wie ideellen Ursachen des Verflachungsprozes- 
ses der Marxschen Theorie und ihrer teilweisen Wiederherstellung im Leninschen 

Denken, noch irgendetwas über das Verhältnis von Leninscher Theorie und Taktik 

sowie der russischen Wirklichkeit ausgemacht werden kann, schwebt die Leninkritik 

des PKA gewissermaßen in der Luft. Denn soweit die allgemeinen Aussagen der 

Marxschen Kapitaltheorie die Tendenzen einer unentwickelten Geselischaft wie der 

russischen träfen, hätte das PKA das Glück, in ihrer Konfrontation mit Lenins 

Aussagen eine materialistische Kritik vorzunehmen; träfen sie aber etwa nicht un- 

mittelbar zu, so hätte das PKA das Pech, evtl. Ideologisierungen der russischen 

Wirklichkeit durch Lenin zu teilen. 

Die begrenzte Absicht der folgenden Kritik an der Lenin-Darstellung des PKA 
ist, an zwei zentralen Punkten die aus der ideologiekritischen, rein begrifflichen und 
deshalb unhistorischen Methode folgende Halbheit der Leninkritik und -überwin- 
dung herauszustellen. Das PKA übernimmt unbesehen: 

a) die von Lenin behauptete Dominanz des Kapitalverhältnisses und damit die 
relative Bedeutungslosigkeit der vorkapitalistischen Produktion, des Welt- 
markts und des zaristischen Staats in Rußland und 

b) die von Lenin angesichts der Öktoberrevolution behauptete tendenzielle Auf- 
lösung des Kapitalismus, die Herstellung sozialistischer Produktionsverhältnis- 
se im Bereich der Industrie und die Möglichkeit der — wenn auch — langsa- 
men Transformation der landwirtschaftlichen Verhältnisse in eine sozialisti- 
sche Gesellschaft, sowie die damit einhergehende Behauptung der Zerschla- 
gung des bürgerlichen Staates und des damit beginnenden Absterbens des 
Staats überhaupt. 

Auf Basis der Skizzierung der Auflösung der asiatischen Produktionsweise, der Ent- 

wicklung der kapitalistischen Produktion und der Rolle des despotisch-absolutisti- 

schen Staats in Rußland 1860-1914 (ID), der Skizzierung der ökonomischen und 
politischen Bedingungen des Übergangs der sowjetischen Gesellschaft 

1914-1923 (III), sowie der Beurteilung der Leninschen Theorie und Taktik durch 

diese materialistische Bedingungsanalyse der Entwicklung der russischen Gesell- 

schaft (IV) (1), soll beantwortet werden, wie die Schranken der Methode des PKA 


ı) Die ausführliche Darstellung ist gegeben in: B. Rabehl, Marx und Lenin, Widersprüche 
einer ideologischen Konstruktion des „Marxismus-Leninismus“, Berlin 1973. Eine diffe- 
renzierte Position zur Einschätzung des Kapitalismus in Rußland bezieht auch Rudi 
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zur Übernahme von Ideologisierungen der russischen Wirklichkeit durch Lenin 
führen (V). 

In einem späteren 2. Teil werden wir auf die ideologischen Einflüsse eingehen, 
denen Lenin zu seiner Zeit ausgesetzt war. Das verlangt eine Untersuchung der 
Ideologie der Zweiten Internationale, vor allem repräsentiert durch Kautsky und 
der Ideologie des spezifisch russischen Marxismus, deren hervorragende Vertreter 
Plechanov und Martoy sind. Anhand dieser Untersuchung werden wir aufzeigen, 
inwieweit sich Lenin von diesen Ideologien durch die praktische Politik gelöst hat, 
inwieweit sich also seine Taktikvorstellungen und seine Parteikonzeption im Zuge 
der Verschärfung der Klassenkämpfe in Rußland veränderten und inwieweit diese 
Ideologien reproduziert wurden und die Grundlage für die Geburt des „Marxismus- 
Leninismus“ nach 1924 abgaben. 


H. Die Entwicklung der Produktionsverhältnisse in Rußland 1860-1914 


1. Zur Methode der Analyse der historischen Durchsetzung der kapitalistischen 
Produktionsweise in Rußland 


Wohl hat Marx keine ausführliche Darstellung der sozialökonomischen Entwicklung 
Rußlands gegeben, doch wird aus seinen Antworten auf die Frage der russischen 
Revolutionäre, ob die russische Dorfgemeinde die soziale Basis der Wiedergeburt 
Rußlands sei, deutlich, in welchem Verhältnis seine Kapiteltheorie zur Analyse der 
konkreteEntwicklung der russischen Gesellschaft steht. Vor allem warnt er davor, 
den Prozeß der ursprünglichen Akkumulation in England und ganz Westeuropa, also 
der geschichtlichen Herausbildung der Bedingungen der kapitalistischen Produk- 
tionsweise, historisch unbesehen zu verallgemeinern und zu einem geschichtsnot- 
wendigen, allgemein schicksalshaften Entwicklungsprozeß zu verkehren. Deshalb 
wirft er einem russischen Kritiker vor: 


„Er muß durchaus meine historische Skizze von der Entstehung des Kapitalismus in Westeuropa 
in eine geschichtsphilosophische Theorie des allgemeinen Entstehungsganges verwandeln, der 
allen Völkern schicksalsmäßig vorgeschrieben ist, was immer die geschichtlichen Umstände sein 
mögen, in denen sie sich befinden, um schließlich zu jener ökonomischen Formation zu gelan- 
gen, die mit dem größten Aufschwung der Produktivkräfte der gesellschaftlichen Arbeit die 
allseitigste Entwicklung des Menschen sichert“ (1). 


Nicht über einen solchen „Universalschlüssel einer allgemein geschichtsphilosophi- 
schen Theorie“ (2), sondern eben nur über das Studium der konkreten Bedingungen 


Dutschke in seiner Analyse: Versuch, Lenin vom Kopf auf die Füße zu stellen, Ber- 
lin 1974. Er geht davon aus, daß die halbasiatische Produktionsweise und der zaristische 
Despotismus in Rußland die Herausbildung kapitalistischer Verhältnisse weitgehend ver- 
hinderten, weshalb ein Revolutionskonzept, das auf den westlichen Kapitalismus hin 
orientiert war, an der russischen Wirklichkeit scheitern, bzw. despotische Formen anneh- 
men mußte, 


D) Marx, K.: Brief an die Redaktion der ‚Otetschstwennyje Sapiski‘, MEW 19, S. 111 
2) Ders.: ibid., S. 112 


und unter Berücksichtigung des historischen Milieus sei ein Verständnis der russi- 
schen Gesellschaft möglich. 

Die historische Unvermeidlichkeit der Durchsetzung der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise in Rußland besteht für Marx deshalb nicht, weil die Existenz der 
kollektiven Form der russischen Ackerbaugemeinde historisch zusammenfällt mit 
der entwickelten bürgerlichen Gesellschaft in England, Frankreich, Deutschland und 
USA. Damit ist auch das Zusammenfallen einer proletarischen Revolution im We- 
sten mit der russischen Revolution denkbar, die alle Errungenschaften der Produk- 
tivkräfte, wie z.B. landwirtschaftliche Maschinen und Agronomie, der von allen 
Fesseln befreiten Dorfgemeinde zugute kommen lassen würde. Wohl wird die russi- 
sche Gesellschaft immer mehr in den kapitalistischen Weltmarkt miteinbezogen, 
unternimmt der zaristische Staat verzweifelte Anstrengungen, die kapitalistische 
Industrialisierung und die Bildung einer kapitalistischen Landwirtschaft anzukur- 
bein, sowie durch die Bauernbefreiung die Expropriation der Bauern zu forcieren, 
— wohl zeigt auch der die russische Ackerbaugemeinde kennzeichnende Dualismus 
von gemeinschaftlichem und privatem Eigentum die Tendenz zur Auflösung an, — 
solange diese Dorfgemeinde in dominantem Maße noch existiert, wird auch die 
historische Möglichkeit des unmittelbaren Übergangs in die sozialistische Produk- 
tionsweise unter Umgehung der Expropriation der Masse der Bauern von ihren 
Produktionsbedingungen existieren (3). 


„Wird die russische Revolution das Signal einer proletarischen Revolution im Westen, so daß 
beide einander ergänzen, so kann das jetzige russische Gemeineigentum am Boden zum Aus- 
gangspunkt einer kommunistischen Entwicklung dienen“ (4). 


Wird allerdings diese historische Konstellation nicht eintreten, so ist klar, daß auch 
die russische Ackerbaugemeinde wie ähnliche Formen in Westeuropa historisch auf- 
gelöst, die Freisetzung der Bauern durchgeführt und die Gesellschaft den Bedingun- 
gen der kapitalistischen Akkumulation voll unterworfen wird. 

Diese politische Stellungnahme von Marx zu den alternativen Entwicklungs- 
möglichkeiten der russischen Gesellschaft gibt uns entscheidende methodische Hin- 
weise zur Hand, wie die Analyse der Entstehung der kapitalistischen Produktions- 
weise in einer unentwickelten Gesellschaft wie der russischen vorzugehen hat. Ein- 
mal müssen die inneren Bedingungen der russischen Gesellschaft, also die vorkapita- 
listischen, asiatisch-feudalen Produktionsformen und die Tendenz zu ihrer Auflö- 
sung betrachtet, zum anderen muß das historische Milieu, die äußeren Bedingungen, 
also der kapitalistische Weltmarkt in seiner Wirkung auf die russische Gesellschaft 
untersucht werden. 

In der ausgearbeiteten Kritik der Politischen Ökonomie ist von Marx an ver- 
schiedenen Stellen die auflösende Wirkung des Weltmarkts auf vorkapitalistische 
Gesellschaftsformen expliziter dargestellt (5). 


3) Ders.: Briefentwürfe an Vera Sassulitsch, MEW 19, S. 334 ff. 

4) Marx/Engels: Vorrede zur zweiten russischen Ausgabe des Manifests der Kommunisti- 
schen Partei, MEW 19, S. 296 

5) Vgl. insb. Marx: Das Kapital II, MEW 25, S. 335-349 und Grundrisse der Kritik der 
Politischen Ökonomie, Berlin (DDR) 1953, S. 311 ff. 


Abgesehen davon, daß der Weltmarkt in Form der weltweiten Vermittlung 
von Waren durch das Handelskapital selbst Voraussetzung der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise ist, wird er mit der Durchsetzung des industriellen Kapitals insbeson- 
dere in England zunehmend unter dessen Bewegungsgeseize subsumiert. Der Welt- 
markt ist nicht nur Voraussetzung der kapitalistischen Produktion, sondern wird 
zum Produkt und Resultat der kapitalistischen Produktion. Im Kapital ist allgemein 
die Tendenz zur Schaffung des Weltmarkts enthalten. Denn der innere Mechanismus 
der kapitalistischen Produktion, die Selbstverwertung des Werts, Kann unter dem 
Zwang der Konkurrenz nicht auf gleicher Stufe stehenbleiben. Ständige Erweite- 
rung, forigesetzte Akkumulation, Verwertung auf immer höherer Stufenleiter ist 
ihm immanent. Damit geht einher die schrankenlose Entfaltung der Produktivkräf- 
te, gleichbedeutend mit der permanenten Ausdehnung des Warenreichtums, der 
nach Realisierung seines Mehrwerts verlangt. Nicht nur Produktion und einfache 
Reproduktion, sondern erweitere Reproduktion als expandierender Zirkel von Pro- 
duktion und Zirkulation von Mehrwert ist die innere Tendenz des Kapitals. Aber 
erweiterte Reproduktion heißt auch erweiterte Reproduktion des Kapitalverhältnis- 
ses selbst. Dies bedeutet Vernichtung von vorkapitalistischen Gesellschaftsformen, 
also Schaffung von weltweiten Bedingungen, die der kapitalistischen Produktion 
adäquat sind, d.h. als ausgedehntere Absorption von Naturkräften und menschli- 
chem Arbeitspotential, sowie erweiterten Realisierungsmöglichkeiten. Das Kapital 
unterwirft sich alle vorkapitalistischen Bedingungen der Produktion, verwandelt sie 
in ihm adäquate Bedingungen, entwickelt diyProduktivkräfte in universellem Maß- 
stab und erfordert deshalb auch die universelle Ausdehnung des Marktes. 


„Die Tendenz, den Weltmarkt zu schaffen, ist unmittelbar im Begriff des Kapitals selbst gege- 
ben. Jede Grenze erscheint als zu überwindende Schranke“ (6). 


Soweit die allgemeine universelle Tendenz der kapitalistischen Produktionsweise. In 
der realen geschichtlichen Durchsetzung dieser Tendenz läßt sich beobachten, daß 
die kapitalistische Produktionsweise sich zunächst nur in einigen Ländern ent- 
wickelt, während in anderen die traditionellen Gesellschaftsordnungen bestehen 
bleiben und höchstens partiell an der Warenzirkulation auf dem Weltmarkt teilneh- 
men, also sich notwendige Ungleichzeitigkeiten in der Entwicklung zu einer kapita- 
listischen Weltwirtschaft hin ergeben. Diese äußern sich nicht nur in Produktivitäts- 
gefällen und unterschiedlichen Profitraten auf dem Weltmarkt, sondern auch in 
historisch besonderen Auflösungsprozessen unterentwickelter Gesellschaften. Denn 
ihre Zersetzung hängt nicht nur von der auflösenden Wirkung des Weltmarkts, 
sondern ebenso von der spezifischen Struktur und Stabilität jener vorkapitalisti- 
schen Gesellschaftformen ab. 

Am Beispiel Indiens und Chinas deutet Marx diese Schwierigkeiten der Auflö- 
sung an: 


„Die breite Basis der Produktionsweise ist hier gebildet durch die Einheit kleiner Agrikultur und 
häuslicher Industrie, wobei noch in Indien die Form der auf Gemeineigentum am Boden beru- 
henden Dorfgemeinden hinzukommit, die übrigens auch in China die ursprüngliche Form war. In 


6) Ders.: Grundrisse... .,S. 31i 
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Indien wandten die Engländer zugleich ihre unmittelbare politische und ökonomische Macht, 
als Herrscher und Grundrentner, an, um diese kleinen ökonomischen Gemeinwesen zu sprengen. 
Soweit ihr Handel hier revolutionierend auf die Produktionsweise wirkt, ist es nur, soweit sie 
durch den niedrigen Preis ihrer Waren die Spinnerei und Weberei, die einen uralt-integrierenden 
Teil dieser Einheit der industriell-agrikolen Produktion bildet, vernichten und so die Gemeinwe- 
sen zZerzeißden. Selbst hier gelingt ihnen dies Auflösungswerk nur sehr allmählich. Noch weniger 
in China, wo die unmittelbar politische Macht nicht zu Hilfe kommt... Im Gegensatz zum 
englischen Handel läßt dagegen der russische die ökonomische Grundlage der asiatischen Pro- 
duktion unangetastet“ (7). 


Aber das kapitalistische Zerstörungswerk arbeitet nicht nur mehr oder weniger 
schnell je nach Festigkeit traditioneller Gesellschaftsformen, sondern der kapitalisti- 
sche Weltmarkt kann sogar die Verfestigung dieser Geselischaftsformen bewirken. 
Gerade um für den Weltmarkt produktiver zu arbeiten, werden die feudalen, sKla- 
venwirtschaftlichen etc. Ausbeutungsformen verschärft und nicht unmittelbar in 
kapitalistische Formen verwandelt. Das historisch wohl bekannteste Beispiel hierfür 
ist die im 17. bis 19. Jahrhundert in Osteuropa stattfindende zweite Feudalisierung. 

Man kann diese Ungleichzeitigkeit in der Konstitution der kapitalistischen 
Weltwirtschaft begrifflich auch so fassen: Die Entstehung der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise vollzog sich in England und Teilen Westeuropas über Jahrhunderte 
hinweg in einem originären Prozeß ursprünglicher Akkumulation, d. h. nicht durch 
die Bewegungsgesetze des industriellen Kapitals beeinflußt. Sind damit aber einmal 
industrielle Zentren der kapitalistischen Akkumulation gesetzt, werden andere 
Länder in den Weltmarkt unter deren Vorherrschaft einbezogen, werden dort auch 
Prozesse ursprünglicher und kapitalistischer Akkumulation induziert, die aber auf- 
grund ihrer Abhängigkeit von den Weltmarktzentren modifiziert werden. Ursprüng- 
liche und kapitalistische Akkumulation sind wohl begrifflich streng geschieden, sind 
aber nicht bloß als zeitlich nacheinander, sondern auch als zeitlich nebeneinander 
ablaufende Prozesse aufzufassen, die sich deshalb auch gegenseitig beeinflussen, 
beschleunigen, verlangsamen und modifizieren. 

Wurde hier auf die aus den Ungleichzeitigkeiten der Weltmarktentwicklung 
resultierenden Komplexen Auflösungsbedingungen vorkapitalitischer Gesellschafts- 
formen aufmerksam gemacht, so muß doch noch kurz auf einen besonders charak- 
teristischen Staatstypus solcher relativ unterentwickelter Gesellschaften hingewie- 
sen werden: den absolutistischen Staat. 

Der absolutistische Staat entsteht auf der doppelten Basis der sich in der und 
gegen die feudale Gesellschaft entwickelnden kapitalistischen Produktionsweise. 
Der zunehmende Geldbedarf des Königs nötigt ihn, auf den sich in Form von Geld 
entwickelnden Reichtum zurückzugreifen, und macht ihn deshalb abhängig von den 
sich entwickelnden bürgerlichen Verhältnissen. Er unterwirft sich die feudale Heir- 
schaftshierarchie und wandelt diese persönlichen Abhängigkeitsverhältnisse in geld- 
liche um. Damit beginnt der auf Geldverhältnissen basierende Zentralisierungspro- 
zeß der Staatsgewalt. 


„Die absolute Monarchie, selbst schon Produkt der Entwicklung des bürgerlichen Reichtums zu 
einer mit den alten Feudalverhältnissen unverträglichen Stufe, bedarf entsprechend der gleich- 


N Ders.: Das Kapital IH, S. 346 


förmigen aligemeinen Macht des allgemeinen Äquivalents, des Reichtums in seiner stets schlag- 
fertigen Form, worin er durchaus unabhängig is von besondren lokalen, natürlichen, individuel- 
ien Beziehungen. Sie bedarf des Reichtums in der Form des Geldes“ (8). 


Der absolutistische Staat ist auf Geldsteuern angewiesen, kann nur auf ihrer Basis 
die Zentralisierung der Staatsbürokratie durchführen (Heer, Verwaltung, Polizei) 
und befördert deshalb die Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise. Am 
schlagendsten zeigt sich dies in der merkantilistischen Wirtschaftspolitik, die die 
ökonomische Vereinheitlichung von Zoll-, Maß-, Münz- und Steuersystem anstrebt 
und die eigene nationale Entwicklung durch Protektion gegen äußere Konkurrenz 
und durch innere industrielle Förderung zu forcieren sucht. Die Verwirklichung 
einer voll zentralisierten Staatsstruktur, einer voll auf die Interessen der bürgerli- 
chen Klasse ausgerichteten staatlichen Politik ist durch den absolutistischen Staat 
noch nicht möglich, da er eben noch auf die feudalen Verhältnisse mit ihren persön- 
lichen Abhängigkeiten, Privilegien, regionalen Differenzen und ökonomischen Zer- 
splitterungen Rücksicht nehmen muß und von ihnen noch abhängig ist. In diesem 
Sinn ist der absolutistische Staat allerdings Übergangsform zum modernen bürgerli- 
chen Staat (9). 

Aber nicht nur das innere Verhältnis von feudaler und bürgerlicher Klasse 
prägen die Übergangsform des absolutistischen Staats, sondern auch das äußere 
Verhältnis zu den anderen Nationen und dem Weltmarkt. Es ist von daher kein 
Zufall, daß in England, das sich gegen äußere Konkurrenz nur begrenzt wehren 
mußte, der typisch absolutistische Staat als absolute Monarchie nur schwach ausge- 
bildet und unmittelbarer Ausdruck des Kräfteverhältnisses von bürgerlicher Klasse 
und Feudaladel war. Der Prototyp des absolutistischen Staats ist eigentlich Frank- 
reich, wo der Staat sich gegenüber Bourgeoisie und Feudaladel als absolute Monar- 
chie verselbständigt, indem sie gezwungen durch die überlegene Konkurrenz insbe- 
sondere Englands eine aktive Beschleunigung der Produktivkräfte zu erreichen 
sucht. Je unentwickelter die gesellschaftlichen Verhältnisse gegenüber den führen- 
den kapitalistischen Industrienationen sind, je übermächtiger die ausländische Kon- 
kurrenz, desto größer ist denn auch die Tendenz zur Verselbständigung des Staats- 
apparats gegenüber den inneren ökonomischen Verhältnissen, der, solange die Bour- 
geoisie dazu unfähig ist, die kapitalistische Entwicklung durch die ihm zur Verfü- 
gung stehenden wirtschaftspolitischen und bürokratisch-gewaltsamen Mittel voran- 
treibt. Dieser vom klassischen Weg der Durchsetzung der kapitalistischen Produk- 
tionsweise in England abweichende Entwicklungsgang ist schon für Preußen/ 
Deutschland typisch, wo der preußisch-absolutistische Staat wichtige Anstöße ur- 
sprünglicher und kapitalistischer Akkumulation übernimmt und noch ausgeprägter 
in der absolutistisch-despotischen Form der zaristischen Autokratie. 

Diese methodischen Hinweise sollten aufzeigen, daß die Darstellung der Ent- 
wicklung der Produktionsverhältnisse in Rußland nur gelingen kann, wenn die Auf- 
lösungsprozesse der vorkapitalistischen Gesellschaftsformen Rußlands, seine Einbe- 


ziehung in den Weltmarkt, die Ungleichzeitigkeit von ursprünglicher und kapitalisti- 

8) Ders.: Grundrisse... .,S. 873 

9 Vgi. ders.: Der Bürgerkrieg in Frankreich, MEW 17, S. 336 ff. und ders.: Der 18. Bru- 
maire des Louis Bonaparte, MEW 8,8. 196 f. 
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scher Akkumulation sowie die daraus resultierende Rolle der Staatsgewalt konkret 
in ihrem Zusammenhang betrachtet werden. 


2. Asiatische Produktion, Weltmarkt und die Rolle des despotisch-absolutisti- 
schen Staats in Rußland 


Im Gegensatz zum Feudalsystem in Westeuropa, das durch ökonomische und politi- 
sche Zersplitterung gekennzeichnet war und erst auf der Basis sich entwickelnder 
bürgerlicher Verhältnisse zentralisiert und verändert wurde, entstand in Rußland die 
despotische Staatsgewalt auf rein naturalwirtschaftlicher und feudaler Grundlage im 
Kampf gegen die Nomaden der östlichen Steppengebiete (10). So wurden im 15. 
Jahrhundert die russischen Teilfürstentümer der autokratischen Gewalt des Groß- 
fürsten von Moskau unterworfen, zugleich auch der Geburtsadel, die Bojaren, ihm 
untergeordnet, dienstpflichtig gemacht, größtenteils enteignet und dem Dienstadel, 
d.h. den ‚„Staatsbeamten“ gleichgestelit. Der Boden war zunächst vornehmlich 
Staatseigentum und wurde in Form von Staatslehen in die Verfügungsgewalt von 
Adel und Bauern gestellt. Die charakteristische Form des Grundbesitzes wurde das 
Dienstgutssystem, das zu Diensten gegenüber dem Staat verpflichtete und deshalb 
seinerseits die staatliche Zentralisation verstärkte. 

Die ökonomische Basis dieser staatlichen Zentralisation bildete die über die 
weiten Räume verstreute Ackerbaugemeinde, die — selbst eine Weiterentwicklung 
der archaischeren Gemeinschaften mit kollektivem Besitz — neben dem gemein- 
schaftlich bearbeiteten Boden schon Elemente von Privateigentum entwickelt hatte, 
so den Hof, das Inventar und die private Nutzung. Mit der Herausbildung der 
autokratischen Staatsgewalt wurde diese Ackerbaugemeinde in ihrer Entwicklung 
weiter modifiziert. Aufgrund der kriegerischen Konflikte mit Polen und Schweden, 
der staatlichen Annexionen von Land und der Kolonisationsbewegung nach Süden 
und Osten stiegen die Staatsbedürfnisse und damit die Steuer- und Dienstansprüche 
gegenüber den Bauern. Die dadurch verursachten Bauernunruhen und Fluchtbewe- 
gungen verschärften das Interesse des Staats, die Bauern stärker zu binden. Seit dem 
15./16. Jahrhundert wurden die Bauern zunehmend zu Leibeigenen in Form der 
persönlichen Bindung an die Gutsbesitzer und die Scholle, um sich so die Steuerab- 
gaben der Bauern zu sichern. 

Wurde auch dadurch die Stellung des Adels auf Kosten der Bauern gestärkt 
und seinem Interesse an Privatbesitz am Grundeigentum im 18. Jahrhundert nachge- 
geben, wurde doch die staatliche Zentralisation nicht gefährdet. Mit dem Aufkom- 
men von umfangreicheren Geldverhältnissen durch die Ausfuhr von Agrarprodukten 
konnte der Staat schließlich auch auf die Dienstpflicht des Adels verzichten und 
sich mit seiner Steuerpflicht begnügen. 

Um so drückender lasteten die Ansprüche des Adels und des Staats auf den 
Bauern bzw. der Ackerbaugemeinde, die unter den Bedingungen der zunehmenden 
Bodenknappheit, der Unmöglichkeit der Flucht in die fehlenden Städte und der 


10) Hierzu und zum folgenden vgl. Brutzkus, B.: Agrarentwicklung und Agrarrevolution in 
Rußland, Berlin 1925, Kap. 1,8. 7-23 


Bemessung der Steuern zunächst nach der Zahl der Höfe und später nach der Zahl 
der männlichen Mitglieder der Gemeinde zur periodischen Umteilung des gemein- 
schaftlichen Bodens bei individueller Nutzung schritt. Ab dem 18. Jahrhundert 
entstand so die für die Entwicklung der Agrarverhältnisse Rußlands im 19. und 
20. Jahrhundert charakteristische Umteilungsgemeinde. Diese Modifikation der 
Ackerbaugemeinde ist allerdings nur als Produkt der steigenden Staatsbedürfnisse zu 
verstehen, ihrerseits Ausdruck der ausgedehnteren internationalen Konkurrenz, der 
verstärkten Einbeziehung Rußlands in den Weltmarkt und den daraus resultierenden 
internationalen Kriegen. 

Die innere Warenzirkulation, Tausch- und Geldverhältnisse, war allerdings in 
Rußland noch kaum entwickelt. Die Städte konnten sich unter der Despotie der 
Staatsgewalt kaum entfalten, sowohl das städtische Handwerk als auch die bäuer- 
liche Kustar-, Industrie“ bewegten sich im Vergleich zu Westeuropa auf niedrigem 
Niveau. Erst durch den vermehrten, durch das ausländische Handelskapital bewerk- 
stelligten Außenhandel ab dem 17. Jahrhundert nahm auch der Umfang der Waren- 
produktion zu, wuchs das Interesse des Adels, durch Erhöhung der Produktivität 
die Gewinne zu steigern, wuchs aber auch die Notwendigkeit für den despotischen 
Staat, der Weltmarktkonkurrenz und der internationalen Machtpolitik zu begegnen. 

Diese Tendenzen fanden ihren ersten markanten Ausdruck in der absolutisti- 
schen Reformpolitik Peters des Großen, der einerseits die benötigten Finanz- und 
Naturalmittel nur über die schon genannte Verschärfung der Leibeigenschaft der 
Bauern beschaffen konnte, andererseits mit diesen Mitteln Städte, Häfen, Kanäle 
und Wege baute, den Bergbau vorantrieb, Manufakturen insbesondere für den Hee- 
resbedarf errichtete und ausländische Kapitalien und Arbeitskräfte ins Land holte. 
Auch nach Peter dem Großen wurde diese absolutistische Politik fortgesetzt, doch 
machte sich ihre widersprüchliche gesellschaftliche Grundlage immer mehr bemerk- 
bar. Mit der verstärkten Industrialisierung Englands ab 1780, Frankreichs ab 1830 
und Deutschlands nach der Revolution von 1848 über den Eisenbahnbau, nicht 
zuletzt auch der USA wurde das Produktivitätsgefälle auf dem Weltmarkt immer 
eklatanter, die Konkurrenz auf dem Weltmarkt immer umfassender, die Bedrohung 
des rückständigen Rußlands immer stärker. Nicht zuletzt die verheerende Niederlage 
im Krimkrieg gegen England und Frankreich brachte die Umstrukturierung des 
Weltmarkts zum Vampir des industriellen Kapitals unübersehbar für Rußland zum 
Ausdruck. Wollte es nicht in die koloniale Abhängigkeit von den fortgeschritteneren 
Industrienationen geraten, mußte die Aufhebung der widersprüchlichen Basis der 
absolutistischen Staatspolitik: die Steigerung des Staatsreichtums im Interesse eines 
verstärkten industriellen Potentials, aber nur vermittels der Verschärfung der feuda- 
len Verhältnisse gelingen. Die Kapitalisierung der Landwirtschaft, die Freisetzung 
der Bauern und eine forcierte Industrialisierungspolitik waren nunmehr unumgäng- 
lich geworden. 
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3. Die Entwicklung der Agrarverhältnisse 1860-1914 


Das geschichtliche Vorbild einer Rauernbefreiung, die einer alimählichen Metamor- 
phose des feudalen in das kapitalistische Grundeigentum und einer dosierten Expro- 
priation der Bauern je nach Attraktionsbedürfnissen von Arbeitskräften seitens der 
kapitalistischen Industrie Rechnung trug, hatte Preußen Anfang des 19. Jahrhun- 
derts geliefert. Die Freisetzung der Bauern erstreckte sich über etwa ein halbes 
Jahrundert und ging in Form von Ablösungszahlungen vor sich, die der preußisch- 
absolutistische Staat durch Rentenbanken den Junkern vorschoß, um so einerseits 
Gen Junkern von Änbeginn an Kapital in die Hände zu geben und andererseits die 
Freisetzung der Bauern staatlich kontrollieren zu können. Vor allem konnten da- 
durch auch Bauernunruhen in größerem Umfang, die z.B. in Frankreich während 
der Großen Französischen Revolution den Feudaladel hinwegfegten, vermieden 
werden. 

Daran konnte sich auch die Bauernbefreiungsgesetzgebung von 1861-66 in 
Rußland orientieren. Allerdings war sie ebenso wie in Preußen von dem Umfang der 
Andustrialisierung und damit dem Bedarf an Proletariat, sowie den unterschiedlichen 
Interessen der Feudalkliasse abhängig, nur daß in Rußland die Ungleichzeitigkeiten 
von ursprünglicher und kapitalistischer Akkumulation viel schwerer ins Gewicht 
fielen (11). 

Zwei Formen der Grundrente lassen sich zur Zeit der Gesetzgebung haupt- 
sächlich unterscheiden (12). In den Überschußgebieten der Schwarzerdezone 
herrschte der Frondienst (barscina) mit Naturalvergütung der Bauern vor, dabei 
wurde die Steigerung der Verkaufsmengen für den Markt über die Einengung der 
individuellen Nutzung der Bauern erreicht, also über Erhöhung der Arbeitsrente. In 
den klimatisch weniger begünstigten Nichtschwarzerdegebieten betrieb der Grund- 
herr überwiegend seine eigene Wirtschaft und erhob die Verpflichtungen in Form 
von Produktenrente, im Umkreis von Städten aber auch schon in Geld (obrok). Die 
Grundbesitzer im Schwarzerdegebiet, den südlichen Steppenregionen, aber auch in 
Westrußland, die insbesondere den Getreide- und Zuckerrübenanbau für den Welt- 
markt steigern woliten, drängten auf möglichst vollständige Expropriation der 
Bauern, um die vollständige Umstellung auf kapitalistischen Großgrundbesitz mit 
Landarbeitern vollziehen zu können. Auch diejenigen Gutsbesitzer in den Nicht- 
schwarzerdegebieten, die sich in ihrer Produktion auf die nahen Wirtschafts- und 
Stadtregionen ausrichteten und hauptsächlich schon Geldrente bezogen, waren für 
eine Ablösung der Bauern, traten aber aufgrund ihrer Abhängigkeit von den Lei- 
stungen der Bauern für finanzielle Entschädigungen ein. Am stärksten gegen die 
Reformgesetzgebung sperrten sich die von den Märkten abgeschlossenen Gutsbesit- 
zer, die noch von Arbeits- und Produktenrente lebten und deshalb durch die Bau- 


11) Zum folgenden insb. Brutzkus, B.: a. a. O., Kap. 2-4; Dietze, C. v.: Stolypinsche Agrar- 
reform und Feldgemeinschaft, Leipzig, Berlin 1920; Lyashchenko, P.1.: History of the 
National Economy of Russia to the 1917 Revolution, New York 1949, Kap. 20, 21, 23, 
36; Nötzold, J.: Wirtschaftspolitische Alternativen der Entwicklung Rußlands in der Ära 
Witte und Stolypin, Berlin 1966, Kap. 2 

12)  Nötzold, J.,a.a.0.,8. 31 
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ernbefreiung ihrer Existenzgrundlage beraubt worden wären. 

Der zaristische Staat war auf den Kompromiß zwischen diesen verschiedenen 
Gutsbesitzerinteressen angewiesen, zumal da eine massenhafte Expropriation der 
Bauern aufgrund der fehlenden Industrie ohnehin nicht in Frage kam. Die endgülti- 
ge Abfassung der Gesetzgebung sah dann auch vor, daß das vorher bäuerlich genutz- 
te Land in das Privateigentum der Bauernschaft übergehen sollte, sobald sie die 
Ablösungssumme bezahlt hatten. Vorerst wurde es ihnen nur zur ständigen Nutzung 
übergeben. Dabei wurde ihnen je nach Region und Bauemtypus 60-110 % des 
bearbeiteten Bodens zugewiesen, also durchschnittlich weniger und zumeist schlech- 
terer Boden. Am meisten Land erhielten die Staatsbauern, etwas weniger die Apa- 
nagebauern und am wenigsten die Gutsbauern (13). 3/4 bis 4/5 der Ablösungssum- 
me wurde vom Staat an die Gutsbesitzer als Kredit vorgeschossen, den die Bauern 
innerhalb von 49 Jahren zu einer Jahresrate von 6 % zurückzuzahlen hatten (14). 

Auf dieser Grundlage konnte es nicht verwundern, daß die große Masse der 
Bauernschaft den feudalen Abhängigkeiten nicht entrinnen konnte und durch die 
Ablösungszahlungen, insbesondere über die notwendige Zupachtung von Land, in 
neue Abhängigkeiten gerieten. Für den widersprüchlichen Verlauf der Bauernbefrei- 
ung ist aber noch wesentlicher, daß der zaristische Staat, um Steuern und Ablö- 
sungszahlungen sicherzustellen, die Obscina für diese Leistungen kollektiv haftbar 
machte. 

Die Bindung der Bauern an die Gemeinde, die Bestimmung, die nur bei Zwei- 
drittelmehrheit des Mir den Austritt zuließ, und die Errichtung der Obscina als 
unterstes Steuer-, Verwaltungs- und Polizeiorgan des Staates verfestigten die über- 
kommene Umteilungsgemeinde eher als daß sie die privatkapitalistischen Tendenzen 
der Bauernschaft unterstützte. Das Interesse der Gemeinde an gleichmäßig verteil- 
ten, durch die Solidarhaft erzeugten Verpflichtungen, die Haftung für den Schul- 
denanteil anderer, der Verlust des besser bearbeiteten Bodens durch die Umteilung 
mußte jede persönliche Initiative bestrafen. Dazu kam noch der Vorteil einer zahl- 
reichen Familie aufgrund der hiervon abhängigen Lastverteilungen, der einen inne- 
ren Antrieb zur Bevölkerungsvermehrung schuf, damit die Landknappheit verschärfte 
und die Tendenz zur Umteilung verstärkte (15). 

Da aufgrund des Verhältnisses von der Gesellschaftsstruktur Rußlands und 
des Weltmarkts die Entwicklung einer kapitalistischen Industrie und eines kapitali- 
stischen Grundeigentums nur über die staatliche Konservierung feudaler Abhängig- 
keiten bewerkstelligt werden konnte, tendierte die Entwicklung der Produktionsver- 
hältnisse Rußlands nicht zur allmählichen Auflösung, sondern zur verschärften Re- 
produktion ihrer feudal-kapitalistischen Widersprüche. Wohl war das Wachstum der 
Industrie absolut gesehen beträchtlich, relativ aber zur wachsenden Überbevölke- 
rung auf dem Land viel zu langsam (16). Der daraus resultierende Aufstau der 


13)  Brutzkus, B.,a.a.0.,5.38 f., Nötzold, J.,a.a.0.,8. 33 £. 

14) Brutzkus, B.,a.a.0.,$.38 

15) Nötzold, J.,a.a.O.,S. 40 

16) So stieg die Bevölkerung des zaristischen R ußlands von 74 Mill. (1862) auf fast 130 Mill. 
(1913), während die Urbanisierung von 7,4 Mill. (1867) auf 23,3 Mill. (1913) zunahm, 
so daß in einem halben Jahrhundert der Anteil der Stadtbevölkerung an der Gesamtbe- 
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Landbevölkerung mußte voll von der Feldgemeinschaft getragen werden, deren An- 
teil an der gesarnten landwirtschaftlichen Nutzfläche sich kaum veränderte, Zusätz- 
lich verdreifachten sich in etwa die Bodenpreise von 1863 bis 1902, wodurch die 
Pachtbedingungen und der Ankauf von Land erheblich erschwert wurden. 

Aber nicht nur die bäuerliche Wirtschaft stagnierte unter diesen Bedingungen, 
auch ein großer Teil des Adels konnte die landwirtschaftliche Produktivität nicht 
erhöhen und verschwendete das angehäufte Kapital in unproduktiver Weise, Es war 
sogar die relative Verringerung des Großgrundbesitzes in den von den Wirtschafts- 
und Handelszentren abseits liegenden Regionen, seine sog. Verkleinbäuerlichung 
festzustellen. Nur im Süden und Südwesten Rußlands setzte sich das kapitalistische 
Großgrundeigentum durch, das neben den Stadtbelieferungen für die zunehmenden 
Getreide- und sonstigen Agrarexporte, insbesondere nach England und Deutschland 
verantwortlich war. Als aufgrund der verschärften Konkurrenz auf dem Weltmarkt 
durch die amerikanischen Agrarexporte die Getreidepreise zwischen 1881 und 1894 
um die Hälfte fielen und auf Basis der inneren Bedingungen der russischen Land- 
wirtschaft die Getreideerträge durch Naturkatastrophen zwischen 1889 und 1892 
um mehr als ein Viertel sanken (17), war offenkundig, daß die russische Landwirt- 
schaft sich in einer unausweichlichen Krise befand, die nur durch die Beseitigung 
der feudalen Strukturen auf dem Land tendenzieli behoben werden konnte. Des- 
halb wurden ach schon in der Ära Witte die Pläne zur Aufhebung der Dorfgemein- 
schaft und zur verstärkten Kapitalisierung der Landwirtschaft erwogen. Doch 
schwankte der zaristische Staat zwischen der Furcht, radikaleren Hungerrevolten 
und Bauernaufständen gegenüberzustehen, und der Furcht, die für die Industrialisie- 
rung notwendigen Steuereinnahmen zu verlieren, und entschloß sich daher einer- 
seits zur Reduktion der Ablösezahlungen, zur Abschaffung der Kopfsteuer und zur 
Verlagerung der Staatseinnahmen mehr auf die indirekten Steuern, andererseits 
verschärfte er die Kontrolle der Bauern innerhalb der Feldgemeinschaft durch das 
Gesetz von 1893, das die Umteilungen einzuschränken suchte und den Austritt aus 
der Obscina überhaupt verbot. Erst die großen Bauernunruhen 1902 machten die 
Aufhebung der Solidarhaft unumgänglich und die Revolution von 1905 mit ihren 
insbesondere in den Schwarzerdegebieten allgemeinen Bauernaufständen bereiteten 
endgültig den Boden für eine umfassende Reform der russischen Agrarordnung. 

Die Stolypinsche Agrarpolitik richtete sich direkt gegen die Obscina und ver- 
suchte, durch gezielte Maßnahmen die privatwirtschaftlichen, kapitalistischen Ten- 
denzen der Bauern zu unterstützen. Die Obscina als staatliche Kontrollinstanz wur- 
de aufgelöst, der Austritt aus der Feldgemeinschaft dem einzelnen Bauern anheim- 
gestellt, Gemengelage und Flurzwang als produktivitätshemmende Faktoren aufge- 
hoben, schließlich die Ablösungszahlungen gänzlich beseitigt. Dazu wurde durch 
gezielte Kredit- und Landverkaufspolitik der Bauernbank die Bildung von Privatei- 
gentum gefördert und durch materielle Anreize die Kolonisationsbewegung nach 
Sibirien angekurbelt. 

völkerung nur um 4% wuchs. Um 1900 berechnete man den Überschuß der ländlichen 

Bevölkerung auf 23 Mill., d. h. auf 52 % der verfügbaren Arbeitskräfte. Siehe Nötzold, J., 


2.2.0.,8.18 ff. und 48 ff. 
17)  Nötzoid, J.,a.a.0.,$.49 
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Die Resultate dieser Politik zeigen deutlich die Labilität der russischen Acker- 
baugemeinde, die Stärke der Zersetzungstendenzen an. Etwa 1/5 der Höfe, bzw. 1/6 
des Anteillandes waren von 1907-1915 aus der Feldgemeinschaft ausgeschieden, 
charakteristischerweise die reichsten und ärmsten Bauern, und zwar hauptsächlich 
in den marktnahen Regionen (südrussische Schwarzerde, zentrale Industrieregionen, 
Weißrußland), während in den markifernen Gebieten die Feldgemeinschaft fast 
vollkommen erhalten blieb (18). Der Kauf von landwirtschaftlichen Geräten und 
Maschinen, die Produktivität der Landwirtschaft machten eindeutig Fortschritte, 
die Abwanderung in die Städte, die Auswanderung und die nur partiell erfolgreiche 
Kolonisation Sibiriens begannen die Überbevölkerung auf dem Lande abzuziehen. 
Dennoch war die Zeit bis zum Ersten Weltkrieg zu kurz und das Industrialisierungs- 
ternpo zu langsam, als daß durch die Stolypinsche Agrarpolitik die Übergangsform 
der Feldgemeinschaft in ihrem dominanten Einfluß zerstört und die Expropriation 
der Bauern als wichtigstem Moment der ursprünglichen Akkumulation voll durchge- 
führt hätte werden können. Die Erschütterung der russischen Gesellschaft durch den 
Weltkrieg und ihre soziale Umwälzung mußten erweisen, ob die Auflösungstenden- 
zen der Feidgemeinschaft sich fortsetzten, ob ihre konservierenden Elemente ver- 
stärkt wurden, oder ob sogar die Marxsche Alternative einer kollektiven Produktion 
auf höherer technischer Stufenleiter auf ihrer Basis möglich war. 


4 Die Durchführung der kapitalistischen Industrialisierung 


Die merkantilistischen Maßnahmen der russischen Despotie seit Peter dem Großen 
hatten außerordentlich bedeutende Manufakturen für Textil- und Eisenproduktion 
entstehen lassen; da sie jedoch hauptsächlich mit zwangsmäßig verpflichteten Fron- 
arbeitern betrieben wurden, gerieten sie bald gegenüber der modernen Großindu- 
strie Westeuropas in hoffnungslosen Rückstand (19). So wurde z.B. die russische 
Eisenproduktion 1805 durch England, 1828 durch Frankreich und 1855 durch 
Deutschland im Zuge der dortigen Durchsetzung des kapitalistischen Akkumula- 
tionsprozesses rasch überholt (20). Ansonsten war die naturwüchsige Entwicklung 
von Warenzirkulation und Kapitalanhäufung bis 1850 wenig vorangekommen, da 
nur einige Regionen über ausländisches Handelskapital etwas an den Weltmarkt 
angeschlossen waren, die Bevölkerungsdichte und Stadtentwicklung gering, die 
Wegelosigkeit des russischen Raumes groß, und höchstens ein auch staatlich geför- 
dertes bäuerliches Kustarhandwerk eine breitere Basis entfalten konnte. Auch in 
dieser Hinsicht war die ursprüngliche Akkumulation des Kapitals — sowohl bedingt 
durch natürliche Umstände wie durch die Konservierung feudaler Verhältnisse 
durch die asiatische Despotie — wenig entwickelt. 

Angesichts des Akkumulationstempos des Kapitals in den industriellen Zen- 


18) Brutzkus, B., a.a. O., 8. 94 £., Nötzold, J., a.a.0., 8. 738£., Lyashchenko, P.T.,a.2.0O., 
8.748 

19) Dieser Teil stützt sich insb. auf: Lyashchenko, P. L., a.a.0., Kap. 26, 32--35, sowie 
Nötzold, J., 2.2. 0., Kap. 3 und 4 

20)  Nötzold, I.,a.a.O.,S. 104 


tren Westeuropas und Nordamerikas war es klar, daß auf dieser traditionellen Basis 
der klassische Weg der Entstehung des Kapitalismus wie in England nicht eingeschia- 
gen werden konnte. Wolite die russische Gesellschaft nicht direkt zur Beute des 
kapitalistischen Weltmarkts werden, mußte der zaristische Staat über die Auspres- 
sung des bäuerlichen Mehrprodukts, über die Errichtung von Hochschutzzöllen ge- 
genüber der Weltmarktkonkurrenz und über Anlockung ausländischen Kapitals eine 
eigene Produktionsmittelindustrie schaffen. 

Der Durchbruch der Großindustrie gelang Rußland ebenso wie seinem Vor- 
bild Preußen/Deutschland über den Eisenbahnbau. Besaß Rußland bis zur Abfas- 
sung der Befreiungsgesetzgebung nur einige Repräsentationslinien, begann unmittel- 
bar danach in der Periode 1868-—-78 ein rasanter Ausbau der Strecken. Aufgrund der 
Agrarkrise verlangsamte sich das Tempo erheblich, setzte aber mit dem Beginn der 
Ära Witte 1892 wieder beschleunigt ein, verlangsamte sich dann wieder im Gefolge 
der Industriekrise 1901 mit einigen kurzen Aufschwungphasen 1904-07 und 
1911-14. Zu Kriegsbeginn betrug das Streckennetz über 73 000 km (21). Die öko- 
nomische Bedeutung des Eisenbahnbaus liegt darin, daß er unmittelbar induzierend 
auf die Entwicklung von Eisen- und Stahlproduktion und damit auf Kohle- und 
Erzförderung wirkt und hier direkt auf unqualifizierte Arbeiter bäuerlicher Her- 
kunft zurückgreifen kann. Die durchschnittliche Wachstumsrate der Schwerindu- 
strie von 6 %, die in den Jahren des industriellen Aufschwungs 1895-1900 sogar 
auf 9%, danach zwischen 1900 und 1910 während der Depressionsphase allerdings 
jährlich nur 3 % betrug, war imposant, jedoch blieb die vorrangige Stellung der für 
den russischen Binnenmarkt produzierenden Textilindustrie bis zum Ersten Welt- 
krieg erhalten. Daneben spielte die Nahrungsmittelindustrie (insbesondere Zucker), 
die Holzverarbeitung, Zement- und Erdölproduktion eine gewisse Rolle. Entspre- 
chend verteilten sich 1913 die 2,6 Millionen Arbeiter auf die verschiedenen Indu- 
striezweige (22). Für die Gesamtarbeiterschaft war ihre bäuerliche Herkunft charak- 
teristisch, ihre Landverbundenheit (oft wurden ungelernte Bauern als Saisonarbeiter 
angestellt) und deshalb ihr niedriger Qualifikationsgrad. Die Arbeitszeiten waren 
übermäßig lang und die Löhne niedrig, also typische Merkmale einer beginnenden 
kapitalistischen Industrialisiesung. Trotz ihrer gewaltigen Fortschritte war die russi- 
sche Industrie keineswegs auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig, verlor gegenüber 


21) Das Streckennetz betrug: 1861 2 238 km 
1878 22 371 km 
1892 31 202 km 
1901 56 452 km 
1914 73022 km 


vgl. Nötzold, T., a.a.0., S. 126 
22) Verteilung der Arbeiter nach Industriezweigen 1913 


(in 1 000) 

Alle Industriezweige 2 636,8 
gesamte Textilindustrie 896,2 
Baumwollindustrie 559,1 
Nahrungsmittelindustrie 361,0 
ind. Holzverarbeitung 135,0 
Metallindustrie 347,3 


aus Nötzold, ]., a.2.0., S. 107 
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den kapitalistischen Akkumulationszentren sogar an Boden und hatte selbst 1913 
nur etwas mehr als die Hälfte der landwirtschaftlichen Wertproduktion 
erreicht (23). 

Die Besonderheit dieser Industrialisierung bestand darin, daß sie von vorn- 
herein einen äußerst hohen Konzentrations- und Zentralisationsgrad hatte, einen 
starken Anteil ausländischen Kapitals aufwies und in enger Bindung an staatliche 
Kontrolle und Finanzierung entwickelt wurde. 

Die Übernahme fertiger Industrieanlagen auf dem modermsten technologi- 
schen Niveau, die ungünstigen Verkehrsverhältnisse und großen Entfernungen, die 
Kostenersparnis durch organisierten Verbund von Produktionsstätten mit Zubrin- 
gerbetrieben und Rohstoffquellen bedingten von Anfang an eine hohe Konzentra- 
tion der russischen Industrie (24). Der hohe Kapitalbedarf verlangte die zusätzliche 
Zentralisation des Kapitals in Form von Aktiengesellschaften, die in allen Industrie- 
zweigen vorherrschend waren. Dabei spielten die ausländischen Kapitalbeteiligungen 
eine immer größere Rolle. Sie stiegen von einem Drittel um 1890 auf fast die Hälfte 
des Gesellschaftskapitals um 1900 (25). Dabei dominierte bis 1890 das deutsche, ab 
1900 das beigisch-französische Kapital (26). 

Aber diese Form der Kapitalaufbringung und Kapitalzentralisation genügte 
nicht. Der zaristische Staat mußte in enormem Umfang die industrielle Akkumula- 
tion unterstützen. Sehr deutlich wird dies am Beispiel des Eisenbahnbaus. Während 
die ersten Eisenbahnen noch von Privatgesellschaften errichtet wurden, die die er- 
forderlichen Kapitalsummen bald nicht mehr aufbringen konnten, übernahm dann 
der Staat die ökonomische Hauptlast. Durchschnittlich 75 % des Gesamtkapitals 
wurden bis 1914 durch Eisenbahnobligationen seitens des Staates aufgebracht, dazu 


23) Verteilung der Wertproduktion nach Wirtschaftszweigen: 


Mill. Rubel % 
Landwirtschaft 8792 51,4 
Industrie 4793 28,0 
Bauwesen 699 4,1 
Transportwesen 1356 7,9 
Handel 1468 8,6 
Summe 17108 100,0 


aus: Lyashchenko, P.1I., a.a.0., S. 697 
24)  Konzentrationsgrad der Industrie im europäischen Rußland: 
Anzahl der Arbeiter pro Werk Anteil an der gesamten Arbeiterzahl in % 


1901 1914 
bis 50 14,3 10,2 
51-100 10,1 7,6 
101-500 28,9 25,7 
501-1 000 25,8 15,1 
über 1 000 30,9 41,4 


aus: Nötzold, J., a.a.0.,S. 112 
25)  Lyashchenko, P. I.,a.a. O.,$. 535; vgl. Nötzold, J.,a. a. O.,S. 176, Tab. 55: 
Auslandsbeteiligung in Aktiengesellschaften in % des Gesamtkapitals aller Aktiengesell- 


schaften 1895 25% 
1900 37% 
1912 42% 


26) Lyashchenko, P. I.,a. a. O.,$S. 538 
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kam noch eine zusätzliche Zinsgarantie bis zu 5%. Die darin sich ausdrückende 
mangelnde Rentabilität der Eisenbahnen führte zur Verstaatlichung der meisten 
Linien, nur wenige profitable Strecken blieben privat (27). Auch in den anderen 
industriellen Sektoren neben der Landwirtschaft schoß der Staat umfangreiche Kre- 
dite vor, um die kapitalistische Akkumulation anzukurbeln. Diese Industriefinanzie- 
rung wurde dabei insbesondere über die Staatisbank abgewickelt, die in ihrer geziel- 
ten Kreditvergabe wiederum die Großindustrie bevorzugte und dadurch ihrerseits 
die Konzentrationsbewegung des Kapitals verstärkte. Die Staatsbank, deren Deposi- 
ten wiederum hauptsächlich aus staatlichen Geldern bestand, stellte überhaupt die 
dominierende Institution des Bankkapitals dar. Die aufgrund der russischen Bedin- 
gungen eingeschränkte Selbstbewegung der kapitalistischen Akkumulation mußte 
sich auch in der untergeordneten Rolle des privaten Bankwesens ausdrücken. 

Aber nicht nur beim Prozeß des Vorschießens von Kapital mußte der Staat in 
einem in den westeuropäischen Ländern unbekannten Ausmaß intervenieren, son- 
dern auch bei der Realisierung des Kapitals, dem Absatz der Waren, übernahm er 
notgedrungen wichtige Funktionen. Da die russische Industrie trotz oder vielleicht 
gerade wegen hoher Schutzzollmauern und gezielter Eisenbahntarifpolitik auf dem 
Weltmarkt nicht konkurrenzfähig war, blieb sie in ihrem Absatz hauptsächlich auf 
den seinerseits nur beschränkt ausdehnungsfähigen inneren Markt angewiesen. Der 
gelenkten Staatsnachfrage mußte deshalb auch ein besonderes Gewicht zukommen. 
Sie machte z.B. 1897-99 durch Eisenbahn-, Heeres- und Flottenbedarf 50 % der 
gesamten Produktion der Schwerindustrie aus (28). Als sich mit der Krise ab 1901 
die Absatzschwierigkeiten verschärften, bildeten sich in zahlreichen Industriebran- 
chen marktbeherrschende Kartelle heraus, sog. Syndikate, deren Leitungen mit dem 
staatlichen Komitee für Vergabe von Staatsaufträgen eng zusammenarbeiteten (29). 
Auf diese Weise wurde von einer fallweisen Auftragspolitik auf eine langfristig 
geplante Auftragsvergabe übergegangen. 

Ohne die extensive staatliche Vermittlung des Reproduktionsprozesses des 
Kapitals wäre die eigenständige Industrialisierung Rußlands nicht möglich gewesen. 
Weltmarktabhängigkeit und staatliche Vermittlung der kapitalistischen Industriali- 
sierung mußten aber zugleich zu Disproportionen zwischen russischer Industrie und 
Landwirtschaft führen, da sich die Industrie nur in geringem Umfang auf die Bedürf- 
nisse der Agrarproduktion einstellte, und die Hochschutzzölle die industriellen Pro- 
dukte immens verteuerten. Schon in der zaristischen Gesellschaft deutete sich eine 
Preisschere zwischen industriellen und landwirtschaftlichen Produkten an. 


27) Nötzold, J.,a.a.0.,5. 123 

28) Ders.,a.a.O.,$. 184 

29) „Das 1902 gegründete Syndikat ‚Prodamet‘ hatte 1912 in verschiedenen metallurgischen 
Erzeugnissen Marktanteile von 80-95 %, über 80 % der Eisenerzgewinnung des Gebietes 
von Krivoj Rog und des Donecbeckens entfielen auf das 1907 gegründete Syndikat 
‚Prodarud‘. ‚Krolja‘, das im gleichen Jahr gegründete Syndikat der Uralmetallurgie verei- 
nigte 54 % der gesamtrussischen Dachblecherzeugung auf sich. Das Syndikat der Rohr- 
walzwerke ‚Truboprodaza‘ (gegründet 1905) bestritt fast die gesamte Produktion dieses 
Zweiges, während ‚Prodvagon‘ das Monopol für den Eisenbahnwagenbau besaß. Das sich 
auf das Donecbecken beschränkende Steinkohlensyndikat ‚Produgol‘ umfaßte 60 % der 
gesamten Kohlegewinnung.“ (Nötzold, J.,a. a. O.,S. 113 f.) 
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3. Die Grundlagen des despotisch-absolutistischen Staats 


Die Ungleichzeitigkeit der Weltmarktentwicklung, das Verhältnis von mehr oder 
weniger voll entwickelten bürgerlichen Produktionsverhältnissen in den industriellen 
Zentren des Weltmarkts und der Resistenz traditionaler Gesellschaftsstrukturen, die 
Asynchronität von kapitalistischer Akkumulation und ursprünglicher Akkumulation 
droht die unterentwickeiten Verhältnisse in völlige Abhängigkeit vom kapitalisti- 
schen Weltmarkt geraten zu lassen und weist daher dem vorkapitalistischen Staat 
besondere ökonomische und politische Funktionen zu. Wollte die russische Gesell- 
schaft sich nicht dieser Abhängigkeit unterwerfen, mußte der absolutistisch-despoti- 
sche Staat den Übergang zur bürgerlichen Gesellschaft abkürzen. Die Beschleuni- 
gung der ursprünglichen Akkumulation und der inneren kapitalistischen Akkumula- 
tion waren unumgänglich. Es zeigte sich aber, daß unter den konkreten Bedingun- 
gen der russischen Gesellschaft die Schaffung eines kapitalistischen Grundeigentums 
und die Durchführung der Industrialisierung nur um den Preis der Konservierung 
feudaler Verhältnisse auf dem Lande möglich war. Erst die raschere Industrialisie- 
rung in der Ära Witte setzte auch die Bedingungen für eine raschere Auflösung der 
Dorfgemeinde durch die Stolypinsche Agrarreform. 

Diese widersprüchlichen Tendenzen des Auflösungsprozesses der vorkapitali- 
stischen Gesellschaftsform Rußiands unter dem Druck des Weltmarkts fassen sich 
zusammen in der Struktur des zaristischen Staatshaushalts. Denn die Quellen des 
Staatsreichtums bestimmen, was für die Industriefinanzierung ausgegeben werden 
konnte. Immerhin machte sie zwischen 1895 und 1900 Zweidrittel des Staatshaus- 
halts aus, der 15 % des Volkseinkommens betrug. Für den zaristischen Staat kamen 
im wesentlich drei Einnahmequellen in Frage: Steuern, Staatsbesitz und Staatsanlei- 
hen. 

Die Hauptiast der Industrialisierungspolitik hatte die Bauernbevölkerung zu 
tragen (30). Als ihre direkte Besteuerung über die Loskaufzahlungen und Kopfsteu- 
em nicht mehr genug einbrachte und ihre Erhöhung die Gefahr von Bauernaufstän- 
den heraufbeschwor, verlagerte man die Staatseinnahmen auf die indirekte Besteu- 
erung. Hierzu sind nicht nur die Getränkesteuer, Zucker-, Zündhölzer- und Tabak- 
akzise zu rechnen, sondern auch die preiserhöhende Wirkung der Hochschutzzölle 


30) Zwischen 1900 und 1913 durchschnittlich 50 %. 
Struktur der Staatseinnahmen (in Mic. Rubel) 


1906 1913 
Ordentliche Einnahmen insgesamt, davon: 2271,7 3417,3 
1. Direkte Steuern (Immobilien-, Grundsteuer, 
Gewerbesteuer, Kapitalrentensteuer) 163,2 272,5 
2. indirekte Steuern (Getränkesteuer, Zucker-, 
Zündholz-, Erdöl-, Tabakakzise, Zölle) 494,2 708,1 
davon Zölle allein 241,3 352,9 
3. Alkacholmonopol 697,5 899,3 
4. Einnahmen aus Staatsvermögen 602,6 1043,7 
davon Eisenbahnen 490,9 813,6 
Außerordentliche Einnahmen insgesamt, davon: 1084,1 13,8 
Staatsanleihen 10770000 


aus: Nötzolid, J., a.a.0., 8. 132 
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und die Staatsmonopole, insbesondere Alkohol, geplant waren aber auch die staat- 
liche Monopolisierung von Zucker, Tabak und Tee (31). 

Die Einnahmen aus Staatsvermögen konzentrierten sich auf die verstaatlich- 
ten Eisenbahnen, die allerdings einen noch größeren Teil der Staatsausgaben verein- 
nahmten. Entsprechend dem geringen Entwicklungsstand der sich selbst bewegen- 
den Kapitalakkumulation spielten die Einkommenssteuern nur eine unbedeutende 
Rolle. Die Forcierung des Industrialisierungstempos wäre auf der alleinigen inneren 
Grundlage ja jedoch nicht möglich gewesen. Der große Anteil ausländischer Direkt- 
investitionen wurde schon erwähnt. 

Ein zweiter wichtiger Weg war die Beschaffung ausländischen Kapitals über 
Staatsanleihen, die ihrerseits hauptsächlich in der für die Industrialisierung wichiig- 
sten Branche, dem Eisenbahnbau, angelegt wurden (32). 

Beide Formen der Beschaffung ausländischen Kapitals waren insbesondere 
abhängig von der aktiven Handelsbilanz des russischen Außenhandels, dessen Haupt- 
basis aus den Getreideexporten bestand (33). Nur damit konnte in den 90er Jahren 
die Währungsstabilisierung des Rubels durch Anschluß an den Goldstandard des 
Weltmarkts gelingen — war doch damals die eigene Goldproduktion unbedeutend —, 
und so der ausländischen Kapitalanlage sichere Verhältnisse geboten werden. Nur 
damit konnte der Import insbesondere von Produktionsmitteln und Rohstoffen 
bezahlt werden, nur damit konnte der Eisenbahnbau eine gewisse Rentabilität erlan- 
gen, nur damit konnte die ständig steigende Auslandsverschuldung beglichen wer- 
den. 

Von den Agrarkonjunkturen des Weltmarkts mußte Rußland deshalb beson- 
ders hart betroffen werden. Zwischen 1871 und 1906 konnten aufgrund der fallen- 
den Weltmarktpreise trotz Verdreifachung der Exportmengen die Exporterlöse nur 
geringfügig gesteigert werden. Diese Weltmarktabhängigkeit der Industrialisierung 
Rußlands über Getreideexporte, Auslandskapital und der darauf basierenden Indu- 
striefinanzierungspolitik des russischen Staates machte die Expansion der Kapitalex- 
pansion in Rußland besonders anfällig gegenüber Weltmarktkrisen. So wirkte sich 
die allgemeine Krise von 1901 in Rußland verschärft als lange Depressionsphase bis 
1910 aus. Unter solchen Bedingungen konnte eine schnelle und umfassende Indu- 
strialisierung und entsprechend eine schnelle Freisetzung der Bauern kaum gelingen. 

Die Resistenz feudaler Verhältnisse, das langsame Tempo der ursprünglichen 
Akkumulation, die Weltmarkt- und Staatsabhängigkeit der kapitalistischen Akku- 
mulation und die daraus resultierenden Disproportionen zwischen Landwirtschaft 
und Industrie beschrieben einen gesellschaftlichen Zirkel, dessen Lösung auf Basis 


31) Derns.,a.a.0.,8.138f, 

32) Die Anteile ausländischen Kapitals 1917, sei es in Direktinvestitionen oder Staatsanlei- 
hen, insgesamt ja fast die Hälfte des Gesamtkapitals in Rußland, betrugen: Frankreich 
32,6 %, Großbritannien 22,6 %, Deutschland 19,7 %, Beigien 14,3 %. Dieses Bild umreißt 
die ökonomischen Bedingungen des Kriegseintritts Rußland auf Seiten der Alliierten, 
zumal z. B. der Kapitalexport Frankreichs nach Rußland 27,5 % des gesamten französi- 
schen Auslandsvermögens ausmachte, bei Deutschland entsprechend 15 %, bei Großbri- 
tannien allerdings nur 3 %. Vgl. Nötzoid, J.,a. a.0,,5.179 

33) Durchschnittlich 47% des gesamten Außenhandels. Vgl. Nötzeid, J., a.a.O., 5.158, 
Tab. 158 
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der zaristischen Gesellschaftsstrukturen fraglich war und dessen geringste Erschütte- 
rung zum Ausbruch der immanenten geselischaftlichen Widersprüche führen mußte. 


II. Die Entwicklung der Produktionsverhältnisse in Rußland 1914-1923 
1. Zur Methode der Analyse der sozialistischen Übergangsgesellschaft 


So wie die Marxsche Kapitaltheorie die Anatomie der voll entwickelten bürgerlichen 
Gesellschaft rein herausarbeitet und deshalb von allen historisch zufälligen, stören- 
den Momenten und Modifikationen absieht, gibt sie auch die allgemeinen Bedingun- 
gen der Auflösung der kapitalistischen Produktionsweise an. Die in ihrer kapitalisti- 
schen Form entwickelten Produktivkräfte, Maschinerie und große Industrie, die 
Pressung der Individuen in weltweite geselischaftliche Abhängigkeit, die Zusammen- 
fassung der Arbeiter unter der Despotie des Kapitals, kurz die Vergesellschaftung 
der Arbeit im Rahmen des Kapitalismus setzen die materiellen Bedingungen, die die 
Sprengung der kapitalistischen Hülle durch die freie und bewußte Assoziation der 
Individuen möglich machen. Auf allen Ebenen zeigt sich die kapitalistische Produk- 
tion als widersprüchliche, historisch vergängliche Einheit: die Arbeit als gebrauchs- 
wert- und tauschwertschaffende, als konkret-nützliche und abstrakt-allgemeine; der 
Produktionsprozeß als Arbeitsprozeß und Verwertungsprozeß; die Leitung des Pro- 
duktionsprozesses als Koordination des Arbeitsprozesses, die als kapitalistische 
despotische Formen annehmen muß; schließlich die Entwicklung der Produktivkräf- 
te in die Akkumulationsgesetze des Kapitals gebannt, also nur um den Preis des 
Falls der Profitrate, der Überakkumulation und des dadurch zyklischen und krisen- 
haften Verlaufs — eine widersprüchliche Einheit, die sich als Klassenkampf zwischen 
Bourgeoisie und Proletariat manifestiert, und dabei im Kampf der unter die Gesetze 
des Kapitals subsumierten Individuen gegen diese gesellschaftlichen Bedingungen 
die Formen der Vergesellschaftung freigesetzt werden. 

Schon im Rahmen der kapitalistischen Produktionsweise zeigen sich Tenden- 
zen zur Assoziation. Aktiengesellschaften und Kooperativfabriken deuten schon 
Übergangspunkte zur höheren Gesellschaftsordnung an, wenn sie sich auch grund- 
sätzlich unterscheiden: 


„Die kapitalistischen Aktienunternehmungen sind ebensosehr wie die Kooperativfabriken als 
Übergangsformen aus der kapitalistischen Produktionsweise in die assoziierte zu betrachten, nur 
daß in dem einen der Gegensatz negativ und in dem andren positiv aufgehoben ist“ (1). 


Aber da sie als Vergesellschaftungsformen die kapitalistische Form nicht sprengen, 
sind sie nicht mit der Aufhebung der kapitalistischen Produktionsweise als solcher 
zu verwechseln. 

In der Kritik an dem Proudhonisten Darimon, der durch eine staatliche Zen- 
tralbank die kapitalistische Gesellschaft aus den Angeln heben will, trifft Marx jede 
Form von bürgerlichem und utopischem Sozialismus, indem er nachweist, daß die 


» Marx: Das Kapital II, S. 456 
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Beibehaltung der Wertform der Produktion mit der wirklichen Aufhebung der kapi- 
talistischen Produktion durch die revolutionäre Tat der Arbeiterklasse nicht verein- 
bar ist. 


„Die Individuen sind unter die geselischaftliche Produktion subsumiert, die als ein Verhängnis 
außer ihnen existiert; aber die geselischaftliche Produktion ist nicht unter die Individuen sub- 
sumiert, die sie als ihr gemeinsames Vermögen handhaben. Es kann also nichts falscher und 
abgeschmackter sein, als auf der Grundlage des Tauschwerts, des Geldes, die Kontrolle der 
vereinigten Individuen über ihre Gesamtproduktion vorauszusetzen, wie es oben mit der Stun- 
denzettelbank geschah .... Andrerseits, wenn wir nicht in der Gesellschaft, wie sie ist, die mate- 
riellen Produktionsbedingungen und ihnen entsprechenden Verkehrsverhältnisse für eine klas- 
seniose Geselischaft verhüllt vorfänden, wären alle Sprengversuche Donquichoterie“ (2). 


Aber die Aufhebung des Kapitalverhältnisses ist nicht mit einem Schiage möglich. 
Wohl werden mit der proletarischen Revolution in einem Land Formen der gesell- 
schaftlichen Kontrolle und Leitung freigesetzt, doch sind damit noch nicht alle 
kapitalistischen Formen aufgehoben. 


„Wemit wir es hier zu tun haben, ist eine kommunistische Gesellschaft, nicht wie sie sich auf 
ihrer eigenen Grundlage entwickelt hat, sondern umgekehrt, wie sie eben aus der kapitalisti- 
schen Gesellschaft hervorgeht, also in jeder Beziehung, ökonomisch, sittlich, geistig, noch behaf- 
tet ist mit den Muttermalen der alten Gesellschaft, aus deren Schoß sie herkommt“ (3). 


Erst über die Phase einer sozialistischen Übergangsgesellschaft werden durch die 
Freisetzung der Produktivkräfte, ihrer sprunghaften Entwicklung und die Abschaf- 
fung der materiellen Bedingungen für die Klassenbildung die kapitalistischen Mut- 
termale endgültig abgestreift, eine allgemeine freie und bewußte Assoziation der 
Produzenten verwirklicht. 

Für die Methode der Analyse einer konkreten sozialistischen Übergangsgesell- 
schaft ist zu betonen, daß hiermit von Marx die allgemeinen Bedingungen und 
Tendenzen der Auflösung der kapitalistischen Produktionsweise untersucht sind. 
Die konkreten Bedingungen und Auflösungsformen werden je nach Entwicklungs- 
grad einer kapitalistischen Gesellschaft, ihrem Zusammenhang mit dem Weltmarkt, 
den Klassenverhältnissen und politischen Konstellationen verschieden sein. 

In der Marxschen Beurteilung der Pariser Kommune kann dieses Verhältnis 
von allgemeiner und konkreter Negation der bürgerlichen Gesellschaft verdeutlicht 
werden. Die Absicht der Marxschen Darstellung ist, die allgemeine Bedeutung und 
Tendenz der Kommune herauszuarbeiten. Indem die Kommune den bürgerlich- 
bonapartistischen Staatsapparat zerschlug, das stehende Heer durch Volksbewaff- 
nung, die Verwaltung, Polizei und Justiz durch die Absetzbarkeit, direkte Verant- 
wortlichkeit und gleiche Bezahlung alle Klassenschranken der allgemeinen Vokksbil- 
dung beseitigte, also die verselbständigte Staatsorganisation in die Gesellschaft 
zurücknahm und dadurch unmittelbarer Ausdruck und organisiertes Mittel der Ar- 
beiter wurde, konnte sie als politische Form der sozialen Emanzipation auch der 
Tendenz nach die ökonomische Umwälzung der kapitalistischen Gesellschaft voll- 


ziehen. 
2) Ders.: Grundrisse .. .„S. 76 £. 
3) Ders.: Kritik des Gothaer Programms, MEW 19, S. 20 
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„sie war wesentlich eine Regierung der Arbeiterklasse, das Resultat des Kampfes der hervor- 
bringenden gegen die aneignende Klasse, die endlich entdeckte politische Form, unter der die 
ökonomische Befreiung der Arbeiter sich vollziehen konnte“ (4). 


In ihrer konkreten Entstehung und Entwicklung war die Kommune selbstverständ- 
lich Produkt des bestimmten Entwicklungsgrades der kapitalistischen Produktions- 
weise in Frankreich, seiner Klassenverhältnisse und seiner bonapartistischen Staats- 
form, des Verhältnisses Frankreichs zum Weltmarkt, der innen- und außenpoliti- 
schen Machtkonstellation, der Traditionen der französischen Geschichte und den 
Erfahrungen der französischen Arbeiterklasse. Dies zeigt sich nicht nur an ihrem 
konkreten Ausgangspunkt, der Annexionspolitik Bismarcks und der Kollaboration 
der französischen Bourgeoisie, zeigt-sich an der politischen Zusammensetzung der 
Kommune, zeigt sich an ihren von der historischen Situation abhängigen Maßnah- 
men, die einige unmittelbar ökonomische Veränderungen vornahmen, aber weder 
das Bankkapital Frankreichs unter Kontrolle brachten, noch die kapitalistische 
Struktur der Betriebe veränderte, zeigt sich in ihrer Bündnispolitik gegenüber Klein- 
bürgern und Bauern und zeigt sich nicht zuletzt an der Niederlage der Kommune, 
die aufgrund ihrer Isolation unvermeidlich war. Die Kommune stellt eine konkrete 
Negation einer bestimmten kapitalistischen Gesellschaft dar, aber ihre Tendenz wird 
festgelegt durch die allgemeinen Auflösungsbedingungen der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise. Entscheidende Bedeutung für die konkreten Bedingungen einer so- 
zialistischen Übergangsgesellschaft muß der Entwicklungsgrad einer kapitalistischen 
Gesellschaft und ihr Verhältnis zum Weltmarkt haben. Je entwickelter die kapitali- 
stische Gesellschaft, je mehr unter die Gesetze der kapitalistischen Akkumulation 
subsumiert, je größer deshalb auch der Vergeselischaftungsgrad der Arbeit, desto 
allgemeiner und umfassender wird die Freisetzung sozialistischer Formen mit der 
proletarischen Revolution sein. Je unentwickelter die kapitalistische Gesellschaft, je 
mehr mit vorkapitalistischen Gesellschaftsstrukturen durchsetzt, desto mehr Ge- 
wicht erhalten die Beziehungen zu den anderen Klassen der Gesellschaft, Kleinbür- 
gern und Bauern. Die Bündnispolitik des Proletariats wird dann versuchen, den 
unmittelbaren ökonomischen Druck auf diese Klassen zu beseitigen und langfristig 
gerade gegenüber den Bauern durch materielle, technolegische und agronomische 
Hilfe die kollektive Produktion auch auf dem Lande zu fördern (5). Ebensc muß 
das Verhältnis zum Weltmarkt die sozialistische Transformation entscheidend beein- 
flussen. Kommt es in einer Kettenreaktion revolutionärer Prozesse in den wichtig- 
sten kapitalistischen Industrieländern zu proletarischen Revolutionen, so werden 
die Ausgangsbedingungen einer sozialistischen Übergangsgesellschaft ungleich 
günstiger sein, als wenn es sofort zu einem konterrevolutionären Krieg oder auch 
nur zu einer zeitweiligen Schwächung der internationalen Bouigeoisie kommt. Man 
vergleiche z. B. die internationalen Ausgangsbedingungen der völlig isolierten Kom- 
mune, der sowjetischen Transformation, die ebenso isoliert immerhin durch poten- 
tielle Revolutionen in dem durch den imperialistischen Weltkrieg zerrütteten kapita- 
listischen Ländern etwas geschützt wurde, und der chinesischen Übergangsgesell- 


4) Ders.: Der Bürgerkrieg in Frankreich, MEW 17, 8. 342 
5) Insb. ders.: Erster Entwurf zu: Der Bürgerkrieg in Frankreich, MEW 17,8. 549 ff. 
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schaft, die zumindest anfangs aktive Unterstützung durch die Sowjetunion bekam. 

Die Analyse der sowjetischen sozialistischen Übergangsgesellschaft wird also 
methodisch so vorgehen müssen, daß sie die überkommenen kapitalistischen und 
vorkapitalistischen Muttermale der russischen Gesellschaft, die Konkreten Ausgangs- 
bedingungen und den Umfang der Freisetzung sozialistischer Formen untersucht, 
also gemäß der Universalität der kapitalistischen Produktionsweise die inneren öko- 
nomischen und klassenmäßigen Entwicklungen, wie die äußeren Umstände berück- 
sichtigt und so beurteilt, in welchem Maße sich sozialistische Formen durchsetzen 
und in welchem Maße kapitalistische Gegentendenzen wirksam werden. 


2. Der Zusammenbruch der zaristischen Gesellschaft 


Mit dem Eintritt der zaristischen Gesellschaft in den Ersten Weltkrieg mußten sich 
zwangsläufig die Widersprüche der russischen Produktionsverhältnisse verschär- 
fen (6). Große Teile der Industrie wurden nun gänzlich auf Kriegsproduktion umge- 
stellt, was bis 1916 eine Erhöhung der Produktion um 21 % und eine zusätzliche 
Einstellung von Arbeitern um 19 % gegenüber dem Niveau von 1913 brachte. Die 
Kapitalistische Akkumulation erhielt über die gesteigerte Staatsnachfrage aufgrund 
des Kriegsbedarfs noch einmal einen gewaltigen Anstoß. Aber zugleich mußten 
große Teile des Kriegsmaterials von den Alliierten bezogen werden. Die Organisa- 
tion der Kriegswirtschaft zeigte viel größere Mängel und Uneinheitlichkeiten als in 
den hochkapitalistischen Ländern. Im zentralen Kriegsindustrieausschuß, in dem die 
für die Rüstungsproduktion wichtigsten Syndikate und Industriezweige mit staat- 
lichen Vertretern zusammenkamen, prallten die unterschiedlichen ökonomischen 
und politischen Interessen aufeinander und vereitelten eine einheitliche Kriegspla- 
nung (7). 

Da durch die völlige Umstellung der Industrie auf Kriegsproduktion die Dis- 
proportionen zur russischen Landwirtschaft verschärft wurden, zugleich durch den 
Krieg die ausländischen Absatzgebiete fortfielen, ging jeglicher Anreiz für die Steige- 
rung der Agrarpreduktion verloren. Die sinkende landwirtschaftliche Produktivität, 
die sich in der sinkenden staatlichen Getreideaufbringung und in den galoppierenden 
Lebensmittelpreisen äußerte, zwangen den zaristischen Staat zur Fixierung von 
Höchstpreisen, Ausfuhrverboten, Beschlagnahmungen und zwangswirtschaftlichen 
Maßnahmen der Getreidebeschaffung. 

Mit den staatlichen Ausgaben für die Ankurbelung der Kriegsproduktion, mit 
dem Ausfall der Exporte — das Getreide mußte 1915 11,5 Mill. und 191715 Mill. 
Soldaten ernähren — mußte zugleich das Staatsdefizit gewaltig steigen, dem nur 
6) Diese Analyse der sowjetischen Übergangsgesellschaft stützt sich im wesentlichen auf 

folgende Darstellungen: Brügmann, U.: Die russischen Gewerkschaften in Revolution 

und Bürgerkrieg 1917-1919, Wien 1973; Brutzkus, B.: Agrarentwicklung und Agrarrevo- 
lution in Rußland, a.a.0., Kap.5 und 6; Cam, E.H.: The Bolshevik Revolution 

1917-1923, 3 Bde., London 1952-54; Döring, F.: Organisationsprobleme der russi- 

schen Wirtschaft in Revolution und Bürgerkrieg, Hannover 1970; Lorenz R.! Anfänge der 


bolschewistischen Industriepolitik, Köln 1965 
n Lorenz, R.,a.2.0.,S. 23 


über inflationären Druck von Papiergeld und größerer Auslandsverschuldung 
begegnet werden konnte (8). 

Je länger der Krieg dauerte, desto gefährlicher gerieten die Grundlagen der 
zaristischen Gesellschaft ins Wanken. Die militärischen Mißerfoige, die Kriegsmüdig- 
keit der Soldaten, die wachsende Ernährungskrise, die verstärkten und umfangrei- 
chen Streikaktionen der Arbeiter ab 1916 signalisierten nicht nur die Unmöglich- 
keit, die Kriegsführung fortzusetzen, sondern die soziale Revolution. Als sich die 
Soldaten 1916/17 zunehmend nicht mehr als willfähriges Werkzeug der Kriegs- 
maschinerie mißbrauchen ließen, als der Generalstreik der Arbeiterklasse Februar 
1917 unmittelbar in politische Kämpfe umschlug, stürzte nicht nur die zaristische 
Autokratie, sondern war auch die neue bürgerlich-parlamentarische Staatsform, an 
der auch neben den tonangebenden großbürgerlichen Vertretern Menschewiki und 
Sozialrevolutionäre an der Regierung beteiligt waren, von vomherein ein Proviso- 
rium. Die mit elementarer Wucht aufgrund der Schwäche der staatlichen Kontrolle 
einsetzende Agrarrevolution hatte die Tendenz, die feudalen Abhängigkeiten auf 
dem Land zu vernichten und zerstörte damit auch die Grundlagen der vorsichtig 
abwartenden provisorischen Regierung. 

Die sich gegen Lohndrückerei, Aussperrung und Stillegung von Fabriken 
durch die Kapitalistenklasse ausweitende Streikbewegung der Arbeiter, die sich mit 
der Revolte der im Hinterland stationierten Bauernsoldaten verband, richtete sich 
zugleich gegen die bürgerliche Politik der provisorischen Regierung, die den imperia- 
listischen Krieg fortsetzen wollte, die Arbeiter in die bürgerliche Staatsform zu 
integrieren versuchte und so der Machtübernahme durch eine konterrevolutionäre 
Militärdiktatur Vorschub leistete. Die heranreifende Doppelrevolution, die sich 
gegen Feudaladel und Bourgeoisie richtete und die in den Sowjets, also den demo- 
kratischen Organen der Arbeiter und Bauernsoldaten, ihren zentralisierten Aus- 
druck fand, war nicht in den bürgerlich verbrämten alten Staatsapparat einzubin- 
den, sondern realisierte tendenziell dessen Aufhebung. Die Oktoberrevolution war 
das endgültige Resultat der sich in doppelter Form durchsetzenden revolutionären 
Bewegung, die Formen sozialer Emanzipation des Proletariats freisetzte und damit 
den sozialistischen Übergang einleitete. Jedoch erhielten unter den möglichen Be- 
dingungen der internationalen Isolierung, aufgrund der kapitalistisch-vorkapitalisti- 
schen Muttermale der unterentwickelten russischen Gesellschaft und nicht zuletzt 
der Widersprüchlichkeit von proletarischer und bäuerlicher Emanzipationsbewegung 
die kapitalistischen Gegentendenzen gegen die soziale Emanzipation des Proletariats 
besonderes Gewicht. 

Es muß deshalb gefragt werden, wie sich der unter diesen widersprüchlichen 
Bedingungen stattfindende Übergang in den deutlich abgrenzbaren Phasen, bis zum 
Ausbruch des Bürgerkriegs Juni 1818, während des Kriegskommunismus bis März 
1921 und der beginnenden NÖP bis 1923 vollzieht (9). Dabei wird zunächst die 
Entwicklung der Agrarverhältnisse, dann die widersprüchlichen Tendenzen in der 
d Brutzkus, B., a. a.O.,8.137 ff. 

9) Im Rahmen einer Kritik an der Lenindarstellung des PKA ist die zeitliche Beschränkung 


der Analyse der sowjetischen Übergangsgesellschaft bis 1923 nur im Hinblick auf den 
dort behandelten Zeitraum zu sehen. 
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Industrie und schließlich die von diesen Bedingungen abhängige Entwicklung des 
Sowjetstaats skizziert. 


3. Die Entwicklung der Agrarverhältnisse 


Schon die Bauernbewegung 1905/6 hatte die Tendenz ihres Kampfes klar angedeu- 
tet: Beseitigung der feudalen Abhängigkeiten, Enteignung des Gutsbesitzerlandes 
und Aufteilung des Bodens unter die Bauern. Diese Forderungen waren Ausdruck 
der durch die Befreiungsgesetze konservierten, durch Abgabepflichten und Ablö- 
sungszahlungen erdrückten und durch steigendes Bevölkerungswachstum überbevöl- 
kerten Dorfgemeinde. Auch die Agrarrevolution 1917/18 hatte die gleiche Stoßrich- 
tung. In beiden Revolutionen waren die zentralen Gebiete der Bauernaufstände die 
marktfernen Schwarzerdegebiete, in denen die Überbevölkerung sowie die Land- 
knappheit am größten war und die Umteilungsgemeinde sich am stärksten gegen- 
über den, durch die Stolypinschen Reformen unterstützten, privatwirtschaftlichen 
Tendenzen behauptet hatte. Das Resultat der Agrarrevolution, deren letzte Barrie- 
ren durch die Oktoberrevolution weggefegt und die nach der Demobilisierung der 
Armee nach dem Frieden von Brest-Litowsk vollendet wurde, war die Beseitigung 
der Grundbesitzerklasse und die Aufteilung ihres Bodens unter die landhungrigen 
Bauern. Charakteristischerweise war in den technologisch am höchsten stehenden 
Betrieben in der Westukraine, Podolien und allgemein den Exportagrikulturen auch 
der höchste Grad an Organisation der Bauernbewegung festzustellen (10). 

86 % des Bodens wurde unter die Bauern verteilt, 3 % ging an landwirtschaft- 
liche Kollektive, 11% an den Staat, und zwar insbesondere die eben genannten 
früheren, für den Export arbeitenden landwirtschaftlichen Großbetriebe. Der Land- 
gewinn für den einzelnen Bauern betrug zwischen 1/4 und 3/4 einer Desjatine (11). 
Das Ergebnis der Agrarrevolution war die allgemeine Nivellierung der Bauernschaft 
und ihre Rückkehr zur Naturalwirtschaft, Ausdruck der noch vorherrschenden Do- 
minanz der Umteilungsgemeinde in den bäuerlichen Agrarverhältnissen. Das Dekret 
über den Boden vom 26. 10. 1917 und das Gesetz über die Sozialisierung des Lan- 
des — beide: Kompromisse zwischen Boischewiki und Sozialrevolutionären — waren 
im Grunde nicht mehr als die Legalisierung der von der Arbeiterbewegung unbeein- 
flußt geschaffenen Tatsachen der Bauernrevolution. 

Sie bewiesen, daß die von Marx anvisierte Möglichkeit des direkten Übergangs 
zur sozialistischen Produktionsweise auf dem Lande in den agrikolen Übergangsver- 
hältnissen Rußlands noch real vorhanden waren. Sie mußte allerdings immer noch 
von der technologischen Hilfe durch das Proletariat abhängen. Die russische Revolu- 
tion blieb jedoch international isoliert, die durch die spezifische Induktion der 
kapitalistischen Akkumulation in Rußland geschaffenen Disproportionen zwischen 
Industrie und Landwirtschaft waren nicht unmittelbar überbrückbar, und nicht zu- 
letzt: der Bürgerkrieg ab Juni 1918 machte die erneute zwangsweise Abschöpfung 
des Mehrprodukts der Bauern notwendig, — unter solchen historischen Umständen 


10) Carr, E.H.,a.a. O., Bd. 2,S. 44 
11) Brutzkus, B.,a.2.0.,8. 151 
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mußten eher die rückständigen Konsequenzen der Dorfgemeinde konserviert wer- 
den (12). 

Schon während des Ersten Weitkriegs waren durch Ausfuhrverbote, 
Höchstpreise und Zwangsrequirierungen die privatwirtschaftlichen Tendenzen ge- 
hemmt worden. Die provisorische Regierung reagierte auf die hemmungslosen Ge- 
treidepreissteigerungen mit der Errichtung des Getreidemonopois. Die Rückkehr der 
Soldaten aufs Land, die Flucht der Städter vor der sich verschärfenden Ernährungs- 
krise, die mit dem Ausbruch des Bürgerkriegs gegebene Notwendigkeit, die Rote 
Armee und das Proletariat zu verpflegen, zwang die Sowjetregierung über Requisi- 
tionen das Getreide zu beschaffen, zumal da die Versuche einer Naturalsteuer und 
des Getreidehandels über den Markt bis Mitte 1918 fehlgeschlagen waren. Ende 
1918 wurden alle wichtigen Lebensmittel staatlich monopolisiert. Die Bolschewiki 
wollten die Komitees der Dorfarmut als unterstes Organ der Getreidebeschaffung 
einsetzen, doch da diese häufig identisch mit der Dorfgemeinde waren, weigerten sie 
sich bald, ihre Überschüsse abzuliefern. Es mußten aus Arbeitern bestehende, be- 
waffnete Verpflegungsabteilungen aufs Land geschickt werden. Gewerkschaften, 
Betriebskomitees und lokale Sowjets, denen die Komitees der Dorfarmut schließlich 
untergeordnet wurden, wurden zur Requirierung autorisiert (13). Die Folge war 
nicht die Vermittlung, sondern die Verschärfung der Widersprüche zwischen den 
Organisationen der Arbeiterbewegung und des Sowjetsstaats und der Bauernschaft; 
sie äußerten sich in ständigen Bauernrevolten. Der Grund für das dennoch relativ 
loyale Verhalten der Bauern gegenüber dem Sowjetstaat und die Unterstützung der 
Roten Armee gegenüber den Weißgardisten lag in der noch größeren Furcht vor der 
Rückkehr der Gutsbesitzer und damit dem Verlust der errungenen Positionen. 

Überbevölkerung, Landknappheit, niedriges technologisches Niveau, Nivellie- 
rung des Landbesitzes, zwangsweise Abschöpfung der bäuerlichen Überschüsse und 
die restaurierte Kollektivverantwortung über die Komitees der Dorfarmut aufgrund 
der Bedingungen des Kriegskommunismus mußten die traditionellen Elemente der 
russischen Agrarverhältnisse, die Dorfgemeinde insbesondere in Form der Umvertei- 
lung verstärken. Doch der immer umfangreicher werdende Schwarzmarkt, der im- 
mer mehr zum Lückenbüßer der sinkenden Getreideaufbringungen wurde und alle 
Poren der staatlichen Organe und der Arbeiterschaft durchdrang, bewies, daß die 
privatwirtschaftlichen Tendenzen nur darauf warteten, freigesetzt zu werden. 

Nachdem die konterrevolutionären Armeen Anfang 1920 geschlagen waren, 


12) Aufgrund dieser Übergangsverhältnisse der russischen Landwirtschaft: die noch domi- 
nant existierende Dorfgemeinde mit ihrer Tendenz zur privatwirtschaftlichen Auflösung 
wäre die Frage zu beantworten, ob die Bolschewiki nur theoretisch die Marxsche Posi- 
tion der — allerdings an die materielle Hilfe für das Dorfkollektiv gebundenen — Möglich- 
keit des unmittelbaren Übergangs zur sozialistischen Kollektivproduktion übersahen, 
oder ob auch wirkliche Anknüpfungspunkte bei der Dorfgemeinde vorhanden waren. 
Ökonomisch ist allgemein nur der Übergangscharakter der landwirtschaftlichen Verhält- 
nisse festzustellen, und politisch, daß Bauernbewegungen von den Bolschewiki abgewürgt 
wurden. Aber dies wäre noch näher zu untersuchen. Klar ist nur, daß die Stalinsche 
Zwangskollektivierung an die staatliche Kollektivkontrolle der zaristischen Autokratie 
wieder anknüpfte. 

13) Carm,E.H.,a.a.O., Bd. 2,8. 152 ff. 
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der Sowjetstaat jedoch bei den kriegskommunistischen Maßnahmen blieb, war auch 
die Basis der Loyalität der Bauern gegenüber Arbeitern und Sowjetstaat nicht mehr 
gegeben. Die gefährliche Häufung von Bauernaufständen erzwangen schließlich die 
Einführung der Neuen Ökonomischen Politik. Die Umwandlung der Zwangsrequisi- 
tionen in eine Naturalsteuer im März 1921 war keine neue Maßnahme, kam aber 
doch ein Jahr zu spät, um noch die größte Hungerkatastrophe in der Geschichte 
Rußlands mildern zu können. 

Wenn auch keine gesetzliche Diskriminierung der Dorfgemeinde erfolgte und 
alle Agrarformen als gleichberechtigt nebeneinander anerkannt wurden (14), so 
mußte die NÖP, indem sie statt kollektiver Dorfhaftung die individuelle Natural- 
steuer, die 10 % betrug und die auch bald überwiegend in Geld aufgebracht wurde, 
einführte, die warenwirtschaftlichen und privatkapitalistischen Tendenzen in der 
Landwirtschaft und damit die Auflösung der Dorfgemeine fördern. Zugleich waren 
die während des Kriegskommunismus staatlich geförderten Kollektivwirtschaften, 
Sowchosen und Kolchosen, dieser Konkurrenz nicht gewachsen und lösten sich 
größtenteils auf. Eine erneute Differenzierung und Klassenspaltung auf dem Lande 
war die Folge. Aufgrund guter Ernten und der privatwirtschaftlichen Motivation 
wurde schon 1923 das Produktivitätsniveau von 1913 annähernd erreicht. Doch die 
sich ankündigende Preisschere, die sinkenden Agrarpreise und die in die Höhe 
schnellenden Industriepreise, bewiesen die noch existierenden Muttermale der zari- 
stischen Gesellschaft. Die Disproportionalität der russischen Ökonomie setzte der 
Produktivitätsentfaltung der Landwirtschaft enge Grenzen. Die Bauern tendierten 
wiederum zur Einschränkung der Produktion. 


4. Sozialistische und bürgerliche Tendenzen in der Industrie 


Der Kampf gegen die Auswirkungen der Kriegswirtschaft, die rapide Verschlechte- 
rung der Ernährungssituation, die drückenden Arbeitsbedingungen und Hungerlöh- 
ne, die Aussperrung von Arbeitern durch Unternehmer, schließlich die Stillegung 
ganzer Fabriken, die Unterstützung dieser kapitalistischen Praktiken durch die zari- 
stische und später ihre Tolerierung durch die Abwartepolitik der Provisorischen 
Regierung brachten Ende 1916 bis Oktober 1917 Kampforganisationen der Arbei- 
terklasse hervor, die diesen konkreten Bedingungen geschuldet waren und der Ten- 
denz nach die kapitalistischen Formen der Vergesellschaftung durch kollektive For- 
men ersetzten. Sie knüpften unmittelbar an die Kampferfahrungen der Streikbe- 
wegungen 1901/05, die Bildung von Arbeiterräten in der Revolution von 1905/06 
und die erneute umfangreiche Streikbewegung ab 1912 an. 

Die Betriebskomitees organisierten unmittelbar den betrieblichen Kampf, gin- 
gen gegen betriebliche Repressionen, Aussperrungen und Stillegungen vor, mischten 
sich ins Management ein und — wo dies alles nicht ausreichte — übernahmen selbst 
die Fabriken. Mit der Ausdehnung des Zusammenbruchs der Industrieproduktion 
weitete sich auch die Bewegung der Arbeiterkontrolle aus und zentralisierte sich 


14)  Ders.: ibid.,S. 291 
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schließlich in der Konferenz der Betriebskomitees Mai 1917. Hier drückte sich in 
der Vorstellung eines von den Betriebskomitees ausgehenden ökonomischen Räfte- 
systems die weitestgehende Aufhebung der kapitalistischen Produktionsform 
aus (15). 

Die Gewerkschaftsbewegung konnte sich nach der Februarrevolution frei or- 
ganisieren und breitete sich über alle wichtigen Industriebranchen aus. Sie versuchte 
mehr die traditionellen allgemeinen ökonomischen Interessen der Arbeiterklasse zu 
vertreten und kämpfte hauptsächlich für die Reduktion des Arbeitstags und für 
Lohnerhöhungen. Auch sie zentralisierte sich erstmals in einer Allrussischen Konfe- 
renz der Gewerkschaften Juni 1917. Hier traten die Gewerkschaftsvertreter für die 
Aufrechterhaltung und Organisation der Produktion ein, orientierten sich aber mehr 
an der traditionellen Gewerkschaftspraxis der „Mitbestimmung“ unter Auftechter- 
haltung der kapitalistischen Produktionsform und kamen so in einen gewissen Ge- 
gensatz zu den Vorstellungen der Betriebskomitees (16). 

Die Sowjets vertraten die gesamten ökonomischen und politischen Interessen 
der Arbeiterklasse und der Bauernsoldaten, waren lokal, regional und national orga- 
nisiert, etablierten die politische Gegenmacht zum zaristischen und bürgerlichen 
Staatsapparat, bereiteten den Aufstand vor und setzten in derÖktoberrevolution die 
politische Form der sozialen Emanzipation frei. Auch sie waren hauptsächlich Orga- 
ne der in der russischen Gesellschaft verschwindenden proletarischen Minderheit, 
hatten jedoch am ehesten Verbindung zum Land und mußten nach der Oktoberre- 
volution die gesellschaftlichen Gesamtinteressen wahrnehmen. 

Entsprechend der zunehmenden revolutionären Radikalität der Bewegung von 
Arbeitern und Bauern mußte sich auch ihr Verhältnis zu ihren traditionellen Partei- 
organisationen verändern. Anfänglich war der Einfluß von Menschewiki und Sozial- 
revolutionären in den Sowjets vorherrschend, sie gerieten aber bald aufgrund ihrer 
Beteiligung an der Provisorischen Regierung und ihren demokratisch-bürgerlichen 
Zielvorstellungen zunehmend in Gegensatz zu den realen Interessen von Arbeitern 
und Bauern. Die Menschewiki in ihren politischen und ökonomischen Vorstellungen 
entsprachen mehr den Interessen der qualifizierten Industriearbeiter und der Ge- 
werkschaftler und dominierten deshalb zunächst die Gewerkschaftsbewegung. Die 
Sozialrevolutionäre, insbesondere die abgespaltene linke Fraktion, drückten die In- 
teressen der Agrarrevolution aus und hatten deshalb in jeder selbständigen Bauern- 
organisation, wie z.B. in den Dorfkomitees und Dorfsowjets, die Mehrheit. Durch 
die Umorientierung der Taktik der Bolschewiki auf die Bestimmungen insbesondere 
von Lenin und Trotzki und ihrem Kompromiß mit dem Agrarprogramm der linken 
Sozialrevolutionäte waren sie am besten in der Lage, die Gesamtinteressen der 
Doppelrevolution zu vertreten. Mit der zunehmenden Radikalisierung der Arbeiter- 
bewegung und der Bauernrevolution dominierten sie die Sowjets, war ihr Einfluß in 
den Betriebskomitees groß, nach der Oktoberrevolution auch zunehmend in den 
Gewerkschaften. Das Übergangsprogramm der Bolschewiki wollte mit der Kontrolle 
der Sowjets und der Arbeiterorganisationen über die industrielle Produktion und die 
Wirtschaftsadministration den drohenden Zusammenbruch der Wirtschaft auffangen 


15) Hierzu insb. Döring, F.,a.2.0. 
16) Hierzu insb. Brügmann, U.,a.2.0. 
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und die Produktivität wieder ankurbein. 

Welche Zielvorstellungen sich nach der Oktoberrevolution real durchsetzten, 
das ökonomische Rätemodell der Arbeiterkonirsile seitens der Betriebskomitees, 
die Aufrechterhaltung der kapitalistischen Produktion unter Wahrung der Arbeiter- 
interessen seitens der Gewerkschaften oder das Übergangsprogramm der Bolschewi- 
ki des durch die Sowjets kontrollierten wirtschaftlichen Aufbaus, hing nicht so sehr 
von der Radikalität der Arbeiter selbst ab, sondern von den konkreten inneren und 
äußeren Transformationsbedingungen der russischen Gesellschaft. Bis Beginn des 
Bürgerkriegs Juni 1818 war diese Frage in gewissen Grenzen noch offen. 

Die Sowjetregierung, selbst Resultat der Aufhebung der politischen Instru- 
mente der alten Staatsgewalt, also insbesondere von Armee, Polizei, Justiz und 
einigen Verwaltungsorganen, griff angesichts des allgemeinen Niedergangs der indu- 
striellen Produktion auf die überkommenen wirtschaftlichen Staatsorgane, den 
Bankapparat und die Wirtschaftsorganisationen zurück. 

Die nach der Wirtschaftskrise 1901 entstandenen Syndikate, die durch weite- 
re, während der Organisation der Kriegswirtschaft, ergänzt worden waren; die 
während des Krieges institutionalisierten Kriegskomitees (Glavki und Zentri), die 
über alle Industriebranchen verteilt und schon von der Provisorischen Regierung 
einem Wirtschaftsrat unterstelit worden waren, wurden von der Sowjetregierung bis 
Mai 1918 dem neu geschaffenen Obersten Volkswirtschaftsrat untergeordnet. Dazu 
kam die Übernahrne der Staatsbank, der die Privatbanken zugeordnet wurden. Hier- 
bei wurden selbstredend nicht nur die zaristischen Fachexperten, sondern auch die 
kapitalistischen Strukturprinzipien übernommen (17). 

Aber nicht nur hieran zeigte sich die objektive Schwierigkeit für die Arbeiter- 
klasse, nicht über traditionell-kapitalistische Mittel den gesellschaftlichen Zusam- 
menhang herzustellen und die Produktion wieder in Gang zu setzen. Im unmittelba- 
ren Produktionsbereich war schon vor der Oktoberrevohition die spontane Errich- 
tung der Arbeiterkontrolle über die Betriebe an Schranken gestoßen. Die Enteignun- 
gen verliefen unkoordiniert, die Arbeiter verkauften teilweise die Produktionsmittel 
für ihren Lebensunterhalt, die Betriebskomitees holten oft die Unternehmer zurück, 
da sie die Produktion nicht aufrechterhalten konnten, viele strebten deshalb von 
vornherein nur eine Zusammenarbeit zwischen Unternehmern und Arbeitern an — 
kurzum, die vergeselischaftete Produktion konnte von ihrer kapitalistischen Form 
wegen des allgemeinen Niedergangs der Industrie, aber auch der Unfähigkeit der 
Arbeiter nur teilweise freigesetzt werden. Nur auf dieser Grundlage ist die Tendenz 
der Sowjetregierung zu verstehen, die anarchische Bewegung der Betriebskomitees 
durch die Gewerkschaften aufzufangen. Schon November 1917 wurden sie lokalen, 
regionalen und nationalen Arbeiterkontrollräten untergeordnet, in denen die Ge- 
werkschaften das Übergewicht hatten. Januar 1918 wurden die Betriebskomitees 
den lokalen Gewerkschaftsorganisationen, jene aber wiederum den lokalen Sowjets 
unterstellt. Charakteristischerweise konnte das Eisenbahnpersonal, das den Trans- 
portverkehr bis zu seinem Zusammenbruch mit dem Frieden von Brest-Litowsk 
selbsttätig zu organisieren imstande war, der Kontrolle durch die Sowjets am 


17) Hierzu und zum folgenden Carr, E. H.,a. a. O., Bd. 2, Kap. 16, Abschn. b und c 
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längsten widerstehen. Das gleiche galt für die Metallarbeiter von Petersburg. 

Die Nationalisierung der Industrie trug eigentlich mehr einen Strafcharakter 
und wurde bei Produktionsstillstand und unmittelbaren ökonomischen Notwendig- 
keiten durchgeführt (18). Da jedoch mit dem Friedensabschluß in Brest-Litowsk 
40 % der Industrieproduktion, dabei 70 % der Eisen- und Stahlindustrie und 90 % 
der Zuckerindustrie verloren ging, hatte die Nationalisierungsbewegung automatisch 
die Tendenz sich auf alle Industriezweige auszudehnen. Mai 1913 wurde die metall- 
urgische Industrie und die Zuckerproduktion nationalisiert. Als der Bürgerkrieg 
einen Monat später ausbrach, wurden alie kriegswichtigen Industriezweige unter die 
Kontrolle des Sowjetstaats gestellt. Aber Nationalisierung der Industrie hieß nicht 
Aufhebung der Mechanismen der kapitalistischen Produktion. So ist schon vor Ein- 
setzen des Bürgerkriegs die Tendenz zu erkennen, einerseits auf Basis kapitalisti- 
scher Produktionsmethoden, in Zusammenarbeit mit dem Betriebsmanagement die 
wirtschaftliche Produktivität zu steigern und im Rückgriff auf die überkommene 
Wirtschaftsadministration die wirtschaftliche Desorganisation zu überwinden, ande- 
rerseits der Kontrolle durch die Sowjets zu unterstellen. Um diese Kontrolle effek- 
tiv zu gestalten, mußten Betriebskomitees und Gewerkschaften allerdings den So- 
wjets unterstellt werden, setzte also ein Zentralisierungsprozeß innerhalb der Orga- 
nisationen der Arbeiterbewegung ein. 

Diese sich andeutenden Tendenzen mußten sich zunächst durchsetzen, als die 
internationale Isolation nicht aufgehoben wurde, sondern durch Intervention und 
Konterrevolution der Bürgerkrieg ausbrach (19). Um die Rote Armee aufzubauen 
und mit Waffen, Ausrüstung und Nahrungsmitteln zu versorgen, mußte nicht nur 
die Zwangsrequirierung das Bündnis zwischen Arbeitern und Bauern gefährden, 
sondern auch die Kriegsproduktion mit allen Mitteln organisiert werden. 

Zunächst wurde die Wirtschaftsadministration weiter zentralisiert, indem alle 
Glavki und Zentri und mit ihnen die wichtigsten nationalisierten Industriezweige 
dem Obersten Volkswirtschaftsrat direkt unterstellt wurden. Den provinziellen 
Wirtschaftsräten blieben nur noch unbedeutende lokale Industrien. Bis November 
1920 wurden alle Industrien und Kleinbetriebe mit mehr als fünf Arbeitern nationa- 
lisiert, mit Hilfe der Wirtschaftsadministration die wichtigsten Industriebranchen zu 
Staatstrusts zusammengefaßt. Mit dieser Entwicklung ging einher die schließliche 
Einführung der Einmannleitung. Sie war schon März 1918 bei dem völlig desolaten 
Zustand des Eisenbahnwesens von Lenin, Trotzki etc. gegen den Widerstand der 
linkskommunistischen Fraktion in der bolschewistischen Partei dort eingeführt wor- 
den und schließlich gegen den Widerstand der Gewerkschaften und der Gruppe der 
Demokratischen Zentralisten, die das bisher übliche Kollegialitätsprinzip verteidig- 
ten, März 1920 unter den Bedingungen der allgemeinen Desorganisation der Wirt- 
schaft während des Höhepunkts des Bürgerkriegs für alle Industriebetriebe als ver- 
bindlich durchgesetzt worden. Parallel lief die Verschärfung der Arbeitsdisziplin. 
Dazu wurde schon seit März 1918 die Aufstellung von Produktivitätsnormen unter 
der Aufsicht der Gewerkschaften, die Anwendung des Stücklohnsystems und die 
18) Noch Dezember 1917 wurde die Nationalisierung der gesamten Industrie — ein Vorschlag 


Lenins — als unpraktikabei abgelehnt. 
19) Zum folgenden insb. Carr, E. H.,a.a. O., Bd. 2, Kap. 17, Abschn. b 
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Auffächerung der Lohndifferenzierung vollzogen, jegliche Unabhängigkeit der Ge- 
werkschaftsorgane unterbunden, um die staatliche Regulierung des Arbeitsmarkts 
durchzusetzen, Arbeitsbücher auch für Arbeiter eingeführt und schließlich glich die 
allgemeine Mobilisierung der Arbeit immer mehr einem militärischen Arbeitsdienst. 

Diesen kriegswirtschaftlichen Maßnahmen des Kriegskommunismus — weit 
entfernt davon, Formen sozialer Emanzipation zu etablieren — waren Folge der 
völlig verzweifelten ökonomischen Situation der Sowjetmacht und verschärften die 
Gegentendenzen zur Freisetzung sozialistischer Formen, die schon vor Ausbruch 
des Bürgerkriegs sich andeuteten in der Konservierung kapitalistischer Methoden der 
Produktion wie der Wirtschaftsadministration. Die Sowjetgebiete waren teilweise 
während des Bürgerkriegs fast ausschließlich auf die Moskauer und Petersburger 
Region eingeschränkt. Die Produktion von Stahl und Eisen fiel 1920 auf 2% im 
Vergleich zu 1913. Die Ölproduktion belief sich noch auf 41 %, die Textilproduk- 
tion auf 35 %, Kohle auf 27 %, der Transport lag fast völlig darnieder. Der Wert der 
Fertigwaren wurde auf 13% und der der Halbwaren auf 14 % berechnet. Nicht 
minder charakteristisch war die durch Arbeitslosigkeit, Hunger, Stadtflucht und 
Einzug in die Armee verursachte Verringerung des Proletariats. War die Arbeiteran- 
zahl des Proletariats 1913 noch 2,6 Mill., 1917 infolge der zaristischen Kriegspro- 
duktion sogar 3,0 Mill., so belief sie sich 1918 nur noch auf 2,5 Mill., 1920/21 auf 
1,5 Mill. und schließlich 1921/22 nur noch auf 1,2 Mill. Petersburg verlor bis 1920 
58% seiner Bevölkerung, Moskau 45%, die russischen Städte im Durchschnitt 
33%. 

Der Übergang zur NÖP war insofern auch gar kein Rückzug von zu schnell 
errungenen sozialistischen Positionen, sondern die Anerkennung der unter solchen 
Umständen noch verschärften Realität seitens der Sowjetmacht, daß der gesell- 
schaftliche Reproduktionsprozeß nur über Waren- und Geldbeziehungen wie durch 
kapitalistische Produktionsmethoden unter staatlicher Kontrolle aufrechtzuerhalten 
war (20). Nach der faktischen Beendigung des Bürgerkriegs März 1920 und damit 
dem Fortfall der Notwendigkeit kriegswirtschaftlicher Maßnahmen zeigten dies 
nicht nur die Bauernrevolten gegen die Zwangsrequirierungen, insbesondere nach 
der Demobilisierung der Roten Armee im September 1920, und der riesige Schwarz- 
markt, sondern auch der Widerstand innerhalb der Arbeiterbewegung — insbesonde- 
re der Gewerkschaften und der bolschewistischen Fraktion der Arbeiteropposi- 
tion — gegen jegliche Verschärfung der Militarisierung der Arbeit. 

Die Aufhebung der kriegskommunistischen Maßnahmen konnte sich nicht nur 
auf den Ersatz der Zwangsreguirierungen durch die Natural- bzw. Geldsteuer und 
die Anerkennung der Waren- und Geldbeziehungen zwischen Stadt und Land er- 
strecken, sondern mußte auch in der Industrie zur verschärften Reproduktion der 
„alten Scheiße“ führen. Nicht nur die Kleinindustrie wurde reprivatisiert, sondern 
auch alle Betriebe, die der Sowjetstaat und seine Organe nicht profitabel bewirt- 
schaften konnte, gingen zu 50 % wieder an die früheren privaten Besitzer zurück. 
Von 165 000 Betrieben waren dies insgesamt 88,5 %, 3 % blieben bei den Koopera- 
tiven und 8,5 % staatlich. Dabei muß allerdings beachtet werden, daß die staatlichen 
Betriebe die gesamte Großindustrie umfaßten, die 34,5 % der Arbeiter beschäftigte 
20) Zum folgenden insb. Carr, E. H., a. a.O.,Bd. 2, Kap. 18, Abschn. b 
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und 92 % der gesamten Wertproduktion beferte. Sie wurden innerhalb von kürzester 
Zeit endgültig in Staatstrusts umgewandelt. Die Produktivität der Produktion konn- 
te nur über die Anerkennung der Profitproduktion, allerdings bei den Staatstrusts 
unter strikter Kontrolle des Sowjetstaats erreicht werden. Die Einführung des Prin- 
zips der Rechnungsführung (chrozraschät) solite die Profitabilität insbesondere der 
staatlichen Betriebe sicherstellen, d.h. daß sie nicht dem Staatshaushalt zur Last 
fielen, und sah vor, daß 25 % des Profits dem Trust zur Eigendisposition verblieben, 
22% in einen Wohlfahrtsfonds eingezahlt wurden und 3 % als Prämienfonds für das 
Management fungierte. Der Kauf und Verkauf von Waren, Rohstoffen, Produktions- 
mitteln und Endprodukten erfolgte auch bei fast allen Staatstrusts ab 1922 über 
den Markt, und die Naturalrationen der Arbeiter wurden in Geldlöhne verwandelt, 
die zwischen Betrieb und Gewerkschaften ausgehandelt wurden. Klassische Folgen 
dieser Entwicklung war das immense Ansteigen der Arbeitslosigkeit und der durch 
die Konkurrenz bedingte Fall der Industriegüterpreise. Erst durch die erneute Kar- 
tellierung in Form der Syndikatsbildung konnte hier ab 1923 die Umkehr der 
Preisbewegung erzwungen werden. Die damit sich ankündigende Preisschere zwi- 
schen industriellen und landwirtschaftlichen Preisen erinnerten an die vorrevolutio- 
nären Muttermale der russischen Gesellschaft und mußte — angesichts des durch die 
internationale Isolation verschärften Kapitalmangels — notwendig die Frage stellen, 
ob diese Disproportionen durch die langsame Industrialisierung auf Basis der natur- 
wüchsigen Geldakkumulation der Bauern auf klassisch-kapitalistischem Wege beho- 
ben werden konnten oder ob die Revolution doch Kräfte freigesetzt hatte, die eine 
forcierte Industrialisierung möglich machten. 


5. Tendenzen und Gegentendenzen der sozialen Emanzipation: Die Verselbstän- 
digung des Sowjetstaats 


Die ökonomischen Ausgangsbedingungen der sozialistischen Transformation der 
Sowjetgesellschaft waren geprägt durch die widersprüchlichen feudal-kapitalisti- 
schen Produktionsverhältnisse der zaristischen Gesellschaft. Die Resistenz der Dorf- 
gemeinde mit ihren rückständigen und potentiell progressiven Elementen, die gerin- 
ge Höhe ursprünglicher Akkumulation, der geringe Selbstlauf der kapitalistischen 
Akkumulation, der nur über umfassende Induktion und damit Abhängigkeit vom 
Weltmarkt, sowie nur über weitreichende Staatsvermittlung seines erweiterten Re- 
produktionsprozesses stattfinden konnte — diese vorrevolutionären Muttermale 
einer unterentwickelten Gesellschaft produzierten gesellschaftliche Disproportio- 
nen, die in der Widersprüchlichkeit von revolutionärer Arbeiterbewegung und 
Bauernbewegung, sowie der Schwierigkeit der Arbeiterklasse, über frei und bewußt 
assoziierte Formen den gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß aufrechtzuerhalten 
und zu entwickeln, ihren Ausdruck fanden. Zusätzlich zu diesen Muttermalen ka- 
men die durch den Eısten Weltkrieg bedingte Produktions- und Ernährungskrise, die 
internationale Isolation, die ausländische Intervention und der dadurch angeheizte 
Bürgerkrieg dazu. Diese konkret-historischen Umstände mußten die Schwierigkeiten 
des Übergangs noch weitaus verschärfen. 
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So zeigte sich schon vor Ausbruch des Bürgerkriegs neben der Anerkennung 
der Ergebnisse der Agrarrevolution innerhalb der verschiedenen Organisationen der 
Arbeiterbewegung — Betriebskomitees, Gewerkschaften, Sowjets und Parteien — die 
Tendenz zum vorläufigen Kompromiß mit den kapitalistischen Methoden der Pro- 
duktion und der überkormmenen Wirtschaftsadministration, um den Niedergang der 
industriellen Produktion zu verhindern. Dabei deutete sich schon die Konsequenz 
für die Arbeiterbewegung an, die spontanen Impulse seitens der Betriebskomitees 
und der Gewerkschaften unter die umfassenderen Organe der Sowjets und der 
bolschewistischen Partei, die das gesellschaftliche Gesamtinteresse vertraten, unter- 
zuordnen. Mit den katastrophaien Folgen des Friedens von Brest-Litowsk und ins- 
besondere mit der verzweifelten Situation durch den Ausbruch des Bürgerkriegs 
mußten sich diese Tendenzen erheblich verstärken. Die zentralisierte Organisation 
der Roten Armee, die Verstaatlichung von Produktion und Handel, die Zwangsre- 
quirierungen der bäuerlichen Agrarproduktion, Einmannleitung statt Kollegiallei- 
tung, militärische Arbeitsdisziplin durch kapitalistische Antreibermethoden, strikte 
Zentralisierung von Betriebskomitees, Gewerkschaften, Sowjets und bolschewisti- 
scher Partei konnten die Organisation der Kriegswirtschaft und den Sieg im Bürger- 
krieg gegen die Konterrevolution sicherstellen. Aber danach konnten diese ökonomi- 
schen und politischen Formen den gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß nicht 
mehr gewährleisten und machten die endgültige Anerkennung von kapitalistischen 
Produktionsformen, Geld- und Warenbeziehungen notwendig. Zugleich bestand die 
Gefahr, daß die Arbeiterbewegung durch die kapitalistischen Produktionsmethoden, 
durch Hunger und Arbeitslosigkeit demoralisiert, die Zentralisierung der Arbeiteror- 
ganisationen während des Kriegskommunismus nicht mehr aufheben konnte, die 
schwachen, selbsttätigen Impulse der Arbeiterbasis diese Zentralisierung zur Büro- 
Kratisierung werden ließ. Die Einschränkung jeglicher Selbständigkeit der Arbeiter- 
organisationen, die Niederschlagung des Aufstandes von Kronstadt, das Fraktions- 
verbot innerhalb der bolschewistischen Partei ließen die Verfestigung der Tendenz 
zur Verselbständigung des Sowjetstaates gegenüber der Arbeiterklasse erkennen und 
damit die Gefahr, die Arbeiterbewegung in den aufgrund der gesellschaftlichen 
Bedingungen verselbständigten Staatsapparat zu integrieren. Diese tendenzielle 
Bürokratisierung ist nicht einfach politische Deformation des Arbeiterstaates, son- 
dern eben Resultat der Resistenz kapitalistischer Verhältnisse und der Stärke ihrer 
Gegentendenzen zur sozialen Emanzipation des Proletariats. 

Bis 1923 waren diese Entwicklungen noch nicht abgeschlossen. Sollten aber 
die Formen sozialer Emanzipation in der Sowjetgesellschaft durch eine internatio- 
nale proletarische Revolution keine Unterstützung erhalten, gelang es nicht, den 
Industrialisierungsprozeß rechtzeitig und rasch genug voranzutreiben, um die Dis- 
proportionen zwischen Industrie und Landwirtschaft zu mildern, so mußten die 
kapitalistischen Gegentendenzen die Tendenzen sozialer Emanzipation schließlich 
überwiegen. 
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IV. Theorie und Taktik Lenins 


Auf Basis der gegebenen Charakterisierung der Entwicklung der Produktionsverhält- 
nisse in Rußland 1860-1923 ist es möglich zu überprüfen, inwieweit die Leninsche 
Analyse der russischen Gesellschaft deren Tendenzen richtig einschätzen konnte 
und damit auch in ihren taktischen Schlußfolgerungen den Auflösungstendenzen 
der russischen Gesellschaft entsprach, oder inwieweit Lenin Ideologisierungen vor- 
nahm, die zugleich taktische Fehler implizierten. Dabei soll im Vordergrund die 
Leninsche Kapitalismus- und Klassenanalyse, seine dadurch bestimmten taktischen 
Konsequenzen und ihre Revision aufgrund der Erfahrungen der Revolution von 
1905 stehen, sowie der Zusammenhang von Imperialismustheorie, Staatstheorie und 
dem Übergangsprogramm der Bolschewiki untersucht werden. Hiermit wird endgül- 
tig ein Maßstab zur Beurteilung der Leninkritik des PKA gewonnen sein, 


1. Die Leninsche Kapitalismusanalyse der russischen Gesellschaft und die Taktik 
der Sozialdemokratie 


Die Leninsche Analyse der Entwicklung des Kapitalismus in Rußland (1) ist sowohl 
geprägt durch die forcierte Industrialisierung in der Ära Witte wie durch die Radika- 
lisierung der Arbeiterbewegung, als auch von den theoretischen Auseinandersetzun- 
gen über die zukünftige gesellschaftliche Entwicklung Rußlands innerhalb der russi- 
schen Intelligenz. Seine Marx-Rezeption ist abhängig von den marxistischen Diskus- 
sionen in der Zweiten Internationale, und die Stoßrichtung seiner Argumentation 
gegen die Volkstümler gerichtet, die die Künstlichkeit der kapitalistischen Produk- 
tion in Rußland betonen und die Dorfgemeinde als die Basis der sozialistischen 
Gesellschaft idealisieren; ist aber auch gegen die legalen Marxisten gerichtet, für die 
die Durchsetzung des Kapitalismus in Rußland außer Frage steht, die aber zugleich 
jegliche ökonomischen Widersprüche und Klassenkämpfe leugnen. Lenin will in 
seiner Analyse des Kapitalismus in Rußland deshalb insbesondere gegenüber den 
Volkstümlern den Beweis der Subsumtion der russischen Verhältnisse unter die 
kapitalistische Produktion antreten und in seinen taktischen Schlußfolgerungen die 
ökonomischen und politischen Widersprüche der russischen Gesellschaft berücksich- 
tigen. Die marxistische Analyse soll in den Dienst der Kämpfe der Arbeiterklasse 
gestellt werden. 

In der Anlage der Untersuchung der Entwicklung des Kapitalismus in Ruß- 
land zeigen sich deutlich die Beschränkungen der Leninschen Marxrezeption. Da 
Lenin von vornherein die Marxsche Kapitaltheorie nur als geniale wissenschaftliche 
Hypothese interpretiert, die die soziologische Erklärung der historischen Entste- 
hung der kapitalistischen Warenproduktion aufgrund einer Fülle empirischen Mate- 
rials vornimmt (2), schränkt er die Methode seiner Untersuchung auf die Frage ein, 
ob die empirischen Tatsachen der russischen Gesellschaft die notwendige Herausbil- 
1) Lenin, W.1.: Die Entwicklung des Kapitalismus in Rußland, Lenin Werke (LW), Berlin 

(DDR), Bd. 3 
2) Vgl. ders.: Was sind die Volksfreunde, LW 1,5. 129 £f. 
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dung des Kapitalismus auch in Rußland beweisen. Da ihn nur die Entstehung des 
inneren Marktes in Rußland als Beweisstück interessiert, untersucht er lediglich die 
autonome Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise in Rußland und 
abstrahiert vom Weltmarkt und der Rolle des zaristischen Staates (3). Die Marxschs 
Darstellung des Kapitals dient ihm dabei als Disposition der historischen Entwick- 
kung des Kapitalismus, unter die es die empirischen Daten der russischen Wirtschaft 
zu subsumieren gilt. 

Die Analyse der russischen Froduktionsverhältnisse bis 1914 hat nun aber 
gerade gezeigt, daß eine solche methodische Abstraktion vom Weltmarkt und Staat 
in der Darstellung der Auflösung der vorkapitalistischen Gesellschaftsformen und 
der Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweisse in Rußland gar nicht mög- 
lich ist. Nicht nur erreicht die einfache Warenproduktion auf dörflichen und städti- 
schen Märkten nur eine geringe Höhe, nicht nur entsteht die russische Industrie erst 
auf Druck und in Abhängigkeit von seiten des Weltmarkts — sei es direkt über 
Auslandsinvestitionen, sei es über staatliche Vermittlung — sondern die Entwicklung 
der kapitalistischen Akkumulation und Warenproduktion bedeutet gerade über die 
Steuerbedürfnisse des absolutistisch-despotischen Staats die Konservierung feudaler 
Verhältnisse, also gerade die Einschränkung der einfachen Warenproduktion auf 
dem Lande. Das Charakterisitische für die zaristische Gesellschaft ist gerade die 
Ungleichzeitigkeit von ursprünglicher und kapitalistischer Akkumulation, das be- 
deutet aber auch die Gleichzeitigkeit von modernsten Errungenschaften der kapita- 
listischen Produktionsweise — Technologie, Aktiengesellschaften, Bankapparat 
etc. — mit den rückständigsten Formen gesellschaftlicher Verhältnisse. indem Lenin 
anhand des Materials der Semstwostatistiken lediglich die Hypothese der Durchset- 
zung des Kapitalismus in Rußland beweisen wili und damit auch von der nationalen 
Autonomie dieses Prozesses ausgeht, unterschlägt er von vomherein wesentliche 
Bestimmungsmomente der russischen Gesellschaft, also Weltmarkt, Staat und die 
Widersprüchlichkeit der gesellschaftlichen Formen. 

Aufgrund des Verständnisses der Marxschen Kapitaltheorie, die die Gesetze 
der vollentwickelten kapitalistischen Produktionsweise darstellt, als einer histori- 
schen Entwicklungstheorie durch Lenin, muß er sich diesen Prozeß in Rußland als 
Stufenfolge von Naturalwirtschaft, dann Übergang zur einfachen Warenwirtschaft 
und schließlich Übergang zur kapitalistischen Warenwirtschaft vorstellen. Der Ent- 
stehungsprozeß der kapitalistischen Produktionsweise in Rußland muß bei Lenin 
dann so erscheinen, als ob in Rußland aus der Naturalwirtschaft direkt die einfache 
Warenwirtschaft und aus dieser direkt die kapitalistische Warenproduktion in Über- 
gängen sich entwickelt. Die gleiche Vorstellung findet sich auch bei der Analyse der 
verschiedenen Formen der Arbeitsprozesse in Rußland. Für Lenin geht aus der 
einfachen Kooperation (Kustarhandwerk) die Manufaktur und schließlich die große 


3) „Uns schien es erforderlich, den gesamten Entwicklungsprozeß des Kapitalismus in Ruß- 
land in seiner Gesamtheit zu analysieren und seine Darstellung zu versuchen .. . Erstens 
behandeln wir, wie schon aus dem Untertitel ersichtlich, die Entwicklung des Kapitalis- 
mus in Rußland ausschließlich vom Standpunkt des inneren Marktes, lassen also die 
Frage des äußeren Marktes und die Daten des Außenhandels unberücksichtigt... . Vier- 
tens beschränken wir uns ausschließlich auf die ökonomische Seite des Prozesses.“ 
(Ders., LW 3, 5.11) 
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Industrie hervor. Er verkehrt damit nicht nur ein in der Marxschen Darstellung der 
Formbestimmtheiten der kapitalistischen Produktionsweise analysiertes logisches 
Verhältnis der Kategorien in ein historisches Folgeverhältnis, sondern konstruiert 
außerdem einen historischen Entwicklungsprozeß, wie er in Rußland auch ge- 
schichtlich nie stattgefunden hat. Genuin russisch sind nur einfache Warenproduk- 
tion und der einfache Kooperationsprozeß des Kustarhandwerks. Manufakturen, 
Großindustrie, kapitalistischer Akkumulationsprozeß sind aufgrund des Weltmarkts 
und der Existenz entwickelter kapitalistischer Produktivkräfte jedoch durch den 
zaristischen Staat und das ausländische Kapital induzierte kapitalistische Formen, 
also gerade nicht auf russischer Grundlage entstanden. 

Da Lenin methodisch und theoretisch problematische Voraussetzungen 
macht, stellt er auch letztlich das empirische Material falsch zusammen und kommt 
zu dem Schluß, daß von der Gesamtbevölkerung von 125,6 Mill. über die Hälfte, 
nämlich 63,7 Mill. Proletarier und Halbproletarier sind, 58,9 Mill. als Kleineigen- 
tümer und 3,0 Mill. als Großbourgeoisie, Gutsbesitzer und höhere Beamte zu zählen 
sind (4). Dieses Ergebnis ist nur möglich, weil er im raschen Ansteigen der Waren- 
produktion und der Produktivität auf dem Lande, in dem Anwachsen der Waren- 
und Geldverhältnisse, und schließlich in der Befreiungsgesetzgebung 1861-66 den 
automatischen Übergang zur kapitalistischen Produktionsweise zu sehen glaubt. Er 
vergißt völlig, daß diese Vermehrung des Absatzes von Agrarprodukten insbeson- 
dere auf landwirtschaftliche Großgüter, Mittelbauern und staatliche Auspressung 
der Dorfgemeindebauern zurückzuführen ist, aber gerade die Obscina als feudal-ka- 
pitalistische Übergangsform durch die Staatsgewalt stabilisiert. Wie gezeigt wurde, 
lebte die große Masse der russischen Bevölkerung bis 1914 und sogar danach eben in 
feudalen Bindungen, die ursprüngliche Akkumulation ist nicht durchgeführt, die 
kapitalistische Akkumulation stützt sich kaum auf sich selbst, sondern muß viel- 
mehr durch Auslandskapital und Staatsvermittlung getragen werden. 

Wenn Lenin deshalb resümiert, daß Rußland ein kapitalistisches Land ist, nur 
eben ein noch rückständigeres als andere (5), so ist das eine maßlose und falsche 
Überzeichnung der wirklichen Verhältnisse Rußlands, die — theoriegeschichtlich zu- 
mindest — ihre Ursache sowohl in der spezifischen Marxinterpretation als auch in 
der Stoßrichtung der Argumentation Lenins hat. 

Allerdings muß festgestellt werden, daß Lenin in seinen taktischen Schlußfol- 
gerungen nie davon ausgegangen ist, daß über die Hälfte der Bevölkerung in einer 
Revolution hinter der sozialdemokratischen Partei stünde. Doch wirken sich die 
Fehler in der Analyse der russischen Produktionsverhältnisse für die taktischen 
Bestimmungen der Bolschewiki dennoch aus. Spätestens die Revolution von 
1905/06 muß zeigen, ob die klassenanalytischen und taktischen Bestimmungen den 
Auflösungsprozessen der russischen Gesellschaft, die sich in den Aktionen von Arbei- 
4 Tbid.,S. 519 
5 Beim Vergleich des Anteils von industrieller und landwirtschaftlicher Bevölkerung in 

Rußland stellt Lenin fest: „Einerseits zeigt dieses Bild klar, daß die Warenzirkulation und 

folglich auch die Warenproduktion in Rußland durchaus auf festen Füßen steht. Rußland 

ist ein kapitalistisches Land. Andererseits ist daraus ersichtlich, daß Rußland, verglichen 


mit anderen kapitalistischen Ländern, in seiner ökonomischen Entwicklung noch sehr 
zurückgeblieben ist.“ (Ibid., S. 516) 
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tern und Bauern manifestieren, angemessen sind oder nicht. 

Es verblüfft zunächst, daß Lenin, obwohl die russische Gesellschaft vom Kapi- 
talismus dominiert sein soll, davon ausgeht, daß die kommende Revolution sich 
allein gegen die feudalen Überreste und die zaristische Autokratie richten, also 
keine sozialistischen Tendenzen aufweisen wird. Für ihn ist sie eine rein bürgerliche 
Revolution, erst danach ist an eine sozialistische Revolution zu denken. Der modell- 
haften Vorstellung von der Entwicklung des Kapitalismus in Rußland entspricht auch 
eine modellhafte Vorstellung der bürgerlichen Revolution. Da er in seiner Kapitalis- 
musanalyse die konkreten Zusarmmenhänge von feudalen und kapitalistischen Ele- 
menten der russischen Gesellschaft nicht darstellen kann, ist er auch nicht in der 
Lage, die konkreten Zwischenstufen, Zwischenstadien und sozialistischen Über- 
gangspunkte taktisch zu berücksichtigen. Als sich durch den Generalstreik 1905, die 
Bildung von Sowjets und die sich ausweitende Agrarbewegung die revolutionäre 
Zerschlagung der russischen Gesellschaft andeutet, interpretiert Lenin die Sowjets, 
die im Keim die sozialistischen Tendenzen verwirklichen, lediglich als Organe einer 
„Revolutionären Provisorischen Regierung“, die im bewaffneten Kampf gegen die 
zaristische Selbstherrschaft die freie Entwicklung des Kapitalismus in Rußland 
sichern soll (6). 

Aber nicht nur in der Beurteilung des Klassenkampfs der Arbeiter, sondern 
auch in dem Agrarprogramm der Bolschewiki zeigen sich die Mängel der Kapitalis- 
musanalyse Lenins. Erkennt er auch, wie wichtig die Agrarfrage in Rußland für den 
Kampf der Arbeiterklasse ist, so unterstützt er aufgrund seiner Überzeichnung der 
kapitalistischen Entwicklung und der Orientierung seiner Taktik an politischen Be- 
stimmungen lediglich die privatwirtschaftlichen Tendenzen der Bauernschaft, also 
den Kampf gegen die feudalen Überreste. So fordert er im Programmentwurf die 
Abschaffung aller Loskauf-, Fronzins- und sonstigen Steuerlasten, die Rückerstat- 
tung der Ablösungszahlungen, die Beseitigung der Solidarhaft und die Vernichtung 
der fronwirtschaftlich-feudalen Überreste auf dem Land (7). 

Genauso wie er die sozialistischen Tendenzen der revolutionären Aktionen 
der Arbeiterklasse unterschlägt, schränkt er die Tendenzen der Agrarrevolution auf 
rein bürgerlich-revolutionäre Tendenzen ein. Der potentielle direkte Übergang auf 
Grundlage der noch existierenden Dorfgemeinde kommt ihm nicht in den Sinn. In 
der Formel der revolutionär-demokratischen Diktatur des Proletariats und der Bau- 
ernschaft resümiert sich die Interpretation der Revolution von 1905/06 als einer 
rein bürgerlichen Revolution duch Lenin. 

Wenn auch Marxrezeption, Kapitalismus- und Klassenanalyse Rußlands und 
die taktischen Bestimmungen Lenins entscheidende Verkürzungen aufweisen, die 
auch dazu führen, daß die Boischewiki in der Revolution von 1905/06 kaum eine 
Rolle spielen, so ist er als praktischer Revolutionär doch im Gegensatz zu vielen 
Vertretern des russischen Marxismus in der Lage, aus den Klassenkämpfen selbst zu 
lernen. Indem Lenin sich wissenschaftlich und politisch an den revolutionären Ten- 
denzen orientiert, kommt er zu Revisionen seiner ursprünglichen Position in dem 
6) Vgl. ders.: Zwei Taktiken der Sozialdemokratie in der demokratischen Revolution, 


LW 9,8.37 
f)) Ders.: Entwuif eines Programms unserer Partei, LW 4,5. 239 
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Maße, wie auch diese Tendenzen klarer zu Tage treten. Letztlich bleibt er aber auch 
ideologisch in den objektiven Schranken der russischen Wirklichkeit befangen. 

Die Erfahrungen der Revolution von 1905/06 führen Lenin unmittelbar zur 
Revision des Agrarprogramms der Bolschewiki (8). Die Tendenzen der Bauernauf- 
stände, Enteignung des Grundbesitzes und dessen Aufteilung unter die Bauern, 
macht sich Lenin vorbehaltlos zu eigen. Neben dem Beharren auf der Beseitigung 
aller feudal-fronwirtschaftlichen Überreste, fordert er nun auch die Konfiskation 
allen Grundbesitzes und strebt sogar die Überführung des Gemeindeeigentums in 
Volkseigentum an, die Umverteilungen hält er für reaktionär-utopisch, Eine Revi- 
sion in dem Gesamturteil, daß die Tendenzen der Bauernschaft im bürgerlichen 
Rahmen verbleiben, nimmt er allerdings nicht vor. Einen potentiellen Übergang zur 
Kollektivproduktion auf dem Lande kann er im Rahmen seines Stufenmodells von 
bürgerlicher und sozialistischer Revolution nicht ins Auge fassen. Die Revision des 
Urteils über die Tendenzen des Klassenkampfs der Arbeiter kann erst später unter 
neuen historischen Umständen volizogen werden. 

Auf Basis dieser Vorstellungen von der Entwicklung der russischen Gesell- 
schaft und dem bürgerlichen Charakter der revolutionären Kämpfe muß die Frage 
entstehen, wie Lenin überhaupt den sozialistischen Übergang der gesellschaftlichen 
Verhältnisse Rußlands 1917 in die revidierte Gesamttaktik der Bolschewiki nach 
der Annahme der Aprilthesen aufnehmen kann. 


2.  Lenins Imperialismus- und Staatstheorie als Grundlage der Taktik des Über- 
gangs zur sozialistischen Transformation 


Die entscheidende Änderung in der Einschätzung der Übergangsmöglichkeiten der 
russischen Gesellschaft durch Lenin ergibt sich aufgrund der Einbeziehung Ruß- 
lands in den imperialistischen Weltkrieg. Jetzt kann die noch in der Analyse der 
Entwicklung des russischen Kapitalismus charakteristische Abstraktion vom Welt- 
markt nicht mehr aufrechterhalten und muß die russische Revolution im Zusam- 
menhang mit den Widersprüchen des Weltkapitalismus gesehen werden. Sie eröffnen 
nicht nur für das internationale Proletariat in den hochkapitalistischen Ländern die 
unmittelbare Perspektive der proletarischen Revolution, sondern auch für Rußland 
die Umwandlung des Krieges in den Bürgerkrieg, also den Übergang zur sozialisti- 
schen Gesellschaft. 

Für die meisten revolutionär-marzistischen Theoretiker der Zweiten Interna- 
tionale schien der Imperialismus mit seinen Merkmalen der Kapitaikonzentration, 
des Hochschutzzolls, der Rüstungspolitik und des Kolonialismus, dessen Wider- 
sprüche im Eısten Weltkrieg eklatierten, den unmittelbaren Zusammenbruch der 
kapitalistischen Produktionsweise anzuzeigen. In der Anknüpfung an das „Finanz- 
kapital”“ von Hilferding und der theoretischen Auseinandersetzung mit Bucharin 
und Kautsky versucht Lenin, die imperialistischen Erscheinungsformen auf Basis der 


8 Ders.: Die Revision des Agrarprogramms der Arbeiterpartei, LW 10, S.157-189, 
insb. 188 f. 


38 


Marxschen Theorie zu erklären (9). Lenin systematisiert das empirische Material 
und die konkreten Erfahrungen nach den wichtigsten neuen Erscheinungsformen, 
also der Konzentration der Produktion durch die Monopole, der Bankkonzentra- 
tion, des Finanzkapitals als Verschmelzung von Industrie- und Bankkapital, des 
Kapitalexports und der abgeschlossenen Aufteilung der Weit und schließt daran auch 
seine berühmte Definition des Imperialismus an (10). Aufgrund seiner unverändert 
falschen Interpretation der Marxschen Kapitaltheorie als Darsteltung der histori- 
schen Entwicklung der kapitalistischen Produktion, versucht er erst gar nicht, die 
neuen Erscheinungsformen als historisch besondere Entwicklungsstufe der weltwei- 
ten Durchsetzung der Gesetze der kapitalistischen Produktionsweise zu erklären, 
sondern sieht in ihnen ein neues Stadium, das die von Marx angeblich beschriebene 
Produktionsweise des Konkurrenzkapitalismus ablöst. Der bisherigen historischen 
Entwicklungsreihe: Naturalwirtschaft, einfache Warenwirtschaft, kapitalistische 
Warenwirtschaft, wird seit 1871 der historische Übergang zur höchsten Phase: dem 
Imperialismus, angefügt. In der Einschätzung dieses höchsten Stadiums ist Lenin 
selbst unsicher. Einmal spricht er von Imperialismus und Monopolkapitalismus, 
dann unter dem Eindruck der Organisation der Kriegswirtschaft in den hochent- 
wickelten Kapitalistischen Ländern von Staatskapitalismus und staatsmonopolisti- 
schein Kapitalismus. Allen Einschätzungen ist aber gemein, daß in der Verschmel- 
zung von Industrietrusts, Bankkapital und Staat die unmittelbar ökonomische Vor- 
bereitung des Sozialismus gegeben ist. Allerdings funktioniert diese staatskapitalisti- 
sche und staatsmonopolistische Wirtschaft noch im Interesse der kapitalistischen 
Monopole und der Imperialisten, aber objektiv hat sie die Basis geschaffen, die 
unmittelbar den Übergang zum Sozialismus möglich macht. Indem die Arbeiter 
diese organisierte Wirtschaft übernehmen, ist auch die sozialistische Produktionswei- 
se gegeben. 


„Der Sozialismus ist nichts anderes als staatskapitalistisches Monopol, das zum Nutzen des 
ganzen Volkes angewandt wird und dadurch aufgehört hat, kapitalistisches Monopol zu 
sein“ (11). 


Lenin ist sich offensichtlich nicht im klaren darüber, daß Kapitalkonzentration, 
Zentralisation von Geldkapital in Form von Bankkonzentration, Aktiengesellschaf- 
ten etc., geradewegs das Resultat der Durchsetzung der Gesetze der kapitalistischen 
Akkumulation darstellen, daß Imperialismus und Kolonialismus historisch-spezi- 
fische Erscheinungsformen der sich ungleichzeitig herausbildenden kapitalistischen 
Weltwirtschaft sind und daß verstärkte Staatseingriffe wie Hochschutzzölle und 
Organisation der Kriegswirtschaft Ausdruck der nationalen Notwendigkeiten auf- 
grund einer spezifischen Struktur der Weitmarktkonkurrenz sind. Weiter ist sich 
Lenin offensichtlich nicht im klaren darüber, daß alle diese Tendenzen und Erschei- 
nungsformen an die kapitalistische Form der Entwicklung der Produktivkräfte ge- 
bunden sind, also auch nur über die Aufhebung der kapitalistischen Gesetze der 
Produktion im Weltmaßstab letztlich aufzuheben sind. Die materielle Basis dieser 


9) Ders.: Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus, LW 22 
10)  Ibid.,S. 270 £. 
il)  Ders.: Die drohende Katastrophe und wie man sie bekämpfen soll, LW 25, 8. 369 
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Aufhebung liegt in der Vergesellschaftung der Produktion, die allein durch die 
Emanzipation der Arbeiterklasse freigesetzt werden kann, jedoch nicht auf Basis der 
organisierten Strukturen der kapitalistischen Wirtschaft. Freisetzung der vergesell- 
schafteten Formen und Beibehaltung kapitalistischer Formen, auch wenn sie 
höchstgradig organisierte industrielle und staatliche Formen sind und ihre Komman- 
dohöhen politisch von der Arbeiterklasse besetzt werden, sind absolute Gegensätze. 

Diese grundlegende Ideologisierung der kapitalistischen Produktionsweise und 
damit ihrer Auflösungsbedingungen zeigt sich auch im geraden Pendant zur Imperia- 
lismustheorie: der Leninschen Staatstheorie. Denn, um das staatskapitalistische 
Monopol in den Nutzen des Volkes zu stellen, kann nicht einfach der bürgerliche 
Staat übernommen werden, sondern muß er durch die politische Gegenhertschaft 
der Sowjets zerschlagen werden. Diese Konsequenz ist für Lenin seit der Konstituie- 
rung der Sowjets im Zuge der Februarrevolution eindeutig (12) und wird systema- 
tisch in „Staat und Revolution“, der ausführlichen Interpretation der Kommune- 
schrift von Marx, entfaltet. Einerseits wird der bürgerliche Staat als Klassenstaat 
herausgestellt, dessen politische Unterdrückungsorgane wie Polizei, Heer, Verwal- 
tung etc. zerschlagen werden müssen, indem sie durch die Arbeitermacht ersetzt 
werden und jeder „Beamte“ jederzeit absetzbar und tendenziell mit gleichem Lohn 
bezahlt wird. Andererseits muß Lenin die Charakterisierung des Klassenstaats eben 
nur auf die politische Herrschaft der Bourgeoisie einschränken und nur ihre Zer- 
schlagung durch die Sowjets fordern, weil in der staatskapitalistischen Wirtschafts- 
organisation der Sozialismus ökonomisch ja schon vorbereitet ist. Lenin nimmt 
deswegen nicht zufällig die Post als Muster der sozialistischen Wirtschaft. Wenn im 
Gefolge der proletarischen Revolution die kapitalistischen Industrietrusts, die 
staatskapitalistischen Wirtschaftsorganisationen, die Banken, die staatliche Wirt- 
schaftsadministration durch die Arbeiter übernommen werden und durch Rech- 
nungsführung und Kontrolle in Gang gehalten werden, dann ist die sozialistische 
Wirtschaftsordnung etabliert (13). 

Wie der Imperialismus, so wird von Lenin auch der Staat in eine politisch-re- 
pressive und Ökonomisch-administrative Seite aufgespalten. Aber es ist nicht mög- 
lich, den bürgerlichen Staat als die Durchschnittsinteressen der kapitalistischen Ge- 
sellschaft zusammenfassende und wahrnehmende Herrschaftsorganisation, in dieser 
Weise aufspalten zu wollen: die politische Seite durch die revolutionäre Bewegung 
der Arbeiter zu zerschlagen und die wirtschaftliche Seite durch die Arbeiter zu 
übernehmen. Indem Lenin die organisierten kapitalistischen Formen im Sozialismus 
beibehalten will, ideologisiert er die Auflösungsbedingungen der kapitalistischen 
Produktionsweise und muß, bleibt er dabei, auch die Emanzipationstendenzen des 
Proletariats, die sich nicht auf die politische Seite beschränken lassen, sondern 
12)  Ders.: Briefe aus der Ferne, LW 23, S. 340: „Wir brauchen einen Staat, aber nicht einen 

solchen, wie ihn die Bourgeoisie braucht, mit Machtorganen, die vom Volk getrennt sind 

und dem Volk entgegengegengestellt werden, wie Polizei, Armee und Bürokratie (Beam- 
tentum) ... Das Proletariat aber muß... diese ‚fertige‘ Staatsmaschine, um Marx’ Worte 
zu gebrauchen, ‚zerbrechen‘ und sie durch eine neue ersetzen, bei der Polizei, Armee und 

Bürokratie mit dem bis auf den letzten Mann bewaffneten Volk zu einer Einheit ver- 


schmolzen sind.“ 
13)  Ders.: Staat und Revolution, LW 2$, insb. S. 439 und 487 £. 
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tendenziell die vergesellschafteten Formen der Produktion freisetzen, behindern. 

Imperialismus- und Staatstheorie erlauben Lenin die auf die bürgerliche Revo- 
lution beschränkte Taktik der Bolschewiki bis zur Revolution von 1905/06 eindeu- 
tig zu revidieren, die russische Revolution im Kontext des kapitalistischen Welt- 
markts und Weltkriegs zu sehen und so die Tendenzen des Klassenkampfs nach der 
Februarrevolution angemessener taktisch aufzunehmen. Zugleich basieren aber die 
taktischen Übergangsbestimmungen Lenins auf falschen Prämissen, die sich solange 
nicht auswirken, wie sich die proletarische Revolution in Rußland in aufsteigender 
Linie befindet, die sich aber dann bemerkbar machen müssen, wenn aufgrund der 
ökonomischen Ausgangsbedingungen und der verschärfenden historischen Umstän- 
de die kapitalistischen Gegentendenzen zur absteigenden Linie der Revolution 
führen. 

Mit der Februarrevolution 1917 und der Konstitution der Provisorischen 
Regierung ist für Lenin die erste Phase der Revolution abgeschlossen. Da die Provi- 
sorische Regierung als bürgerlicher Staat weder den imperialistischen Krieg beenden, 
noch die Landreform konsequent durchführen, noch die allgemeine Zerrüttung der 
Wirtschaft durch konsequente staatskapitalistische Maßnahmen aufhalten kann, ist 
für Lenin klar, daß die spontane Bewegung von Arbeitern und Bauern in der Ten- 
denz den bürgerlichen Rahmen übersteigen müssen und die zweite Etappe der prole- 
tarischen Revolution bevorsteht. Er tritt deshalb für die konsequente Unterstützung 
der Sowjets als Aufstandsorgane gegen die Provisorische Regierung, für den Ab- 
bruch des imperialistischen Krieges, für die Konfiskation allen Gutsbesitzes, für die 
Nationalisierung des gesamten Bodens, für die Bildung von Bauernsowjets und für 
die Schaffung von landwirtschaftlichen Mustergroßbetrieben unter ihrer Kontrolle, 
sowie als erste Schritte zur sozialistischen Wirtschaft für die Nationalisierung der 
Staatsbank und ihrer Kontrolle durch die Sowjets ein (14). 

Wohl ist für Lenin aufgrund der unterentwickelten Bedingungen der russi- 
schen Gesellschaft, die sich in dem Gewicht der seiner Meinung nach nur zu bürger- 
lichen Maßnahmen fähigen Bauernschaft und in dem relativ geringen Umfang des 
Staatskapitalismus in der Industrie ausdrücken, nicht die unmittelbare Einführung 
des Sozialismus zu bewerkstelligen, dennoch steht der mögliche Übergang zum 
Sozialismus durch die Errichtung der Diktatur des Proletariats in Form der Sowjet- 
herrschaft und ihrer Verbindung mit dem Staatskapitalismus außer Frage. 


„Außer dem vorwiegend ‚unterdrückenden‘ Apparat des stehenden Heeres, der Polizei und der 
Beamtenschaft gibt es im modernen Staat einen Apparat, der besonders eng mit den Banken 
und Syndikaten verbunden ist, einen Apparat, der eine große Arbeit auf dem Gebiet der 
Rechnungsführung und Registrierung leistet, wenn man sich so ausdrücken daıf. Dieser Apparat 
darf und soll nicht zerschlagen werden.“ 


Durch Verbindung mit der Sowjetdemokratie stellt er für Lenin das „Gerippe der 
sozialistischen Gesellschaft‘ dar. 

Durch diese theoretischen und taktischen Bestimmungen ist Lenin in der 
Lage, einerseits sowohl den Emanzipationskampf der Arbeiter in ihrer betrieblichen 
und gewerkschaftlichen Organisation wie der Etablierung der Sowjets als politische 
14)  Ders.: Werden die Bolschewiki die Staatsmacht behaupten? , LW 26,S. 89 f. 
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Form der sozialen Emanzipation voranzutreiben, als auch die Agrarrevolution in 
der Koalition mit den linken Sozialrevolutionären zu unterstützen. Andererseits deu- 
tet sich schon vor der siegreichen Oktoberrevolution auch die Konsequenz an, die 
emanzipatorischen Formen der Betriebskomitees und der Gewerkschaften im In- 
teresse eines zukünftigen Aufbaus der sozialistischen Wirtschaft auf A rbeiterkon- 
trolle unter Beibehaltung der kapitalistischen Produktionsmethoden und der Kapita- 
listischen Wirtschaftsadministration zu beschränken. Nach der Oktoberrevolution 
muß sich diese zweite Konsequenz aufgrund der rückständigen Bedingungen und 
des Zerfalls der russischen Wirtschaft, den Widersprüchen zwischen Stadt und Land, 
sowie der Verschärfung durch internationale Isolation, Intervention und Bürgerkrieg 
stärker auswirken. Nicht daß Lenin eine voll ausgearbeitete Theorie der sozialisti- 
schen Transformation entwickelt hätte, — aber unter den Bedingungen des Kriegs- 
kommunismus, dem fast völligen Verschwinden der Geldbeziehungen, der Verstaat- 
lichung der Industrie, des Handels und der Banken muß der Leninschen ideologi- 
schen Konzeption der sozialistischen Produktionsweise diese besonderen ökonomi- 
schen und politischen Entwicklungen als tendenzielle Verwirklichung des Sozialis- 
mus in Rußland erscheinen. Es ist deshalb für Lenin trotz eigener Bedenken auch 
letztlich unproblematisch, die aufgrund der objektiven Notsituation naheliegende 
Einführung der Einmannleitung, die Disziplinierung der Arbeit durch Stücklohn und 
materielle Anreize, die Zentralisierung der Arbeiterbewegung durch Unterordnung 
von Betriebskomitees und Gewerkschaften unter die Sowjets und ihre Verschmel- 
zung mit dem Staatsapparat als tendenzielle Verwirklichung des Sozialismus zu 
rechtfertigen. Der Übergang zur NÖP wird deshalb auch von Lenin nicht als Aus- 
druck der Tatsache interpretiert, daß die freigesetzten vergesellschafteten Formen 
den gesellschaftlichen Zusammenhang noch nicht herstellen konnten und deshalb 
die NÖP die Anerkennung der faktischen kapitalistischen Gesellschaftsstrukturen 
bedeutet, sondern nur als momentanen Rückzug von zu schnell errungenen soziali- 
stischen Positionen. Die ideologische Vorstellung der sozialistischen Wirtschaft als 
einer gesellschaftlich umfassenden staatskapitalistischen Organisation unter der 
Kontrolle der Sowjets und der Partei des Proletariats wird damit nicht aufgegeben. 
Lenin spürt aber den Widerspruch seiner Konzeption selbst, wenn er immer wieder 
versucht, die Formen der Sowjetdemokratie zu verbreitern, um der Verselbständi- 
gung des Sowjetstaats und der bolschewistischen Partei entgegenzuwirken. Daß sei- 
ne Konzeption der sozialistischen Wirtschaft diese Verselbständigung selbst beför- 
dert, zu dieser Erkenntnis gelangt Lenin nicht. 

Wenn hier auf Basis der Analyse der Entwicklung der Produktionsverhältnisse 
in Rußland zwischen 1860 und 1923 auf Ideologisierungen in der Leninschen Theo- 
tie, die sich auch taktisch auswirken, aufmerksam gemacht wurde, so sind sie nicht 
nur Resultat der von Lenin vorgenommenen Verkürzungen der Marxschen Theorie. 
Durch seine Rezeption der Marxschen Theorie und seine politische Ausrichtung auf 
die Tendenzen der Klassenkämpfe in Rußland ist Lenin sehr wohl im Vergleich zu 
anderen Vertretern des russischen Marxismus in der Lage, die revolutionären Ten- 
denzen von Arbeitern und Bauernschaft zu unterstützen und revidiert seine Theorie 
und Taktik in dem Maße, wie sich die Klassenkämpfe radikalisieren und diese die 
Fehler seiner Analyse deutlich machen. Insofern lernt Lenin falsche Positionen zu 
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überwinden und die Gehalte der Marxschen Theorie partiell wieder zu entdecken. 
Daß er insbesondere in seiner Konzeption der sozialistischen Transformation prinzi- 
pielle Fehler nicht revidiert, liegt nicht nur an seiner subjektiven Beschränktheit, 
sondern diese selbst ist Ausdruck der objektiven Beschränktheit der Freisetzung 
sozialistischer Formen durch die russischen Klassenkämpfe. Daran liegt es auch, daß 
Lenin Schrittmacher der späteren ideologischen Weltanschauung des Marxismus-Le- 
ninismus wurde. Er selbst war durch seine Orientierung an den spontanen Kämpfen 
der Arbeiter gegenüber solchen ideologischen Systemen immer immun, 


Y.  Halbheiten in der Überwindung des Leninismus durch das PKA 


Die Methode der Leninkritik des PKA, die die Marxsche Theorie abstrakt der Lenin- 
schen Theorie und Taktik gegenüberstellt, kann über das Verhältnis von Leninschern 
Denken und Handeln gegenüber der konkreten historischen Entwicklung der russi- 
schen Produktionsverhältnisse und Klassenkämpfe keine Aussagen machen. Sie muß 
deshalb entscheidenden Ideologiesierungen der russischen Entwicklung, wie sie Le- 
nin vornahm, dann zum Opfer fallen, wenn Lenin formal richtig an die Marxsche 
Theorie anknüpft, aber dennoch die russischen Verhältnisse nur partiell richtig ana- 
lysieren kann. Es zeigt sich an verschiedenen Punkten, daß das PKA wohl weitge- 
hend eine abstrakt-richtige Rekonstruktion des Systems der politischen Ökonomie 
und der politischen Schriften von Marx vornehmen kann, zugleich aber, da es 
— vielleicht bisher noch — nicht in der Lage ist, diese in die konkrete Analyse 
umzusetzen, entscheidende Prämissen der Ideologie des Marxismus-Leninismus mit 
übernehmen muß. Obwohl das PKA die Leninkritik auf eine wissenschaftliche Basis 
stellen will, entpuppt sie sich oft nur als pseudowissenschaftliche Kritik. Plastisch 
wird dies nicht nur in der vorschnellen Entscheidung für die DKP als der distinkten 
Arbeiterpartei der BRD — wenn auch nicht bestritten wird, daß diese entscheidende 
vorantreibende, aber auch hemmende Funktionen in der Entwicklung der Klassen- 
kämpfe der BRD hat — und der rein moralischen Abgrenzung gegenüber linkskom- 
munistischen Positionen; wird nicht nur deutlich in der damit zusammenhängenden 
unhistorischen Verabsolutierung des LeninschenParteitypus, sondern auch in unmit- 
telbaren Fixierungen an der Leninschen Theorie und Taktik, die in der Konstruk- 
tion des Marxismus-Leninismus ideologisch verfestigt wurden. „Einerseits“ werden 
gewichtige Verkürzungen der Marxschen Theorie durch Lenin konstatiert, „anderer- 
seits“ dennoch im gleichen Atemzug ungefähr richtige Einschätzungen und takti- 
sche Bestimmungen Lenin gegenüber bescheinigt. So wird Lenin grundlegend kriti- 
siert, aber zugleich wieder gerettet. Damit wird das PKA aber weder Lenin gerecht, 
denn eine solche Trennung von Theorie und Taktik gibt es bei ihm nicht — noch 
gelingt es dem PKA, den im Gefolge und nach Lenin konstruierten Leninismus als 
Ideologisierung und Rechtfertigung der spezifischen Entwicklung der Sowjetgesell- 
schaft in den Griff zu bekommen. 
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I. Die Kritik der Leninschen Theorie und Taktik bis zur Oktoberrevolution 


In der Untersuchung der Leninschen Marxrezeption, seines Verständnisses des histo- 
tischen Materialismus und der Kapitaltheorie kommt das PKA zu der wichtigen 
Einsicht, daß Lenin — trotz seiner allgemein-methodischen Orientierung am Ver- 
hältnis von Gesellschafts- wie Klassenanalyse und den daraus abzuleitenden takti- 
schen Bestimmungen — letztlich über ein bürgerliches Theorieverständnis nicht 
hinauskomme. Dadurch daß Lenin die Marxsche Theorie nur als geniale Idee, als 
durch die Geschichte des Kapitalismus bestätigte Hypothese faße, verbleibe er im 
Rahmen eines positivistischen Wissenschaftsverständnisses. 


„Lenins Auffassung von wissenschaftlicher Gesellschaftskritik läuft letztlich auf den unmögli- 
chen Versuch hinaus, auf Basis einer neukantianischen Erkenntnistheorie das methodeologische 
Fundament der marxistischen Theorie zu entwickeln“ (1). 


Dieses bürgerliche Thecrieverständnis drücke sich nicht nur in der Unfähigkeit Le- 
nins aus, die Genesis der Marxschen Theorie zu bgreifen (2), sondern wirke sich 
auch in seiner Analyse der Entwicklung des Kapitalismus in Rußland und in der 
darauf basierenden Taktik der sozialdemokratischen Partei aus. Da Lenin die allge- 
meine Kapitaltheorie von Marx in dem Sinne als allgemein verstehe, daß hier die in 
den kapitalistischen Ländern sich wiederholenden, regelmäßigen und insofern allge- 
meingültigen gesellschaftlichen Erscheinungen zusammengefaßt würden (3), sei auch 
das weitreichende Mißverständnis angelegt, die Marxsche Kapitaltheorie als Darstel- 
lung des historischen Entwicklungsprozesses des Kapitalismus zu interpretieren. 


„Lenin versteht also die begriffliche Reproduktion der Anatomie der bürgerlichen Gesellschaft 
in der Form der dialektischen Darstellung, des immanent über sich hinausgehenden Wider- 
spruchs, als theoretische Reproduktion ihrer historischen Entwicklung; die Darstellung des 
Formbestimmtheiten der kapitalistischen Produktionsweise als historisch gewordene verkehrt 
sich bei Lenin in die Darstellung ihres historischen Entwicklungsprozesses“ (4). 


Das PKA kann zeigen, welche falschen Konsequenzen dieses Kapitalverständnis für 
die Anwendung der Marxschen Kapitaltheorie auf die konkreten gesellschaftlichen 
Verhältnisse Rußlands haben muß. Insofern Lenin Kategorien wie Naturalwirt- 
schaft, einfache Warenproduktion und kapitalistische Warenproduktion, einfache 
Kooperation, Manufaktur und große Industrie nicht als ökonomische Formbestim- 
mungen, sondern als ein historisches Folgeverhältnis begreife, müsse er in der Pro- 
jektion dieser Kategorien auf die Entwicklung der Produktionsverhältnisse in Ruß- 
land auch zu fehlerhaften Bestimmungen der tatsächlichen historischen Entwick- 
lung kommen. Indem er nur beweisen wolle, daß das Kapitalverhältnis sich durchge- 
setzt habe, vernachlässige er die Darstellung des wirklichen Zusammenhangs von 


1) Projekt Klassenanalyse: Leninismus — neue Stufe des wissenschaftlichen Sozialismus? 
Zum Verhältnis von Marxscher Theorie, Klassenanalyse und revolutionärer Taktik bei 
W.I. Lenin, Westberlin 1972, 2 Halbbände, S. 69. Hierauf beziehen sich auch alle folgen- 
den Seitenangaben. 


2 8.64 
3) s.71 
4) S. 76 


vorkapitalistischen und kapitalistischen Formen, ebenso das Verhältnis von ökono- 
mischer Basis und politischem Überbau (5). 

Soweit zunächst die scharfsinnige und unbedingt Sikreflende Kritik des PKA 
am Leninschen Verständnis von historischem Materialismus, Kapitaltheorie und ih- 
ser Anwendung auf die konkreten gesellschaftlichen Verhältnisse Rußlands. Doch 
als ob nichts gewsen wäre, kommt das PKA plötzlich zu dem verblüffenden Resul- 
tat! 


„Trotz dieser aufgezeigten Mängel und problematischen Ansätze gibt Lenin ein ungefähres Bild 
der sozialökonomischen Verhältnisse Rußlands.... “ (6). 


Dieses Urteil wird noch durch die Anmerkung, die Leninschen Angaben über den 
hohen Anteil des Proletariats von 51 % müßten kritisch betrachtet werden, etwas 
relativiert, ändert aber nichts an dem Schnörkel des PKA, das einerseits erhebliche 
Verkürzungen in der Rezeption und Anwendung der Marxschen Theorie durch 
Lenin konstatiert, andererseits ihm wohlwollend eine ungefähre Kenntnis der russi- 
schen Klassenverhältnisse bescheinigt. 

Abgesehen davon, daß das PKA aufgrund seiner rein begrifflich-methodischen 
Vorgehensweise die konkreten materiellen Bedingungen der russischen Gesellschaft 
und das geistige Milieu des russischen Marxismus nicht ais Ursachen dieser aufgewie- 
senen Verkürzungen Lenins angeben kann — dafür herrliche methodische Hinweise, 
diesen Verflachungsprozeß aus dem Kapitalverhältnis selbst abzuleiten, anbie- 
tet (7) — muß es deshalb auch in der Kritik der Kapitalismus- und Klassenanalyse 
Lenins entscheidende Ideologisierungen Lenins teilen. Sie resümieren sich in der 
Leninschen Behauptung, daß sich der Kapitalismus in Rußland durchgesetzt habe, 
und spiegelt sich wider in der Behauptung des PKA, daß die Dominanz des Kapital- 
verhältnisses in Rußland hergestellt sei. Das PKA unterstellt ebenso wie Lenin die 
scheinbar autonome Entwicklung des russischen Kapitalismus, abstrahiert vom 
Weltmarkt, sieht von den ökonomischen Funktionen des absolutistisch-despoti- 
schen Übergangsstaats ab, indem es ihn nur als Stütze der feudalen Relikte an- 
sieht (8), und glaubt ebenso die feudalen Verhältnisse Rußlands in naturgesetzlicher 
Auflösung begriffen. Die Analyse der Entwicklung der Produktionsverhältnisse in 
Rußland zeigte aber gerade die Resistenz der feudalen Verhältnisse, die weitgehende 
Unabgeschlossenheit der ursprünglichen Akkumulation, schließlich die Weltmarkt- 
und Staatsabhängigkeit der kapitalistischen Akkumulation. Man kann deshalb 
höchstens sagen, daß auf Weltmarktebene das Kapitalverhältnis dominiert und des- 


5} 8.88 ff. 
6) S. 84 
N „Bei einem adäquaten Verständnis von der Genesis der theoretischen Abstraktion, 


also auch von der Entstehung des wissenschaftlichen Sozialismus als theoretischem Re- 
flex, könnte der theoretische Zerfall des wissenschaftlichen Sozialismus, der Rückfall von 
der wissenschaftlichen Einsicht in die Bewegungsgesetze der kapitalistischen Gesell- 
schaftsformation in naturwüchsige, gang und gäbe Vorstellungen, aus der widersprüchli- 
chen Entwicklung des Antagonismus von Lohnarbeit und Kapital erklärt werden.“ 
(S. 444). Weder Geschichte allgemein, noch Ideengeschichte lassen sich einfach aus der 
Marxschen Kapitaitheorie deduktiv erklären. 
8) 5.105 
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halb auch Rußland in seinen Bann schlägt, aber autonom auf Rußland bezogen, ist 
dies offensichtlich eine ideologische Verkehrung. 

Dies geht einher mit der Übereinstimmung mit Lenin, Rußland einfach als 
kapitalistisches Land niedrigen Entwickiungsgrades einzustufen. Als unterentwickel- 
tes Land ist es eben nur ein partiell kapitalistisches Land und die Auflösungsprozes- 
se der vorkapitalistischen Verhältnisse können nicht einfach durch eine adäquate 
Bündnispolitik des Proletariats gegenüber den Bauern aufgehoben werden, sondern 
produzieren historisch entscheidende Widersprüche zum Emanzipationskampf des 
Proletariats, Dem ist sich Lenin sehr wohl bewußt, wenn er angesichts der sich 
andeutenden Agrarrevolution 1905 diese realpolitisch unterstützt und gerade nicht 
die in diesen Kämpfen objektiv nicht vorhandenen proletarischen Tendenzen be- 
tont. Aber gerade das macht ihm das PKA zum Vorwurf: 


„Wenn er...in seiner Bündnispolitik davon ausgehen kann, daß die Widersprüche, die sich aus 
der kapitalistischen Produktionsweise auf dem Land ergeben, zu vernachlässigen sind und vor- 
erst noch hauptsächlich die Relikte vorbürgerlicher Produktionsweisen bekämpft werden müs- 
sen, obwohl das Kapitalverhältnis auch auf dem Land das dominierende Produktionsverhältnis 
ist, so stehen...bei ihm Kiassenanalyse und Taktik in dieser Frage unvermittelt 
gegenüber“ (9). 


Aber nicht die Klassenanalyse ist ungefähr richtig und die Taktik verkürzt, sondern 
die Klassenanalyse unter der Prämisse der Dominanz des Kapitalverhältnisses ist 
falsch und die Taktik eine Anpassung an die realen Tendenzen der Bauernaufstände 
auf dem Land, die sich auch in der Leninschen Revision des Agrarprogramms nach 
den Erfahrungen der Revolution von 1905 niederschlägt. Dem PKA erscheint diese 
Korrektur nur als Fall ins andere Extrem, nämlich als Überbetonung der Resistenz 
feudaler Verhältnisse (10), aber wie gesagt, dieses Extrem ist die russische Wirklich- 
keit der Klassenkämpfe selber, die Lenin taktisch zu berücksichtigen lernt. 

Von der Marxschen Theorie her gelingt es dem PKA, die von Lenin vorgenom- 
mene Einschränkung der revolutionären Tendenzen der Revolution von 1905 auf 
ein rein bürgerliches Stadium, überhaupt das Etappenmodell von bürgerlicher und 
dann sozialistischer Revolution zu kritisieren (11), aber aufgrund der unterstellten 
Dominanz kapitalistischer Verhältnisse — vermittelt auch auf dem Lande — wirft es 
Lenin in seinem Agrarprogramm vor, daß er nicht an die antibürgerlichen Tenden- 
zen anknüpft. Es ist deshalb auch kein Zufall, daß die Marxschen Überlegungen zum 
möglichen Anknüpfen an die real viel gewichtigeren vorkapitalistischen, kollektiven 
Formen der Dorfgemeinde in diesem Zusammenhang vom PKA nie berücksichtigt 
werden. 

Die entscheidenden Veränderungen, die Lenin auch den Übergang zum Sozia- 
lismus im unterentwickelten Rußland ins Auge fassen lassen, sind in der Entwick- 
lung des Kapitalismus zum „Imperialismus“ und „Monopolkapitalismus“, tenden- 
ziell zum „Staatskapitalismus‘“ und „Staatsmonopolistischen Kapitalismus“ zu se- 
hen. Indem Rußland in den imperialistischen Weltkrieg mit einbezogen wird, auch 


9) 5.131 
10} 8.212 
11) 8.183 ff. 
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in ihm selbst staatskapitalistische Züge heranreifen, wird auch hier die Verwandlung 
des Kriegs in den Bürgerkrieg, der Schritt zum Sozialismus aktuell. Das PKA kriti- 
siert hier treffend, daß Lenin aufgrund der Interpretation des „Kapitals“ als histori- 
scher Entwicklungstheorie des Kapitalismus auch zur Schlußfolgerung gelangen 
könne, daß die ohne Zweifel vorhandenen neuen Erscheinungsformen der kapitali- 
stischen Produktionsweisse im Zuge der Umstrukturierung des Weltmarkts 
1873-1914 nicht Resultat der Durchsetzung der Gesetze der kapitalistischen Pro- 
duktion darstellen, sondern ein neues Stadium anzeigen, in dem diese Gesetze ten- 
denziell staatsmonopolistisch aufgehoben werden (12). Wenn das PKA auch keine 
eigene Imperialismusanalyse (13), sondern nur begrifflich-methodische Hinweise zur 
Ableitung des Monopols anbieten kann (14), kommt es doch zur wichtigen Schluß- 
folgerung, daß jede Übernahme der Leninschen Imperialismustheorie anstelle der 
Marxschen Kapitaltheorie zur grundlegenden Ideologisierung der kapitalistischen 
Verhältnisse und damit zu falschen taktischen Bestimmungen führen muß (15). 

Doch ist es aufgrund des rein begrifflichen Vorgehens des PKA eigentlich 
schon nicht mehr verwunderlich, daß ihm der zentrale Zusammenhang zwischen der 
Leninschen Imperialismustheorie, Staatstheorie und der Taktik zum sozialistischen 
Übergang völlig entgeht. Die grundlegende Ideologisierung Lenins, daß der Imperia- 
lismus in Form von Monopolisierung und staatlicher Regulierung die unmittelbare 
Vorstufe zur Sozialismus darstelle — anstatt die Vergesellschaftung der Arbeit und 
der dadurch erfolgten Vereinigung der Individuen als materielle Basis des Sozialis- 
mus zu erkennen —, ermöglicht die Leninsche Vorstellung, unter Beibehaltung der 
ökonomischen Funktionen des bürgerlichen Staats und lediglich der Zerschlagung 
der politisch-repressiven Funktionen durch die Sowjets den Übergang zum Sozialis- 
mus zu vollziehen. Die Leninsche Imperialismus- und Staatstheorie enthält also 
sowohl die Möglichkeit der Unterstützung der sozialen Emanzipationsformen der 
Arbeiter, zugleich aber auch die Schranken dieser Unterstützung. Demgegenüber 
konstatiert das PKA die weitgehende Wiederherstellung der Marxschen Lehre vom 
Staat durch Lenin, daß der bürgerliche Staatsapparat notwendig zerschlagen werden 
müsse, und hebt lediglich kritisch hervor, daß Lenin die 


„Iragweite der von ihm propagierten Umwälzungen (Wählbarkeit der Beamten und ihre Bezah- 
lung mit einem durchschnittlichen Arbeitslohn) insofern (entgeht), als sie gerade eine Verselb- 
ständigung der sich wohl insgesamt erweiternden Leitungsfunktionen verhindern und ihre Ver- 
wandlung in eine Arbeitsart, die von anderen Arten der gesellschaftlichen Arbeit nicht mehr 
unterschieden ist, erreichen sollen‘ (16). 


Aber diese Gefahr der Verseibständigung der gesellschaftlichen Leitungsprozesse, 
d.h. der staatlichen Selbständigkeit, liegt doch nicht per se in diesen Funktionen, 
sondern ist Ausdruck der noch nicht völlig freigesetzten vergeselischafteten For- 
men, also der Resistenz noch kapitalistischer Formen in der sozialistischen Über- 


12) 8.371 
13) 8.373 
14) 8.379 
15) 8.410 
16) 8.440 
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gangsgesellschaft und der noch vorhandenen gesellschaftlichen Unmöglichkeit und 
Unfähigkeit, die verselbständigten Staatsfunktionen in die Gesellschaft zurückzu- 
nehmen. Wenn das PKA an Lenin nur die Unterschätzung dieser Gefahr kritisiert 
und dazu noch ihre Ursache falsch benennt, dann entgeht ihm völlig, daß die 
bemängelte Beschränkung der Verrichtung der Leitungsfunktionen auf Rechnungs- 
führung und Kontrolle (17) bei Lenin nicht die Verselbständigung des Sowjetstaats 
unterschätzt, sondern selbst durch die Reduktion der sozialen Emanzipation auf die 
Kontrolle der vom Kapitalismus produzierten ökonomischen Organisationen diese 
Verselbständigung taktisch befördert und grundlegend ideologisiert, d. h. ihre wirk- 
lichen Ursachen nicht erkennen kann. 

Daß dem PKA die Veränderung der Leninschen Taktik 1917 offensichtlich 
ein Rätsel bleibt, zeigt sich an folgender Erklärung: 


„selbst wenn die ‚Aprilthesen‘ und die Arbeiten, welche unmittelbar nach dem revolutionären 
Ereignissen in Rußland veröffentlicht und verbreitet wurden, praktisch die größte Bedeutung 
gehabt haben, so steht die theoretische Formulierung der veränderten Konzeption im Kontext 
der Arbeiten im Winter und Frühjahr 1917, welche selbst keinen unmittelbaren Zusammenhang 
mit der revolutionären Entwicklung in Rußland aufweisen“ (18) 


und es wird angemerkt: 


„So kann auch die Schrift ‚Staat und Revolution‘ nicht nur als Reflex auf die revolutionäre 
Umwälzung in Rußland interpretiert werden, sondern ist in Verbindung mit Lenins erneuter 
Auseinandersetzung mit dem wissenschaftlichen Sozialismus zu sehen“ (19). 


Diese an und für sich im Argumentationsgang des PKA unwesentliche Stelle beweist 
nicht nur, daß ihm der zentrale Zusammenhang zur Leninschen Imperialismustheo- 
rie nicht klar ist, sondern auch, daß es die Erklärung in der erneuten Auseinander- 
setzung mit dem wissenschaftlichen Sozialismus, d. h. mit der Kommuneschrift von 
Marx sucht. Hier erweist sich schlagend, daß das PKA primär das mehr oder weniger 
adäquate Marxverständnis für taktische Veränderungen verantwortlich macht, die 
objektiven Bedingungen der Veränderung der Weltmarktbeziehungen und der 
daraus resultierenden Klassenkämpfe als materielle Ursachen vernachlässigt. Aber 
das ist kein Zufall. Eine Methode, die einen praktischen Revolutionär daran mißt, 
wie er die Marxsche Theorie in abstracto verstanden hat, muß natürlich auf Uner- 
klärliches stoßen, wenn dieser seine Taktik aufgrund der realen Entwicklung der 
Klassenkämpfe verändert, sei es in der Revision des Agrarprogramms, sei es in der 
Taktik 1917, ohne erkennbare Fortschritte in der Marxinterpretation und der An- 
wendung der Marxschen Theorie auf Rußland zu machen. 


17) 8.439 
18)  S.468 
19) 8.468, Anm. 29 
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2. Die Kritik der Leninschen Theorie und Taktik der sozialistischen Transforma- 
tion 


Der eigentliche Grund für die viel zu kurz gegriffene Kritik des PKA an Lenins 
„staat und Revolution“ liegt aber in der durch die ideologische Behauptung der 
Dominanz des Kapitalverhältnisses vorbereiteten zentralen Prämisse, daß die Okto- 
berrevolution die Bedingungen der sozialistischen Gesellschaft gesetzt habe, also die 
Aufhebung des Kapitalverhältnisses, die Zurücknahme der politischen Funktionen 
in die Gesellschaft, die Herstellungen gesellschaftlicher Leitungsfunktionen, die be- 
wußte Assoziation und was derlei abstrakte Bestimmungen noch mehr sind. Diese 
— auf der Basis der konkreten Entwicklung der Produktionsverhältnisse in Rußland 
als absurd zu kennzeichnende — Konstruktion kann nur Marxrekonstrukteuren pas- 
sieren, die das System der Kritik der Politischen Ökonomie unmittelbar als Zusam- 
menfassung der Anatomie auch der russischen Gesellschaft begreifen und die darin 
konstitutiven allgemeinen Auflösungsbedingungen der kapitalistischen Produktions- 
weise unmittelbar auf die sowjetische Übergangsgesellschaft projizieren. 

Diese Projektion wird nicht nur deutlich an der Formulierung, daß die soziali- 
stische Transformationsperiode eine Zeit „nach der sozialen Revolution“ (20) sei, 
sondern wie die Untersuchung der Leninschen Theorie und Taktik in der sozialisti- 
schen Übergangsgesellschaft überhaupt angegangen wird. Zunächst wird die Nega- 
tion der kapitalistischen Produktionsweise als Notwendigkeit eines Naturprozesses 
aufgefaßt: 


„Die bürgerliche Gesellschaft bewegt sich also in der Form eines naturwüchsigen Zersetzungspro- 
zesses, dessen notwendiges Endziel in der Aufhebung des Privateigenturms, in der Organisation der 
gesellschaftlichen Arbeit durch eine Assoziation freier und gleichgestellter Produzenten besteht“ 
21). 

Anschließend wird die Aufgabe der proletarischen Partei bestimmt: 


„In der Übergangsperiode vom Kapitalismus zum Sozialismus muß der bewußte Aufbau der 
Gesellschaft, die bewußte Organisation der neuen Formen der Arbeit in Angriff genommen 
werden“ (22). 


Schließlich werden zwei allgemeine Taktiken der Übergangsperiode, je nach dem Ent- 
wicklungsgrad der jeweiligen Gesellschaft unterschieden und für Rußland als 
rückständigem Land zwei taktische Aufgaben benannt, nämlich im Bereich der 
organisierten Arbeit despotische Formen der Arbeit und unnütze Arbeit, und im 
Bereich der unorganisierten Arbeit den Widerspruch zwischen isolierter und organis- 
ierter Produktion aufzuheben (23). 

Nicht diese aligemeinen Formulierungen sind falsch, sondern daß sie unmittel- 
bar -- ohne historische Analyse — als Maßstab der Leninschen Theorie und Taktik 
der sozialistischen Transformation auf die russische Situation 1917-1923 ange- 
wandt werden. Die soziale Revolution steckt eben hier nach 1917 noch in den 


20) 58.520 
21) 8.522 
22) 8.523 
23) 8.529 ff. 
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Anfängen, das Proletariat kann objektiv aufgrund seiner Minoritätsstellung, dem 
Niedergang der Industrie, dem Widerspruch zwischen Arbeitern und Bauern, den 
kriegswirtschaftlichen Notwendigkeiten des Bürgerkriegs, der internationalen Isola- 
tion etc., Formen der Vergeselischaftung nur in geringem Maße freisetzen, im Ge- 
genteil besteht aufgrund des Gegengewichts der kapitalistischen Gegentendenzen 
gerade die Gefahr der Zurücknahme schon freigesetzter Formen, also der Integra- 
tion der Organisationen der Arbeiterbewegung in den verselbständigten Staatsappa- 
rat. Hier von Naturprozeß der Zersetzung der kapitalistischen Produktionsweise, 
hier von bewußter Organisation der neuen Gesellschaft und ven bewußter Aufhe- 
bung des Widerspruchs zwischen Arbeiterklasse und Bauernschaft zu sprechen, über- 
sieht vollkommen die objektiven sozialen Notwendigkeiten der konkret-histori- 
schen, ökonomischen und politischen Ausgangsbedingungen der russischen Über- 
gangsgesellschaft, denen auch Lenin und die gesamte bolschewistische Partei in 
ihren Grenzen unterworfen ist. Daraus ergibt sich dann auch die völlig idealistische 
Überschätzung der Möglichkeiten und Wirksamkeiten der Person Lenins und seiner 
Übergangstaktik. An zwei wesentlichen Kritikpunkten des PKA an der Leninschen 
Konzeption kann dies gezeigt werden. 

Im Bereich der industriellen Produktion, der organisierten Arbeit, kritisiert 
das PKA, daß Lenin im Kampf gegen die Bürokratisierung der Sowjetorganisationen 
einerseits durch die Stärkung der Leitungsfunktionen und das Festhalten an der 
Avantgardestellung der bolschewistischen Partei eigentlich eine widersprüchliche 
Taktik verfolge: 


„Da unter der Voraussetzung des relativ niedrigen Vergeselischaftungsgrades der Arbeit der 
zeitweilige Gegensatz zwischen dem bewußten Betreiben des sozialistischen Aufbaus und der 
noch wenig entwickelten Einsicht der Masse der Produzenten in den gesellschaftlichen Charak- 
ter ihrer Arbeit unvermeidlich ist, liegt das entscheidende Problem darin, diese gegensätzlichen 
Seiten in der Weise zu vermitteln, daß die schrittweise Rückführung der gesellschaftlichen 
Funktionen unter die Regie der assoziierten Produzenten gewährleistet bleibt. Es gilt daher, 
einen organisierten Rahmen zu schaffen, in dem die Konflikte, die aus der zeitweiligen Dif- 
ferenz der Bewußtseinsverfassung zwischen den bewußten Teilen des Proletariats und den übri- 
gen proletarischen Schichten entstehen, bewußt ausgetragen werden können. Die Vereinheitli- 
chung der mannigfaltigen Organisationsformen der Arbeiterklasse — Ausdruck der Fraktionie- 
rung des geselischaftlichen Gesamtarbeiters im kapitalistischen Reproduktionsprozeß — stellen 
ein wesentliches Vermittlungsglied dar, um einer Verfestigung der differenten Bewußtseinslage 
entgegenzuwirken und durch die Kontrollmöglichkeiten, die in einer einheitlichen Organisation 
vorhanden sind, der Gefahr einer Loslösung der gesellschaftlichen Funktionen von den unmit- 
telbaren Produzenten zu begegnen. Zugleich ist damit ein organisierter Rahmen gegeben, in dem 
der Vermittlungsprozeß über Inhalt und Ziel der gesellschaftlichen Reproduktion, der mit der 
neuen Form der Gesellschaftlichkeit der Arbeit notwendig wird, verankert werden kann“ (24). 


Das PKA kann auf Basis dieses abstrakten Maßstabes erneut Lenins Avantgardekon- 
zeption in Frage stellen (25), sympathisiert deshalb auch mit der Fraktion der 
linken Kommunisten, die sich gegen die staatskapitalistischen Methoden in der 
Industrie wendet, gibt dann aber doch letztlich Lenin recht, weil er mit dem Kon- 


24) 8.549. 


25) Diese wichtige Kritik an der Leninschen Konzeption des Verhältnisses von Partei und 
Arbeiterklasse wird S. 108 ff. entwickelt. 
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zept der Verstaatlichung der Gewerkschaften plus Massenmobilisierung doch noch 
die beste Lösung im Kampf gegen die Bürokratisierung und Verselbständigung der 
Leitungsfunktionen gefunden habe (26). Diese Argumentation seizt sich in der Be- 
urteilung der späteren Konflikte fort, insbesondere in der Frage der Militarisierung 
der Gewerkschaften, in der Auseinandersetzung mit der Arbeiteropposition und 
dem Fraktionsverbot. 

Diese ambivalente Haltung gegenüber Lenin ist nur erklärlich, weil sich das 
PKA über die realen Ursachen der Zeniralisierung und Bürokratisierungstendenzen 
innerhalb der Arbeiterbewegung und der Sowjets, nämlich die Konservierung kapi- 
talistischer Produktionsmethoden und der kapitalistischen Wirtschaftsadministra- 
tion aufgrund der ökonomischen Rückständigkeit und ihrer Verschärfung durch den 
Bürgerkrieg, nicht im klaren ist. Die Forderung des richtigen organisatorischen Rah- 
mens, also die Vereinheitlichung der Arbeiterbewegung ohne die politische Vorherr- 
schaft der Partei, ist ein leerer, moralischer Appell, dem dazu noch über die bürokra- 
tische Zentralisierung der Arbeiterbewegung zur Hälfte Genüge getan wird. Diese 
genannten realen Ursachen führen zur Zentralisierung der Arbeiterbewegung, zur 
Umkehr der Sowjetkontrolle über den Staatskapitalismus tendenziell in die Integra- 
tion der Arbeiterbewegung in den Sowjetstaat und führen dazu, daß sich überhaupt 
die staatskapitalistische Übergangskonzeption Lenins durchsetzen kann, aber auch 
dazu, daß er selbst die damit verbundene grundsätzliche Ideologisierung der Auflö- 
sungsbedingungen der kapitalistischen Produktionsweise nicht erkennt und dadurch 
die Verstaatlichung der Arbeiterbewegung doch rechtfertigen muß. Da das PKA 
weder die historische Analyse durchführt, noch diese zentrale Ideologisierung der 
Leninschen Übergangskonzeption erkennt — der Staatskapitalismus als wider- 
spruchsloser Schritt zum Sozialismus wird auch vom PKA nicht bestritten —, bleibt 
die Kritik an Lenin blaß, ambivalent und idealistisch. Diese Ambivalenz endet in der 
falschen Rechtfertigung der Verstaatlichungstendenz der Organisationen der Arbei- 
terbewegung: 


„Diese Verschmelzung wird um so wichtiger, als die bisher charakteristische Kluft zwischen den 
bewußten und revolutionären Teilen der Arbeiterklasse und den proletarischen Massen erst im 
Verlaufe des Bürgerkriegs aufgehoben wurde“ (27). 


Und die Idealisierung drückt sich darin aus, daß die reale Wirksamkeit der Lenin- 
schen Taktik in ihrer historischen Bedingtheit und von ihren historischen alternati- 
ven Möglichkeiten her nicht beurteilt werden kann. Die Widersprüche und ihre 
Zuspitzung des Übergangs der Sowjetgesellschaft werden tendenziell als durch die 
theoretischen Verkürzungen Lenins verursacht dargestellt: 


„Da Lenin den in Rußland gegebenen Widerspruch — daß der bewußte sozialistische Aufbau nur 
durchgeführt werden kann, wenn die unmittelbaren Interessen der nach wie vor gegebenen 
Klassen und Klassenfraktionen an allgemein gesellschaftlichen Interessen orientiert werden — 
nur teilweise begriffen hat und seine Lösungsversuche daher ebenso ungenügend ausgefallen 
sind, müssen sich im Verlauf der realen politischökonomischen Entwicklung die Konflikte 
immer wieder zuspitzen“ (28). 


26) 8.552. 
27) 8.534, vgl. auch die Zusammenfassung $S. 623-29 
28) 8.557 


5i 


Die gleiche Idealisierung unterläuft dem PKA auch in der Beurteilung und Kritik 
des Leninschen Agrarprogramms, das zwischen den Widersprüchen von industrieller 
Produktion, Arbeiterbewegung und Agrarverhältnissen, von organisierter und iso- 
lierter Arbeit, vermitteln soll. Schon an der Kritik des PKA an der Bündnispolitik 
Lenins bis 1905 zeigte sich, daß es aufgrund der Vorstellung von der Dominanz des 
Kapitalverhältnisses, das auch die isolierte Arbeit in seinen Bann schlägt, die antika- 
pitalistischen Anknüpfungspunkte innerhalb der Bauernschaft überzeichnet und sich 
deshalb wundern muß, warum Lenin die objektiven Tendenzen der Agrarrevolution 
einfach anerkennt. Auch hinsichtlich der Leninschen Bündnispolitik 1917 wird die 
gleiche Kritik geführt: 


„Dieses Bemühen, auf keinen Fall die Bauern mit zu weitgehenden Forderungen zu verprellen, 
führt aber in gewisser Weise zu einer Nachtrabpolitik, da Lenin auf dem Lande keine Basis für 
eine antikapitalistische Agitation sieht. So wird die Chance vertan, bereits in diesem frühen 
Stadium der ökonomischen Entwicklung die Bauernschaft durch eine klare antikapitalistische 
Agitation für den Sozialismus zu gewinnen und durch Vorformen sozüalistischer Landwirtschaft 
die materielle Basis der Entstehung von Klassenvorurteilen einzuschränken“ (29). 


Aber diese geforderte klare antikapitalistische Agitation hat angesichts der russi- 
schen Agrarverhältnisse und der daraus entspringenden agrarrevolutionären Tenden- 
zen gar keinen Boden. Deshalb entspricht die weitgehende Übernahme des Agrar- 
programms der Sozialrevolutionäre durch die Bolschewiki einfach der wirklichen 
Entwicklung der Agrarrevolution 1917/18. Die mögliche Bündnispolitik des Proleta- 
riats ist festgelegt durch das objektive Verhalten der Bauern und eben nicht durch 
die Emanzipationsziele des Proletariats selbst. Das weiß natürlich auch das PKA, 
aber aufgrund der fehlenden konkreten Analyse muß es zwangsläufig zu solchen 
Fehlschlüssen über die russische Situation kommen. 

Für die Taktik in der Transformationsperiode unter rückständigen gesell- 
schaftlichen Bedingungen wird nun vom PKA die fundamentale Schwierigkeit für 
den Übergang zur kollektiven Produktionsweise auf dern Lande herausgearbeitet: 


„Das Proletariat befindet sich den Bauern gegenüber also in dem Dilemma, einerseits die Ent- 
wicklung der Produktivkräfte nicht durch Zwang, sondern durch permanente Agitation unter 
der ländlichen Bevölkerung durchsetzen zu wollen, wo doch andererseits die entwickelten ge- 
sellschaftlichen Potenzen der Arbeit die Voraussetzung für die Entwicklung des Bewußtseins der 
Bauernschaft sind, also auch für die Propagierung kollektiver Produktionsformen“ (30). 


In diesem Zusammenhang kommt das PKA zum ersten und letzten Mal auf die 
Marxsche Analyse der russischen Ackerbaugemeinde und ihre sozialistischen An- 
knüpfungsmöglichkeiten zu sprechen, schätzt die Dorfgemeinde aber offensichtlich 
als weitgehend zersetzt ein und weist ihr deshalb sonst auch keine Rolle zu (31). 
Daraus erklärt sich auch diyprinzipielle Unterschätzung der Ergebnisse der Agrarre- 
volution als Ausdruck der noch nicht zerstörten Dominanz der Dorf- und Umtei- 
lungsgemeinde auf dem Lande. Die Konfiskation der Gutsbetriebe, die Nivellierung 
29) 8.483 

30) S.531f. 


31} 5.532. Charakteristischerweise übersicht das PKA den von Marx ins Zentrum gestellten 
Weltmarktzusammenhang der russischen Dorfgemeinde, vgl. S. 532, Anm. 7 
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und Parzeilierung des Bodens wird stattdessen auch tendenziell der Agrarpolitik 
Lenins in die Schuhe geschoben. Gewiß ist die Kritik des PKA an Lenin treffend, 
wenn er diese Resultate lediglich als bürgerliche kennzeichnet, wenn er trotz Nivel- 
hierung den Klassenkampf zwischen Dorfarmut und Kulaken propagiert und mögli- 
che Anknüpfungspunkte nicht sieht, aber das PKA tut so, als ob es unter den 
Bedingungen der Isolation vom internationalen Proletariat, der allgemeinen Zerrüt- 
tung der Industrie, des Kriegskommunismus überhaupt möglich gewesen wäre, die 
Kollektivwirtschaft in umfangreichem Maße auf dem Lande zu realisieren (32). 
Aber die einzige Möglichkeit, eine materielle Basis für die Kollektivproduktion auf 
dem Lande zu setzen und hierbei an die Dorfgemeinde anzuknüpfen, nämlich die 
Zurverfügungstellung von landwirtschaftlichen Maschinen und agronomischen 
Kenntnissen etc. war doch selbst nach zehn Jahren Sowjetgesellschaft noch nicht 
vorhanden! 

In noch viel schärferem Maße als in der Kritik der Leninschen Politik gegen- 
über der Arbeiterbewegung tritt in der Kritik des PKA an der Leninschen Agrarpoli- 
tik die aufgrund der fehlenden konkreten Analyse und des Anlegens von rein ab- 
strakten Maßstäben die notwendige Idealisierung der Leninschen Taktik hervor. 
Diese wird letztlich für die widersprüchliche Entwicklung der Agrarverhältnisse ver- 
antwortlich gemacht: 


„indem der innere Zusammenhang auseinandeıgerissen und zu einem zeitlichen Folgeverhältnis 
gemacht wurde, erst unmittelbare Verbesserung — und zwar durch Parzellierung — und dann 
Gewinnung der Bauern für die gemeinsame Bodenbestellung und weiterentwickelte Formen, 
wurde gerade jene letztere, die eigentliche Hauptaufgabe, erheblich kompliziert; und je länger 
und intensiver die Betonung auf die Besserstellung des Kleineigentums gelegt wurde, desto 
stärker entwickelte der Kleinbauer einen Abwehrpanzer gegen jegliche Beeinflussing in Rich- 
tung gemeinschaftlicher Produktion ... Die hier kurz angedeutete Entwicklung des bäuerlichen 
Bewußtseins nach der Oktoberrevolution, als notwendige Konsequenz der Agrarpolitik der 
Bolschewiki, wird in ihrer Zwangsläufigkeit, ihrer inneren Dynamik und in ihrer Tragweite von 
Lenin nicht klar erkannt und auch völlig unterschätzt... “ (33). 


Darüber ist sich aber Lenin sehr wohl im klaren. Sowohl die Agrarrevolution mit 
ihren Ergebnissen, die Zwangsrequirierungen, der Übergang zur NÖP, die anfängli- 
che Unmöglichkeit der kollektiven Produktion auf dem Lande waren unter den 
gegebenen weltgeschichtlichen Umständen historische Bedingungen, die auch die 
Agrarpolitik der Bolschewiki in ihren Grenzen und Möglichkeiten festlegen mußten. 
Eine Änderung hätte sich nur durch die internationale Revolution oder die Indu- 
sirialisierung Rußlands, die auf die Bedürfnisse der Landwirtschaft ausgerichtet 
hätte werden müssen, ergeben können. Die Behauptung, daß letztlich Lenin die 
russischen Agrarverhältnisse in eine ausweglose Situation geführt hätte (34), ist auf 
Basis einer konkreten Bedingungsanalyse eine völlig idealistische Konstruktion. 


32) Z.B.S.576 
33) 8.632£. 
34) 8.645 
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3. Zusammenfassung 


Die Absicht der Kritik an der Lenindarsiellung des PKA war, die Konsequenzen 
einer Rekonstruktion der Marxschen Theorie zu zeigen, die lediglich als abstrakter 
Maßstab der Leninschen Theorie und Taktik dient und die der Marxschen Theorie 
immanente historische Bedingungsanalyse ausspart. Einerseits wurde die Kritik des 
PKA soweit anerkannt, als es gewichtige theoretische Verkürzungen der Leninschen 
Rezeption und Anwendung der Marxschen Theorie nachgewiesen hat, in dem analy- 
sierten Kontext also insbesondere die Kapitalinterpretation, Klassenanalyse und 
Imperialismustheorie Lenins. Andererseits sollte gezeigt werden, daß die fehlende 
Untersuchung der Entwicklung der gesellschaftlichen Verhältnisse Rußlands zentra- 
le ideologische Postulate des Marxismus-Leninismus unberührt läßt und dazu führt, 
daß das PKA diese seinerseits übernimmt. So akzeptiert es die falsche Leninsche 
Vorstellung von der Dominanz des Kapitalverhältnisses in Rußland ganz selbstver- 
ständlich, mit den damit gegebenen Implikationen der Abstraktion vom Weltmarkt, 
vom zaristischen Staat und von der Gewichtigkeit der vorkapitalistischen gesell- 
schaftlichen Formen in Rußland. Damit ist auch die historisch unhaltbare Kon- 
struktion verbunden, daß mit der Oktoberrevolution die sozialistische Form der 
freien und assoziierten Arbeit in dominantem Maße freigesetzt, der bürgerliche 
Staat zerschlagen wurde, und auch die isolierte Arbeit auf dem Lande mehr oder 
weniger gradlinig in kollektive Formen hätte überführt werden können, Die auf 
diesen Prämissen angelegten Maßstäbe an der Leninschen Taktik stellen sich aber 
immer wieder notwendig als idealistische Maßstäbe heraus, weil die konkreten histo- 
tischen Alternativen gar nicht eingeschätzt werden können. Vielmehr neigt das PKA 
dazu, die Leninsche Taktik in ihren Widersprüchen nicht als historisch bedingte zu 
untersuchen, sondern als allein aus der verkürzten marxistischen Theorieauffassung 
Lenins abgeleitete zu begreifen. So wird die unmittelbar antikapitalistische Potenz 
der Bauernschaft sowohl vor wie nach der Oktoberrevolution vom PKA weit über- 
schätzt und die aus der Kritik der Leninschen prinzipiellen Trennung von A vanigar- 
de und Masse folgende Forderung der Vereinheitlichung des Proletariats nach der 
Oktoberrevolution in ihrer historisch realen Widersprüchlichkeit gar nicht gesehen. 
Aber diese vom PKA vorgenommene, durch die fehlende historische Analyse 
ermöglichte, ideologische Fixierung an Grundpostulaten des Marxismus-Leninismus 
wird noch vervollständigt durch die überhistorische Verallgemeinerung des Lenin- 
schen Parteityps. Auch hier wird plastisch, wie folgenlos die Infragestellung der 
Leninschen Avantgardethecrie bleibt, indem immer wieder die Leninsche Lösung 
der Organisationsfrage zur einzig revolutionären Position hochstilisiert wird, der 
gegenüber alle Fraktionen innerhalb und außerhalb der bolschewistischen Partei in 
einem Atemzug mit Lenin als sektiererisch abgetan werden. Die Kritik dieser Identi- 
fikation des PKA ist allerdings nur angedeutet worden. Wir werden sie später auf 
Basis der Analyse der Geschichte der boischewistischen Partei im Kontext der russi- 
schen Klassenkämpfe und des russischen Marxismus ausführlich darstellen. 
Überhaupt ist die Lenindarstellung des PKA dadurch gekennzeichnet, daß der 
in vielen Punkten recht fundamentalen Kritik an Lenin in eigentümlicher Weise die 
Spitze abgebrochen wird. Einmal muß durch die Vorstellung des PKA von revol- 
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tionärer Theorie — die angeblich in dem abstrakt-allgemeinen, überhistorischen Ab- 
leitungszusammenhang von Marxscher Kapitaltheorie, Klassenanalyse, Taktik und 
Leninscher Parteiorganisation besteht — der sich hieran haltende Lenin doch als 
unbestrittener Revolutionär gerettet werden, demgegenüber seine theoretischen und 
taktischen Verkürzungen nur sekundär erscheinen. Zum anderen wird Lenin als 
Person und Theoretiker dadurch völlig idealistisch überhöht, daß letztlich seine 
theoretischen und taktischen Verkürzungen für den widerspruchsvollen Zersetzungs- 
prozeß der russischen Gesellschaft verantwortlich gemacht werden, und so Lenin in 
keiner Weise in seiner historischen Bedingtheit gesehen und damit in seiner realen 
und gemäß den historischen Alternativen potentielien Wirksamkeit völlig über- 
schätzt wird. Im Grunde läuft die Kritik des PKA an Lenin auf die Konzeption 
hinaus: wenn Lenin keine Veikürzungen in der Rezeption und Anwendung der 
Marxschen Theorie vorgenommen hätte, dann wäre auch der naturprozeßartige Zer- 
setzungsprozeß der russischen zaristischen Gesellschaft in optimaler Weise beschleu- 
nigt worden. Aber hier wird deutlich, daß nicht nur Lenin, sondem der Theorie 
insgesamt eine fantastisch-geschichtsmächtige Rolle zugewiesen wird, die die soziali- 
stische Intelligenz diesmal nicht organisatorisch, sondern theoretisch gegenüber dem 
realen, historisch widersprüchlich vorgehenden Emanzipationsprozeß des Proleta- 
riats spielt. Das PKA sieht so implizit die marxistische Intelligenz, an ihrer Spitze 
wohl sich selbst, in einer historischen Mission, die in ihrem Anspruch das Pendant 
zu der in der zerfallenden Studentenbewegung vorherrschenden organisatorischen 
Elitekonzeption der Marxismus-Leninismus-Ideologie darstellt. 
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Reformismus als „Sozialfaschismus‘“ 


Zur politischen Verwertung der Geschichte der Arbeiterbewegung durch von Plato: 
KFD und Komintern — Sozialdemokratie und Trotzkismus 


Niels Kadritzke 


I. Einleitung und Begründung der Fragestellung 


i. In meiner Darstellung, wie das Faschismus-Thema in der politischen Diskussion 
von heute verwendet wird, habe ich die Fehler des KSV (KPD/AO) vor allem im 
Hinblick auf die Wiedererweckung des Sozialfaschismus-Begriffs aufzuzeigen ver- 
sucht (1). Mangels einer ausführlichen Darstellung der Geschichte der Weimarer 
Republik durch das Visier des KSV (2) war ich auf einige Anhaltspunkte aus älteren 
Publikationen angewiesen, um aufzeigen zu können, welche Bedeutung eine unkriti- 
sche Wertschätzung der sogenannten Sozialfaschismus-Theorie der Weimarer KPD in 
der Gegenwart gewinnen kann. 

Inzwischen ist in der von dieser Gruppierung herausgegebenen Reihe mit dem 
verpflichtenden Titel „Materialistische Wissenschaft“ eine umfassende ‚„Einschät- 
zung der Klassenkämpfe in der Weimarer Republik“ erschienen, in der die Sozial- 
faschismus-Theorie der Weimarer Zeit ausführlich begründet und vollständig ge- 
rechtfertigt wird. Da dieses Buch Alexander von Platos (3) mittlerweile vielerorts als 
ein wichtiges Belehrungsmittel über die Endphase der Weimarer Republik verwendet 
wird und die unwidersprochene Apologie jener theoretischen Fehler der Weimarer 
KPD, welche die kommunistische Bewegung selbst nach 1933 überwunden hat, für 
die politische Bewegung verhängnisvolle Folgen haben muß, soll die Arbeit von 
Platos unter diesem Gesichtspunkt einer ausführlichen Kritik unterzogen werden. 


2. Da eine wissenschaftlich begründbare Kritik in diesem Fall auch aus politischen 
Gründen in aller Schärfe formuliert werden muß, sei vorweg auf die unbezweifelba- 
ren positiven Seiten und Verdienste der Arbeit hingewiesen. Von Plato hat die 
umfassende Literatur, in der sich die kommunistische Politik der Jahre 1928-1933 
darstellt und theoretisch begründet, nahezu lückenlos durchgearbeitet und sich da- 
mit befähigt, die gängigen falschen oder doch lückenhaften Darstellungen der 
KPD-Politik in dieser Zeit in vielen Einzelheiten und auch in wesentlichen Grundzü- 


1) Vgl. N. Kadritzke, Faschismus als gesellschaftliche Realität und als unrealistischer 
Kampfbegriff, in: Prokla 8/9, S. 103 ff. 

2} Die Arbeit von Hannes Heer, Burgfrieden oder Klassenkampf, Neuwied und Berlin 1971, 
geht zwar auch von einer unkritischen Bejahung der Sozialfaschismus-Theorie aus 
{S. 65 ff), verzichtet aber auf eine theoretische oder empirische gestützte Begründung. 

3) Alexander v. Plato, Zur Einschätzung der Klassenkämpfe in der Weimarer Republik: 
KPD und Komintern, Sozialdemokratie und Trotzkismus, Berlin 1973 
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gen zurechtzurücken. Sc hat er (4) die von A. Rosenberg entwickelte und danach 
von der ganzen bürgerlichen Geschichtsschreibung repetierte These widerlegt, die 
Sozialfaschismus-Theorie und ihr „ultralinker“ theoretischer Hintergrund sei vor 
allem Produkt der innersowjetischen Auseinandersetzungen zwischen der Sta- 
lin-Fraktion und ihren verschiedenen Gegnern, die mit Hilfe des „Instruments“ der 
Komintern auf die deutsche Partei übertragen und ihr damit von außen aufgezwun- 
gen wurde (5). Von Plato weist nach, daß ein solcher Zusammenhang von den 
meisten Autoren gar nicht widerspruchsfrei konstruiert werden kann (6), daß we- 
sentliche Impulse zur Radikalisierung der Politik der KPD gegenüber der Sozialde- 
mokratie aus der deutschen Partei selbst gekommen sind und daß die Komintern in 
viel stärkerem Maße zügelnd in die Politik der KPD eingegriffen hat, als es die 
bürgerliche Geschichtsschreibung in ihrer Fixierung auf die „dogmatische“ Befehls- 
gewalt eines prinzipiell einheitsfrontfeindlichen Stalin wahrhaben will(7). Eine 
wichtige korrigierende Tendenz der Arbeit liegt weiterhin in der ausführlichen Dar- 
stellung der ab Frühjahr 1932 mit der Antifaschistischen Aktion einsetzenden Be- 
mühungen, einer tatsächlichen Einheitsfront mit der SPD näherzukommen, die in 
der gängigen Literatur vorwiegend als unaufrichtige und von der reformistischen 
Führung zurecht abgewiesene Propagandaoffensive gewertet wird (8). 


3. Die beiden Hauptaufgaben, die sich von Plato selbst vorgenommen hat, bleiben 
in seiner Arbeit jedoch ungelöst, ja sie beweisen gegen den Willen des Autors, daß 
der Versuch ihrer Lösung bei aller Anstrengung der politischen Absicht scheitern 


4) Wie im übrigen vor ihm noch umfassender, da auch die russisch-sprachigen Quellen 
ausschöpfend: P. Lange, Stalinismus versus „Sozialfaschismus‘“ und „Nationalfaschis- 
mus“, Göppingen 1969 

5) Dies ist in unterschiedlich kurzschlüssiger Weise getan worden von renommierten Auto- 
ren wie H. Weber (Die Wandlung des deutschen Kommunismus, Frankfurt a. M. 1969); 
S. Bahne (Die Kommunistische Partei Deutschlands, in: Das Ende der Parteien 1933, 
hrsg. von E. Matthias und R. Morsey, Düsseldorf 1960; sowie: „Sozialfaschismus“ in 
Deutschland, in: International Review of Social History, Vol. X, 1965); T. Braunthal 
(Geschichte der Internationale, Bd. 2, Hannover 1963) und Th. Weingartner (Stalin und 
der Aufstieg Hitlers, Berlin 1970). 

6) Vgl. S.249f., 266 ff. und insb. S. 271. Vgl. auch P. Lange (Anm. 4), der vor allem 
herausarbeitet, daß alle innersowjetischen Gegenspieler Stalins wesentlichen Anteil an 
der Formulierung dieser „ultralinken Pelitik“ gehabt haben. 

n Allerdings karın auch von Plato nicht bestreiten, daß Stalins Intervention zugunsten des 
sog. „Roten Volksentscheids‘“ gegen die preußische Regierung im August 1931, wie sie 
im 4. Bd. der Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Berlin (DDR) 1966, S. 262 f. 
berichtet wird, nicht in seine Darstellung paßt. 

8) Vgl. insbesondere S. Bahne, in: Das Ende der Parteien, S. 670 ff. und E. Matthias, Die 
Sozialdemokratische Partei (ebda), S. 154 ff. Von Plato unterschätzt seinerseits die Vor- 
belastungen dieser Politik durch die kommunistische Haltung vor 1932, eben weiler an 
der Sozialfaschismus-These festhält. Verdienstvoll ist in diesem Zusammenhang aber 
zweifellos die Kritik an den regelmäßig denunziatorischen Darstellungen des Berliner 
BVG-Streiks im November 1932, der in den bürgerlichen Arbeiten als Schlußstein in der 
Beweisführung für die angeblich durchgängige Hauptstoßrichtung der KPD-Politik gegen 
die SPD dient. So ist von Plato zuzustimmen, wenn er gegen Flechtheims Kritik am 
„Bündnis“ von RGO und NSBO einwendet: „Ganz sicher konnte die KPD aber von ihr 
organisierte Streiks nicht deshalb absagen, weil sich die Nazis daran beteiligten.“ (S. 274) 
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muß. 


b) 


I. 


Die Widerlegung der Trotzkischen Faschismus-Einschätzung, die aufs engste 
damit zusarmmenhängt, wie dieser die Rolle der Sozialdemokratie sieht, schei- 
tert schon deshalb, weil ven Plato in seiner kursorischen Darstellung von 
Trotzkis Schriften über die Faschisierung in Deutschland dessen theoretische 
Analysen auf unzulässige Weise verkürzt (9) und auf die wichtigste Ebene von 
Trotzkis Kritik an der Sozialfaschismus-Theorie gar nicht eingeht (10). 

Die Konfrontation der zeitgenössischen kommunistischen Einschätzungen 
und Analysen mit neueren zeitgeschichtlichen Forschungsergebnissen mit der 
Absicht, sine möglichst objektive Einschätzung der ökonomischen und sozia- 
len Entwicklung am Ende der Weimarer Republik vor allem in ihren Wir- 
kungen auf die Arbeiterklasse zu gewinnen, soll die objektive Richtigkeit des 
Sozialfaschismus-Begriffes und der ihm zugrundeliegenden Annahmen über 
die Rolle der Sozialdemokratie in der Agonie der bürgerlichen Republik 
herausstellen. Dieser Wahrheitsbeweis für eine problematische Theorie muß 
aus methodischen und inhaltlichen Gründen hoffnungslos scheitern. Aus sei- 
nem Scheitern ergeben sich einige prinzipielle Schlußfolgerungen für die Ana- 
iyse des Reformismus in der Arbeiterbewegung und über die Rolle desKSV, 
die am Ende einer relativ ausführlichen Untersuchung der erstaunlichen Feh- 
ler und offensichtlichen Widersprüche in dieser neuesten Begründung der 
Sozialfaschismus-Theorie entwickelt werden sollen (11). 


Die Sozialfaschismus-Theorie der Weimarer KPD 


1. Zunächst ist zu untersuchen, ob der begriffliche und deskriptive Inhalt der 
Sozialfaschismus-Theorie, so wie von Plato sie darstellt, mit der historischen Reali- 


9) 


10) 


11) 


So geben etwa die Seiten über Trotzkis Einschätzung von „Sozialfaschismus und Ein- 
heitsfront“, S. 88 ff., Trotzkis Position nur sehr unzureichend wieder. Hier fehlt vor 
allem der Hinweis auf Trotzkis Hauptforderung für eine kommunistische Einheitsfront- 
politik nämlich ein konkretes Programm mit der sozialdemokratischen Basis selbstver- 
ständlichen Forderungen anstelle eines bürokratischen „Ultimatismus“. Vgl. dazu 
Trotzki, Schriften über Deutschland, Bd. 1, Frankfurt a. M. 1971, S. 172 £f., S. 205 ff. 
Die Auseinandersetzung von Platos mit Trotzki kann hier nicht weiter verfolgt werden 
(vgl. dazu die Rezension von v. Platos Arbeit in Nr. 3 der Zeitschrift „Die Internationa- 
ie‘). Trotzkis zentraler Einwand gegen die Sozialfaschismus-Theorie wird aber weiter 
unten an passender Stelle gegen die Auffassung von Platos ins Feid geführt. 

Auf andere, ebenfalls schwerwiegende Mängel in der Darstellung der Weimarer KPD kann 
hier nur kurz verwiesen werden, z. B. auf die unkritische Einschätzung des kommunisti- 
schen „Programms zur nationalen und sozialen Befreiung des deutschen Volkes“, dessen 
bedenkliche Tendenzen in der Reihenfolge der Attribute im Titel angedeutet sind. Die 
Problematik des sog. Scheringer-Kurses, der mit seiner z. T. äußerst opportunistischen 
Agitation gegenüber dem nationalistisch gestimmten Kleinbürgertum in dieselbe Zeit 
fällt, wird entsprechend gar nicht erörtert. Interessant ist, daß im sog. Zentralorgan der 
Gruppe v. Platos im aktuellen Zusammenhang mit einer Programmdiskussion das 
KPD-Programm von 1930 stilischweigend „korrigiert“ wird, indem es als ‚„‚Programm zur 
sozialen und nationalen Befreiung des deutschen Volkes“ zitiert wird. Vgl. „Rote Fah- 
ne“ Nr. 51/52, 1973,$. 2 
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tät jener Theorie übereinstimmt, welche die KPD von 1929-1933 wirklich vertre- 

ten hat. Dabei ist von vornherein der politische Gesichtspunkt im Auge zu behalten, 

der die strategisch überaus bedeutsame Problematik des Begriffs damals ausgemacht 
hat: der Zusammenhang mit der Politik der proletarischen Einheitsfront, den die 

KPD zum allgemeinen Prinzip ihres antifaschistischen Kampfes erklärt hat. Denn 

eine Einheitsfront mit den sozialdemokratisch organisierten Arbeitern erforder- 

te — auch wenn sie gegen die Führung der SPD durchgesetzt werden mußte — eine 

Form von propagandistischer Einwirkung auf die sozialdemokratisch gebundenen 

Arbeiter, die die passive Rolle ihrer Führung angesichts der faschistischen Gefahr 

realistisch benennen und aus ihrem Reformismus erklären konnte, und welche, 

wenn nicht ein Überlaufen auf die kommunistische Seite, so doch eine politische 

Zusammenarbeit mit Kommunisten durch die Überzeugungskraft einer konkreten 

antifaschistischen Abwehrkonzeption herbeizuführen imstande war. Von Plato ver- 

fehlt von vornherein diesen Zusammenhang zwischen der Überzeugungskraft der 
kommunistischen Einheitsfrontpolitik und der Überzeugungskraft ihrer Einschät- 
zung der politischen Funktion der sozialdemokratischen Führung, wenn er bei der 
einleitenden Erörterung des Sozialfaschismus-Begriffs gegen dessen Kritiker trium- 
phierend darauf hinweist, dieser Begriff sei in den Köpfen der Kommunisten gar 
nicht unvereinbar gewesen mit einer Politik der proletarischen Einheitsfront, sei es 

„von unten“, sei es „von oben“ (12). Der u.a. bei Sinowjew subjektiv vorhandene 

Glaube, beides sei miteinander vereinbar, kann aber für eine Analyse des objektiven 

historischen Wirkungszusammenhangs überhaupt nicht interessieren. Wichtig ist viel- 

mehr allein, ob die politische Praxis diese Vereinbarkeit erwiesen oder widerlegt 
hat, d.h. ob die deutschen Kommunisten erfolgreich für eine Politik der proletari- 
schen Einheitsfront wirken konnten, wenn sie zugleich die sozialdemokratische 

Partei und ihre Führung in ihrer Propaganda als sozialfaschistisch bezeichneten und 

diesen propagandistischen Wortgebrauch auch noch theoretisch ernsthaft zu begrün- 

den versuchten. Diese Frage setzt nicht nur auf der Ebene der Propagandatechnik 
an, sie untersucht auch, ob der hier erörterie Begriff, statt den reformistisch orien- 
tierten Arbeitern zu helfen, „durch Erfahrung ihren Weg zu finden“, nicht vielmehr 
den reformistischen Führern geholfen hat, ihre proletarische Gefolgschaft trotz 
einer tiefgreifenden Verunsicherung von einer Einheitsfrontpolitik fernzuhal- 

ten (13). Sie zweifelt darüberhinaus daran, ob eine Wirklichkeitsanalyse, die sich im 

Begriff des Sozialfaschismus niederschlägt, überhaupt die Kampfbedingungen der 

KPD am Ende der Weimarer Republik richtig erfassen und ihre Handlungsmöglich- 

keiten richtig beschreiben konnte. 

12) Vgl. 5.160: „Obwohl Sinowjew und die Ki sich ausdrücklich gegen die SPD als... lin- 
ken Flügel des Faschismus gewandt hatten, war weder er noch die KI prinzipiell bis 1928 
gegen ein Bündnis mit der SPD, falls dadurch die Kampfbedingungen für das Proletariat 
verbessert würden“ (Hervorh. im Text). Die in diesem Zitat geschilderte Position muß für 
den KSV dazu herhalten, die Vereinbarkeit seiner eigenen Parolen: Hinein in. die Gewerk- 
schaften! Baut die RGO auf! zu behaupten. Vgl. dazu die Kritik an der neuen RGO-Kon- 
zeption in Prokla 8/9, S. 145 ff., insb. S. 158 ff. 

13) Vgl. Trotzki, a. a.O., S. 206, vgl. die Schilderung der Erbitterung der einheitsfrontberei- 


ten SPD-Arbeiter bei O, Ruchwitz, 50 Jahre Funktionär der deutschen Arbeiterbewe- 
gung, Berlin (DDR) 1949, S.126 
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2. Für die Rezeption und Verwendung der Sozialfaschismus-Propaganda an der 
Basis der KPD ist maßgeblich in Rechnung zu stellen, daß der Begriff für sich 
genommen keineswegs eindeutig und deshalb auch nicht nur in einem Sinne aufzu- 
greifen war. Von Plato gibt über die belegbare Vieldeutigkeit der historischen So- 
zialfaschismus-Theorie keine Rechenschaft. Stattdessen unterstellt er einen fest um- 
sissenen, klar vermittelbaren Sinn des Begriffes und seiner Begleit-Terminologie, die 
diese in Wirklichkeit nie besessen haben (14). Deshalb entlasten die im Detail durchaus 
kritischen Bemerkungen, die von Plato über den Gebrauch des Begriffes vor allem 
durch die Merker-Gruppe und die Remmele-Neumann-Fraktion macht, die kommu- 
nistischen Führer als Vertreter einer angeblich vorhandenen „authentischen“ Fas- 
sung keineswegs. Denn ein Begriff, der viel eher zu emotional aufgeladenen Assozia- 
tionen als zu kognitiv abgeleiteten strategischen Einschätzungen verleitet, hat die 
katastrophale und desorientierende Wirkung an der kommunistischen Parteibasis 
direkt verursacht. Propagandistische Fehitritte müssen demnach als plausibel aus 
dem Sozialfaschismus-Begriff selbst abzuleitende „Mißverständnisse‘“ angesehen 
werden, für die diejenigen verantwortlich sind, die eine den Reformismus prinzipiell 
verschätzende Terminologie in die Welt gesetzt haben. 

Schon rein begriffssystematisch steht die Rede vom Sozialfaschismus für eine 
durch historische Erfahrung unzureichend kontrollierte Inhaltsiosigkeit bei der Ver- 
wendung propägandistischer Kampfbegriffe. Denn zum ersten verkommt im Wort- 
gebrauch von „Faschismus“ als konstantem Bestandteil verschiedener Binde- 
strich-Begriffe (wie: Seeckt-Faschismus, Brüning-Faschismus; oder: National-Fa- 
schismus, Sozial-Fäschismus) ein politisch schon am italienischen Beispiel relativ 
exakt diskutierter und definierter Begriff zum unspezifischen und damit lediglich 
„marktschreierischen Synonym“ für bürgerliche Klassengewalt (15). Und zum ande- 
ren zeigt die Austauschbarkeit der variablen Bestandteile an, welch beliebige Vor- 
stellungen über Träger, soziale Basis und Ideologie einer faschistischen Bewegung 
eine solcherart taubstumm gemachte politische Vokabel zuläßt. 

Die Tragweite der politischen Fehler von KPD und Komintern in der Analyse 
und der strategischen Antwort auf die Krise der Weimarer Republik ist demnach 
nur richtig einzuschätzen, wenn die Sozialfaschismus-These immer schon als Aus- 
druck einer fehlenden bzw. falschen Faschismus-Analyse gesehen wird. Theoriege- 
schichtlich gesehen ist die Sozialfaschismus-These daher viel weniger Spätfolge einer 
willkürlichen Stalinschen Assoziation aus dem Jahre 1924, an die sie ebenso assozia- 
tiv anschließt (gemeint ist die Metapher von den „Zwillingsbrüdern“ Sozialdemokra- 
tie und Faschismus, die Stalin zu den damaligen entsprechenden Thesen von 
Sinowjew beigesteuert hat) als vielmehr Produkt einer theoretischen Diskontinuität, 
welche die frühen Einschätzungen und Analysen des Faschismus ihrer poli- 
tisch-praktischen Wirkungsmöglichkeiten ausgerechnet zu einem Zeitpunkt beraubt 
hat, als die faschistische Gefahr in Deutschland akut zu werden begann. 


14) Daher sind die z. T. chaotisch wirkenden Darstellungen der Entwicklung der Sozialfa- 
schismus-Propaganda der KPD nicht zuletzt auch auf die Uneindeutigkeiten und Schwan- 
kungen in dieser Politik selbst zurückzuführen. Vgl. dazu insb. S. Bahne, „Sozialfaschis- 
mus“ in Deutschland (Anm. 5) und P. Lange (Anm. 4) 

15)  Trotzki,a.a. 0.8.62 
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3. Dieser fatale Mangel an systematischer Eindeutigkeit wird durch das Ausmaß 
bestätigt, in dem sich der intendierte Begriffsinhalt des „Sozialfaschismus“ histo- 
risch gewandelt hat (15a). Dies zeigt schon ein erster Überblick seiner Verwen- 
dungsgeschichte durch KPD und Komintern. Bis zu den ersten Wahlerfolgen der 
NSDAP in Deutschland, also etwa vom VI. Weltkongreß der Komintern im Septem- 
ber 1928 bis Anfang 1930, wurde die deutsche Sozialdemokratie mit dem Attribut 
„sozialfaschistisch‘“ als eine politische Bewegung gekennzeichnet, die unter den 
deutschen Verhältnissen einer hochindustrialisierten Gesellschaft dieselbe Funktion 
gegenüber der Arbeiterklasse wahrzunehmen imstande sei wie der originale italieni- 
sche Faschismus in einem Lande mit rückständiger kapitalistischer Entwick- 
lung (16). 

Mit den ersten besorgniserregenden politischen Erfolgen der NSDAP hatte 
sich die Sozialfaschismus-Theorie mit einer politischen Entwicklung zu arrangieren, 
die neben der sozialfaschistischen Bedrohung, weiche die KPD bis zum März 1930 
noch immer durch die Große Koalition unter Führung von H. Müller gegeben sah, 
auch die Gefahr einer zunehmend erfolgreichen „nationalfaschistischen“ Konkur- 
renzbewegung anzeigte. Die Anpassung der Sozialfaschismus-Propaganda, damit 
aber zugleich ihre fortdauernde Wirkung, besorgte für das ZK der KPD H. Remmaele 
in seiner im März/April 1930 veröffentlichten Aufsatzreihe in der ‚Internatio- 
nale‘ (17). Da auch von Plato Remmeles Auffassungen als Darstellung eines von 
allen linkssektiererischen und realitätsverzerrenden Momenten gereinigten Sozialfa- 
schismus-Begriffes hinnimmt, soll diese Schrift zur Probe aufs Exempel seiner Aus- 
sagekraft untersucht werden. 

“  Remmele geht nicht mehr davon aus, daß in Deutschland die faschistische 
Gefahr ausschließlich durch den Sozialfaschismus droht; vielmehr zeichnet er eine 
gesellschaftlich-politische Entwicklung, in der sich sozialfaschistische und national- 
faschistische Bedrohung der Arbeiterklasse addieren. Entgegen Merkers „ultralin- 
ker“ Annahme, die Sozialdemokratie sei „im Bunde mit der Finänzoligarchie der 
Faschismus selbst“ (18), modifiziert Remmele nunmehr in realistischer Erkenntnis 
der sozialen Basis der NSDAP die frühere kommunistische Einschätzung der Rolle 
der SPD im Faschisierungsprozeß und kommt zu folgendem Ergebnis: 

a) dieSPD sei „Schrittmacher der faschistischen Diktatur“ 


15a) Im übrigen beschäftigen wir uns in der Folge nur mit der Anwendung des Begriffs auf die 
Sozialdemokratie. Daß zuweilen auch die Fraktionen innerhalb der KPD sich gegenseitig 
als „sozialfaschistisch‘‘ beschimpft haben (vgl. S. Bahne, „Sozialfaschismus“ in Deutsch- 
land, a.a.O., S. 230) und daß auch die KPO und andere kommunistische Gruppen so 
bezeichnet wurden, belegt die willkürliche Verwendbarkeit des Begriffes nur besonders 
augenfällig. 

16) So explizit H. Neumann auf dem 10. EKKI-Plenum im Juli 1929, ebenso H. Remmele 
auf dem Weddinger Parteitag 1929. Weitere Beispiele bei H. Weber (Anm. 5), S. 232 und 
$. Bahne, a.a.0., S. 234 ff. Vgl. auch K.H. Tjaden, Struktur und Funktion der 
KPD-Opposition (KPO), Meisenheim 1964 (reprint Erlangen 1971), S. 173 und v. Piato, 
a.a.0.,$. 206 

17)  H. Remmele, Schritt halten! Warum muß der Kampf gegen zwei Fronten gerichtet wer- 
den?, in: Die Internationale, 13.Jg.1930, Nachdruck des KAB Hamburg, Ham- 
burg 1971 

18) H. Remmele, a. a.0O.,S. 77 
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b) die SPD werde mit der Bourgeoisie auch dann weiter „durch dick und dünn“ 
gehen, wenn eine Koalition mit sozialdemokratischer Beteiligung durch die 
„unverhüllte faschistische Diktatur“ abgelöst werde (19) und 

c) auch in dieser faschistischen Diktatur werde die SPD als Sozialfaschismus ‚ein 
Teil, vielleicht ein wesentlicher Anteil...in der einen oder anderen Form 
sein“ (20). 

Um allen Mißverständnissen den Weg zu verlegen, die seine Schrift als eine „Aufwei- 

chung“ des Sozialfaschismus-Urteils über die SPD auffassen könnten, hebt Remmele 

in einer Nachbemerkung ausdrücklich hervor, der Begriff bezeichne keineswegs nur 
einzelne Handlungen der Sozialdemokratie, sondern sei der „Ausdruck für den ge- 
samten Charakter und das gesamte politisch Wesen der Sozialdemokratischen Par- 
tei“ und bestimme als solcher die „letzte Phase der Entwicklung der Sozialdemokra- 
tie als einer bürgerlichen Arbeiterpartei‘ (21). Im Hinblick auf die Darstellung des 

Begriffs, wie sie im weiteren von Platos Beweisführung zugrundeliegt, ist eindeutig 

festzuhalten, daß Remmele und die KPD auch nach Bereinigung der Merkerschen 

Auswüchse die SPD nicht nur als Wegbereiter, sondern als Teil der faschistischen 

Bedrohung sowie als Bestandteil der befürchteten faschistischen Diktatur in 

Deutschland ansehen. An dieser Einschätzung ist bis 1933 nichts mehr explizit 

zurückgenommen worde, es gibt sogar Beispiele dafür, daß noch nach der Zerschla- 

gung der SPD und des ADGB die Sozialdemokratie als „Hauptstütze der Bourgeoi- 
sie“ bezeichnet wurde (22). Dennoch stand die praktische Politik der KPD, die 
noch im August 1931 mit der verhängnisvollen Beteiligung an dem von den Nazis 
gegen die preußische SPD-Regierung inszenierten Volksentscheid das Bild einer ein- 
heitsfrontfeindlichen kommunistischen Politik in den Köpfen der reformistischen 

Arbeiter verankert hatte, seit Begründung der Antifaschistischen Aktion immer 

mehr im Zeichen einer zunehmend realistischen Abwehrstrategie, die sich allerdings 

gegen die Fehler der Vergangenheit und die fortdauernden Wirkungen ihrer eigenen 

Terminologie genauso wenig durchsetzen konnte, wie gegen die intransingente Ab- 

lehnung aller Einheitsfront-Versuche durch die sozialdemokratische Führung (23). 


19) Beide Aussagen bei Remmele, a. a. O.,S. 75 

20) Remmele, a.a.O., S. 79. Remmele meint, eine solche Entwicklung könne man für 
Deutschland „mit größter Sicherheit‘ schon voraussagen. In weich eindeutiger Weise in 
dieser „‚korrigierten‘ Fassung die SPD nach wie vor als Erscheinungsform des Faschismus 
vorgestellt wird, zeigt sich, wenn Remmele die Auffassung der KPO, Sozialdemokratie 
und Faschismus seien gegensätzliche Formen bürgerlicher Herrschaft, die einander aus- 
schließen, für ebenso verfehlt hält wie die „extreme“ Sozialfaschismus-Version Merkers, 
und konstatiert: „Beide Theorien liefern das Proletariat wehr- und schutzlos dem Fa- 
schismus aus, da beide Theorien die Existenz des Faschismus leugnen — Brandler die 
Existenz des Sozialfaschismus, Merker die Existenz des Nationalfaschismus“ (a. a. O., 
S. 80). 

21) Remmele,a.a.0.,S. 99 

22} SoF. Heckert Ende 1933, zitiert nach H. Weber, a. a. O.,S. 246 

23) Diese Tatsache wird in allen einigermaßen realistischen Darstellungen hervorgehoben. 
Vgl. E. Matthias, a. a.O., S. 154 ff.; H. Weber, a.a.O., S. 241 und vor allem die auf- 
schlußreiche Darstellung bei Fr. W. Witt, Die Hamburger Sozialdemokratie in der Weima- 
rer Republik, Hannover 1971. Die Haltung der Sozialdemokratie bedarf einer eingehen- 
den Darstellung an anderer Stelle. 


5 Probleme des Klassenkampfs 11/12 65 


Von Plato führt die realistische Wendung in der antifaschistischen Abwehr- 
strategie seit Anfang 1932 und vollends seit dem Sturz der Brüning-Regierung zu 
Recht auf die immer deutlicher werdende faschistische Gefahr zurück, die den zum 
Teil abenteuerlichen Hoffnungen des Thälmann-Neumann-Remmele-ZK auf eine die 
Revolution beschleunigende Wirkung des Faschisierungsprozesses bzw. der faschisti- 
schen Diktatur selbst die Sprache verschlugen (24). Er macht allerdings nicht hinrei- 
chend deutlich, daß diese Bedrohung durch den Original-Faschismus keineswegs 
durchschlagende Konsequenzen für die theoretische Konzeption des Sozialfaschis- 
mus hervorgebracht hat. Seine Darstellung spiegelt die zurückhaltendere Verwen- 
dung des Begriffs zwar wider, insofern alle von ihm angeführten Einschätzungen der 
faschistischen Gefahr ab 1932, vor allem soweit sie sich an die sozialdemokratischen 
Arbeiter direkt wenden, ohne diesen Begriff auskommen (25). Aber er zieht aus 
dieser praktisch notwendigen Anpassung keine Lehren und besteht darauf, den 
angeblichen Realitätsgehalt der Theorie vom Sozialfaschismus beweiskräftig be- 
haupten zu können. 


If. Die Sozialfaschismus-Theorie nach von Plato 


Weil von Plato die komplizierte, ja verwirrende Entwicklung der Sozialfaschis- 
mus-Propaganda in ihren sehr unterschiedlichen und z.T. einander widersprechen- 
den Partituren nicht darstellt, muß eine Kritik seiner Konzeption von Sozialfaschis- 
mus an den Definitionen ansetzen, die er selbst für diesen Begriff gibt. Eine solche 
Kritik trifft aber auf zwei Schwierigkeiten, die bekannt sein müssen, um die relative 
Vielschichtigkeit der Auseinandersetzung mit von Platos Argumentation verstehen 
zu können. Zum ersten schützt sich von Plato gegen die Frage nach der poli- 
tisch-psycholgischen Wirkung des Begriffs indem er seine eigene Fragestellung im 
Laufe der Untersuchung nahezu unmerklich verschiebt. Während er auf$S. 161 den 
Nachweis anzutreten verspricht, daß der politische Begriff „Sozialfaschismus“ 
„Realität transportierte“, tritt er auf S. 170 kürzer und kündigt nur noch zu unter- 
suchen an, „ob die Merkmale sozialdemokratischer Politik, die die KPD als ‚sozialfa- 
schistisch‘ bezeichnete, Realität transportierten oder nicht.‘ (Hervorh. d. Verf.) 
Unser Autor will sich in seiner Untersuchung demnach darauf beschränken, an den 
als „sozialfaschistisch‘“ aufgespießten Merkmalen sozialdemokratischer Politik je- 
weils „etwas dran‘ zu finden, ohne sich auch nur einmal systematisch und präzise 
auf die faschismustheoretische und einheitsfrontpolitische Angemessenheit dieses 
Attributs für die Politik der Sozialdemokratie einzulassen. Viele seiner im einzelnen 
aufgeführten Kritikpunkte an der SPD kann man deshalb in aller Schärfe teilen, 
ohne die kritisierten Momente und die klare, gerade in der ökonomischen Krise an 
der Erhaltung der kapitalistischen Reproduktien orientierte Grundeinstellung des 


24) v. Plato, 8. 262 f., der den Einfluß der Komintern auf diese Umorientierung besonders 
hervorhebt. 
25) vw. Plato,S. 264-276 
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Reformismus auch nur im Traum als „sozialfaschistisch“ zu bewerten (26). 

Zum zweiten leiden von Platos Darlegungen selbst unter einer inkonsequenten 
Entwicklung des Sozialfaschismus-Begriffs. In der am meisten kondensierten Fas- 
sung definiert er: „Die Sozialfaschismus-Theorie hieß aber nichts anderes, als daß 
die Sozialdemokratie zum Werkzeug bei der Durchführung des Faschismus gewor- 
den sei“ (27). Auch diese auf den ersten Blick kurze und bündige Formulierung ist 
so eindeutig zweideutig, daß sie genauer untersucht zu werden verdient: der „Fa- 
schismus“, der hier durchgeführt wird, kann zum einen die faschistische Diktatur 
sein — dabei ist die Sozialdemokratie aber kein Werkzeug, weil sie von eben dieser 
Diktatur illegalisiert wurde. Zum anderen kann damit der politische Prozeß der 
Faschisierung seit 1930 gemeint sein — dieser wird aber nicht von einem durchge- 
hend identischen und benennbaren Träger „durchgeführt“, der die Sozialdemokra- 
tie als „Werkzeug“ handhaben könnte, sondern ist ein gesellschaftlich verursachter 
Prozeß mit aktiven und passiven Beteiligten. Soweit mit diesem Satz nur gemeint 
sein sollte, daß die SPD ein „Wegbereiter des Faschismus“ gewesen ist (28), was im 
Sinne mangelnder Verteidigungs- und schließlicher Kapitulationsbereitschaft gar 
nicht bestritten werden kann, ist damit aber für die Sozialfaschismus-Theorie gar 
nichts geleistet. Denn diese läßt sich nur begründen, wenn man dem Reformismus 
die Rolle nachweisen kann, die von Plato an anderer Stelle ganz klar hervorhebt: 
danach ging der Klassenverrat von SPD- und Gewerkschaftsspitze so weit, daß „sie 
sich auch faktisch der Ideologie und Praxis des Faschismus annäherte“ (29). Diese 


26) Die auf S. 170 angekündigte Erörterung der „Massenwirksamkeit‘“ bzw. der „Ambiva- 
lenz‘“ des Sozialfaschismus-Begriffs fällt aber der am Ende des Buches vollendeten Identi- 
fikation des Autors mit seinem Untersuchungsgegenstand zum Opfer: die Ambivalenz 
des Begriffs gibt es nicht, sie wurde lediglich in seiner mißbräuchlichen Anwendung 
durch ungenügend „bolschewisierte“ Leute wie P. Merker und H. Neumann künstlich 
erzeugt. Die Wirkung auf die sozialdemokratischen Massen in der politischen Praxis wird 
gar nicht erst untersucht. Dieses Problem erledigt sich für v. Plato auf der Ebene der 
Literatur durch folgendes ebenso typische wie entwaffnende Argumentationsmuster: 
„Trotzkis Vorwurf, die KI sei an das Problem nicht unter dem Gesichtswinkel der 
Arbeiterklasse herangegangen, ist ebenfalis eine Unterstellung. Sa sagte Manuilski: ‚In 
Wirklichkeit ist das Wesentliche am Faschismus sein offener Angriff auf die Arbeiterklas- 
se...‘ und... fährt fort, daß der faschistische Angriff gegen die KPD und die RGO und 
‚die anderen Massenorganisationen‘ gerichtet sei...“ Statt den Vorwurf der Massen- 
feindlichkeit auf seine Stichhaltigkeit zu untersuchen, zeigt v. Plato, was niemand bestrit- 
ten hat: daß einzelne Vertreter von KPD und Kl die Bedrohung auch der reformistischen 
Organisationen durch die faschistische Diktatur erkannt haben. V. Plato kommt aber 
auch an dieser Stelle nicht darauf, daß diese Erkenntnis mit dem Sczialfaschismus-Begriff 
unvereinbar ist. Vgl. dazu weiter unten im Text. 

27) vw. Plato,S. 215 

28) 2.a.0O., S. 220. In der Tat war die SPD unfähig, die faschistische Diktatur zu verhindern. 
Wie wenig damit schon das Sozialfaschismus-Urteil gesprochen ist, zeigt die Überlegung, 
daß auch die KPD die faschistische Diktatur nicht verhindern konnte. Weil eben beide 
Arbeiterparteien auf sich allein gestellt diese für die gesamte Bewegung existentiell not- 
wendige Leistung nicht vollbringen konnten, muß die Frage nach der Verantwortung 
beider Parteien an ihrem Beitrag zum Zustandekommen bzw. zur Verhinderung der 
proletarischen Einheitsfront gemessen werden. 

29) a.a.0., 5.187, vgl. auch S. 219: die SPD wurde „Werkzeug bei der Durchführung des 
Faschismus und nahm kontinuierlich Elemente der faschistischen Theorie und Praxis 
auf.“ 
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These, die den Vorwurf der versuchten Anpassung von SPD und ADGB an die 
faschistische Diktatur nach 1933 einschließt, begründet überhaupt erst die Sozial- 
faschismus-Theorie unseres Autors in ihrer begrifflichen Aussage. 

Um die Fehler und Mängel in der historischen Darstellung wie in der theoreti- 
schen Bewertung der Sozialdemokratie am Ende der Weimarer Republlik aufzuzei- 
gen, müssen wir also untersuchen, ob von Platos Analyse der reformistischen T’heo- 
rie, sein Bericht über die reformistische Praxis und seine Einschätzung der reformi- 
stischen Anpassungspolitik in der faschistischen Diktatur ihrerseits in der Lage sind, 
„Realität zu transportieren“. 


IV. Reformistische Theorie am Ende der Weimarer Republik 


1. Von Platos Darlegungen zur Entwicklung der reformistischen Ideologie unter 
dem Druck der Weltwirtschaftskrise dokumentieren ein Ausmaß an Konfusion, das 
dem Ausmaß an Hilflosigkeit gleichkommt, welches die „theoretische“ Reaktion 
des Reformismus auf den Zusammenbruch ihrer wirtschaftsdemokratischen Illusio- 
nen in der ökonomischen Krise auszeichnet. Wir können auf viele Unklarheiten und 
Widersprüche in diesen Darlegungen nicht eingehen (30) und konzentrieren uns 
daher auf die beiden zentralen Anhaltspunkte für den Sozialfaschismus-Verdacht, 
die von Plato an der reformistischen Theorie auszumachen glaubt: 

a) Ähnlichkeiten zur faschistischen Ideologie in den wirtschaftsdemokrati- 
schen Vorstellungen und in der Staatskonzeption des Reformismus; 

b) die gleiche politische Stoßrichtung von faschistischer und reformistischer 
Ideologie, insofern letztere Forderungen gegen die Interessen der 
Arbeiterklasse in der ökonomischen Krise begründet und eine erneuerte „Ar- 
beitsgemeinschaft“ zwischen Gewerkschaftsführung und Unternehmerverbän- 
den rechtfertigt, die von Plato in der Zeit von 1930-1933 am Werk sieht. 


2. Zum reformistischen Staatsbegriff: Von Plato beschränkt sich nicht darauf, die 
reformistischen Illusionen über einen „klassenneutralen“ Staat zu kritisieren, die 
gerade in der ökonomischen Krise aufs eindrucksvollste widerlegt werden, sondern 
schießt weit über diese unstrittige Kritik hinaus, indem er die durch nichts (31) 
belegte These vertritt, die SPD-Führung habe in der Spätphase der Republik wie der 
Faschismus einen „geplanten Sozialismus“ innerhalb des kapitalistischen System 
entwickeln wollen: „Dieser blinde Glaube, einen ‚Staatssozialismus‘ unter Beibehal- 
tung kapitalistischer Produktionsverhältnisse aufrichten zu können... wurde auch 


30) Als Beispiel sei nur auf die Gleichsetzung der Lehntheorien von Nölting und Braunthal 
verwiesen (S. 175), obwohl diese genau gegenteilige Forderungen begründen. Auch die 
pauschalen Behauptungen über andere Grundzüge reformistischer Theorie sind von ober- - 
flächlichen Einzeleindrücken geprägt, so die Feststellung (S. 336), nahezu alle sozialde- 
mokratischen Faschismus-Theoretiker vor 1933 hätten „den Nationalsozialismus als 
‚Antwort des Kleinbürgers‘ auf die revolutionäre Arbeiterbewegung begriffen“. 

31) Als einziger Beleg dient ein schief interpretiertes Zitat von Braunthal, in dem von 
„Staatssozialismus‘“ überhaupt nicht die Rede ist. Vgl. S. 180 
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von Mussolini und Hitler ausgenutzt“ (32). 

Ein nur oberflächlicher Blick auf die Entwicklung der reformistischen Staats- 
theorie und ihre allgemeinen Voraussetzungen kann diese These als schlichten Unsinn 
erkennen. Denn gerade unter dem Eindruck der politischen Krise der Wei- 
marer Republik sah sich die reformistische Führung gezwungen, den unmittelbaren 
Optimismus einzudärmmen, den sie noch in den Jahren der relativen Stabilisierung 
bei ihren Anhängern zu erzeugen versucht hatte, als seien die sozialistischen Ziele 
über einen linearen Vormarsch im Kampf um die Mehrheit in Staat und Parlament 
durchzusetzen (33). In typisch reformistischem Reflex auf die durch die Aushöh- 
lung der parlamentarisch-demokratischen Bedingungen zerstörte Möglichkeit, ein 
derart naives Konzept politisch zu verwirklichen, forderte die reformistische Füh- 
rung mit ihrer Politik des „kleineren Übels“ gerade einen Aufschub des Kampfes für 
das sozialistische Endziel — im Interesse der Erhaltung jener politischen Bedingun- 
gen, die ihrer Ansicht nach erst im ökonomischen Aufschwung erneut zum Instru- 
ment für die Durchsetzung anti-kapitalistischer Ziele werden konnten. 

Wer der reformistischen Führung unterstellt, sie habe den auf sie hörenden 
Arbeitern den Verzicht auf den unmittelbaren Kampf um sozialistische Ziele und 
die passive Unterwerfung unter die objektiv arbeiterfeindlichen Maßnahmen der 
Präsidialregierungen mit der Begründung verkaufen wollen, ein temporärer Verzicht 
auf aktive reformistische Arbeiterpolitik zugunsten einer Politik der „Staatserhal- 
tung‘ diene auch noch unmittelbar der Verwirklichung des Sozialismus — in der 
Form des Staatssozialismus — und wer den reformistischen Massen unterstellt, sie 
seien ihrer Führung in solchem Glauben gefolgt, hält die Führung der deutschen 
Sozialdemokratie für unfähig, ihre eigenen Interessen als Parteiführung machtpoli- 
tisch zu durchdenken, und hält die Mehrheit der deutschen Arbeiterklasse von 1932 
für schwachsinnig. Wer auch nur die Idee entwickelt — Belege können dafür ohnehin 
nicht verlangt werden — mit Hilfe einer solchen „Staatstheorie‘“ könne es der SPD 
gelungen sein, wesentliche Teile der deutschen Arbeiterklasse in einer so tiefgreifen- 
den ökonomischen und politischen Krise bei der Stange zu halten, kann die Wir- 
kungsweise reformistischer Ideologie in der Arbeiterklasse eigentlich nur als eine 
Art rätselhafter Hirnseuche auffassen und als unheilbar hinnehmen. Wenn von Plato 
darüberhinaus davon ausgeht, eine solche „theoretische“ Vorbereitung durch den 
Reformismus habe es dem Faschismus leicht gemacht, seine Politik gegen die Arbei- 
terklasse „mit dem gleichen Mäntelchen zu umgeben“ (34), sollte er konsequenter- 
weise gleich die deutschen Arbeiter und ihre geistige Beschränktheit für den Vor- 
marsch des Faschismus verantwortlich machen. 


32) 2.2.0.,8.181 

33) Klassisch formuliert durch Hilferding auf dem Kieler Parteitag von 1927. V. Plato kann 
Hilferding aber gerade nicht am Kern seiner reformistischen Illusionen packen, weil er 
ihm unterstellt, seine Vorstellung von staatlicher Planung lasse das Problem der privaten 
Verfügungsgewalt unangetastet. Vgl. v. Plato, S. 179, dagegen Hälferding, Protokoll des 
Kieler Parteitags der SPD, S. 172 

34) 2.2.0.,8.181 
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3. Zur Theorie der Wirtschaftsdemokratie: Hier wird von Platos Beweisführung 
vollends unübersichtlich. Einleitend wird die wirtschaftsdemokratische Ideologie 
des Reformismus als „Hintergrund für die Sozialfaschismus-Theorie der KPD“ und 
damit als ihre Beweisgrundlage hingestellt (35). Davon darf man sich aber nichts 
Näheres über die Vergleichbarkeit von wirtschaftsdemokratischer und faschistischer 
Ideologie versprechen. Denn statt wie angekündigt zu demonstrieren, in welcher 
Hinsicht und nach welchen Kriterien das eine mit dem anderen zu tun hat, erläutert 
von Plato in dem betreffenden Kapitel gar nicht die Theorie der Wirtschaftsdemo- 
kratie, sondern die sog. Tarnowsche Lohntheorie. Beide sind zwar Produkt reformi- 
stischen Denkens, von ihren objektiven Voraussetzungen her aber signifikant unter- 
schieden. Während die Thecrie der Wirtschaftsdemokratie für reformistisches Den- 
ken steht, das in typischer Weise die Phase einer vorübergehenden ökonomischen 
Stabilisierung (1924—1928) als Anzeichen der prinzipiellen Möglichkeit kapitalisti- 
scher Krisenfreiheit wahrnimmt (35a), ist die Tarnowsche Lohntheorie der ebenso 
typische Versuch, eine aktive Lohnpolitik in der ökonomischen Krise als für die 
gesamtgesellschaftliche Reproduktion notwendige und damit gemeinnützige kapita- 
lismus-immanente Forderung der Gewerkschaften auszuweisen. 

Von Plato hat also recht, sich bei seiner Untersuchung der reformistischen 
Theorie in der Krise der Tarnowschen Lohntheorie als in der Tat entscheidendem 
propagandistischem Instrument der reformistischen Führung zuzuwenden (36); die 
angebliche Affinität zwischen wirtschaftsdemokratischer und faschistischer Ideolo- 
gie kann er damit aber nicht beweisen. Auf eine solche Idee kann man auch gar 
nicht kommen, wenn man die Theorie der Wirtschaftsdemokratie — so falsch sie 
aufgrund ihrer vollständigen Ablösung von einer Realanalyse des Gesamtzusammen- 
hangs der kapitalistischen Reproduktion und so illusionierend sie aufgrund ihrer 
phantastischen Versprechungen an die Arbeiter gewesen ist — als eine Theorie der 
Transformation vom Kapitalismus zum Sozialismus identifiziert, als die sie eindeu- 
tig entworfen und begründet wurde (37), wohingegen die faschistische Korpora- 
tiv-Ideologie, wenn man sie überhaupt als Programm des Faschismus oder gar als 


35) a.a.0.,8.182 

352) Vgl. H. Ulrich, Die Einschätzung von kapitalistischer Entwicklung und Rolle des Staates 
durch den Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund, in: Prokla 6, März 1973, S. 32, 
8.42 ff. 

36) Vgl F.Naphtali, Wirtschaftskrise und Arbeitsiosigkeit, Berlin 1930, insb. S. 25 ff. Im 
übrigen kritisiert von Plato diese „Theorie“ zu Recht wegen ihrer völlständig illusionären 
Annahmen über die Interessen der Einzelkapitale. Anzumerken wäre nur, daß der Wider- 
spruch zwischen Mehrwertproduktion und Realisierung des Mehrwerts, der in diesem 
Zusammenhang wichtig wird, keinesfalls schematisch als ein Widerspruch zwischen 
Haupt- und Nebenseite des Kapitalverwertungsprozesses dargestellt werden kann, wie es 
in der befremdlichen Sprache v. Platos geschieht; vgl. 8. 184 

37) Vgl. als Beispiel unter vielen: F. Naphtali, Debatten zur Wirtschaftsdemokratie, in: Die 
Gesellschaft, 1929,1, S. 213; und ders., Der organisierte Kapitalismus in der Wirtschafts- 
krise, in: Die Gesellschaft, 1931,1, S. 435. H. Ulrich charakterisiert die „Theorie“ der 
Wirtschaftsdemokratie daher zu Recht als einen Versuch, die verschiedenen Aufgabenbe- 
reiche reformistischer Tagespolitik „mit dem noch aufrechterhaltenen sozialistischen 
‚endziel‘ in Verbindung zu bringen“ (a. 2.0.,8.15). 
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Beschreibung von faschistischer Realität ernst nehmen will (38) den idealen Endzu- 
stand einer klassenjenseitigen harmonischen Ordnung der Gesellschaft als nationaler 
„Gemeinschaft“ entwerfen will. 

Von Plato tritt also auf der Beweisebene der quasi-faschistischen Wirt- 
schaftsdemokratie gar nicht mehr an. Aber auch bei dem Versuch, die behauptete 
Affinität mit Hilfe der Tarnowschen Lohntheorie zu beweisen, gerät er in eine klare 
Abseitsposition (39). Denn die „Theorie“ der aktiven Lohnpolitik als reformisti- 
sches Konzept zur Wiederbelebung einer krisengedrückten kapitalistischen Wirt- 
schaft ist gerade nicht geeignet, die These vom faschistischen Funktionieren der 
aktiven reformistischen Lohnabbau- und Zwangsschlichtungspolitik aus der reformi- 
stischen Theorie zu begründen. So argumentiert von Plato am Ende ausgesprochen 
konfus, weil er sich nicht entscheiden kann, ob nun die Theorie oder die Praxis der 
Sozialdemokratie ihren sozialfaschistischen Charakter ausmacht. In jedem Fali 
scheitert sein Versuch, beide Behauptungen zu vereinbaren, wie aus dem Text selbst 
deutlich wird. Geht von Plate nämlich aufS. 185 noch von der Einheit von Theorie 
und Praxis des Reformismus aus (40), so wird diese Einheit drei Seiten später 


38) v. Plato ist meines Wissens der erste Autor, der es mit seinem „marxistischen“ Anspruch 
vereinbart, von faschistischen „Theorien“ zu sprechen ($. 185) und zudem die Ideologie 
des Faschismus als ernsthafte Beschreibung der faschistischen Wirklichkeit akzeptiert, 
wie sein Hinweis auf das angeblich existierende italienische Korporativsystem bezeugt. 
Demgegenüber hat schon Grieco (Pseud.) in der Komintern-Diskussion 1928 darauf hin- 
gewiesen, daß auch in Italien die „faschistische Ideologie bei ihrem Zusammentreffen mit 
der Wirklichkeit Schiffbruch erlitten hat“, weil die proklamierte korporative Idee keine 
reale Sphäre vorfinde, in der sie die Klassenkräfte versöhnen könnte (Der faschistische 
„Korporativstaat“, in: Die Kommunistische Internationale, Jg. 1928, S. 2189). Mit dem 
Befund: „Der korporative Staat ist proklamiert, aber er besteht nicht“ ($. 2190) be- 
schließt Grieco eine Analyse der inneren Möglichkeit eines korporativ organisierten 
Regimes, das schon deshalb keine Form faschistischer Diktatur sein könne, weil es eine 
„Wiederholung der Gefahren der parlamentarischen Demokratie“ darstelle (S. 2189). In 
diesem Beitrag erweist sich ein italienischer Kommunist (ebenso wie andere Vertreter der 
italienischen KP wie z. B. Ercoli = Togliatti) schon vor den Erfahrungen mit dem deut- 
schen Faschismus als Vertreter einer realistischen Einschätzung, die von der Unvereinbar- 
keit reformistisch gestützter und faschistischer Herrschaft ausgeht. 

39) Die übrigen Beweise für eine ideologische Affinität zum Faschismus sind ohne Belang, 
wenn auch nicht immer so dreist wie folgende Behauptung: die SPD sei „der NSDAP in 
ihrer Ideologie der Abschaffung der Frauenarbeit sehr nahe (gerückt)“ (S. 204). Diese 
erstaunliche These bezieht sich, ohne daß v. Plato diesen Zusammenhang auch nur an- 
deutet, auf krisenbedingte Vorschläge von Gewerkschaftsfunktionären, die damals im 
Hinblick auf die Miiderung der Wirkungen der Arbeitslosigkeit häufig diskutiert wurden. 
Um den Alıbeiterfamilien wenigstens das unter den gegebenen Umständen höchstmögli- 
che Einkommen zu verschaffen, versprach man sich von der Abschaffung der Leichtlohn- 
gruppen für die Zeit der Krise, daß wenigstens alle Arbeitsplätze mit Männern besetzt 
wurden. Dies war gedacht als Maßnahme gegen die Lohndrückerei der Einzeikapitalisten 
während der Arbeitslosigkeit und zeugt lediglich von reformistischer Naivität, keinesfalls 
aber von einer quasi faschistischen „Ideologie“. Ob v. Plato mit dieser Argumentation 
sich selbst oder seine Leser für dumm verkaufen will, muß dahingestellt bleiben. 

40) „Die Theorien der Wirtschaftsdemokraten besaßen, obwohl sie reformerische Illusionen 
predigten, Parallelen zu den Krisentheorien und der Lohntheorie und -praxis der faschi- 
stischen Korporativsysteme; deutlich wurde dies in der Praxis der Arbeitsgemeinschaf- 
ten.“ (S. 185) Zur Kritik der Annahme, es habe so etwas wie eine „Theorie“ bzw. Praxis 
der faschistischen Korporativsysteme je gegeben, vgi. Anm. 38 
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explizit zerrissen: für seinen Sozialfaschismus-Beweis ist nun entscheidend, daß sich 
ein klarer Wandel vollzogen hat von der Theorie der Wirtschaftsdemokratie zur 
Praxis des sozialfaschistischen Reformismus: „Hatten in der Theorie der Wirt- 
schaftsdemokratie noch reformistische Illusionen den Vorrang, so wurden in der 
Praxis von der SPD-Spitze klar die kapitalistischen Produktionsinteressen gegenüber 
der Arbeiterklasse durchgesetzt mit Hilfe der Arbeitsgemeinschaften“ (41). Indem 
von Plato jetzt behauptet, dieser „Wandel“ sei entscheidend für die Sozialfaschis- 
mus-Theorie der KPD gewesen, hat er die theoretischen Illusionen des Reformismus 
selbst vom Verdacht befreit, sie könnten als Anhaltspunkte für eine der faschisti- 
schen ähnliche ideologische Orientierung des Reformismus dienen. Erst die Abkehr 
von reformistischen Illusionen begründet also für unseren Autor den Sozialfaschis- 
mus-Verdacht; Anlaß genug, sich dem nächsten Untersuchungsgegenstand zuzuwen- 
den: der politischen Praxis des „Sozialfaschismus“ angesichts der drohenden faschi- 
stischen Diktatur, wie sie von Plato mit Hinweis auf die angeblichen erneuerten 
Arbeitsgemeinschaften behauptet. 


4. Von Platos zentrales Argument, um den Wandel zur sozialfaschistischen Praxis 
des Reformismus zu beweisen, zielt auf die erneuerte Arbeitsgemeinschaft zwischen 
Gewerkschaftsspitze und Führung der Unternehmerverbände; Einrichtungen, wel- 
che angeblich die Abwälzung der Krisenfolgen auf die Arbeiterklasse nach dem 
Ausscheiden der SPD aus der Regierung aktiv organisierend in die Hand genommen 
haben. 

Dieses Vorgehen ist in zweifacher Hinsicht fehlerhaft und macht sein Beweis- 
verfahren doppelt fragwürdig. Zunächst unterstellt von Plato ohne weiteres, wenn es 
eine solche Arbeitsgemeinschaftspolitik von SPD und ADGB gegeben hätte, sei 
damit der Sozialfaschismus-Vorwurf unstrittig erwiesen. Er versucht gar nicht zu 
erläutern, aufgrund welcher theoretischer Annahmen die reformistische Führung, 
die bis 1924 in durchaus noch nicht sozialfaschistischer Weise die Politik der Ar- 
beitsgemeinschaften mitgetragen hat, sich auf einmal sozialfaschistisch verhält, 
wenn sie dieselbe Politik in der ökonomischen Krise wieder aufnimmt. Sein Begriff 
von Sozialfaschismus beruht damit zunächst auf bloßer Setzung, diese geht aller- 
dings auf einen Begriff von Faschismus zurück, der im Grunde jede Form der 
politischen Absicherung ökonomisch gefährdeter kapitalistischer Gesellschaften un- 
ter seinen weiten Mantel nimmt, weil in jeder kapitalistischen Gesellschaft die In- 
teressen der Arbeiterklasse der Notwendigkeit untergeordnet sind, die kapitalisti- 
sche Reproduktion in Gang zu halten und politisch abzusichern. Nur wenn jede 
Sicherung des Kapitalismus gegen die Wirkungen ökonomischer Krisen schon Fa- 
schismus ist, kann der spezifisch reformistische Beitrag zu dieser politischen Aufga- 
be „sozialfaschistisch‘ genannt werden. 

Verzichtet man auf einen solcherart entleerten Begriff von Faschismus und 
versucht stattdessen, seinen Inhalt aus einer empirischen Verarbeitung seiner histori- 
schen Erscheinungsformen zu gewinnen, die auf seine wesentlichen Merkmale und 
vor allem seine zentrale Funktion abhebt, zerstört sich die Konstruktion eines 


Sozialfaschismus-Begriffs von selbst, weil sich die faschistische Diktatur im Rahmen 
41) 2.2.0.,8.188 


72 


der Kontinuität bürgerlicher Herrschaft zur reformistisch gestützten Regierungsform 
gerade diskontinuielich verhält. Empirisch kündigt sich diese Tatsache in der Ablö- 
sung des quasi arbeitsgemeinschaftlichen Kabinetts der Großen Koalition durch eine 
Regierung an, die gerade deshalb nicht mehr parlamentarisch, sondern nur noch 
präsidentiell legitimierbar ist, weil die Sozialdemokratie vom Geschäft des Regierens 
ausgeschlossen werden soll. Man darf also gespannt sein, aus welchen historischen 
Quellen von Plato demonstrieren will, wie eine Kombination gesellschaftlicher 
Kräfte, die ihren Zusammenhalt auf der politischen Ebene gerade zu Lasten des 
Reformismus eingebüßt hat, als Arbeitsgemeinschaft zwischen reformistischen Ge- 
werkschaften und Unternehmerverbänden unmittelbar weiterregieren kann. 

Die Existenz von Arbeitsgemeinschaften und die Bereitschaft der Gewerk- 
schaften, in diesen mit den Vertretern des Kapitals zusammen Lohnsenkungen aus- 
zuhecken, versucht unser Autor mit Hilfe zweier literarischer Zeugnisse zu belegen, 
die eine nähere Untersuchung notwendig machen (42). 

Um zu beweisen, daß dieselben Gewerkschaftsführer, die vor 1928 für eine 
Erhöhung der Massenkaufkraft eingetreten seien, „nach 1928 umgekeht argumen- 
tierten“, d.h. Lohnsenkungen forderten (43), führt von Plato einzig und allein 
einen Aufsatz aus der ‚Arbeit‘, dem theoretischen Organ des ADGB, ins Feld. Darin 
untersucht G. Colm (44) die Ursachen der Arbeitslosigkeit, indem er in völlig Kapi- 
talismus-immanenter Weise diejenigen Kostenfaktoren durchgeht, die seiner Ansicht 
nach einer erneuerten Rentabilität der Produktion und damit der Einstellung von 
Arbeitslosen im Wege stehen. Von Plato gibt nun die Ansicht dieses Autors wieder, 
die Ursache der Arbeitslosikeit liege „in der gleichzeitigen Höhe von Lohn und 
Zins‘ und zitiert eine Überlegung, die die Rentabilität der Produktion bei gegebener 
Lohnhöhe bezweifelt, wenn man nur den „bestehenden Produktionsapparat“ als 
Aufnahmereservoir für die Arbeitslosen in Betracht zöge (45). Von diesen aus 


42) Daß wir damit immer noch nicht zur Praxis der SPD kommen, verdanken wir v. Plato, 
weil er den zentralen Vorwurf an diese Praxis nicht mit realen Vorgängen dokumentiert, 
sondern nur mit literarischen Behauptungen über diese Praxis belegt. 

43) Diese Einteilung in eine Periode vor 1928 und eine nach 1928 entspricht zwar der 
Periodisierung der Entwicklung der Sozialdemokratie, wie sie die Komintern auf ihrem 
VI. Weitkongreß vorgenommen hat, keineswegs aber den historischen Tatsachen. Denn 
gerade nach 1930 wurde die Notwendigkeit von Lohnerhöhungen zur Krisenbekämpfung 
besonders eifrig propagiert (vgl. die in Anm. 36 und Anm. 44 angeführte Literatur). 

44) Im übrigen setzt sich die Schriftleitung der „Arbeit“ in einer Anmerkung ausdrücklich 

von der Auffassung Colms ab und verweist darauf, daß der „Standpunkt der freien 
Gewerkschaften zu diesem Fragenkomplex“ in einer besonderen Schrift entwickelt sei 
(Wirtschaftslage, Kapitalbildung und Finanzen, Berlin 1930 hrsg. von ADGB, AfA und 
ADB). 
Diese Schrift fordert insbesondere verstärkte Kapitaleinfuhr und verstärkte „Kapitalbil- 
dung der unteren Einkommensschichten, der Sczialversicherung und der Öffentlichen 
Hand“ (S. 32 £.). Daß dies unvereinbar ist mit Lohnsenkungen, wird mehrfach betont 
(S. 21, S. 32). Die Gewerkschaften wenden sich damit im Interesse der Arbeiter und 
Angestellten wie „im Interesse der Gesamtwirtschaft‘“ explizit gegen den „Versuch, eine 
beschleunigte Kapitalbildung auf dem Wege des Lohndruckes, d. h. durch Einschränkung 
der Massenkaufkraft zu erreichen.“ (S. 65) 

45) G.Colm, Lohn, Zins — Arbeitslosigkeit, in: Die Arbeit, 7. Jg. 1930, S. 241 ff., hier 
S.243 und 244. V.Plato zitiert beide Stellen (S. 187 bzw. 188), unterschlägt dabei 
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ihrem Zusammenhang gelösten Zitaten schließt von Plato kurzerhand, Coim forde- 
re, um die Produktivität zu erhöhen, den Abbau der Massenkaufkraft, d.h. Lohn- 
senkungen. Da dies der einzige Beleg für den so schwerwiegenden Wandel der refor- 
mistischen Lohnpolitik zur „sozialfaschistischen“ Vertretung von Kapitalinteressen 
ist, kann es nicht übertrieben pedantisch erscheinen, auf die eigentliche Intention 
des zitierten Autors hinzuweisen. Weil Colm „unter sozialem wie auch unter wirt- 
schaftlichem Gesichtspunkt“ eine Reallohnsenkung für unvertretbar hält (46), 
plädiert er gerade für die Erleichterung von Neuinvestitionen in Produktionsanlagen, 
die s.E. bei zumindest gleichem Lohnniveau rentabel und weltmarktfähig produ- 
zieren könnten. Er sieht daher die Wirtschaftspolitik „am Scheideweg, entweder 
Zinssenkung oder Lohnsenkung zu wollen“ und propagiert zur Unterstützung „der 
gegenwärtigen Lohnhöhe und der sozialen Leistungen der öffentlichen Hand“ eine 
Verbilligung des Zinssatzes auf dem Kapitalmarkt, nicht ohne anzumerken, dafs die 
Entscheidung darüber weitgehend „eine Machtfrage (sei), die nicht nur auf wirt- 
schaftlichem Gebiet ausgefochten wird“ (47). 

Das Problem der Vorstellung einer kreditpolitischen, also lediglich monetären 
Behebung der Reproduktionsschwierigkeiten im Weltmaßstab steht hier nicht zur 
Debatte. Wichtig ist allein, daß Colm als quasi keynesianischer Krisentheoretiker 
nicht zum Kronzeugen der Sozialfaschismus-Theorie taugt, weil er genau das nicht 
fordert, was von Plato ihm in den Mund gelegt hat: den nackten Lohnabbau oder 
gar die „terroristische Durchsetzung der Kapitalinteressen gegen die Arbeiterklas- 
se‘ (48). 


5. Das zweite Beweisstück für die angebliche Neu-Begründung einer Politik der 
Arbeitsgemeinschaften erweist sich als zumindest ebenso problematisch wie der 
Kronzeuge Colm. Denn die praktische Existenz der Arbeitsgemeinschaften will erst 
einmal bewiesen sein. Ihre Entdeckung wäre eine echte historische Pionierleistung 
da sie bisher allen Historikern der deutschen Arbeiterbewegung, einschließlich ihrer 
zeitgenössischen Chronisten, entgangen ist. 

Die Quelle, aus der von Platos Erkenntnis sprudelt, ist ein Artikel der Inter- 
nationalen Pressekorrespondenz, der seinerseits einen Artikel zitiert, welcher Anfang 


allerdings die für ein richtiges Verständnis unabdingbaren Hervorhebungen im Text. Auf- 
fällig ist, daß auch H. Heer, a.a.O., S. 30 Colms Aufsatz als einzigen Beweis für die 
These nimmt, in der „Arbeit“ sei offen die ‚Theorie des Lohnabbaus“ vertreten worden. 

46) Colm,a.a.0.,S. 245 

47)  Colm,a.a.0.,8. 246 

48) v.Plato,S.188.F. David, der unter dem Titel „Bankrott des Reformismus“ die Entwick- 
lung der Sozialdemokratie viel genauer untersucht hat, als v. Plato es tut (ohne allerdings 
durchgehend unangreifbare Resultate zu erzielen), wirft im Untertitel seiner Abhandlung 
(Berlin 1932, reprint Erlangen 1970) den ADGB-Gewerkschaften ganz richtig ihre „Preis- 
gabe der Lohnkampfes“ vor und keineswegs die aktive Beteiligung an einer terroristisch 
erzwungenen Verschärfung der Ausbeutung, wie v. Plato es beabsichtigt. Zu einem ähnli- 
chen Ergebnis kommt ein zweiter Komintern-Autor, R. Palme Dutt, der der SPD zu 
Recht „die passive Hinnahme jeder Entwicklungsstufe auf dem Wege zum vollendeten 
Faschismus“ vorwirft (in: Faschismus und soziale Revolution, Frankfurt a. M., 1972, 
S. 120. Bei dieser Ausgabe handelt es sich um die deutsche Übersetzung des 1934 in 
London erschienenen Buches „Fascism and Social Revolution“). 
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Juni 1930 in der Deutschen Allgemeinen Zeitung (DAZ), damals noch publizisti- 
sches Sprachrohr des Stresermann-Flügels der deutschen Industrie, erschienen ist. 
Hier ist von „Bestrebungen“ die Rede, eine neue „Gemeinschaft zu schaffen, die für 
die Zusammenarbeit zwischen Arbeitnehmern und Unternehmern in der Volkswirt- 
schaft alle Störungsmomente möglichst ausschaltet, insbesondere die Gefahr von 
Arbeitskämpfen auf ein Minimum reduziert“ (49). Von Plato nimmt diesen Artikel, 
der überhaupt nicht von einer bestehenden Institution spricht, sondern lediglich die 
frommen Wünsche und dahinterstehenden Interessen einer bestimmten Kapitalgrup- 
pierung ausdrückt, als Beweis für die Sache, ohne sich um eine Bestätigung der 
tatsächlichen Existenz der behaupteten „Organe“ (50) einer friedlich-schiedlichen 
Klassenzusammenarbeit durch wirklich beweiskräftige Dokumente zu bemühen. 

Zu seinem Unglück haben solche Zentralen Arbeitsgemeinschaften zwischen 
Unternehmerverbänden und ADGB-Führung in der Endphase der Weimarer Re- 
publik niemals existiert. Ein kurzes Durchdenken der historischen Situation hätte 
von Plato immerhin Zweifel nahelegen müssen, ob die Gewerkschaften, die zwei 
Monate zuvor die SPD-Führung gezwungen hatten, als Antwort auf die sozialpoliti- 
sche Erpressung des schwerindustrielien DVR-Flügels die Große Koalition aufzuge- 
ben und aus der Regierung auszutreten (51) irgendeinen Grund haben konnten, sich 
auf eine Neuauflage der 1924 endgültig geplatzten Zentralen Arbeitsgemeinschaft 
einzulassen. Die Brüning-Memoiren bestätigen denn auch, daß der in dem zitierten 
DAZ-Artikel zum Ausdruck kommende Versuch nur von christlichen Gewerkschaf- 
tern getragen war, im übrigen von „kaum“ einer der großen Wirtschaftsgrup- 
pen...auch nur die geringste Unterstützung“ erfuhr und sehr schnell von der 
rheinisch-westfälischen Großindustrie unter Führung von Thyssen, also gerade vom 
pro-faschistischen Flügel des deutschen Kapitals, zu Fall gebracht wurde (52). 

Weder für die Kapitalseite noch für den ADGB war angesichts der sich extrem 
zuspitzenden sozialpolitischen Auseindersetzungen um die Krisenfolgen, die den 
sich zusehends aufzehrenden Konzessionsspielraum der „Sozialpartner“ deutlich 
anzeigten, ein Rückkehr zur Politik der Arbeitsgemeinschaften denkbar. Was von 
Plato entdeckt hat, ist also niemals zustandgekommen und Konnte unter den dama- 
ligen Verhältnissen auch niemals zustandekommen, weil es für die reformistische 
Führung in Spitzenverhandiungen mit einem an den Rand seiner Reproduktionsfä- 
higkeit gedrängten Kapital nichts zu holen gab, was in den Augen der Gewerk- 
schaftsmitglieder auch nur den Versuch von Verhandlungen gerechtfertigt hätte. 
Ebensowenig sahen die Vertreter des Kapitals einen Sinn darin, der Gewerkschafts- 
führung eine Gegenleistung für die Domestizierung der Arbeiterklasse anzubieten, 


45)  v. Plato,S. 189 (Imprekorı Nr. 48, 1930, S. 1096) 

50) So auf S. 184. Daß mit diesen Arbeitsgemeinschaften feste und konstant bestehende 
Organisationen gemeint sind, zeigt auch die Behauptung auf S. 182, die „Spitzenvertreter 
der Arbeitgeberverbände und der Gewerkschaften“ seien zusammengetzeten, „um zentra- 
le Arbeitsgemeinschaften zu bilden“. 

51) Die ausführlichste Darstellung dieses Vorgangs ist immer noch die von H. Timm, Die 
deutsche Sozialpolitik und der Bruch der großen Koalition im März 1930, Düssel- 
dorf 1952. Trotz einer „pluralistisch“ ausgewuchteten Darstellung kommt hier die 
Zwangslage der SPD deutlich zum Ausdruck; vgi. insb. S. 129 ff. 

52) H. Brüning, Memoiren 1918-1934, Bd. 1 (dtv-Ausgabe), München 1972, S. 186 
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die sie mit Hilfe der Präsidialdiktaturen — unter Ausschaltung des 
Parlaments — bzw. durch die faschistische Diktatur — unter Ausschaltung der O1ga- 
nisationen der Arbeiterbewegung — viel gründlicher und billiger gewährleisten zu 
können glaubten. 

Die objektive Unmöglichkeit von Arbeitsgemeinschaften zu dieser Zeit wird 
sehr gut illustriert durch den Ausgang eines viel bescheideneren Versuchs der Brü- 
ning-Regierung, Gewerkschaften und Großkapital auch nur zur deklamatorischen 
Unterstützung der staatlichen Deflationspolitik und damit zu einem gemeinsamen 
Krisenüberwindungsbekenntnis zusammenzubringen. Das faktische Scheitern des 
Wirtschaftsbeirats beim Reichpräsidenten im Oktober 1931 (53), gegen dessen Leit- 
sätze der ADGB sogleich protestierte, weil sie weder auf Arbeitsbeschaffungspläne 
der öffentlichen Hand eingingen, noch dem Mißverhältnis von Lohn- und Preissen- 
kungen entgegenwirkten (54), wurde von Kapitalseite schon deshalb begrüßt, weil 
sie auch dem kleinsten Hauch von Arbeitsgemeinschaftsdenken entgegenwirken 
wolite (55) und sich einen offiziellen Wirtschaftsbeirat nur in einer Zusammenset- 
zung vorstellen konnte, die „überwiegend aus wohlunterrichteten, erfahrenen Wirt- 
schaftsführern“ bestand (56). Daß ein solcher Wirtschaftsrat in Deutschland erst 
nach 1933 Realität wurde, zeigt vollends die Unvereinbarkeit von faschistischer 
Diktatur und reformistischer Arbeitsgemeinschaftspolitik, die von Plato in seinem 
Sozialfaschismus-Begriff zu leugnen versucht. 


Y.  Reformistische Praxis am Ende der Weimarer Republik 


1. Um die praktischen Resultate der erwiesenermaßen gar nicht existierenden Ar- 

beitsgemeinschaften vorzuführen, stützt sich von Plato im wesentlichen auf inkon- 

gruentes Material, d. h. Belege sozialdemokratischer Schlichtungstätigkeit, Eingriffe 

in Streikbewegungen usw., die sich in der Zeit ihrer Regierungsbeteiligung konzen- 

triert haben (57). 
Hier soll keineswegs bestritten werden, daß führende Sozialdemokraten sich 

53) Vgl K.D. Bracher, Die Auflösung der Weimarer Republik, 2. Auflage Stuttgart und 
Düsseldorf 1957, S. 438 ff. Sehr aufschlußreich auch die Brüning-Memoiren (Bd. 2, 
8.483 ff.), in denen die äußerst begrenzte Zielsetzung dieses Beirats deutlich heraus- 
kommt: „Den ursprünglichen Zweck des Reichswirtschaftsrates konnte dieser schon 
längst nicht mehr erfüllen“, sein „wesentliches Ziel“ sei die Durchsetzung Hindenburgs 
als Kandidat für die Reichspräsidentenwahl 1932 gewesen. Zu diesem Zweck mußte 
dieser „einem größeren Kreis einflußreicher Persönlichkeiten aller Parteien, die in irgend- 
einer Form in der Wirtschaft standen, im Vollbesitz seiner geistigen Kräfte vorgeführt 
werden.“ (S. 483) 

54) Vgl. Bracher, a. a.0.,5. 440 

55} Vgl. den Brief von Dr. Brandi an einen Vertreter der DAZ, in dem dieser als Vertreter der 
schwerindustriellen Aktionäre dieser Zeitung sich ausdrücklich gegen Begriff und Idee 
der „Arbeitsgemeinschaft“ wendet, welche in der Diskussion um den Wirtschaftsbeirat 
teilweise erneut beschworen worden war (zitiert bei F. Klein, Zur Vorbereitung der 
faschistischen Diktatur durch die deutsche Großbousgeoisie, in: Von Weimar zu Hitler, 
hrsg. von G. Jasper, Köln-Berlin 1968, S. 145 £.) 

56) F.Klein,a.a.O.,S.145 

57) v. Plato,5. 189 ff.,S. 196 ff. 
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auch nach 1930 an stattlichen Schlichtungsverfahren beteiligt haben, die zu Lohn- 
senkungen führten. Aber da, wo eine solche Beteiligung überhaupt noch möglich 
war (von Plato bringt ausschließlich Fälle in Preußen, wo die Sozialdemokratie 
bekanntlich bis Mitte 1932 die Regierung geführt hat), handelte es sich in reformi- 
stischer Sicht um Einwirkungen stelivertretend für nutzlose Streikaktionen wenig- 
stens das Ausmaß lohn- und sozialpolitischer Einbußen begrenzen sollie, wie sie 
ohne Schlichtungsverfahren zustande gekommen wären. Daß einer solchen passiven 
Unterwerfung unter die Krisenlösungsstrategie des Kapitals ein typisch reformisti- 
scher Fatalismus gegenüber der kapitalistischen Wirtschaft und ihren Krisenwirkun- 
gen zugrundeliegt, ist klar. Ebenso klar sollte allerdings sein, daß eine sozialdemo- 
kratische Beteiligung an den ökonomischen Funktionen des Staates sich den maß- 
geblichen Vertretern des deutschen Großkapitais seit 1930 als Hindernis auf dem 
Wege zu einer Krisenlösung in ihrem Sinne darstellen mußte, das es mit allen, 
einschließlich verfassungswidrigen Mitteln aus dem Wege zu räumen galt. Von 
Papens Staatsstreich müßte von Plato demnach veranlassen, die Frage zu stellen, 
warum die verfassungsmäßige preußische Regierung aus dem Amt gejagt wurde, wo 
sie doch alles dafür getan hatte, die Strategie des Kapitals gegen die Arbeiterklasse 
erfolgreich und reibungslos durchzusetzen. Die von ihm selbst als äußerst riskant 
angesehene Aktion der Reichsregierung gegen die letzten Positionen des Reformis- 
mus hätte ihm klarmachen müssen, daß der Reichsregierung und den hinter ihr 
stehenden Kräften nur eine gewichtige politische Sache ein solches Risiko wert sein 
konnte. 

Von Plato kann bezeichnenderweise nicht ein einziges Beispiel von histori- 
scher Gültigkeit dafür anführen, daß die Sozialdemokratie auf die Präsidialdiktatu- 
ren aktiv im Sinne einer Verschärfung der wirtschaftspolitischen Entscheidungen 
auf Kosten der Arbeiterklasse eingewirkt hätte. Die zentralen Entscheidungen fielen 
notwendig ohne ihre Beteiligung, denn das war der Sinn der Beendigung der Großen 
Koalition. Wie von Plato selbst schreibt, konnten die reformistischen Führer gegen- 
über der Regierung immer nur und zumeist nachträglich in der Rolle von „Bittstel- 
lern bei einer Behörde“ auftreten (58). Diese Beschreibung wird den verhängnisvol- 
len Auswirkungen reformistischer Politik viel eher gerecht als ein faschismus-blinder 
Sozialfaschismus-Verdacht, denn damit wird adäquate Auskunft über die Ohnmacht 
und notwendige Passivität des Reformismus seit 1930 gegeben. Man muß den deut- 
schen Reformismus mitverantwortlich für die faschistische Diktatur machen, weil er 


58) Den Ausdruck übernimmt v. Plato (S. 207) von E. Matthias, a. a. O.,S. 110. Der einzige 
konkrete Fall, für den v. Plato aufgrund einer Vermutung in der RGO-Zeitung „Betrieb 
und Gewerkschaft“ eine direkte und aktive Beteiligung der SPD-Führung unterstellt 
(S. 208: „Wahrscheinlich kam die 4. Notverordnung sogar in Geheimverhandlungen 
zwischen ADGB-Führern, Unternehmerverbänden und Staatsorganen zustande“), wird 
durch die Brüning-Memeiren eindeutig und glaubwürdig widerlegt. Brüning war nämlich 
um der Wirkung dieser besonders drastischen Notverordnungen willen darauf angewiesen, 
deren Inhalt bis zu ihrer Inkraftsetzung strikt geheimzuhalten (vgi. Memoiren, Bd. 2, 
8. 484, S. 502). V. Piato verkennt mit seiner Behauptung gerade das Wesen eines Re- 
gimes „fachmännischer Bürokraten“, dessen Durchlagskraft im Sinne einer kapitalisti- 
schen Konsolidierung gerade an die strikte Einhaltung seiner formal klassenjenseitigen 
Stellung gebunden ist. Vgl. dazu die Überlegungen von O. Kirchheimer, Legalität und 
Legitimität, in: Politische Herrschaft, Frankfurt a. M. 1967, 8. 26 £. 
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die Arbeiterbewegung sowohl von einer adäquaten Einschätzung der faschistischen 
Gefahr als auch von einer Vorbereitung zu ihrer Abwehr erfolgreich abzuhalten 
geholfen hat. Und das im Namen einer parlamentarisch-demokratisch beschränkten 
Strategie, die das Gegenteil von dem bewirkt, was sie zu erreichen beanspruchte, 
weil sie mit den falschen Mitteln und den falschen Bündnispartnern für das jeweils 
gerade nicht mehr erreichbare Ziel eintrat (59). Daß sich die deutsche Sozialdemo- 
kratie zum aktiven Bestandteil einer Kapitaldiktatur faschistischen Typs aber zual- 
lerletzt eignete, erkannten die maßgeblichen Herren des deutschen Großkapitals 
seinerzeit viel schärfer als die Theoretiker des Sozialfaschismus von damals und 
heute. Dies läßt sich am Schicksal der Pläne des Generals von Schleicher, die Krise 
der Weimarer Republik auf „pluralistische“ Weise aufzulösen, nachdrücklich aufzei- 
gen. 


2. Von Plato wird durch seine Sozialfaschismus-Prämisse gezwungen, diese ent- 
scheidenden Vorgänge in der Entwicklung zur faschistischen Diktatur in Deutsch- 
land einfach beiseite zu lassen. Der einzige Versuch nach 1930, so etwas wie eine 
aktive Beteiligung der reformistischen Kräfte der Arbeiterbewegung erneut herbei- 
zuführen, war die Bemühung von Schleichers, eine sogenannte „Querfront“ hinter 
den quasi keynesianischen Arbeitsbeschaffungsplänen Gerekes zustandezubringen. 
Dieser Versuch hat nach dem gegenwärtig möglichen Erkenntnisstand ganz wesent- 
lich und unmittelbar dazu beigetragen, alle maßgeblichen Industriefraktionen hinter 
dem faschistischen „Experiment“ der Hitler-Papen-Regierung zu versammeln (60). 
Allein die drohende Einbeziehung der reformistischen Interessen in ein Konzept, 
das die Agonie der Weimarer Republik durch Etablierung einer von der Reichswehr 
garantierten zwangspluralistischen Staatsgewalt beenden sollte, mußte die damalige 
Abneigung der Kapitalseite gegen jede arbeitsgemeinschaftsähnliche Lösung der 
ökonomischen und politischen Krise bis zu dem Reizpunkt verschärfen, an dem sie 
bereit war, die staatliche Macht an die faschistische Partei zu übertragen (60a). 
Inwieweit die Konzeption Schleichers und Gerekes auf nahezu unlösbare öKo- 
nomische Schwierigkeiten gestoßen wäre und nach einem raschen Abwirtschaften 
ebenfalls der faschistischen Lösung Raum gegeben hätte, ist hier nicht zu erörtern 
oder gar zu entscheiden. Für die Kritik an von Plato bleibt festzuhalten, daß seine 
auf den Sozialfaschismus-Beweis fixierte Betrachtungsweise weder die objektiven 
Schwierigkeiten erkennen kann, die einer Arbeitsgemeinschaft von seiten des Groß- 
kapitals wie von seiten der reformistischen Arbeiterbewegung im Weg standen, noch 


59) Vgl. dazu meine Kennzeichnung des Versagens der SPD in Prokla 8/9, S. 106 £. 

60) Vgl. dazu die Erinnerungen von G. Gereke, Ich war königlich-preußischer Landrat, Ber- 
lin (DDR) 1970, S. 195-224, insb. 215 ff. und A. Sohn-Rethel, Ökonomie und Klassen- 
struktur des deutschen Faschismus, Frankfurt a. M. 1973, der als zweite wichtige Vorbe- 
dingung dieser politischen Konzentration seitens des Großkapitals die Einigung über das 
agrarpolitische Konzept hervorhebt (S. 78 ff.) 

60a) Auf die Schwierigkeiten der Gewerkschaftsführung, eine Beteiligung an der „Querfront“ 
durchzusetzen, weist H. Heer, a. a. ©., S. 82 ff., hin. Indem er diese Schwierigkeiten auf 
die Abhängigkeit der Führung von der Zustimmung der breiten Massen der gewerkschaft- 
lichen Mitglieder zurückführt (S. 88), betont er einen wichtigen Punkt, den v. Plaio in 
seiner Untersuchung praktisch ganz vernachlässigt. 
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auf empirischer Ebene imstande ist, die Rolle des Reformismus als aktiver Träger 
faschistischer Teilfunktionen vor Etablierung der NS-Diktatur zu beweisen. 


3. Um den Sozialfaschismus-Vorwurf zu begründen, bleibt damit nur noch die in 
der Tat für die Arbeiterbewegung katastrophale Kapitulation des Reformismus und 
ihre partielle „Akkomodation an den Nationalsozialismus“, die nach Flechtheim 
einen „Tiefpunkt sozialdemokratischer Kompromißpolitik“ darstelit (61). 

Es kann kein Zweifel daran bestehen, daß die Kapitulation des Reformismus, 
die im Grunde schon mit dem Verzicht auf Widerstand gegen den Preußen-Streich 
der Papen-Regierung am 20. Juli 1932 vollzogen ist, der Arbeiterbewegung ange- 
sichts der faschistischen Bedrohung den entscheidenen Schlag versetzt hat (62). Der 
Preußen-Streich macht aber auch deutlich, daß die SPD schon während der Brü- 
ning-Zeit zunehmend und nun vollends von einer tolerierenden zu einer tolerierten 
Partei geworden ist (63). Weder unterlassener Widerstand noch mißglückte Anpas- 
sung Können die Theorie vom Sozialfaschismus unterstützen, wenn man nicht einen 
kampflos beiseitetretenden Gegner zu einem Werkzeug und Garanten der faschisti- 
schen Diktatur erkennen will, wie von Plato es tut. 

Allerdings muß die im Vergleich mit der SPD-Führung deutlich stärkere 
opportunistische Einstellung der ADGB-Spitze zur faschistischen Diktatur, auf die 
sich von Plato für die Zeit der Konsolidierung des NS-Regimes konzentriert, genauer 
untersucht werden. 

Das Bestreben, die bloße Haut der Organisation auf Kosten politischer Prinzi- 
pien zu retten, das bei den Gewerkschaften nur deshalb deutlicher zu verzeichnen 
ist, weil diese durch die NS-Diktatur längere Zeit über ihr endgültiges Schicksal im 
unklaren gelassen wurden als die sozialdemokratische Partei, kann dabei nur als 
eigenständiger ‚„Sündenfall“ des Reformismus erscheinen, wenn man von der grund- 
sätzlichen reformistischen Prämisse absieht, derzufolge die Organisation für sich 
auch unter den widrigsten Umständen zu erhalten und ihre Existenz auch nicht 
durch politischen Kampf aufs Spiel zu setzen sei (63a). Ohne bestreiten zu wollen, daß 
Leipart und Kollegen versucht haben, die Anerkennung des ADGB als loyaler 
Vertretung der deutschen Arbeiter mit dem Versprechen einer völligen Entpolitisie- 
rung zu erkaufen, ist deshalb die Bewertung dieses Vorgangs bei von Plato in drei- 


61) 0.K.Flechtheim, Die Anpassung der SPD 1914, 1933 und 1959, in: Kölner Zeitschrift 
für Soziologie und Sozialpsychologie, 17. Jg. 1965, S. 589 

62) Sov. Piato, S. 212 

63) F. Neumann, The Decay of German Democracy, in: The Political Quarterly, Vol. 1Y, 
Nr. 4, London 1933, 8. 538 

63a) Diese Haltung nach dem 30. Januar 1933 ist gründlich dokumentiert bei L. J. Edinger, 
German Social Democracy and Hitlers „National Revolution“ in 1933, in: World Poli- 
tics, Vol. V, insb. D. 352 ff. und bei H. G. Schumann, Nationalsozialismus und Gewerk- 
schaftsbewegung, Hannover und Frankfurt a. M. 1958, insb. 8.56 ff. Im einzelnen läßt 
sieh sogar nachweisen, daß die SPD-Führer versucht haben, ihre Organisation dadurch vor 
dem Verbot zu retten, daß sie in ihrem verbliebenen Machtbereich die KPD besonders 
eifrig bekämpften. Für Hamburg berichtet dies F. W. Witt, a. a. O., S. 167 £. Vgl. auch 
K.Rohe, Das Reichsbanner Schwarz Rot Gold, Düsseldorf 1966, S. 468. Auch solche 
Handlangerdienste konnten natürlich die faschistischen Machthaber nicht von der Taug- 
lichkeit der Sozialdemokratie als einem Werkzeug ihrer Diktatur überzeugen. 
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facher Hinsicht zu korrigieren. 

Zum ersten ist das Fazit von Platos, hinter der „Legende“ von der Zerschla- 
gung der Gewerkschaften verberge sich in Wirklichkeit eine „bewilligte Vereinheitli- 
chung des ADGB mit der NSBO zur deutschen Arbeiterfront (DAF)“ angesichts der 
wirklichen Vorgänge nicht haltbar (64). Unter den mit dem 30. Januar 1933 einge- 
tretenen politischen Machtverhältnissen kann von einem durchsetzungsfähigen „Wil- 
len“ einer reformistischen ADGB-Führung natürlich keine Rede mehr sein (65), 
schon gar nicht von einer „Vereinheitlichung“ zweier Organisationen, von denen die 
eine die andere zuvor beraubt hat (66). 

Zum zweiten ist das verselbständigte Interesse an der Erhaltung ihrer Organi- 
sationen, um die es der Gewerkschaftsführung in ihren Kapitulationsverhandlungen 
tatsächlich in erster Linie ging, nur vor dem Hintergrund der in der reformistischen 
Arbeiterbewegung ebenso wie in der KPD verbreiteten Einschätzung zu verstehen, 
der Zusammenbruch des Hitler-Regimes sei nur eine Frage der Zeit, weil die 
NS-Diktatur die Wirtschaftskrise auch nicht erfolgreich beenden könnte. 

Diese Vorstellung, mit Hilfe der erhaltenen formalen Organisationsstrukturen 
auch die gewerkschaftliche Potenz durch die „schlimmsten Zeiten“ hindurch retten 
zu können — und von Plato kann seinen Sozialfaschismus-Vorwurf für die Zeit nach 
der sogenannten Machtergreifung nur auf diese subjektiven Ebene etablieren — war 
aber nur die Fortsetzung der verfehlten Faschismus-Analysen, welche die Geschich- 
te des Versagens und der schließlichen Kapitulation des Reformismus vor der 
NS-Diktatur geradezu trabantenhaft begleiten. Diese konnten zwar die faschistische 
Bewegung als Folge der ökonomischen und politischen Krise begreifen, nicht aber 
den Faschisierungsprozeß aus der gesamigesellschaftlichen Konstellation der Klas- 
senkräfte als eine objektive Entwicklungstendenz erkennen, die auch die Existenz 
der reformistischen Organisationen zu vernichten drohte. Auf der Ebene der objek- 
tiven Analyse entscheidet sich aber auch allein die theoretische Angemessenheit und 
Aussagekraft des Sozialfaschismus-Vorwurfs. 


Deshalb erhellt zum dritten schon die Antwort auf die Frage, warum am 
2. Mai 1933 die schon zuvor nicht mehr „Freien“ Gewerkschaften zerschlagen wur- 
den, daß selbst das Angebot entpolitisierter Organisationen der Arbeiterklasse mit 


64)  v. Plato,S. 194 

65) Würde man die Kriterien v. Platos anlegen, müßte man beispielsweise auch die Ausliefe- 
zung der tschechischen Republik an das Dritte Reich im Frühjahr 1939 als von Präsident 
Hacha „bewilligte Vereinheitlichung“ beider Staaten betrachten. W. Abendroth spricht 
in seinem Vorwort zu H.G. Schumanns Arbeit deshalb zutreffend im doppelten Wort- 
sinn von der „Unterwerfung“ des ADGB (a. a.0.,$S. 3) 

66) So die Kennzeichnung dieses Vorgangs bei F. Neumann, Die Gewerkschaften im faschi- 
stischen Deutschland, in: Zeitschrift für Sozialismus, 1. Jg. 1933/34, S. 126 f. Vgl. auch 
die Formulierung von R. A. Bradey, The Spirit and Structure of German Fascism, New 
York 1937, S. 122, der davon spricht, daß die DAF aufgebaut wurde „upon the ruins of 
the former trade unions“. Beide Autoren zeigen im übrigen, daß man das Verhalten der 
Gewerkschaftsführung mit aller Schärfe kritisieren kann, ohne daraus ein falsches Bild 
über die Entstehung der DAF und ihre eindeutige Diskontinuität zum ADGB zu gewin- 
nen. 
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der faschistischen Diktatur unvereinbar gewesen ist (67). Nicht einmal die offen 
zum Faschismus überlaufenden einzelnen Funktionäre können damit erweisen, was 
die Sozialfaschismus-These in ihrem begrifflichen Kern behauptet: die Tauglichkeit 
des reformistischen ‚„Apparates‘“ und seiner Führung als Teil oder Instrument fa- 
schistischer Herrschaft. Die subjektive Unterwerfungsgeste der ADGB-Führung kann 
die faschistischen Machthaber und die Interessenten ihrer Diktatur nicht dazu brin- 
gen, die Artikulation auch nur begrenzter gewerkschaftlicher Interessen zu riskie- 
ren, die sich früher oder später gegen die extremen Ausbeutungsbedingungen und 
ihre politischen Garanten richten mußte, statt sich ganz auf die terroristische Unter- 
drückung der Arbeitklasse zu verlassen, was die Liquidierung ihrer Organisationen 
vorausetzt. Deshalb mag die opportunistische Unterwerfung von reformistischen 
Führern einiges über die Interessen und die daraus erzeugten Illusionen von „Arbei- 
terbürokraten“ aussagen, zur Erhärtung der Sozialfaschismus-Theorie kann sie 
schon aus methodischen Gründen nichts beitragen. 


VI. Das Problem der subjektiven und objektiven Beweis-Ebene 


1. Damit hat sich gezeigt, daß von Platos Vorhaben nicht zuletzt deshalb scheitern 
muß, weil er sich im Grunde nicht entscheiden kann, auf welcher Ebene die sozial- 
faschistische Qualität der reformistischen SPD zu demonstrieren ist. Wählt er die 
subjektive Ebene — und die meisten seiner Anläufe zu einer Beweisführung setzen 
auf dieser Ebene an — so scheitern alle Hinweise auf den „Verrat“ der reformisti- 
schen Führer daran, daß diese in der Mehrzahl bis zum 30. Januar 1933 und zum 
Teil noch darüberhinaus die Interessen der arbeitenden Bevölkerung zu vertreten 
und damit subjektiv absolut ehrlich die objektiv arbeiterfeindlichen Maßnahmen des 
Staates im Interesse der Abwehr bzw. der Überwindung der faschistischen Gefahr 
hinnehmen zu müssen glaubten. Ihr Verhalten lag dann auf der Linie einer falschen 
und illusionsträchtigen Wahrnehmung der politischen Wirklichkeit und ihres eigenen 
Handlungsspielraums, den sie natürlich durch eine Kette auseinander folgender und 
subjektiv ebenso aufrichtiger Entscheidungen sukzessive eingeengt hatten. Natürlich 
kann und muß man im Rahmen einer kritischen Untersuchung der Geschichte der 
Arbeiterbewegung daraus eine stringente und prinzipielle Kritik des Reformismus 
als Reformismus zu entwickeln versuchen. Diese hat von der Tatsache auszugehen, 
daß ein in seine politischen Prinzipien irreversibel verstrickter Reformismus in der 
Arbeiterbewegung in der Krise der bürgerlichen Gesellschaft zu einem Bankrott 
führen muß, der unter den damaligen Umständen mit einer kampflosen Kapitula- 
tion vor der faschistischen Diktatur identisch war. Wer aber diesen Reformismus auf 
der subjektiven Ebene als Sozialfaschismus verkennt, kann ihn gar nicht mehr als 
einen Teil der wirklichen Arbeiterbewegung ernst nehmen und zu seiner Überwin- 
dung beitragen. 

Trotzki, und darin liegt der Kern seiner zutreffenden Kritik an der Sozialfa- 
schismus-Theorie der Komintern, hält diese Methode, mit deren Hilfe allenfalls eine 


moralische Verurteilung der Sozialdemokratie begründet werden kann, für eine 
67) SoauchR. Palme Dutt, a.a. O.,S. 172; vgl. F. Neumann, a. a. 0. (ZfS), S. 126 


6 Probleme des Klossenkampfs 11/12 8i 


idealistische. Die richtige Methode des Marxismus haben demgegenüber nicht davon 
auszugehen, „was die Menschen über sich denken und was sie wünschen, sondern 
vor allem davon, unter welche Bedingungen sie gestellt sind und wie sich diese 
Bedingungen verändern werden“ (68). Auf die Frage, was geschehen werde, wenn 
die Sozialdemokratie versuchen würde, sich von Hitler ihre Duldung zu erkaufen, 
antwortet Trotzki dementsprechend im September 1932: „Der Faschismus braucht 
diese Ware nicht; er braucht nicht Duldung, sondern Abschaffung der Sozialdemo- 
kratie“ (69). Weil Trotzki aus der Analyse der reziproken Funktion von Reformis- 
mus und Faschismus für die bürgerliche Herrschaft deren Unvereinbarkeit erkennt 
und daher die Sozialfaschismus-Theorie verwerfen muß, stößt die ganze Kritik von 
Platos an Trotzkis Auffassung ins Leere, insofern sie diesem lediglich vorwerfen 
kann, diese und jene anti-revolutionäre theoretische Begründung sozialdemokrati- 
scher Handlungen übersehen zu haben. Daß der Reformismus beständig gegen die 
revolutionären Interessen der Arbeiterklasse handelt, kann aber nicht die Tatsache 
aus der Welt schaffen, daß ihm in Gestalt des Faschismus nicht eine beliebige 
politische Konkurrenz, sondern eine tödliche Bedrohung erwachsen ist. Denn der 
Faschismus will sich für immer an die Stelle der Sozialdemokratie als Garant einer 
aktiven oder passiven Massenbasis des bürgerlichen Regimes setzen und kann diese 
seine Funktion nicht erfüllen, ohne sämtliche Organisationen der Arbeiterklasse zu 
zerschlagen (70). 

Wer diese Unvereinbarkeit nicht begreift und nicht in Rechnung stellt, daß die 
Sozialdemokratie als Partei der Mehrheit der Arbeiter, die sie bis zum Ende der 
Weimarer Republik gewesen ist, qualitativ andere Mittel zur Stabilisierung ihres 
Massenanhangs benötigt als die faschistische Partei, nämlich materielle Gratifikatio- 
nen oder zumindest subjektiv glaubwürdige Nachweise dafür, daß sie materielle 
Nachteile für die Arbeiterklasse, die andere durchzusetzen versuchen, verhindern 
oder beschränken kann, hat den Reformismus seiner Wirkungsweise nach nicht 
begriffen. Genau dies stellt sich sehr deutlich heraus, wenn wir betrachten, wie von 
Platos abschließender Versuch scheitert, seine Sozialfaschismus-These auf der objek- 
tiven Ebene begrifflich widerspruchsfrei zu entwickeln. 


2. Am Schluß seiner Untersuchungen gelangt von Plato zunächst zu einer Defi- 
nition des Sozialfaschismus, die den Reformismus nur noch als „Wegbereiter“ des 
Faschismus bezeichnet. Realistisch würdigt er hier auch den qualitativen Unter- 
schied zwischen den Präsidialregimen und der NS-Diktatur, erst recht zwischen 
dieser und der „Herrschaft der damaligen Sozialdemokratie“. Was bleibt ihm also 
gegen Autoren einzuwenden, die wie Trotzki und Thalheimer die Sozialfaschis- 
mus-These entschieden zurückweisen? Diese hätten vergessen, meint von Plato, 
„daß die SPD- und ADGB-Führung alles taten, um diesen qualitativen Unterschied 
verschwinden zu lassen“. Damit ist die These auf die Ebene subjektiver Absichten 
zurückgezerrt, auf der sie so wenig zutrifft, wie sie objektiv etwas beweist. Denn 
nun ist doch die Frage zu stellen: haben diese Herren es geschafft, den qualitativen 
68)  Trotzki, Der-einzige Weg, in: Schriften über Deutschland, Ed. 1,8. 364 


69) Trotzki,a.a.Q0.,$. 363 
70) Vgl. Prokla 8/9, S. 109 
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Unterschied verschwinden zu lassen, der die reformistische von der faschistischen 
Herrschaft trennt? Von Plato gibt die Antwort: sie haben es nicht geschafft, weil 
die Basis das nicht zugelassen hat: „Die meisten SPD-Führer blieben auch dann 
sozialfaschistisch, als wegen des Widerspruchs ihrer Mitglieder sie allein nicht die 
letzten Mittel der Zerschlagung der Arbeiterorganisationen einsetzen 
konnten“ (71). 

Trotz der Unsinnigkeit dieser Behauptung ist hier doch die Stelle erreicht, an 
der von Plato die Beziehungen zwischen sozialdemokratischer Führung und Massen 
ins Blickfeld kommen. Selbst wenn seine Charakterisierung der subjektiven Bereit- 
schaft der SPD-Führer, sich ihrer Massenbasis freiwillig zu entledigen, richtig wäre, 
hätte von Plato damit immerhin erkannt, daß die reformistische Führung ihren 
sozialfaschistischen Ehrgeiz gar nicht realisieren konnte, weil ihr politischer Spiel- 
raum gar nicht beliebig auszudehnen, sondern durch objektive Interessen der refor- 
mistischen Gefolgschaft und die entsprechenden Erwartungen und Forderungen an 
die Führung begrenzt war. 

Selbst wenn man ein primitives Bild von verführender Führung und verführter 
Gesellschaft für den reformistischen Teil der Arbeiterbewegung im Kopf hat — was 
in unserem Falle mehr politischen Aufschluß über diesen Kopf als über die Weima- 
er Sozialdemokratie erbringt — kann man nicht widerspruchsfrei zu dem Schluß 
kommen, mit dem unser Autor seine „Theorie“ unter Dach und Fach zu haben 
glaubt: die reformistische Führung sei eben „Teil des Systems geworden, das um der 
Erhaltung der kapitalistischen Produktion willen alle Früchte der Arbeiterbewegung 
für einen bemerkenswerten Zeitraum zerschlug“ (72). 

Mit dieser Faschismus-Definition behauptet von Plato entweder Unsinniges 
oder er muß in logischen Widersprüchen ersticken. Nimmt man die Formulierung 
wörtlich, ist sie zweifellos falsch, denn die faschistische Diktatur zerschlägt nicht 
einfach die „Früchte“ der Arbeiterbewegung -- das haben nach von Plato ja gerade 
die vorfaschistischen Regierungen mit Hilfe des „Sozialfaschismus‘ schon bewerk- 
stelligt — sondern sie zerschlägt ihre Organisationen und damit jede zukünftige 
Möglichkeit neuer „Errungenschaften“ der Arbeiterbewegung, im reformistischen 
wie im revolutionären Sinne. 

Meint von Plato jedoch mit „Früchten“ auch die Organisationen der Arbeiter- 
bewegung, so behauptet er nichts weniger, als daß die SPD-Führung als Teil eines 
Systems dem System aktiv geholfen hat, sich selbst als Teil des Systems abzuschaf- 
fen. Daraus folgt aber logisch, daß dieses System nach der Selbstausschaltung der 
SPD nicht mehr dasselbe war wie vorher, daß also die qualitative Veränderung des 
Systems sich unter anderem gerade darin anzeigt, daß die Sozialdemokratie nicht 
mehr an ihm teilhat. 


3. Unser Autor muß sich dieser logischen Sackgasse bewußt geworden sein, in die 
er am Ende seiner ständigen Begriffsverschiebungen geraten ist. Hat er sich damit. 
doch selbst die bedrchliche Frage auferlegt, warum denn wohl, wenn der Reformis- 


71) Alle Zitate bei v. Plato, S. 330 
72) 2.2.0.8. 330 
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mus Teil des Systems gewesen sein soll, die faschistische Diktatur diesen Reformis- 
mus liquidiert und damit überflüssig gemacht hat. Mit einem argumentativen Salto 
rückwärts beantwortet von Plato diese Frage und landet damit wiederum auf einer 
ganz anderen Ebene: „Meiner Ansicht nach war für den Angriff des Faschismus auf 
die SPD vor allem entscheidend, daß die SPD die Westorientierung vertrat, also eine 
Richtung eines Teils der Bourgeoisie, der sich nicht durchsetzen konnte gegenüber 
der nationalistischen Politik eines anderen Teils“ (72). Mit diesem Argument, das 
nicht einma! die ökonomischen Interessenunterschiede andeutet, die solchen außen- 
politischen Differenzen zwischen verschiedenen Kapitalfraktionen zugrundela- 
gen (73), trifft sich von Plato mit einem gezielten Blattschuß selbst in den Rücken. 
Völlig zu Recht hat er sich nämlich bemüht, die These Weingartners zu widerlegen, 
die gemeinsame Frankreich-Feindlichkeit von Stalin und Hitler habe die Komin- 
tern-Politik gegenüber der NSDAP entscheidend mitbestimmt. Derselbe Autor, der 
eine solche Beschränkung auf die außenpolitische Ebene als bornierten Erklärungs- 
versuch für soziale und politische Auseinandersetzungen zurückweist (74), kann die 
entscheidende Frage, die zur Klärung der objektiven politischen Funktion des Re- 
formismus und Faschismus hinführt, nur noch auf der außenpolitischen Ebene und 
dort nur mit Hilfe haltloser Spekulationen beantworten. Diese tödliche Schlußpoin- 
te reißt von Platos mühsam zusammengebastelte Argumentationskette auseinander 
und besiegelt damit die Unhaltbarkeit der Sozialfaschismus-Theorie. 

Wenn von Plato auch nur den ersten Schritt machen würde, die angeführten 
außenpolitischen Differenzen materialistisch zu erklären, müßte er nach den ökono- 
mischen Interessen fragen, die solchen Differenzen zugrundeliegen und die konkret 
den profaschistischen Teil der deutschen Großbouigeoisie auf eine nationalistische 
Orientierung der deutschen Außenpolitik drängten. Damit wäre er einer wirklichen 
Erklärung der Tendenz zur faschistischen Diktatur nähergekommen, die für ihn nur 
den Nachteil hätte, der Sozialfaschismus-Theorie zu widersprechen, weil sie zwin- 
gend erweisen kann, daß diese faschistische Lösung zugleich die Absage an jede 
aktive Beteiligung der Sozialdemokratie an der bürgerlichen Herrschaft voraussetzt. 


VII. Zusammenfassende Kritik 


1. Für eine abschließende Kritik an der Arbeit von Platos ergeben sich aus den im 
einzelnen aufgezeigten Mängeln zwei prinzipielle und schwerwiegende Einwände. 
Der eine richtet sich gegen seine Auffassung von „materialistischer Wissenschaft“, 
der andere betrifft die Behandlung des Reformismus-Problems, die sich in der Re- 
naissance der Sozialfaschismus-These anzeigt. 

73) 8.330 (Anm.). Für eine korrekte Bewertung der beiden Parteien auf dieser außenpoliti- 
schen Ebene müßte allerdings auch die auf unterschiedliche Ursachen zurückgehende 
anti-bolschewistische Orientierung von SPD und NSDAP in Rechnung gestellt werden, 
die v. Plato selbst an anderer Stelle hervorhebt (S. 266). Dieser Hinweis soll nur andeu- 
ten, zu welch willkürlichen Kausalverbindungen man kommt, wenn man außenpolitische 
Orientierungen unvermittelt zur Erklärung innergeselischaftlicher Zusammenhänge 
heranzieht. 

74)  SoetwaaufS. 266 £.,S. 271 
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Auf der Ebene der Methodenkritik ist der für eine Arbeit mit materialisti- 
schem Anspruch besonders schwerwiegende Mangel schon aufgezeigt worden, die 
subjektive und objektive Ebene der Analyse des Reformismus nicht systematisch 
auseinanderzuhalten und klar voneinander abzugrenzen. Ein anderer unumgängli- 
cher methodologischer Einwand trifft die Quellenverarbeitung innerhalb seines Be- 
weisverfahrens, mit dem die Plausibilität und letztlich die Wissenschaftlichkeit einer 
historischen Arbeit steht und fällt. So wichtig es ist, Geschichte auch durch kriti- 
schen Rekurs auf die zeitgenössischen Interpretationen der politisch organisierten 
Subjekte zu rekonstruieren und dadurch authentische Gesichtspunkte für die nach- 
vollziehende Darstellung des wirklich Geschehenen zu entwickeln, so unkontrolliert 
und damit willkürlich müssen die Resultate einer Untersuchung ausfallen, die sich 
auf Aufsätze und Analysen der unterschiedlichsten Qualität und Reichweite aus den 
Publikationsorganen der proletarischen Parteien als nahezu einzige Quellen bezieht 
und den realen historischen Prozeß allein aus solchem Material zu rekonstruieren 
versucht, ohne dieses selbst quellenkritisch zu überprüfen oder mit anderen Quellen 
zu vergleichen. 

Auch und gerade wenn man die Geschichte der Arbeiterbewegung im Interes- 
se der Arbeiterklasse aufzuarbeiten beansprucht, bleibt die Rekonstruktion und 
Darstellung von historischer Realität methodisch auf eine möglichst umfassende 
und kritische Auswertung der erreichbaren Quellen angewiesen, wenn sie einen 
wirklich geschichtswissenschaftlichen Erkenntnisbeitrag für die Arbeiterbewegung 
anstrebt. Eine Darstellung, die Tatsachenbehauptungen nicht überprüft und weitrei- 
chende Thesen mit lediglich detaillistischen Ausschnitten der Wirklichkeit belegt, 
kann auch dann nicht dem Interesse der Arbeiterklasse dienen, wenn ihre Resultate 
propagandistisch verwertbar erscheinen. Im konkreten Fall verwechselt sie ganz 
offensichtlich das Interesse der Arbeiterklasse mit dem rechthaberischen Prestige- 
denken einer Organisation, die die schwerwiegenden Fehler der Sozialfaschis- 
mus-Theorie schon deshalb nicht analysieren kann, weil sie diese in ihrem von der 
Arbeiterklasse abgehobenen Kampf erneut propagandistisch zu verwerten versucht. 


2. Für den politischen Inhalt der Sozialfaschismus-Problematik ergeben sich aus der 
hier vorgeführten Position schwerwiegende Fehleinschätzungen mit weitreichender 
Bedeutung auch für die aktuelle politische Auseinandersetzung. Wer durch sein 
Festhalten am Begriff des Sozialfaschismus den Reformismus der Weimarer Zeit so 
eklatant verkennt, daß er die objektive Notwendigkeit seiner Zerstörung durch die 
faschistische Diktatur leugnet oder mit dem Hinweis auf die subjektiven Kapitula- 
tionsneigungen der reformistischen Führung für irrelevant erklärt, kann weder für 
die damalige Zeit ein gemeinsames Interesse an der Einheitsfront gegen die unmit- 
telbar drohende faschistische Diktatur begründen, noch generell die Möglichkeit 
einer an das Bewußtsein reformistisch orientierter Arbeiter anknüpfenden anti-re- 
formistischen Arbeiterpolitik aufzeigen. Eine solche Politik setzte vor 1933 voraus, 
daß nicht nur in der ökonomischen Krise das Scheitern der reformistischen Politik 
an den eigenen Maßstäben, sondern auch das bedrohliche Gefälle der politischen 
Krise aufgewiesen wurde, das die passive Hoffnung der SPD auf eine Rückkehr zu 
demokratischen Verhältnissen im erneuten ökonomischen Aufschwung illusionär 
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machte und die reformistischen Organisationen der faschistischen Diktatur auslie- 

ferte. 

Die Überwindung reformistischen Bewußtseins in den Köpfen der Arbeiter 
erscheint angesichts der lebendigen Anschauung der ökonomischen und politischen 
Krise leichter möglich als in einer ökonomischen Konjunktur, die sozialpolitische 
Zugeständnisse und politische Stabilität in demokratischen Formen zuläßt. Von 
Plato geht bezeichnenderweise genau von der entgegengesetzten Annahme aus. Um 
die Aufgabe der KFD, die Mehrheit der Arbeiterklasse zu erobern, am Ende der 
Weimarer Republik als objektiv besonders schwierig erscheinen zu lassen, behauptet 
er, in Krisenzeiten sei in kapitalistischen Systemen regelmäßig eine Renaissance 
reformistischer Illusionen im Kleinbürgertum und in der Arbeiterklasse zu beobach- 
ten (75). Damit zeigt sich, daß er die Bedingungen für die Fortexistenz reformisti- 
scher Organisationen und für ihre Bindungskraft gegenüber der Arbeiterklasse ganz 
allgemein nicht reflektiert hat, weil er sie von den realen innerkapitalistischen 
Errungenschaften der Arbeiterklasse unabhängig sieht. Damit kann er aber die Wir- 
kungen des Reformismus in der Arbeiterbewegung — in Zeiten der relativen Stabili- 
sierung wie in der ökonomischen Krise — nur auf die demagogischen Fähigkeiten 
der reformistischen Führer zurückführen. Aus seiner Sicht gilt es dann lediglich, 
diese Führer mit den schärfsten aller möglichen Formeln propagandistisch zu entlar- 
ven, um die Arbeiter von der Notwendigkeit des revolutionären Kampfes zu über- 
zeugen. Deshalb kann es auch nicht die Aufgabe der Kommunisten sein, an die 
vorhandene Enttäuschung über das Scheitern des reformistischen Weges anzuknüp- 
fen, um dessen prinzipielle Abhängigkeit von der kapitalistischen Konjunktur zu 
demonstrieren. Die Sozialfaschismus-Theorie begnügte sich entsprechend nicht mit 
dem Nachweis der Unfähigkeit des Reformismus, selbst die reformistischen Interes- 
sen der Arbeiterklasse, einschließlich dem Interesse an der Erhaltung selbständiger 
Organisationen, langfristig und dauerhaft zu verwirklichen. Sie wollte vielmehr be- 
weisen, was der Erfahrung der Arbeiter gerade widersprach: Daß die Sozialdemokra- 
tie die Funktion des Faschismus selbst zu übernehmen anstrebte bzw. an der faschi- 
stischen Diktatur aktives Interesse hatte. 

Von Plato, der an einigen Stellen das Problem der Überzeugung reformisti- 
scher Arbeiter benennt und einige Punkte der Selbstkritik aufzeigt, die in der KPD 
gründlicher diskutiert worden sind als es die bürgerliche Geschichtsschreibung wahr- 
haben will, verstelli sich eine systematische Untersuchung dieser zentralen Proble- 
matik, weil er den Begriff des Sozialfaschismus weder kritisch überprüfen, noch die 
Bedingungen seiner Verwendung historisch verständlich machen, sondern lediglich 
im nachhinein inhaltlich rechtfertigen will. Er läßt seine Argumentation — wie ge- 
zeigt — eher in unauflösbare Widersprüche geraten, als zuzugeben, daß der Begriff 
selbst analytisch wie propagandistisch falsch gewesen ist. 

75)  v. Plato, S. 326. Vgl dagegen Trotzki, a.a.O., S. 192, und auch die Einschätzung maß- 
geblicher Komintern-Theoretiker wie E. Varga (in: Die Krise des Kapitalismus und ihre 
politischen Folgen, Frankfurt und Wien 1969, 8. 339 ff.), der in seiner objektiven Analy- 
se nicht nur die schwindende materielle Basis des Reformismus herausarbeitet, sondern 
auch dessen Untauglichkeit zur politischen Sicherung bürgerlicher Herrschaft in der Weit- 


wirtschaftskrise feststellt, ohne allerdings (im Jahre 1934!) den Sozialfaschismus-Begriff 
aufzugeben (vgl. S. 344 ff.) 
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3. Unser Autor streitet jedoch die Fehler der KPD angesichts der faschistischen 
Gefahr nicht einfach ab, sondern beutet sie argumentativ für seine eigene politische 
Position aus. Zu diesem Zweck begibt er sich bei dem Versuch, das Scheitern der 
Einheitsfrontpolitik historisch zu erklären, auf das vertraute Terrain der 
Organisationsdebatte. Nicht die Unfähigkeit, reformistisches Bewußtsein und seine 
Entwicklungsmöglichkeiten unter den Wirkungen der Weltwirtschaftskrise richtig 
einzuschätzen und mit dem Instrument einer realitätsgerechten Kritik an der refor- 
mistischen Führung zu verändern, sondern die mangelnde Bolschewisierung der 
KPD ist dafür verantwortlich, daß die Weimarer Kommunisten in einer entscheiden 
Zeit schwerwiegende Fehler gemacht haben. 

Statt die Sozialfaschismus-Theorie als Ausdruck eines selbstisolierenden La- 
gerdenkens der Kommunisten in der gespaltenen Arbeiterbewegung zu reflektieren 
(76), welche die reformistischen Bewußtseinsschranken aufzuheben behindert, 
weil sie die reformistischen Arbeiter einfach zum Sprung über diese Schranken 
auffordert, setzt die Kritik von Platos gerade umgekehrt bei der mangelnden inne- 
ren „Disziplinierung“ des kommunistischen „Lagers“ an. Obwohl von Plato über 
eine explizite Vorstellung dessen verfügt, was mit Bolschewisierung gemeint ist (77), 
entgeht er nicht der Gefahr, „mangelnde Bolschewisierung“ zur Erklärungsschablo- 
ne für alle möglichen Fehler der KPD zu machen, ohne diese inhaltlich untersuchen 
zu müssen (78). Für eine Kritik seiner Position ist es aber entscheidend, zu erken- 
nen, daß der Vorstellung, eine astreine Bolschewisierung der KPD hätte die Fehler 
und den schließlichen Untergang der Weimarer KPD verhindern können, dieselbe 
idealistische Anschauung zugrunde liegt wie seiner moralisierenden Verurieilung der 
sozialdemokratischen Führung und seiner Verkennung der Ursprünge reformisti- 
schen Arbeiterbewußtseins, die in der Renaissance der Sozialfaschismus-Theorie 
zum Ausdruck kommen. 

Dabei kommt der Autor einer Kritik seiner eigenen idealistischen Grundhal- 
tung ganz nahe, wenn er die Ursachen der mangelhaften „Boischewisierung“ letzt- 
lich als „Nachwirkungen tiefverwurzelter sozialdemokratischer Traditionen begrei- 
fen zu können“ glaubt (79). Würde er diese sozialdemokratischen Traditionen auf 
ihre gesellschaftlichen Ursachen und historischen Voraussetzungen untersuchen 
{was er nur im Vorübergehen unternimmt und ohne die Ergebnisse auf seine Thesen 
anzuwenden) müßte ihm das schlichte Vertrauen auf die Möglichkeit einer Bolsche- 
wisierung der KPD durch eine auf wunderbare Weise schon vor der Partei boischewi- 
sierte Parteiführung vergehen. 

Von Plato dient die Tatsache, daß die deutsche KP historisches Produkt der 
Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung gewesen ist, nur zur Erklärung ihrer 
Fehler. Er verkennt, daß dieselbe Tatsache auch erst die Möglichkeit begründete, 
76) Vgl. ©. Negt/A. Kluge, Öffentlichkeit und Erfahrung, Frankfurt a. M. 1973, 8. 384 ff.; 

ne un > Kriitik der Sozialfaschismus-Theorie auf der sozialpsychologischen Ebene 
7n 5 Plato, S. 346 £. 

78) Als Beispiele: S. 237, S. 248. An diesen Stellen wird als mangelnde Bolschewisierung 
jeweils die Tatsache beklagt, daß sich Beschlüsse der Führung nicht an der Basis der 


Partei durchsetzen ließen. 
79)  v. Plato, S. 348 


durch genaue Kenntnis gerade der sozialdemokratischen Traditionen dieser Arbei- 
terbewegung die reformistischen Fehler an ihrer subjektiven Wurzel zu packen und 
durch wirkliches Eingehen auf ihre spezifischen Illusionen und Vorurteile zu über- 
winden. Eine solche politische Leistung traut von Plato nur einer KPD zu, die sich 
strikt nach den Prinzipien und Erfahrungen einer Partei ausrichtet, die aus einer 
„vollkommen unterschiedlichen‘“ gesellschaftlichen und politischen Entwicklung 
hervorgegangen ist (30). Wenn nach von Platos pragmatischer Formulierung Bol- 
schewisierung demnach nichts anderes ist als die „Überwindung der Fehler der 
westeuropäischen Arbeiterbewegung“ in der imperialistischen Epoche (81), wird 
offensichtlich, daß diese Überwindung mit einem „Partei“-Konzept bezahlt wird, 
das sich im freien Flug über die mit einer starken SPD gegebenen „objektiv ungün- 
stigen Bedingungen“ für eine Überwindung reformistischer Arbeiterpolitik hinweg- 
setzt, statt von der reformistischen Befangenheit auszugehen und zur zentralen 
politischen Aufgabe der Arbeiterklasse zu machen, diese als Produkt der lebendigen 
Verhältnisse unter dem Kapitalismus zu begreifen und sie sodann, an diese lebendi- 
gen Tatsachen anknüpfend und die Entwicklung der gesellschaftlichen Widersprüche 
ausnutzend, inhaltlich zu destruieren. 


4. In der Behandlung der Bolschewisierungsfrage wie in der Wiederbelebung der 
Sozialfaschismus-Theorie demonstriert von Plato für seine Organisation, daß diese 
nicht nur aufgrund eines Größenvergleichs mit der Weimarer KPD, sondern wesent- 
lich aufgrund ihres durch und durch außerlichen Herangehens an die Arbeiterklasse 
lediglich eine — allerdings perfekte — Sekte darstellt. Das zeigt sich auch darin, daß 
sie ihren Wahn, in der Kontinuität der deutschen Arbeiterbewegung zu stehen, nur 
auf die extrem idealistische Weise der Über-Identifikation erzeugen kann, sei es, 
indem sie längst überwundene Fehler der wirklichen KPD, wie die Sozialfaschis- 
mus-Theorie, zu rehabilitieren versucht, sei es, indem sie kritisierte organisatorische 
Mängel, wie die „unzureichende Bolschewisierung“, in ihrem eigenen Vereinsleben 
vorbildlich überwunden zu haben beansprucht. 

Sozialfaschismus-Renaissance und platonischer Organisations-Bolschewismus 
dienen dem KSV aber nicht nur als proletarischer Adelsnachweis, sondern gehören 
auch notwendig zu seiner prop gandistischen Konzeption. Eine in von Platos Sinne 
durchbolschewisierte Partei ist damit die adäquate Organisationsbasis für eine Kon- 
zeption, die, statt in der Arbeiterklasse selbst zu wirken, dieser nur imponieren will. 
Als solche kann sie optimal der Aufgabe gerecht werden, durch die sie sich ihre 
Anerkennung als Avantgarde der Arbeiterklasse verschaffen will: die propagandisti- 
sche Selbstdarstellung vor der Arbeiterklasse zu organisieren, deren Wirkungen sie in 
erster Linie von einer möglichst hartnäckigen, parolenmächtigen und die eigene 
Stärke ständig übertreibenden Organisationsreklame abhängig siett. 

Entsprechend entlarvt sich in von Platos Versuch, eine Renaissance der Sozial- 
faschismus-Theorie zunächst historisch zu legitimieren, das durch und durch oppor- 
tunistische Verhältnis seiner politischen Gruppe zur Geschichte der Arbeiterbewe- 
gung. Dieses Verhältnis, wie es sich auch in der Alltagspropaganda des KSV ständig 


80) v. Plato, S. 349 
81) v. Plato, S. 354 
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enthüllt, dient allein der politischen Verwertung im Dienste der eigenen Organisa- 
tion und setzt notwendig die äußerste Gleichgültigkeit gegenüber den realen histori- 
schen Erfahrungen der Arbeiterbewegung voraus. Die Renaissance der Sozialfaschis- 
mus-These, wie sie von dieser Sekte betrieben wird, ist überhaupt nur zu verstehen, 
wenn man darin das Bedürfnis erkennt, sich der eigenen hervorragenden Rolle im 
Klassenkampf in elitärer Abgrenzung von allen anderen, die sich ebenfalls Soziali- 
sten oder gar Kommunisten zu nennen wagen, ständig zu versichern (82). 

Mit der Sozialfaschismus-Propaganda kann sich heute aber inhaltlich nur noch 
eine Gruppe identifizieren, die gleichgültig gegen die Tatsache, daß dieser Begriff in 
der historischen Erfahrung der Arbeiterbewegung wie in der selbstkritischen Dis- 
kussion der Komintern überwunden worden ist, den Sozialfaschismus als begriffli- 
chen Totschläger für die aktuelle Auseinandersetzung in das Arsenal ihrer ideologi- 
schen Waffen aufnehmen will. Da die Sozialdemokratie von heute alle Kriterien, die 
von Plato für die Anwendung des Begriffs vorausgesetzt hat, bei weitem übertrifft 
und auch die Gewerkschaften unzweifelhaft eine Politik der Arbeitsgemeinschaften 
verfolgen, kann schon jetzt kein ideologischer Vorbehalt mehr den KSV daran 
hindern, den Reformismus in seiner heutigen Gestalt als sozialfaschistisch zu kenn- 
zeichnen. Sporadisch ist dies schon immer wieder geschehen, über die taktischen 
Skrupel, die einer systematischen Verbreitung der Sozialfaschismus-Propaganda im 
Wege stehen, kann man nur spekulieren. 

Man darf aber schon heute bezweifeln, ob eine aktuelle Begründung des er- 
neuerten Sozialfaschismus-Begriffs in der Lage sein wird, „Realität zu transportie- 
ren“, wenn man bedenkt, daß die historische Sozialfaschismus-Theorie das Spedi- 
tionsunternehmen von Platos nicht überstehen konnte. An den Ausgang dieses 
Transportes sollte man sich genau erinnern, wenn der KSV versuchen wird, in der 
aktuellen politischen Auseinandersetzung ideologisches Sperrgut abzuladen, das sich 
schon in der Weimarer Zeit als unzustellbar erwiesen hat. 


82) Vgl. die programmatische Erklärung zum „1. Parteitag“ in der „Roten Fahne“ vom 
19.12.1973, S. 2. Dort wird die Notwendigkeit eines Parteiprogramms, das die Gruppe 
etliche Jahre nach ihrer „Parteigründung“ nunmehr in Angriff nimmt, mit dem Hinweis 
auf den „Opportunismus‘ begründet, der sich um die eigene Organisation herum breit- 
machte. Unter diese Definition fallen sämtliche „sonstigen“ Gruppen der Linken, die als 
eine „Koalition zwischen ‚links‘-sozialdemokratischen, vom Sozialimperialismus unab- 
hängigen revisionistischen, trotzkistischen, spontaneistischen und pseudo-marxistisch- 
leninistischen Kräften“, also völlig inhaltlos, beschrieben wird. Gegenüber diesen politi- 
schen Konkurtenten kann sich eine Sekte natürlich nur mit Hilfe verstärkter Bemühun- 
gen zur Wehr setzen, die wirkliche KPD in allen Details ihrer organisatorischen Struktur, 
wenn schon nur en miniature, so doch modellbaukastengleich getreu zu kopieren. Als 
Jüngster Schritt in dieser Richtung ist der zur „Wiederbelebung der Traditionen der 
deutschen Arbeitersportbewegung“ zu verzeichnen, welcher mit der Gründung des Arbei- 
tersportvereins Roter Stern Dortmund am 16.,12. 1973 gemacht wurde (vgl. Rote Fahne 
vom 19. 12. 1973, $. 5) 
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Zur Theorie des Staatskapitalismus — Probleme von Theorie und 
Geschichte in Theorien der Übergangsgesellschaft* 


Werner Olle 


Gegenwärtig wird in der sozialistischen Bewegung einiger westeuropäischer Länder 
das sichtbar gewordene Dilemma einer (als Kritik intendierten) Theorie der Über- 
gangsgesellschaften thematisiert, wobei von unterschiedlichen Ansätzen her nach 
Interpretationen und Lösungen gesucht wird. 

Das Dilemma dieser Kritik sei im Grunde ein Dilernma der Kritiker, weil diese 
Kritik aufgehört habe, Kritik in praktischer Absicht zu sein. Jiri Kosta kritisiert 
diese fehlende praktische Intention: 


„Allgemeine Hinweise auf die Notwendigkeit politischer Entscheidungen und der Schaffung 
politischen Bewußtseins lösen nicht die Probieme der Planungspraxis.“ (1) 


Der sozialistischen Bewegung in den noch kapitalistischen Ländern kann es bei der 
Analyse der Entwicklung der Übergangsgesellschaften allerdings nicht um die 
Lösung von Problemen der ‚„Planungspraxis‘ gehen, sondern höchstens darum, die 
Erfahrung der realen Schwierigkeiten der sozialistischen Transformation für die 
eigene gesellschaftliche Praxis aufzunehmen; „praktische“ Absicht also zutreffender 
im Sinne von „emanzipatorischer“ Absicht. Die theoretische Analyse müßte sich 
dann allerdings — so folgert Helmut Fleischer — anders als bislang artikulieren, 
nämlich: 


„in praktischen Termini als Ausdruck eines Interesses, welches der Theorie-Form nur als einem 
Moment einer Praxisform gilt.“ (2) 


In der Interpretation von Rossana Rossanda wird das Dilemma im Verhältnis der 
westlichen sozialistischen Bewegung zu den Übergangsgesellschaften wesentlich 
psychologistisch gefaßt: als „Verhältnis der Haßliebe“, als lächerlicher „‚Hoffnungs- 
und Enttäuschungszusammenhang“, als „Exorzismus“, als „andauernder Ehe- 
krach“, als Pendeln „zwischen Heilserwartung und Abschwörung‘“, als „quasi ‚reli- 


= Dieser Aufsatz ist eine unwesentlich gekürzte Fassung einer Diplomarbeit, die am Fach- 
bereich 15 der Freien Universität Berlin unter dem Titel „Zum Verhältnis von Theorie 
und Geschichte in Theorien der Übergangsgesellschaft am Beispiel der Theorie des Staats- 
kapitalismus“ im Mai 1973 eingereicht wurde. An der Diskussion über diese Arbeit waren 
insbesondere Elmar Altvater, Renate Damus, Jürgen Hoffmann und Rainer Single betei- 
list. 

1) Jifl Kosta, Jan Meyer, Sibylle Weber, Warenproduktion im Sezialismus. Überlegungen 
zur Theorie von Marx und zur Praxis in Osteuropa, Frankfurt 1973, S. 136 

2) Helmut Fleischer, Normativistisches und materialistisches Verständnis der sozialistischen 
Transformation, in: Praxis, Revue philosophique, Edition internationale, Nr. 3-4, 
Zagreb 1972, S. 277 
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giöses‘ “ Verhältnis (3) etc... Dieses Psychogramm mag eine zutreffende Charakteri- 
sierung der Identitätsstrukturen von Teilen der Kritiker sein, aber Theoriebildung, 
und folglich auch ihr aktuelles Dilemma, läßt sich nicht darauf reduzieren. 

Sicherlich wird jede Theoriebildung auch durch die Intentionen der Theorie- 
produzenten selbst bestimmt. Tıotzki weist etwa in seiner Kritik der Einschätzung 
der Entwicklung der Sowjetunion durch den „Leninbund“ darauf hin, daß dessen 
theoretische Position nur „durch seine, mindestens unbegründeten Ansprüche auf 
die Rolle einer zweiten Partei“ vollständig erklärbar wird, und er führt aus: 


„Es existieren zur Zeit genügend ‚linke‘ Gruppen und Grüppchen, die auf ein und demselben 
Platz trampeln; während sie ihre Selbständigkeit verteidigen, beschuldigen sie sich gegenseitig, 
die anderen gingen nicht weit genug; die darauf stolz sind, mit den anderen hundertprozentig 
nicht einverstanden zu sein; von Zeit zu Zeit ein Blättchen herausgeben und Befriedigung finden 
in dieser illusorischen Existenz ohne Boden unter den Füßen, ohne klaren Standpunkt und ohne 
Perspektive. Da diese Gruppen oder richtiger Spitzen, die eigene Schwäche fühlen, fürchten sie 
am meisten, unter jemands „Einfluß“ zu geraten, oder sich mit jemand solidarisch erklären zu 
müssen, — denn wo bleibt dann die süße Selbständigkeit in der Größe von 64 Kubikmetern, wie 
es für ein Redaktionszimmer nötig ist? ““ (4) 


Diese Funktion eines ‚„‚mindestens unbegründeten“ Parteianspruchs für die Theorie- 
bildung ließe sich auch gegenwärtig in der sozialistischen Bewegung der Bundes- 
zepublik etwa an der Gruppe „Neues Rotes Forum‘ rekonstruieren. Denn diese 
Gruppierung war noch 1971 der Ansicht: „Die Frage, ob in der Sowjetunion eine 
neue Bourgeoisie die Herrschaft ausübt, wird nicht entschieden. Dazu bedürfte es 
anderer Analysen als der bisher vorhandenen“, und sie warnte vor der Gefahr, 
„Behauptungen aufzustellen, die wir noch nicht beweisen können“ (5). Ohne 
„andere Analysen“, dafür aber durch die anstehende Vereinigung mit anderen Grup- 
pen, wird heute behauptet, daß in der Sowjetunion „die Bourgeoisie nach einer jahr- 
zehntelangen Herrschaft der Arbeiterklasse wieder an die Macht gekommen ist“ (6). 

Diese Interpretationen, die das Dilemma einer theoretischen Analyse der 
Übergangsgesellschaften wesentlich den Theorieproduzenten — ihrer mangelnden 
praktischen Intention und politischen Souveränität bzw. der bloßen Instrumentali- 
sierung der theoretischen Analyse zur Aufrechterhaltung jener „süßen Selbständig- 
keit“ — anlasten, sprechen zweifellos erklärende Faktoren an, wenn es auch insge- 
samt zu bestreiten ist, daß es sich bei dem Dilemma aktueller Theoriebildung aus- 
schließlich um ein Dilemma der Kritiker handelt. 

Mir scheint, daß diese Interpretationen — wenn sie als ausschließliche Erklärun- 
gen figurieren — sogar eine spezifische Schwäche beinhalten, da sie die Schlußfolge- 


3) Eine nicht vollständige Auswahl aus dem Artikel von Rossana Rossanda, Die sozialisti- 
schen Länder: Ein Dilemma der westeuropäischen Linken, in: Kursbuch 30, Westber- 
lin 1973 

4} Leo FTratzki, Die Verteidigung der Sowjetrepublik und die Opposition, Berlin 1929, 
S.38£. 

5) Joscha Schmierer, Kapitalistischer und sozialistischer Weg in der Übergangsperiode zum 
Sozialismus, in: Neues Rotes Forum Nr. 3, Heidelberg 1971, S. 46 

6) Materialien zum Problem der Übergangsperiode zum Sozialismus und zum Klassencha- 
rakter der revisionistischen Länder, in: Neues Rotes Forum Nr. 4-5, Heidelberg 1972, 
S. 13 
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rung nahe legen, daß es sich dabei um ein nur temporär bedingtes Problem handle, 
dessen „Lösung“ sich demnach auch auf die Kritik der Theorieformen aktueller 
Degenerationserscheinungen einer Inteliektuellenbewegung beschränken kann. 

Zumindest muß gefragt werden, ob dieses Dilemma aktueller Theoriebildung 
nicht auch zugleich ein Dilemma der Kritik ist: der verwendeten Kategorien und der 
Methode der Kritik. Die Notwendigkeit dieser Fragestellung wird etwa aus folgen- 
der Aussage eines Kritikers ersichtlich: 


„Für die Kommunisten stellt sich die Aufgabe, durch konkrete Analysen und prözise Begriffe 
(Revisionismus, Bourgeoisie neuen Typs etc.) die sowjetische Wirklichkeit zu analysieren, um 
der russischen Arbeiterklasse den Feind zu zeigen und den Schleier der revolutionären Phrasen 
der sowjetischen Bourgeoisie zu zerreißen.“ (7) 


Diese Aussage ist nicht nur symptomatisch wegen der einen Teil der Kritiker kenn- 
zeichnenden Mentalität des ‚„‚der-Arbeiterklasse-zeigen-wollen“, die hier omnipoten- 
te Ausmaße annimmt, sondern auch deswegen, weil sie einen bezeichnenden Wider- 
spruch enthält. Denn hier wird in entlarvender Offenheit ein methodisches Prinzip 
ausgegeben, das expliziert, „durch konkrete Analysen und präzise Begriffe“ zu einer 
theoretischen Erfassung der gesellschaftlichen Wirklichkeit der Übergangsgesell- 
schaften zu gelangen. Diese postulierte Parallelität einer Aneignung des Konkreten 
und einer theoretischen Abstraktion destruiert eine wissenschaftliche Theoriebil- 
dung, die nur als Zinheit von Konkretem und Abstraktem denkbar ist, als „‚Repro- 
duktion des Konkreten im Weg des Denkens“ (8). In der Konsequenz läßt diese 
Parallelität eine Trennung der beiden Momente zu, sei es als bloß konstatierende 
Deskription einer Faktizität, sei es als theoretische Konstruktion außerhalb einer 
Aneignung des Konkreten, sei es in verdeckteren Formen, in denen Theorie bzw. 
Empirie nur post festum einer bereits gesetzten Empirie bzw. Theorie unterlegt 
wird. Diese Parallelität in Form einer vollzogenen Trennung manifestiert sich in 
dem obigen Zitat darin, daß die konkrete Analyse als noch ausstehende Aufgabe 
definiert wird, zugleich aber von der Existenz einer „sowjetischen Bourgeoisie“ 
ausgegangen wird. 

Hier drängen sich zwei Schlußfolgerungen auf. 

Erstens: es ließe sich — ausgehend von dem Zusammenhang „konkrete Analy- 
sen‘“/ „präzise Begriffe“ — folgern, daß, solange diese konkreten Analysen nicht 
integraler Bestandteil einer Theoriebildung sind, die produzierten Begriffe auch in 
dem einzig möglichen Sinne, „ein geistig Konkretes zu reproduzieren“ (9), nicht 
„präzise“ sein können. Die so produzierten Begriffe signalisieren nur eine „Dogma- 
tisierung der revolutionären Theorie“, die, weil abstrakt, zur „sozialistischen Moral“ 
verkommt (10). 

N „Philipp Neumann“, Welcher Klassenstandpunkt bestimmt Vargas Analyse? , in: Kurs- 

buch 23, Westberlin 1971, 8. 77 f. j 
8) Karl Marx, Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie, Frankfurt 1970, 8. 22 
9 ebda. 

o Bernd Rabehl, Eine Reise in die DDR. Gespräche und Notizen, in: Kursbuch 30, a. a. O., 

8.48 £. Die Warnung Rabehls, daß ‚der abstrakte Anti-Revisionismus.... zu Positionen 


(komme), die vom Antikommunismus kaum mehr unterscheidbar sind“, bestätigt sich 
gerade an dieser Ausgabe des Kursbuches in dem Artikel von Günter Maschke (,„Cubani- 
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Zweitens: es hieße aber, sich nur auf die Erscheinungsform dieser Theoriebil- 
dung beschränken, wolite man hierin ein bloßes Problem der Vermittlung von Theo- 
rie und Empirie sehen, das beliebig korrigierbar ist. Diese mangelnde Vermittlung 
(11) verweist vielmehr auf eine bestimmte Auffassung von gesellschaftlicher Wirk- 
lichkeit, eine bestimmte Konzeption von Geschichte, deren Resultat sie ist; eine 
Konzeption von Geschichte, die es erlaubt, ja begründet, Theorie außerhalb einer 
Aneignung des Konkreten zu konstituieren: 


„Nicht der Mangel an Vermittlung, sondern die Auffassung des gesellschaftlichen Seins selbst 
kennzeichnet den vulgären Ansatz.“ (12) 


Aber kann man sich darauf beschränken, nur die bestimmte Methode einer Kritik 
zu unterziehen? Ich habe weiter oben bewußt die Aussage eines Kritikers aus der 
westdeutschen Studentenbewegung zitiert, weil sie ein interessantes Phänomen 
zeigt: eine fast gleichlautende Explizierung der Methode, wie sie auch etwa Charles 
Bettelheim gegeben hat, wenn er beansprucht, 


„... die zur Analyse der Gesellschaftsformationen im Übergang zwischen Kapitalismus und 
Sozialismus notwendigen Begriffe zu schaffen oder zu präzisieren ... “, obgleich „die Anwen- 
dung der Begriffe in einer konkreten Analyse... nurin Umrissen geleistet (ist).“ (13) 


Das Interessante besteht darin, daß Bettelheim als Protagonist einer anti-historizisti- 
schen, strukturalen Konzeption der Kritik der politischen Ökonomie bewußt eine 
Methode formuliert, deren „Voraussetzung und theoretischer Kern... die Evakuie- 
rung der Geschichte, ihre Erniedrigung zu einer Dienerin der Struktur, des Systems 
und der Wissenschaft‘ (14) ist; eine Znthistorisierung der Theorie, die sich in den 
Aussagen und Analysen etwa aus der westdeutschen Studentenbewegung zwar auch 
darstellt, ohne daß hier allerdings eine bewußt strukturalistische Konzeption der 
Grund sein dürfte. Von daher entsteht nun die Notwendigkeit, auch über eine rein 
methodische Kritik hinauszugehen, da dieser Ansatz seinerseits die Gefahr enthält, 
die kritisierte bestimmte Methode wiederum einer Art von Beliebigkeit zu überlas- 
sen, so als ob etwa die Enthistorisierung der theoretischen Analyse der Entwicklung 
der Übergangsgesellschaften ein ausschließliches Problem der „Strukturalisten“ 
sei (15). 


scher Taschenkalender‘‘), dessen Assoziationskette „Hunger-Angst--Desorganisation— 
Terror—Lüge“ für den Antikommunismus zumindest funktionalisierbar wird. Der „Un- 
ternehmerbrief des Deutschen Industrie-Instituts““ vom 1.3.1973 hat sich daher auch 
Maschkes hätschelnd angenommen. 

11) Bei einem Großteil der westdeutschen Literatur zu diesem Thema handelt es sich nicht 
nur um eine mangelnde Vermittlung von Theorie und Empirie, hier konstituiert sich 
Empirie als Ülbricht-, Honecker- etc. -Zitatensammlung, die in den diversen Nachweisen 
einer Restauration des Kapitalismus immer wieder umgruppiert wird. 

12) Karel Kosik, Gesellschaftliches Sein und ökonomische Kategorien, in: Folgen einer Theo- 
rie. Essays über ‚Das Kapital‘ von Karl Marx, Frankfurt 1967, S. 101 

13) Charles Bettelheim, Ökonomischer Kalkül und Eigentumsformen, Westberlin 1970, S. 7 

14) K.Nair, Charles Bettelheims Umwälzung der Wissenschaft, in: Kritik der politischen 
Ökonomie Nr. 1, Westberlin 1973, S. 22 

15) Das scheint mir auch der spezifische Mangel der beiden, ansonsten ausgezeichneten Kriti- 


Diese Abgrenzung gegenüber anderen Interpretationen ermöglicht es, eigene 
Fragestellungen zu präzisieren. Wenn das, was als Dilemma der theoretischen Analy- 
se der Übergangsgesellschaften bezeichnet wird, einerseits seinem Inhalt nach als 
Enthistorisierung von Theorie gefaßt werden kann, andererseits abgelehnt werden 
muß, daß es sich dabei ausschließlich um Theorie-Formen handelt, die erst aus 
jüngsten Degenerationserscheinungen einer intellektuellenbewegung bzw. aus einem 
bestimmten wissenschaftstheoretischen Ansatz resultieren, so wirft das natürlich die 
Frage nach einer theoretischen Erfassung der Wirklichkeit der Übergangsgeselischaf- 
ten durch die sozialistische Bewegung in den noch kapitalistischen Ländern insge- 
samt als Problem auf. 

Diese Fragestellung scheint mir aus verschiedenen Gründen die aktuell not- 
wendige zu sein: 
zum einen, weil in ihr das Problem als ein gemeinsames Problem der sozialistischen 
Bewegung formuliert wird; 
zum zweiten, weil mit ihr als Negation intendiert ist, gegenüber einem „falschen“ 
Objektivismus eine „Demarkationslinie“ zu ziehen, d.h. gegenüber jenen Versu- 
chen, die die so offensichtlichen Schwierigkeiten einer theoretischen Analyse der 
Übergangsgesellschaften in verkehrter Form objektivieren, indem sie das Dilemma, 
die Enthistorisierung der Theorie, zur Methode erheben; 
zum dritten, weil aus ihr langfristig eine positive Präzisierung der Möglichkeiten 
einer theoretischen Analyse der Übergangsgesellschaften durch die westliche soziali- 
stische Bewegung resultieren kann, die dann eventuell auch eine Umorientierung 
aktueller theoretischer Arbeiten begründet. 

An diesem globalen, praxisbezogenen Kontext orientieren sich die folgenden 
Überlegungen, obwohl sie sich selbst notwendig auf einen Teilaspekt beschränken. 
Wenn das sogenannte Dilemma aktueller Theoriebildung im Verhältnis von Theorie 
und Geschichte in Form einer Enthistorisierung der Theorie begründet ist, anderer- 
seits aber nicht erst seit heute existiert, so verweist das auf folgende Fragestellun- 
gen: Wie sind denn unsere Theorien überhaupt entstanden, mit denen wir die Ent- 
wicklung der Übergangsgesellschaften heute kritisieren? Sind die von uns verwende- 
ten Kategorien (etwa Bürokratie, Technokratie, Staatskapitalismus etc.) tatsächlich 
Widerspiegelung einer Wirklichkeit der Übergangsgesellschaften oder nicht vielmehr 
die unserer eigenen, die wir auf die der Übergangsgesellschaften übertragen? 

Diese Fragestellungen, die, unter einem historisch-genetischen Aspekt auf das 
Verhältnis unserer Theoriebildung zur. geschichtlichen Wirklichkeit der Übergangs- 
gesellschaften abzielen, sollen im folgenden an einer Thecrievariante — der T'heorie 
des Staatskapitalismus — angegangen werden, wobei ich mich darauf beschränken 
muß, zum einen die spezifische historische Bedingtheit der Genesis überhaupt, zum 
anderen die Bedingungen einer Übertragung der Theorie des Staatskapitalismus auf 
die Übergangsgesellschaften am Beispiel der russischen Revolution zu zeigen. 

in einem zweiten Schritt sollen dann unterschiedliche Varianten dargestellt 
werden, die sich als Nachweis der Existenz eines Staatskapitalismus in den Über- 
gangsgesellschaften definieren. Deren unterschiedliche Begründungsmuster dienen 


ken der Theorie Bettelheims zu sein, die K. Nair, a. a. O., und J. L. Dallemagne, Charles 
Bettelheim oder die Identität der Gegensätze, ebd. geliefert haben. 
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lediglich als Beleg eines gemeinsamen Problems, der Schwierigkeit einer historisch- 
materialistischen Analyse der Übergangsgesellschaften, die nicht kaschiert werden 
darf. Sie dienen nicht als diffamierende „Sammelabrechnung“, die Theoriegeschich- 
te als bloße /deengeschichte begreift, was es ja erst erlaubt, die unterschiedlichsten 
Vertreter einer bestimmten Theorie in den gemeinsamen Sack einer theoretischen 
„Tradition‘ zu stecken, die dann aber diese nicht mehr mit der historischen Singu- 
larität jeder einzelnen Variante zu vermitteln weiß (16). 

Sowohl aus dem globalen Charakter der Fragestellung wie der praktischen 
Intention ergibt sich von selbst, daß die folgenden Überlegungen.lediglich eine erste 
Annäherung an das Problem sein können, die durch weitere kollektive Arbeiten und 
Diskussionen weiterverfolgt werden sollten. 


1. Genesis und Anwendungsbereich der Theorie des Staatskapitalismus 


1.1 Die Besonderheit der Theorie des Staatskapitalismus und ihre allgemeine Pro- 
blematik 


Die folgende Beschränkung auf die Theorie des Staatskapitalismus intendiert keines- 
wegs die Immunisierung anderer Varianten einer Theorie der Übergangsgesell- 
schaft (17) gegenüber analogen Fragestellungen (18). Diese Beschränkung hat viel- 
mehr exemplarischen Charakter, die aufgrund der Besonderheit der Theorie des 
Staatskapitalismus gerechtfertigt erscheint. Denn der Begriff des Staatskapitalismus 
findet heute Anwendung auf unterschiedliche Gesellschaftsformationen: sowohl die 
Entwicklung der monopolkapitalistischen, wie der unterentwickelten Länder, wie 
auch die der Übergangsgesellschaften wird im Sinne einer staatskapitalistischen Ent- 
wicklung interpretiert. 


16) Beispiele dieser „Sammelabrechnung“ finden sich etwa bei Maurice Dobb, Die Oktober- 
revolution und ein halbes Jahrhundert, in: Bettelheim/Dobb/Foa/Huberman/Robin- 
son/Mandel/Sweezy u. a., Zur Kritik der Sowjetökonomie, Westberlin 1969, S. 143; und 
Ernest Mandel, Die Widersprüchlichkeit der ‚Theorie des Staatskapitalismus‘, in: Perma- 
nente Revolution Nr. 3, Westberlin 1972, S. 49 und S. 68 £. 

17) Der Begriff der „Übergangsgesellschaft“ vom Kapitalismus zum Sozialismus braucht auf- 
grund der intensiven Diskussion der letzten Jahre zu diesem Thema nicht mehr expliziert 
werden. Vgl. für viele andere z. B. Ernest Mandel, Politische Ökonomie der Übergangs- 
periode, in: Permanente Revolution Materialien Nr. 1, Westberlin 1972, S.3 ff. und 
Charles Bettelheim, Ökonomischer Kalkül... ‚a. a. O., insb. S. 67 £f. und S. 118 ff. 

18) Sie gelten natürlich auch für unsere Analyse des chinesischen Transformationsprozesses. 
Selbstkritisch wäre hier anzumerken, daß unsere Intention, aus der konkreten Entwick- 
lung der VR China u. a. Kriterien für die Kritik eines „orthodoxen“ Bürokratie-Begriffs 
und gleichzeitig einen Beitrag zu dessen Differenzierung zu leisten, sich einerseits durch- 
aus in die hier entwickelten Fragestellungen einordnet, andererseits diese kritische Frage- 
stellung in dem Maße aufgegeben wurde, wie wir lediglich eine differenziertere Begriff- 
lichkeit vorgeschlagen haben. Vgl. Werner Olle/Ulf Wolter, Die „Große Proletarische 
Kulturrevolution“ oder: die Objektivität der Technokratie, in: Permanente Revolution 
Nr. 1/2, Westberlin 1971, S. 59 £f. Vgl. zu einem ähnlichen Versuch: C. Samary, Yugo- 
slavie: vers ig capitalisme ou vers le socialisme, in: Critiques de l’&conomie politique, 
Nr. 7/8, Paris 1372, insb. S. 267 ff. 
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Bei einem solch globalen Konzept eines Staatskapitalismus stellt sich natürlich 
das Problem von Theorie und Geschichte, die Frage, inwieweit eine solche Theorie 
die je spezifischen Produktionsverhältnisse einer Gesellschaftsformation charakteri- 
sieren kann, auf sehr deutliche Weise. Hier ist zunächst zu unterscheiden, ob dabei 
von einer globalen /dentität der Produktionsverhältnisse ausgegangen wird, oder ob 
unter dem Begriff des Staatskapitalismus unterschiedliche Produktionsverhältnisse 
gefaßt werden. 

Etienne Baläzs mag als Beispiel für den ersten Fall dienen, da er sowohl in 
horizontaler als auch vertikaler Sicht eine solch globale Identität geselischaftlicher 
Entwicklung behauptet. 


„Gegenwärtig sind wir Zeuge einer noch nie dagewesenen Konvergenz in der Entwicklung der 
unterschiedlichen Teile der Welt. Die ökonomisch unterentwickelten und vorindustriellen 
Länder... werden von denselben Tendenzen durchdrungen wie die industriell vollständig ent- 
wickelten Länder. 

... Man könnte diese Tendenzen ‚totalitäre‘ nennen und sie als eine Entwicklung definieren, die 
zu einem bürokratischen und technokratischen Etatismus hinführt .... Gleichgültig, ob diese 
Länder unterentwickelt oder hochindustrialisiert sind, überall triumphiert der organisierte 
Staatskapitalismus. (20) 


Vom Standpunkt dieser „gemeinsamen Tendenzen der Gesellschaften des XX. Jahr- 
hunderts“ lehrt uns dann Baläzs am Beispiel Chinas auch die historische Vergangen- 
heit besser verstehen. Er führt uns zurück bis ins IH. Jahrhundert vor unserer Zeit- 
rechnung und zeigt uns die ersten Ansätze des „bürokratischen Staates“, z.B. in 
„den öffentlichen Arbeiten zur Bewässerung“, der „Omnipotenz einer Klasse von 
Funktionären (fonctionnaires-lettres), die die Arbeit der ungebildeten Massen über- 
wachen, anordnen, dirigieren und kontrollieren.“ Ohne zu „übertreiben“, versichert 
er, „daß man diese Parallelen leicht vervielfachen könnte“ (21). Man lernt so die 
„Parallele“ zwischen „altem“ und „neuem“ China fürwahr besser verstehen, denn 
der Staatskapitalismus erscheint 


„»...in China als ein reicher Greis, der seinem starken und tolikühnen Urenkel einen Schatz 
von äußerst wertvollen Erfahrungen hinterlassen hat.“ (22) 


Diese Gleichsetzung aller Gesellschaftsformationen von der asiatischen Produktions- 
weise bis zum gegenwärtigen Kapitalismus als „Staatskapitalismus‘“ braucht nicht 
weiter diskutiert zu werden, da hier offen zutage tritt, wie von der spezifischen 
historischen Form der Produktion abstrahiert wird. 

Nehmen wir den zweiten Fall, wo der Begriff des Staatskapitalismus zwar auf 
unterschiedliche Gesellschaftsformationen angewendet wird, diese aber gleichzeitig 
nicht vollständig miteinander identifiziert werden und fragen wir erstens nach der 
allgemeinen Bedeutung, die man hier dem Begriff des Staatskapitalismus gibt; zwei- 


19) entfällt 

20) Etienne Baläzs, La Bureaucratie c&leste. Recherches sur l!’&conomie et la societe de la 
Chine traditionelle, Paris 1968, S. 44 

21) ebd.,S. 34,5. 165 

22) ebd.,S. 312 
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tens nach dem Charakter der Differenzierung, die man dann zur Kennzeichnung des 
Staatskapitalismus in unterschiedlichen Gesellschaften vornimmt; drittens nach der 
Qualität, die dem Staatskapitalismus bezüglich der künftigen Entwicklung der ent- 
sprechenden Gesellschaftsformation zugesprochen wird. 

Am Beispiel von Aussagen über den Staatskapitalismus in den monopolkapita- 
listischen und unterentwickelten Ländern soll anhand der genannten Fragestellun- 
gen auf einige allgemeine Probleme einer globalen Verwendung des Begriffs Staats- 
kapitalismus aufmerksam gemacht werden, da diese natürlich auch für die Verwen- 
dung dieses Begriffs auf die Übergangsgesellschaften von Bedeutung sind (23). 


„Der Staatskapilalismus, unter welchen Bedingungen er auch immer entsteht, ist nichts anderes 
als die Begrenzung und Regulierung ökonomischer Naturwüchsigkeit, die aus der Existenz priva- 
ten Kapitals resultiert. Er verkörpert die besondere Beziehung ven Staat und Privatkapiial, die 
entsprechend dem sozio-ökonomischen System des in Frage stehenden Landes, von unterschied- 
licher Natur sein kann. ...Ein fast vollständiges System des Staatskapitalismus hat sich in den 
fortgeschrittensten kapitalistischen Ländern als steetsmonopolistischer Kapitalismus entwickelt. 
Hier ist das Verhältnis von Staat und Privatkapital durch die Tatsache charakterisiert, daß das 
private Kapital oder seine mächtigsten Fraktionen, die Monopole, den Staat kontrollieren. 
Staatliche Intervention findet immer in ihrem Interesse und zum Schutz des ökonomischen 
Gesamisystems des Kapitalismus statt... 

Staatskapitalismus in den unterentwickelten Ländern unterscheidet sich vom staatsmonopolisti- 
schen Kapitalismus insbesondere wegen seiner unterschiedlichen Funktion: anstatt den natur- 
wüchsigen Mechanismus der bereits hochentwickelten Produktivkräfte — innerhalb gewisser 
Grenzen — zu regulieren, hat er vielmehr zum Ziel, die Bedingungen für das rasche Wachstum 
der kaum entwickelten Produktivkräfte zu schaffen. Mit anderen Worten, er entsteht auf einem 
niedrigen Entwicklungsstand der Produktivkräfte. Auch er ist Ausdruck der Beziehung von 
Staat und Privatkapital, aber diese Beziehung selbst ist noch nicht determiniert. im Gegensatz 
zum Staatskapitalismus sowohl der entwickelten kapitalistischen wie der sozialistischen Länder, 
kann dieser Staatskapitalismus einen unterschiedlichen und wechselnden Klasseninhalt haben, 
der vom Charakter und der Wandlung im Charakter des Staates abhängt.“ 


Während der Staatskapitalismus 


„in den kapitalistischen Ländern eine Verzeidigung der kapitalistischen Produktionsweise gegen 
Krisen und sozialistische Transformation zum Ziel hat, ist der Staatskapitalismus in den unter- 
entwickelten Ländern lediglich Angriff auf oder Verteidigung gegen vorkapitalistische Formen 
und ausländisches Kapital. Das erklärt, warum weite Teile der Gesellschaft, die nationale Bour- 
geoisie und die Arbeiterklasse gleichermaßen an seiner Entwicklung interessiert sind.“ (24) 


23) Auf die entsprechenden Aussagen des nachfolgenden Textes über Staatskapitalismus in 
den Übergangsgesellschaften, die hier weggelassen werden, wird in Teil IL.1 noch einge- 
gangen. 

24)  Tamäs Szentes, The Political Economy of Underdevelopment, Akad&miai Kiadö, Buda- 
pest 1971, S. 311-313. Es ist erstaunlich, daß diese These von Szentes zur Unterent- 
wicklung kritiklos in ein Buch eingegangen ist, dessen Herausgeber beanspruchen, darin 
„den pelitischen Impuls der Protestbewegungen“ (S. 9) aufgenommen zu haben. (Ge- 
meint ist der Beitrag ven Klaus Hermann, Gesellschaftsklassen und Gesellschaftsschich- 
ten im tropischen Afrika, in: Gesellschaftsstrukturen, hrgg. von Klaus Meschkat und 
Oskar Negt, Frankfurt 1973, insb. S. 314), Bei den aufgenommenen „Protestbewegun- 
gen“ scheint offensichtlich die Entfaltung der kolonialen Revolution vergessen worden 
zu sein, die die These eines klassenindifferenten „Staatskapitalismus“ gründlich widerlegt 
hat. 
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Aus diesen Aussagen lassen sich die angesprochenen Probleme entwickeln. 

Erstens: Staatskapitalismus bezeichnet eine „besondere Beziehung von Staat 
und Privatkapital“, deren Charakter von der jeweiligen sozio-ökonomischen Struk- 
tur bestimmt wird. — In diesem Gebrauch des Begriffs Staatskapitalismus ist auffal- 
lend, daß die sozio-ökonomische Struktur für die Konstituierung eines Staatskapita- 
lismus zunächst selbst keine Rolle spielt, vielmehr diesen nur post festum charakte- 
risiert. Der Begriff des Staatskapitalismus, der sich so außerhalb einer bestimmten 
gesellschaftlichen Struktur konstituiert, ist folglich nicht in der Lage, isoliert die 
Spezifika einer Produktionsweise zu bezeichnen. Daraus ergibt sich nun zweierlei: 
zum einen wird hier der Zusammenhang von „Staat“ und „Kapital“, eben weil er 
kein spezifisches gesellschaftliches Verhältnis mehr artikuliert, selbst problematisch; 
zum anderen ist eine quasi zusätzliche sozio-ökonomische Charakterisierung der 
unterschiedlichen „Staatskapitalismen“ notwendig, die sich dann aber selbst nicht 
mehr auf eine gesellschaftliche Totalität beziehen kann. Beides wird in dem Text 
deutlich. Anstatt vom Verhältnis von Staat und kapitalistischer Gesellschaft, wird 
hier von einer Beziehung zwischen Staat und ‚„(Privat)Kapital“ ausgegangen, was 
dazu führt, daß diese nicht mehr in einem inneren Zusammenhang, sondern ledig- 
lich als sich äußerliche Beziehung aufgefaßt wird. Staat und „Kapital“ wird daher 
nur als Eintgegengesetztes (der „regulierende“ Staat — das „naturwüchsige“ Kapi- 
tal), nicht aber auch als Zusammengehörendes begriffen (25). Die Ursache ist, daß 
„Kapital“ hier nicht mehr als Kapitalverhältnis, als Moment eines gesellschaftlichen 
Reproduktionsprozesses erscheint. Erst das erlaubt es auch, eine „Beziehung“ von 
Staat und „Kapital“ in allen Gesellschaftsformationen als Staatskapitalismus zu 
bezeichnen. 

Zweitens: Wird so der Begriff des Staates vom Kontext der historischen Be- 
dingungen des kapitalistischen Reproduktionsprozesses getrennt, kann sich die 
Kennzeichnung der unterschiedlichen „Staatskapitalismen“ nur noch auf einen dif- 
ferenten gesellschaftlichen Überbau beziehen. So heißt es dann auch in dem Text: 
Der Staatskapitalismus kann einen unterschiedlichen Klasseninhalt haben, der vom 
Charakter des Staates abhängt. — Werden zunächst Klassenverhältnisse nur noch in 
ihrer Artikulation auf der Ebene des Überbaus, hier: des Staates, begriffen, so wird 
im folgenden der Staat wechselnd mit dem Kapital identifiziert (in den monopol- 
kapitalistischen Ländern) (26), bzw. gegenüber dem Kapital autonom gesetzt (in 
25) Vgl. zur Kritik dieses äußerlichen Verhältnisses von Staat und Gesellschaft: Elmar Altva- 

ter, Zu einigen Problemen des Staatsinterventionismus, in: Probleme des Klassenkampfs 

Nr. 3, Erlangen 1972; Wolfgang Müller/Christel Neusüß, Die Sozialstaatsillusion und der 

Widerspruch von Lohnarbeit und Kapital, in: Sozialistische Politik Nr. 6/7, Westber- 

lin 1970; Nicos Poulantzas/Ralph Miliband, The Problem of the Capitalist State, in: 

ideology in Social Theory, hrsg. von Robin Blackburm, London 1972, 8. 238 £f. 

26) Die postulierte Identität von Staat und Monopolen ist in der Theorie des staatsmonopo- 
listischen Kapitalismus durchaus nicht allgemein. Boccara wendet sich explizit gegen 
diese These: „Man kann...nicht von einer Verschmelzung von Monopelen und Staat 
sprechen, was nämlich bedeuten würde, daß wi es mit einem Öffentlichen = oder Staats- 
kapitalismus zu tun hätten.“ (Paul Boccara, Übersicht über die Theorie der Überakkumu- 
lation — Entwertung des Kapitals und die Perspektiven der fortschrittlichen Demokratie, 


in: Sozialistische Politik Nr. 16, Westberlin 1972, S. 4). Es ist allerdings lediglich dem 
1. Halbsatz Boccaras zuzustimmen. 
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den unterentwickelten Ländern). Aber weder ist der Staat begrifflich mit dem 
Kapital identisch, noch autonom von ihm; es handelt sich vielmehr um eine Form 
der „Besonderung‘‘ des Staates auf der Basis kapitalistischer Produktionsverhältnis- 
se (28). die allerdings historischen Modifikationen unterworfen ist. Hier ist lediglich 
von Bedeutung, daß der Begriff des Staatskapitalismus seine wesentlichen Spezifika 
aus der Charakteristik des gesellschaftlichen Überbaus bezieht. Das gilt über den 
Text von Szentes hinaus für sehr unterschiedliche Varianten dieser Theorie, etwa für 
Pollock’s Unterscheidung zwischen „totalitärem“ und „demokratischem“ Staatska- 
pitalismus (29), wobei hier nicht einmal mehr Klassenverhältnisse auch nur ange- 
deutet werden. 

Drittens: Der Staatskapitalismus in Form des staatsmonopolistischen Kapita- 
lismus stabilisiere das kapitalistische System gegenüber einer sozialistischen Trans- 
formation, während er im ökonomisch untereniwickelten Land befähigt sei, die 
Struktur der Unterentwicklung zu beseitigen. — Der Begriff des Staatskapitalismus 
verweist so auf ein globales Konzept der sozialistischen Revolution, das nicht nur in 
sich widersprüchlich, sondern auch historisch widerlegt ist. Die These von der Stabi- 
lisierung des Kapitalismus steht in offenem Widerspruch zu der These von dessen 
Niedergang, an der die gleichen Theoretiker festhalten (30). Die postulierte Aufhe- 
bung der Unterentwicklung durch einen Staatskapitalismus kollidiert mit den struk- 
turell bedingten Grenzen einer Kapitalakkumulation im unterentwickelten 
Land (31). Gerade die letzte These ist historisch gründlich widerlegt worden und 
Revolutionäre aus diesen Ländern selbst haben diese „sterilen Stereotypen aus den 
Metropolen“ (32) theoretisch und praktisch zurückgewiesen. 


27)  entfälit 

28) Vgl. zur Diskussion der Marxschen These von der „Besonderung“ des Staates: Altvater, 
a. a. O., insbesondere $. 5-17 und Müller/Neusüß, a. a.0.,8.53 ff. 

29) Friedrich Poliock, State Capitalism: Its Possibilities and Limitations, in: Studies in Philo- 
sophy and Social Science, Vol. IX, N. Y. 1941,58. 201. 

30)  Altvater,a.a.O.,S. 24 

31) Obwohl für Szentes der „Staatskapitalismus‘ im unterentwickelten Land selbst schon 
eine „progressive“, weil die Bedingungen der Unterentwicklung aufhebende Tendenz 
darstellt, sind bezüglich der künftigen Entwicklung verschiedene ‚„Metamorphosen‘ die- 
ses „Staatskapitalismus“ möglich: 1. Rückkehr zum „national private capitalism“; 
2. Entwicklung zum „state monopoliy capitalism“ (z.B. Brasilien); 3. Übergang zum 
„socialist system of state planned economy“, wobei letzteres „the non-capitalist way of 
further development“, „the overture to socialist development without, or more exactly 
before, a socialist revolutionary transformation“ darstelle (Szentes, a.a.O., 
$. 313-218). Die Unmöglichkeit aller drei Alternativen ist offensichtlich: weder ist im 
unterentwickelten Land aufgrund der Polarität und der Einbeziehung der unterent- 
wickelten Länder in den Weltkapitalismus eine „nationale“ Kapitalakkumulation mög- 
lich, die die Unterentwicklung aufhebt — noch kennzeichnen die industriellen Metropo- 
len im unterentwickelten Land die gesamte Produktionsweise, die gerade durch diese 
interne Polarität, d. h. internen Mehrwerttransfer, gekennzeichnet ist — noch gibt es die 
Idylie eines „nicht-Kapitalistischen‘“ Entwicklungsweges, was sich etwa an der chileni- 
schen Entwickiung zeigen ließe. Vgl. zu diesen Problemen z. B. Pierre Salama, Le proces 
de „sous-developpement“, Essai sur les limites de l’accumulation nationale du capital 
dans les &conomies semi-industrialisees, Paris 1972, insb. S. 143 ff. 

32) Andre Gunder Frank, Die Entwicklung der Unterentwicklung, in: Kritik des bürgerlichen 
Anti-Imperialismus, Westberlin 1969, S. 44 
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Diese Problematisierung eines globalen Konzepts eines Staatskapitalismus hat 
so drei wesentliche Charakteristika des Begriffs des Staatskapitalismus erbracht: 

— seinen ahistorischen Charakter, insofern er die spezifisch historische Form der 
Produktion negiert; 

_ seinen ideologischen Charakter, insofern er seine wesentlichen Kennzeichen 
aus dem gesellschaftlichen Überbau, der konkreten Form der „‚Besonderung“ 
des Staates in der kapitalistischen Gesellschaft, bezieht; 

— seinen praxisorientierten Charakter, insofern er Aussagen über den Erhalt 
bzw. die Revolutionierung einer bestimmten Gesellschaftsformation impli- 
ziert. 

Diese drei Bestimmungen sind auch für den Fortgang dieser Arbeit von Bedeutung, 
da sie nochmals unterstreichen, daß es nicht ausreicht, die Enthistorisierung von 
Theorie lediglich zu konstatieren. Deren Möglichkeit ist zum einen in den materiel- 
len gesellschaftlichen Verhältnissen selbst begründet, zum anderen ist sie immer 
auch verschlüsselter Ausdruck von Praxisformen. Die Enthistorisierung der Theorie 
ist so selbst historisch bedingt: durch die jeweiligen gesellschaftlichen Verhältnisse 
und die agierenden geschichtlichen Subjekte. die agierenden geschichtlichen Subjek- 
te. 


1.2. Zum Begriff des Staatskapitalismus 


Wenn damit zugleich abgelehnt wird, die Enthistorisierung von Theorie auf subjek- 
tive Irrtümer (etwa ein „falsches“ Verständnis bestimmter Kategorien) zu reduzie- 
ren, so heißt das natürlich umgekehrt nicht, daß eine kategoriale Kritik der Theorie 
des Staatskapitalismus nicht möglich ist. Einige der Probleme, die bei einer katego- 
rialen Kritik zu thematisieren wären, müssen hier — wenn auch nur sehr oberfläch- 
lich — berührt werden, da im folgenden immer wieder Aussagen zitiert werden 
müssen, in denen der Begriff des Staatskapitalismus sehr unterschiedlich gebraucht 
wird. 

Leontjew etwa kennzeichnet als Staatskapitalismus folgende Erscheinungsfor- 
men: 


„i. Unternehmung der Öffentlichen Hand; 2. verschiedene Formen staatlicher Regelung der 
Tätigkeit privater Unternehmungen (hauptsächlich in Bezug auf Preisbildung); 3. die Sphäre der 
zwischenstaatlichen Beziehungen; 4. die Sphäre der sogenannten Sozialpolitik (vor allem das 
Schlichtungswesen und die Arbeitsgesetzgebung).“ (33) 


Hierbei ist zunächst wichtig (34), daß sich auf Basis kapitalistischer Produktionsver- 
hältnisse der gesellschaftlichen Zusammenhang nur in der Konkurrenz der Einzelka- 
pitale durchsetzt, was gerade den Staat als „besondere“ Existenz zur Wahrnehmung 
bestimmter gesellschaftlicher Funktionen notwendig macht; Funktionen, die auf- 


33) L. Leontjew, Der ‚organisierte Kapitalismus‘ und die ‚Wirtschaftsdemokratie‘, in: Unter 
dem Banner des Marxismus, II. Ig., Wien 1929, S. 675 £. 

34) Im folgenden Abschnitt werden wichtige Ergebnisse der Arbeit von Altvater, a.a.O,, 
S, 1-24 referiert. 


grund der jeweiligen Sonderinteressen durch Einzelkapitale nicht wahrgenommen 
werden können (dazu gehören die von Leontjew zitierten Punkte 2-4). Plausibler 
scheint die Verwendung des Begriffs Staatskapitalismus bezüglich des verstaatlich- 
ten Sektors zu sein. Aber auch hier bleibt dieser Begriff problematisch, solange die 
Funktion dieses Sektors nicht im einzelnen aus dem historisch definierten Gesamt- 
reproduktionsprozeß bestimmt wird, d.h. analysiert wird, ob es sich dabei um die 
Herstellung der „allgemeinen Bedingungen der Produktion“ (35) handelt, wobei 
hier der Staat gerade „nichtkapitalistisch agiert“ oder um Sekioren, in denen sich 
der Staat als „wirklicher“ Kapitalist betätigt. Nur im letzteren Fall könnte von 
„„taatskapital“ gesprochen werden (36). 

Gerade die spezifischen Reproduktionsbedingungen im unterentwickelten 
Land verleiten dazu, zum einen undifferenziert vom „staatskapitalistischen“ Sektor 
zu sprechen, zum anderen diesen aus dem Gesamireproduktionsprozeß zu lösen. 
Hierzu zwei Beispiele. Bezüglich der mexikanischen Entwicklung heißt es etwa bei 
Trotzki: 


„Die gegenwärtige Politik ist in dem zweiten Stadium; die größten Eroberungen sind die Enteig- 
nungen der Eisenbahnen und der Ölindustrie. Diese Maßnahmen sind ganz im Rahmen des 
Staatskapitalismus.‘“ (37) 


Oder etwa Cördova/Michelena: 


„Tür Venezuela haben wir drei Varianten des kapitalistischen Systems (eine externe monopol- 
kapitalistische, eine interne privatkapitalistische und eine staatskapitalistische) als drei verschie- 
dene Sektoren bestimmt.“ 


Die Problematik einer solchen Trennung ist den Autoren allerdings selbst bewußt, 
wenn sie anmerken: 


„Selbstverständlich müßte man hier diskutieren, ob das externe kapitalistische, das interne 
kapitalistische und das staatskapitalistische System als verschiedene Systeme oder als Varianten 
ein und desselben Systems zu betrachten seien. Für die Analyse der Struktur ist es unserer 
Meinung nach aus operativen Gründen besser, von drei verschiedenen Systemen zu spre- 
chen.“ (38) 


Von einer Produktionsweise als von einem Staatskapitalismus zu sprechen, hätte 
demnach nur Sinn, wenn tatsächlich Staatskapital - in dem oben präzisierten 
Sinn — dominierende Kapitalform einer Gesellschaft ist. 

Dieses Staatskapital bliebe Teil eines gesellschaftlichen Gesamtkapitals, foig- 


35} Marx, Grundrisse... ,a.a.0.,8. 429 ff. 

36) Szentes spricht sogar von „Staatsakkumulation“: ‚„Industrialization needs enormous 
sources of accumulation. The private, capitalist way of accumulation cannot ensure 
them. What is needed is concentrated social accumulation,. state accumulation.“ 
(Szentes, a.a.0.,5. 308) 

37) Leo Trotzki, Verstaatlichte Industrie und Arbeiterverwaltung, wiederabgedruckt in: Soli- 
darität, hrsg. von der Revolutionary Communist Party, Nr. 49, London 1948, 8.1 

38) Armando Cördova/Hector Silva Michelena, Die wirtschaftliche Struktur Lateinamerikas. 
Drei Studien zur politischen Ökonomie der Unterentwicklung, Frankfurt 1969, S. 76 
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lich auch der Konkurrenz unterworfen (39). Kapital im Sinne einer homogenen 
Entität, einen „kollektiven Kapitalisten“ — eine These, die immer wieder von 
Staatskapitalismus-Theoretikern vertreten wird — kann es nicht geben (40). Aber 
kann Staatskapital überhaupt zur dominierenden Kapitalform werden? Hier ist zu 
berücksichtigen, daß jede Ausdehnung des staatlichen Sektors auf Kosten privater 
Kapitalverwertung erfolgt und insofern gerade Zersetzungserscheinungen und damit 
veränderte allgemeine Bedingungen kapitalistischer Produktion beweist. Diese Aus- 
dehnung des staatlichen Sektors wäre demnach nicht identisch mit einer Ausdehnung 
des Staatskapitals. 

Die Problematisierung einer globalen Verwendung des Begriffs Staatskapitalis- 
mus hatte gezeigt, daß diese Verwendung nur infolge der Abstraktion von den je 
unterschiedlichen Bedingungen gesellschaftlicher Reproduktion möglich ist. Als 
Ergebnis der kategorialen Überprüfung hat sich zudem ergeben, daß der Begriff des 
Staatskapitalismus zur Kennzeichnung der Totalität eines sozio-ökonomischen 
Systems bzw. bestimmter vom Staat wahrzunehmender gesellschaftlicher Funktio- 
nen analytisch falsch ist, (er nur für jeweils historisch definierte Bereiche, wo der 
Staat als wirklicher Kapitalist agiert, berechtigt ist). 

Von daher ist der Begriff des Staatskapitalismus (in der kritisierten Verwen- 
dung) wesentlich als ideologischer Begriff zu interpretieren, der zugleich bestimmte 
Praxisformen verhüllt. Deren Dechiffrierung aber ist nur möglich, wenn Genesis und 
Entwicklung der Theorie des Staatskapitalismus rekonstruiert werden. 


1.3 Die Genesis der Theorie des Staatskapitalismus aus der Kritik des „Staats- 
sozialismus“/ „Kriegssozialismus“ 


Begriff und Theorie des Staatskapitalismus verdanken ihren Ursprung einer spezifi- 
schen Interpretation bestimmter Tendenzen kapitalistischer Entwicklung, die als 
Keim einer gedachten, sozialistischen Gesellschaft erscheinen. Der Begriff des 
Staatskapitalismus ist so nicht nur bloße Deskription kapitalistischer Entwicklung, 
sondern orientiert sich von Anfang an am Anspruch ihrer Negation, des Übergangs 
zu einer höheren Produktionsweise. Kein Wunder, daß dieser Begriff in der Arbei- 
terbewegung entsteht. Aber die Genesis des Begriffs Staatskapitalismus selbst ist 
nicht unmittelbarer Ausfluß einer veränderten Wirklichkeit, sondern vermittelt 


39) Vgl. Karl Marx, Grundrisse...,a.a.O., S. 317. Zum Begriff des gesellschaftlichen Ge- 
samtkapitals vgl. etwa Karl Marx, Das Kapital, III. Band, MEW 25, Berlin/DDR 1968, 
8.182 ff. 

40) Friedrich Engels hat durch seine Formulierung: „Je mehr Preduktivkräfte er (der 
Staat — d. Verf.) in sein Eigentum übernimmt, desto mehr wird er wirklicher Gesamtka- 
pitalist...““ (Friedrich Engels, Die Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur 
Wissenschaft, in: MEW 19, S. 222) dieser Interpretation Vorschub geleistet. Diejenigen, 
die sich auf Engels berufen, abstrahieren gwöhnlich von den materiellen Bedingungen des 
damaligen deutschen Kapitalismus, die Engels im Auge hatte. Vgl. etwa Max Horkhei- 
mer, Autoritärer Staat, geschrieben 1940, in: Kritische Theorie der Geselischaft, Bd. III, 
Frankfurt 1968, insb. S.35 £., Tony CH£f, Russia. A marxzist analysis, London 1964, 
5.114 
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durch die Kritik eines anderen Begriffs, den des „Staatssozialismus“ (41). 

Die Gegenüberstellung von „Staatssozialismus“ und „Staatskapitalismus“ 
wird bisweilen dazu benutzt, die Trennungslinie zwischen lassalleanischer und 
marxistischer Staatstheorie zu markieren und zu belegen, „daß sich in der Frage des 
Etatismus und des Staates Marxismus und Lassalleanismus unvereinbar gegenüber- 
stehen‘ (42). Ab£r diese bloß ideelle Konfrontation von lassalleanischer und marxi- 
stischer Staatstheorie erklärt noch nicht die Genesis des Begriffs Staatskapitalismus. 

Denn das Problem um „Staatssozialismus‘/ „Staatskapitalismus‘ erhält in der 
deutschen Arbeiterbewegung im wesentlichen erst nach 1890 Bedeutung, als das 
Sozialistengesetz nicht mehr erneuert wird. Denn jetzt erst beginnt die Tatsache, 
daß „der Staat in der Person des Kaisers der Arbeiterbewegung die sozialpolitische 
Hand entgegen(ge)streckt“ hatte, ihre Auswirkungen in Teilen der Sozialdemokratie 
zu zeitigen, nachdem ihnen Bismarck ‚zwölf Jahre lang den Etatismus mit Kolben- 
stößen und Zuchthausurteilen‘ (44) ausgetrieben hatte. 

Dieser politische Wandel vollzieht sich zudem unter den Bedingungen eines 
sich entwickelnden deutschen Kapitalismus, einer immensen Konzentration und 
Zentralisation der Kapitale (45), für deren Expansion der bürgerliche Staat die all- 
gemeinen Bedingungen der Produktion herstellt. 


„Man pflegt in diesem Zusammenhang in erster Linie an die neuen Maßnahmen der Zoll- und 
Sozialpolitik zu denken, die einerseits der veränderten Weltmarktsteliung der deutschen Nah- 
rungsmittel- und Rohstoffwirtschaft, andererseits dem gesteigerten Tempo der Industrialisie- 
rung entsprangen.“ (46) 


Unter diesen Bedingungen werden Verstaatlichungen im Eisenbahnwesen, Wasser- 
straßenbau, Steinkohlen- und Kalibergbau, Elektrizitätswirtschaft und Bankwesen 
durchgeführt bzw. projektiert (47). „‚Der objektiven Entwicklung der Ausbreitung 
des Etatismus in der Sozialökonomik entsprach also auf der subjektiven 
Seite...(eine)... Wandlung des sozialdemokratischen Bewußtseins.... “ (48). 
Diese beiden Entwicklungstendenzen stellen zu einem Zeitpunkt, als sich für die 
deutsche Arbeiterbewegung die Frage einer Beurteilung der praktischen Verstaat- 
lichungspolitik stellt, den Hintergrund dar, der die Entstehung des Begriffs des 
Staatskapitalismus provoziert. 

Denn unter dem Eindruck dieser skizzierten Entwicklung wähnen sich Teile 
der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung bereits in den Vorhallen eines „Sozia- 


41) „Der Gleichsetzung des Staatskapitalismus mit dem Sozialismus ging die des Sozialismus 
mit dem Staatskapitalismus voraus.‘ (Paul Mattick, Marx und Keynes, Frankfurt 1971, 
$. 302) 

42) Willy Huhn, Etatismus, ‚Kriegssozialismus‘, ‚Nationalsozialismus in der Literatur der 
deutschen Sozialdemokratie, in: Neue Kritik Nr. 55/56, Frankfurt 1970, $. 76 

43) entfällt 

44) Huhn,a.a.O.,S.80£. 

45) Zum Unterschied der beiden Begriffe vgl. Karl Marx, Das Kapital, I. Band, MEW 23, 
Berlin/DDR 1969, S. 653 ff. 

46) Hans Staudinger, Der Staat als Unternehmer, Berlin 1932, S. 25 

47)  Vel. ebd.,S. 25 ff. 

48) Huhn,a.a.0O.,S.86 
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lismus“, eines „Zukunftstaates“ (49), dem der preußische Staat den Weg bahne. So 
formuliert etwa Georg von Vollmar 1892, 


„daß der bestehende Staat nicht bloß eine Organisation zu politischen Zwecken sei, sondern 
daß sich seine Souveränität auch auf das wirtschaftliche Gebiet in dessen vollem Umfange 
erstrecke ... “, 


wobei 


„die Entwicklung in Deutschland längst jede Gefahr, welche aus einer Benützung des Staats- 
sozialismus zu machtpolitischen Zwecken entstehen konnte, beseitigt hat... “ 


und daher 


„die Sozialdemokratie keinerlei Grund hat, den Gedanken des Staatssozialismus an sich mit 
besonderem Eifer zu bekämpfen.“ (50) 


Diese Aussagen implizierten die These von der ‚Möglichkeit allmählicher innerer 
Umgestaltung (des Staates) im Sinne der aufstrebenden Klassen“ (51): 


„Der Staat, und wenn er noch so wenig schon als vollkommen demokratischer Staat zu bewer- 
ten wäre, ist... als Gruben-, Hochofen- und Walzwerkbesitzer stets weitergespannteren, allge- 
meineren, bis zu einem gewissen Grade volkstümlicheren Interessen mit unterstellt, und seine 
ganze Entwicklungsgeschichte läuft unbestreitbar auf eine Verstärkung dieses seines allgemeine- 
ren klassengemischieren Gepräges, mit immer unwiderstehlicherer Anteilnahme der Arbeiter 
hinaus.“ (52) 


Der Reiz, qua Verstaatlichung auch zu „klassengemischteren“ ökonomischen Ein- 
heiten zu gelangen, entsprang insbesondere der Expansion privater Monopole, die 
einerseits schon damals „einen hochgradig gemeingefährlichen Standpunkt“ (53) 
erreichten, andererseits „wesentliche Vorarbeit für die Vergesellschaftung‘ (54) der 
Produktion leisteten. Die daher geforderte „gesellschaftliche Kontrolle“ (55) bzw. 
ihre Umwandlung in Staatsmonopole sollte eine erste Phase des sozialdemokrati- 
schen Kampfes darstellen, während in einer zweiten Phase dann „um die Gestaltun- 


49) Die Befürworter eines „Staatssozialismus“ begriffen die künftige Gesellschaftsordnung 
bezeichnenderweise als „Zukunftssiaat“. Welche „Perlen diese Gemälde vom „Zukunfts- 
staat‘ hervorbrachten, erwähnt Huhn, a. a. O., S. 85: so bezieht sich etwa der Sozial- 
demokrat Theodor Reese (Der Zukunftsstaat, Hamburg 1905) auf den Sonnenstaat 
Campanellas und tröstet den diesseitigen, sich plagenden Arbeiter, er werde im „Zu- 
kunftsstaat bei einer halbstündigen Tätigkeit in hohem Wohlstand, von Luxus umgeben“ 
leben. 

50) Georg von Vollmar, Über Staatssozialismus, Nürnberg 1892, zitiert nach: Huhn, a.a.O., 
S. 77 

51} Max Schippel, Parteigeschichtliche Rückblicke, in: Monopolfrage und Arbeiterklasse, 
hrsg. von Wilhelm Jansson, Berlin 1917, S. 179. 

52) ebd.,S.201 

53) ebd.,S. 206 

54) Wilhelm Janssen, Für oder wider die Monopole, in: Monopolfrage ...,a.a. D., S.226 

55) ebd.,S. 227. In diesem Text wird durchgängig „gesellschaftlich“ mit „staatlich“ gleichge- 
setzt. 
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gen der Staatseinrichtungen selbst“ (56) gerungen werden sollte. 

Diese Konzeption eines „Staatssozialismus““ begründete in der Konsequenz 
eine evolutionäre Entwicklung, wobei die These, daß „rur ein allmählicher Umbil- 
dungsprozeß eine höhere Wirtschaftsordnung zu schaffen vermöge“ (57), eine we- 
sentliche Voraussetzung hatte, eben: „daß der Staat selber in seinem Wesen und 
Verhalten einem ununterbrochenen Wandel unterliegt“ (58). In pragmatischer Hin- 
sicht plädierten die Vertreter eines „Staatssozialismus“ für Verstaatlichungen durch 
den bürgerlichen Staat — mit dem subtilen „Vebengedanken, hierdurch der späteren 
Vergesellschaftung vorzuarbeiten.“ (59) 

Die Argumente gegen diese Konzeption eines „Staatssozialismus““ bezogen 
sich wesentlich auf den darin postulierten Charakter des Staates und die Auswirkun- 
gen von Verstaatlichungen auf den Kampf der Arbeiterklasse. So kritisiert etwa Karl 
Kautsky in seiner Erwiderung an Vollmar: 


„Weder das Proletariat noch die Kapitalistenklasse soll durch ihn (den Staatssozialismus) aufge- 
hoben, sondern das Verhältnis zwischen beiden ein für allemal unverrückbar von Staats wegen 
festgesetzt werden... Der Staat bleibt eine über dem Arbeiter stehende Macht, deren Interes- 
sen von seinen verschieden sind.“ (60) 


Kennzeichnet Kautsky so die Vorstellung eines „Staatssozialismus“ als 


„eine ideologische Ausdrucksform für den Versuch, den Klassenkampf des Proletariats noch 
innerhalb der kapitalistischen Klassengesellschaft aufzuheben bzw. unmöglich zu machen ‘ (61), 


so fragen andere Kritiker nach den Auswirkungen, die diese Konzeption eines 
„Staatssozialismus“ für den Klassenkampf habe, wenn sie sich in der Wirklichkeit 
durchsetzt. Wilhelm Liebknecht erkennt in einer solchen Entwicklung eine Tendenz 
zur Potenzierung der ökonomischen und politischen Macht der Bourgeoisie: 


„Wenn der heutige Staat verstaatlicht, so bleibt der Staat, was er jetzt ist. Er tritt als Arbeitge- 
ber an die Stelle der Privaten, und die Arbeiter gewinnen dabei nichts, wohl aber hat der Staat 
seine Macht und seine Unterdrückungskraft gestärkt ... und hätte der Staat alle Betriebe in der 
Hand, so würde der Arbeiter, da er keine andere Beschäftigung finden könnte, sich jeder 
Bedingung zu fügen haben. Und wie die ökonomische, so wird auch die politische Abhängigkeit 
durch diesen sogenannten Staatssozialismus, der in Wirklichkeit Staatskapitalismus ist, nur im 
denkbar höchsten Maße verschärft, und die ökonomische Sklaverei würde die politische, die 
politische die ökonomische steigern und intensiver machen... “ (62) 


Orientierten sich diese Argumente Liebknechts an den Auswirkungen verstaatlichter 
Produktion auf Lohnkämpfe und Klassenbewußtsein, so führt Jules Guesde in einer 


analogen Debatte in der französischen Sozialdemokratie ein Argument an, das auf 

56) ebd.,S. 237 

57)  Schippel, a. a.0.,8. 215. 

58) ebd.,S.2i6 

59) Jansson,a.a.0.,S. 238 

60) Karl Kautsky, Der Parteitag und der Staatssozialismus, in: Die Neue Zeit, Wochenschrift 
der deutschen Sozialdemokratie, XI. Jg., I. Band, 1892-93, $S. 214 

&1) So faßt Huhn, a.a.O.,S. 79, die Kautskysche Kritik zusammen. 

62) Wilhelm Liebknecht, Staatssozialismus und revolutionäre Sozialdemokratie, Referat auf 
dem Berliner Parteitag der SPD 1892, zitiert nach: Monopolfrage ... ,‚a.a. 0.,8. 172£. 
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einen veränderten Funktionsmechanismus kapitalistischer Produktion (und damit 
veränderten Bedingungen der Revolutionierung dieser Produktionsverhältnisse) hin- 
weist: 


„Jede vom Staat einheitlich geleitete Industrie ist den Katastrophen entzogen, mit denen das 
Schlachtfeid der Privatindusirie sich bedeckt... So viele Gemeinbetriebe sich durchsetzen, so 
viele Gefahrenquellen sind für die kapitalistische Klasse beseitigt, und ebenso viele Gewinnchan- 
cen sind der Arbeiterklasse entzogen, deren befreiende Hoffnung nur aus dem kapitalistischen 
Drunter und Drüber ... entspringen kann.“ (63) 


Bezogen auf den pragmatischen Kontext — Bejahung oder Verneinung von Verstaat- 
lichungen durch den bürgerlichen Staat — schien die Konzeption eines „Staatssozia- 
lismus“ zu einer Zrsetzung der proletarischen Revolution durch Schaffung von 
Gemeinbetrieben durch den bürgerlichen Staat zu tendieren, während ihre Kritiker 
formulierten: „erst die Revolution ... dann die Gemeinbetriebe“ (64). 

Diese Skizzierung des Konflikts um „Staatssozialismus“ oder „Staatskapitalis- 
mus“ ermöglicht es, die Genesis des Begriffs Staatskapitalismus (von einer Theorie 
kann hier noch nicht gesprochen werden) zu präzisieren. Gegenüber der Interpreta- 
tion von Verstaatlichungen durch den bürgerlichen Staat als „Staatssozialismus“, als 
„Sieg des sozialistischen Prinzips“ (65) innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft 
und der damit möglich gewordenen evolutionären Entwicklung zum „Sozialismus“, 
stellt der Begriff des Staatskapitalismus einen korrekten Rekurs auf die marxistische 
Theorie dar. Aber der Begriff des Staatskapitalismus ist nur vermittelter Ausdruck 
von Wirklichkeit, nicht die ideelle Reproduktion dieser Wirklichkeit selbst. Eı ist in 
seinem Ursprung ein dem Begriff des „Staatssozialismus‘“ entgegengesetzter, nur 
durch ihn verstehbarer und zur als dessen Kritik „präziser“ Begriff. 

Bezieht sich zudem in dieser Periode kapitalistischer Entwicklung der Begriff 
des „Staatskapitalismus‘ wesentlich auf einen „Zukunftsstaat“, der aus gegenwärti- 
gen Maßnahmen des bürgerlichen Staates extrapoliert wird, so auch dessen Kritik als 
„Staatskapitalismus“. 

Der Begriff des Staatskapitalismus ist infolgedessen auf dieser Stufe seiner 
Entwicklung doppelt einer Reproduktion von Wirklichkeit entzogen: durch seine 
Entgegensetzung zu einem anderen Begriff und dessen Bezug auf eine künftige 
Gesellschaft. 

Aber bereits zehn Jahre später, 1915, schreibt ein der Mehrheitssozialdemo- 
kratie nahestehender Ökonom: ; 


„Ich glaube, daß sich so manche deutsche Arbeiter, deren Gewerkschaften mit so kluger Überle- 
gung und starkem Einfluß an der Erhaltung unseres Wirtschaftsiebens mitarbeiten, ruhig geste- 
hen werden: anders wie dieser neue deutsche Gemeinstaat kann auch der geträumte Zukunfts- 


63) Jules Guesde, Services publics et Socialisrne, zitiert nach: Monopolfrage ..., a.2.0., 
Ss. 178 £. 

64) Gusesde, ebd., S. 179. Diese Position von Guesde war sicherlich nicht durchgehend kenn- 
zeichnend für alle Kritiker des „Staatssozialismus‘. Über das oft widersprüchliche Ver- 
halten der deutschen Sozialdemokratie in der Frage der Verstaatlichung informiert Schip- 
pel, a.a.O.,$S. 179 ff. 

65) Jansson, a.a.O.,S. 240 
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staat nicht aussehen.“ (66) 


Dieser „neue deutsche Gemeinstaat“ war der sich im Krieg befindende deutsche Im- 
perialismus: der „Gemeinstaat‘‘ der Obersten Heeresleitung. Dessenungeachtet rief 
erin Teilen der deutschen Sozialdemokratie und der Gewerkschaften helle Begeiste- 
rung hervor: 


„Eine neue Zeit ist angebrochen, andere Menschen hat der Krieg in kurzer Zeit aus uns allen 
gemacht. Das gilt unterschiedsios für hoch und niedrig, für arm und reich, für Privatpersonen 
und Staatsdiener. Solidarität und Hilfeleistung aus unverschuldeter bitterer Not, die wir den 
Arbeitern als unvergängliche Richtschnur des Handelns eingeimpft haben, ist über Nacht Ge- 
meingut eines großen und leistungsfähigen Volkes geworden. Sozialismus, wohin wir 
blicken.“ (67) 


Blicken wir. Mit der imperialistischen Entwicklung des deutschen Kapitalismus und 
der Vorbereitung auf den I. Weltkrieg treten einschneidende Veränderungen in den 
Reproduktionsbedingungen des deutschen Kapitals ein, die vermittelt sind durch 
die Weltmarktentwicklung des Kapitals. Der Krieg, als einer Ausdrucksform der 
Konkurrenz der nationalen Kapitale, destruiert vorübergehend deren Weltmarktzu- 
sammenhang, setzt so für den Reproduktionsprozeß des Kapitals auf nationaler 
Ebene (sowohl für dessen stoffliche als auch wertmäßige Seite) neue Bedingungen 
und macht dadurch veränderte geseilschaftliche Funktionen des Staates notwendig. 
Ihre bekannten Erscheinungsformen: 


„Die Schaffung von staatlichen Monopolen (in Produktion und Handel), die Organisierung von 
sogenannten ‚gemischten Betrieben‘, in denen Staat oder Kommune neben privaten Syndikaten 
oder Trusts als Teilhaber figurieren; die staatliche Kontrolle über den Produktionsprozeß der 
privaten Betriebe (Zwang zur Produktion, Regulierung der Erzeugnismethoden, usw.), Regulie- 
rung der Verteilung (Zwang zur Lieferung und Annahme von Produkten, Organisierung von 
staatlichen ‚zentralen Verteilungsstellen‘, staatliche Lager für Rohstoffe, Brennstoffe, Lebens- 
mittel, Festsetzung von Höchstpreisen, Brot-, Fleisch- und sonstige Karten, Verbot der Ein- und 
Ausfuhr, usw.), die Organisierung des staatlichen Kredits und endlich die Organisierung der 
Konsumtion durch den Staat (städtische Küchen).‘“ (68) 


Die ahistorisch-deskriptive Fassung dieser Erscheinungsformen als staatliche „‚Orga- 
nisierung“ oder „Regulierung“ (69) abstrahiert nicht nur von den veränderten allge- 
meinen Bedingungen der Produktion, sie verdeckt zudem, daß sich diese Maßnah- 


66) Johann Plenge, Der Krieg und die Volkswirtschaft, Münster i. W. 1915, zitiert nach: 
Huhn, a. a. O., S. 96 

67) _ Metallarbeiterzeitung, Organ des Deutschen Metallarbeiterverbandes, 7. 11. 1914, zitiert 
nach: Johannes Kämpfer (Pseudonym für Julian Marchlewski), Kriegssozialismus in 
Theorie und Praxis, Bern 1915, $.7 

68) Nikolai Bucharin, Imperialismus und Weltwirtschaft (1915), Wien/Berlin 1929, S. 167 £. 

69) Der Begriff der staatlichen „Organisierung“ der Produktion hat dann auch bei anderen 
zur Gleichsetzung von „Organisation“ und „Sozialismus“ geführt. Zu Bucharins eigenem 
„Standpunkt der. gesellschaftlichen Oırganisationstechnik“ (Ökonomik der Transforma- 
tionsperiode (1920), Reinbek 1970, S. 64) vgl. Teil 1.4, dessen Affinität zur Bogdanow- 
schen „Organisationswissenschaft“ vgl. B. Borilin, Lenin über die ‚Ökonomik der Trans- 
formationsperiode‘, in: Unter dem Banner des Marxismus, II. Jg., Heft 6, Wien/Ber- 
lin 1929, S. 911 £f. 
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men einer „Mobilmachung der Industrie“ wesentlich auf die Distribution der durch 
den Kriegsbedarf ‚‚knapp“ gewordenen Rohstoffe und Lebensmittel konzentrieren. 
Lediglich in zwei Produktionsbereichen, der Stickstoff- und Aluminiumindustrie, in 
denen das private Kapital keine Verwertungsmöglichkeiten sieht, ersetzt staatliche 
Produktion unmittelbar die private (70). So kommt denn auch ein preußischer 
Staatssekretär zu der nüchternen Beurteilung: 


„in Wirklichkeit bedeutet die Kriegswirtschaft weder eine Abkehr vom kapitalistischen System, 
noch auch nur eine planvolle Fortsetzung früherer Ansätze. Sie war ein Gebilde der Not.“ 


Die staatlichen Maßnahmen bewiesen deutlich, daß 


„die ‚Kriegswirtschaft‘ kein planvoll durchdachtes System zum Zweck der Umformung der 
kapitalistischen Wirtschaft darstellte, sondern eine fallweise Anpassung der Formen der Güter- 
verteilung, in geringerem Maße auch der Gütererzeugung, an die durch den Vorrang des Heeres- 
bedarfs und den sinkenden Versorgungsspieiraum geschaffene Lage.“ 


Und bezüglich der Rolie der „privaten Wirtschaftsorganisationen“ fügt er hinzu: 


„Sie waren es, die mit zunehmender Dauer des Krieges die der Form nach staatlichen Funktio- 
nen tatsächlich ausübten und in ihren führenden Persönlichkeiten die eigentlichen Leiter der 
Kriegswirtschaft steliten.“ (71) 


Diese Worte des Herın Staatssekretärs aus dem Hause Preußen sollte man in Erinne- 
rung behalten, wenn im folgenden Positionen aus der deutschen Arbeiterbewegung 
skizziert werden, für die sich angesichts der Kriegsvorbereitungen nicht nur die 
Frage ihres praktischen Verhaltens, sondern damit zusammenhängend auch die Fra- 
ge nach dem Charakter dieser staatlichen Maßnahmen und deren Bedeutung für die 
weitere Entwicklung des Kapitalismus stellte. 

Hatten in Teilen der Sozialdemokratie schon Jahre zuvor durchaus bescheide- 
ne Ansätze zur staatlichen „Sozialpolitik“ und zur Verstaatlichung im Bereich der 
„Infrastruktur“ und Grundstoffproduktion die Vorstellung eines für die künftige 
Entwicklung verheißungsvollen ‚Sieges des sozialistischen Prinzips“ erweckt, so 
wurde angesichts des Spektrums von kriegswirtschaftlichen Maßnahmen des Staates 
in ihren Köpfen das Prinzip vollends zur Wirklichkeit: zum „Kriegssozialismus“ — 
eine Begrifflichkeit, die man nur zu gern dem „Volk“ in den „Mund“ gelegt 
hätte (72). Analoge Begriffe wie „Staatssozialismus“, „relativer“ oder „Kriegs- 


70) In der Stickstoffindustrie allerdings erst, als die Bayerischen Stickstoffwerke aus Renta- 
bilitätsgründen ihre Produktionsaniagen {trotz zugesicherter staatlicher Darlehen) nicht 
ausweiten; in der Alumiriumproduktion nur in „halbstaatlicher“ Form: an der Vereinig- 
ten Aluminium-Werke AG sind neben dem Deutschen Reich noch die Metallbankgruppe 
und die Chemische Fabrik Grießheim-Elektra beteiligt. Vgl. Staudinger a.a.0.,$. 37f. 

71) ebd.,S. 33, S. 37 (Staudinger war Staatssekretär im Preußischen Ministerium für Handel 
und Gewerbe.) 

72) So einer der Wortführer des „Kriegssozialismus“, der Sozialdemokrat Paul Lensch, in 
seinem Artikel „Kriegssozialismus“ in der „Frankfurter Voiksstimme“: „Also Sozialis- 
mus in unserem Sinne ist es noch nicht, und der Volksmund hat ja auch für die Maßre- 
geln, zu denen sich die Regierung seit Kriegsbeginn gezwungen sah, das gute Wort Kriegs- 
sozialismus geprägt.“ Zitiert nach: Kämpfer, a. a. O.,S. 56 
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Staatssozialismus“, „Sozialismus der belagerten Festung“ etc. (73) verwiesen auf 
eine identische Interpretation: die Gleichsetzung der als „staatliche Organisierung 
der Produktion“ begriffenen Maßnahmen mit Antikapitalismus. 

Dabei regten insbesondere zwei Maßnahmen, die staatliche Höchstpreisbin- 
dung für Rohstoffe, Nahrungs- und Futtermittel und die spätere staatliche „Bewirt- 
schaftung“ von kriegswichtigen Rohstoffen und Getreide (75), zu dieser Interpreta- 
tion an. Man argumentierte innerhalb der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung 
etwa: die Höchstpreisfestsetzung sei ein „Überbordwerfen von den wohlerworbenen 
Rechten des Individuums“, ein „Bruch mit dem Phantom einer durch die Gesetzge- 
bung gewährleisteten Unantastbarkeit des Zigentums“ (76), und bezüglich des soge- 
nannten Getreidemonopols: 


„Mit gebieterischer Hand stößt er (der Krieg — d. Verf.} auch die Mächtigen auf einen Weg, der 
schließlich einmal auch im Frieden zur Erfüllung der alten sozialistischen Forderung führen 
muß: Brot für alle!“ (77) 


„in der Tat bedeutet...die Einführung des Getreidemonopols den größten praktischen 
Triumph, den bisher der Sozialismus über den Kapitalismus errungen hat. Und gerade der 
Umstand, daß die Regierung durch ihr allzu langes Zögern bewies, wie blutsauer ihr dieser 
Schritt wurde, daß sie sich zu ihm erst verstand, als sie erkannte, daß nichts und gar nichts sonst 


73) Diese Begriffe tauchen in Arbeiten von E. Biermann, K.J. Fuchs, E. Jaffe, F. Naumann, 
J. Plenge, L. v. Wiese u. a. auf, über die H. Köppe, Schriften über den Kriegssozialismus, 
in: Archiv für die Geschichte des Sozialismus und der Arbeiterbewegung, hrsg. von Dr. 
Carl Grünberg, VII. Jahrgang, Leipzig 1919, S. 76 ff. informiert. 


74) entfällt 
75) Zum Verständnis des sogenannten Getreidemonopols müssen einige Fakten erwähnt wer- 
den: 


1) Die Preise für Weizen und Roggen wurden zwischen Juli und Oktober 1914 um 
30-40 % gesteigert (Weizen: 205 auf 270 Mark pro Tonne, Roggen: 170 auf 235 
Mark — Preise für Berlin). 

2) Die Höchstpreisfestsetzung vom 28. 10.1914 limitierte den Weizen dann auf 260, 
den Roggen auf 220 Mark pro Tonne. 

3) Diese Höchstpreisfestsetzung galt jedoch nur für Brotkorn, nicht für Mehl. So ergibt 
sich eine sehr bezeichnende Bewegung der Mehlpreise (Preise in Mark pro DZtr.): 


Weizenmehl Roggenmehl 
Juli 1914 24,50 22,50 
August 26,50 23,50 
Oktober 33,50 31,80 
Dezember 36,00 33,00 
März 1915 46,00 42,00 


Trotz Höchstpreisfestsetzung für Getreide, die den Agrariern bereits enorme Kriegsgr- 
winne sicherten, stiegen die Mehlpreise zwischen Oktober und März um über 30 %. 
4) Nach der Verordnung zur Beschlagnahme des Getreides vom 25. 1. 1915 war vorgese- 
hen, daß die Kommunalverbände das Mehl ankaufen und an die Bäcker weiterverkaufen, 
die Kriegs-Getreidegesellschaft das Getreide ankauft und dieses an die Kommunalverbän- 
de verteilt. Der Ankauf vollzceg sich nach den Durchschnittspreisen zwischen 1. und 
15.1.1915, Kommissionäre der Kriegs-Getreidegesellschaft waren Getreidegroßhänd- 
ler... usw. usw. (Zahlen nach: Kämpfer, a. a.0.,8. 42 f.) 

76) Hugo Heinemann, Die sozialistischen Errungenschaften des Krieges, Chemnitz 1914, 
zitiert nach: Kämpfer, a. a.0.,S.9 

77) Aus der sozialdemokratischen Presse, zitiert nach: Kämpfer, a. a. O.,S. 55 
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noch heifen könnte, erhöht nur die Bedeutung des Triumphs. Die kapitalistische Produktions- 
weise, oder genauer gesagt, die Methode der kapitalistischen Aneignung ist zusammengebro- 
chen...“ (78) 


Insgesamt, so betonte man, sei Deutschland „durch den Krieg mehr wie bisher eine 
sozialistische Gesellschaft geworden“ (79), zwar noch nicht „vollkommen fertig“, 
aber so werde „der Sozialismus überhaupt nicht in Erscheinung treten“ (80). Die 
einfache Formel dafür, daß die Oberste Heeresleitung die Herzen von Sozialdemo- 
kraten für sich gewann, fand sich in der sehr bezeichnenden Gleichung: „Organisa- 
tion ist Sozialismus“ (82). 

Aber die Interpretation der Kriegswirtschaft als „Sozialismus“ blieb nicht nur auf 
den rechten Flügel der deutschen Sozialdemokratie und der Gewerkschaften be- 
schränkt. Auch die Einschätzung der Kriegswirtschaft durch Eugen Varga etwa 
weist in diese Richtung. Zwar handelt es sich für ihn bei der Kriegswirtschaft 
„gegenüber der normalen kapitalistischen Wirtschaftsweise nicht um qualitativ Neu- 
artiges, sondern nur um quantitative Verschiebungen“ (83). Aber im Grunde klam- 
mert er doch einen Bereich aus (834): 


„Nur das Gebiet des staatlichen Eingriffes ins Wirtschaftsleben, welches für gewöhnlich auf ein 
sehr enges Gebiet begrenzt ist, dehnt sich ir der Kriegswirtschaft ins Ungemessene aus.“ (85) 


Und Varga führt aus: 


„Die Bedeutung des Staates als wirtschaftlichen Faktors wächst in der Kriegswirtschaft ins 
Ungeheure, stellt die privatwirtschaftliche Tätigkeit ganz in ihren Dienst, so daß die Kriegswirt- 
schaft viele Züge der sozialisierten Wirtschaft aufweist. 

Sozialistisch ist in der Kriegswirtschaft hauptsächlich jene Tätigkeit des Staates, welche die 
Allgemeinheit gegen die Profitwut der Kapitalisten beschützt.‘“ (86) 


Auch für Varga ist „staatliche Organisierung der Produktion“ und Kapitalismus 
prinzipiell unvereinbar; sie ist „das Gegenteil des Kapitalismus‘ oder auch „der 
antikapitalistische Zug der Kriegswirtschaft‘ (87), die sich „von der sozialistischen 
Regelung hauptsächlich durch die Zielsetzung“ (88) unterscheidet. Auch hier also 
die Faszination vor der „organisierenden“ Potenz des bürgerlichen Staates, die man 


78) Paul Lensch, a. a. O., zitiert nach: Kämpfer, a. a. O.,S. 56 

79)  Plenge, a. a. O., zitiert nach: Huhn, a. a. O.,S. 96 

80)  Lensch, a.a.O., zitiert nach: Huhn, a. a. O., S. 56 

831) entfällt 

82)  Plenge, a. a. O., zitiert nach: Köppe, a. a. O.,S. 83 

83) Eugen Varga, Probleme der Kriegswirtschaft, in: Die Neue Zeit, Wochenschrift der deut- 
schen Sozialdemokratie, 33. Jahrgang, 1. Band, Nr. 15, 15.1.1915, S. 449 

84) Das zeigt sich auch an einigen sich selbst widersprechenden Stellen im Text: „Die Grund- 
lage der kapitalistischen Wirtschaft, die Anarchie der Produktion... bleibt auch wäh- 
rend der Kriegswirtschaft bestehen.‘ (S. 449) „In der Kriegswirtschaft hört die Anarchie 
der Produktion zum erheblichen Teile auf, die staatliche Regelung ergreift fast das ganze 
Gebiet der Volkswirtschaft... “ (S. 459) 

85) ebd.,S.449f. 

86) cbd.,S.458 

87) ebd. 

88) ebd.,S. 459 


ı11 


mit der „Anarchie“ kapitalistischer Produktion nicht in Einklang zu bringen 
weiß (89). 

Die Interpretation der Kriegswirtschaft als „praktischer Triumph des Sozialis- 
mus“ forderte eine Kritik in praktischer Absicht heraus, ging es doch dabei um eine 
Vorstellung, die die Entwicklung zum Sozialismus „unter Ausscheidung des Klas- 
senkampfs nach den Regeln des Burgfriedens“ empfahl und zu der Schiußfolgerung 
führte, „daß die proletarische Bewegung mit ihrer leidenschaftlichen Bekämpfung 
des Krieges eine große Torheit beging“ (90). Auch hier wird deutlich, daß, wenn 
einem „Kriegs“- oder „Staatssozialismus‘“ der Begriff des Staatskapitalismus entge- 
gengesetzt wird, dieser immer auf bestimmte Praxisformen verweist. 

Allerdings handelt es sich jetzt bei der Verwendung des Staatskapitalismus-Be- 
griffs nicht nur um die praxisorientierte Kritik falscher Aussagen über Wirklichkeit. 
Vielmehr vollzieht sich unter dem Eindruck der Kriegswirtschaft aus und neben der 
Kritik der Übergang zu einer Theorie des Staatskapitalismus. Der Begriff des Staats- 
kapitalismus ist somit nicht mehr nur ein bloßer, korrekter Rekurs auf die marxisti- 
sche Theorie, um entgegen der „Sozialismus“-Interpretation die Fortexistenz kapi- 
talistischer Produktionsverhältnisse allgemein zu begründen, sondern reflektiert 
selbst positiv die spezifische Form dieser Fortexistenz und wird so selbst zum 
ideologischen Begriff (92), der allerdings unterschiedliche Praxisformen zuläßt. 


1.4 Die Verallgemeinerung der Theorie des Staatskapitalismus 


Die Kennzeichnung der Theorie des Staatskapitalismus als ideologische Theorie- 
Form impliziert zweierlei: zum einen, daß die historisch außergewöhnliche Situa- 
tion der Kriegswirtschaft — als ihrer materiellen Bedingung — dieser Theorie zu- 
gleich als Bild der normalen kapitalistischen Entwicklung dient und in ihr verallge- 
meinert wird; zum anderen, daß sich diese Theorie-Form nicht auf einzelne Theore- 
tiker beschränkt, sondern ein aligemeines falsches Bewußtsein darstellt. Das soll im 
folgenden an sehr unterschiedlichen Beispielen gezeigt werden, zunächst bei Bucha- 
rin. 

Zu einem Zeitpunkt, als ein Teil der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung 
die Kriegswirtschaft bereits als „Sozialismus“ interpretierte, ein anderer sich für die 


89) Man muß sich allerdings davor hüten, etwa die Position eines Lensch oder Plenge mit der 
Vargas vollständig zu identifizieren (so etwa bei Huhn, a.a. O., S. 92 ff.) 

90) Kämpfer, a.2.0.,8.16 

91) entfällt 

92) Man kann hier sicherlich nicht von Ideologie im strengen Sinne, d. h. als einem gesell- 
schaftlich notwendigen falschen Bewußtsein bzw. gesellschaftlich notwendigen Schein 
sprechen, die als objektive Nötigung von der Organisation der Gesellschaft selbst ausgeht 
(vgl. Herbert Schnädelbach, Was ist Ideologie? , in: Das Argument 50, Berlin 1969, 
S. 83), wie es etwa bei der Lohnform der Fali ist. Ich verwende den Begriff „ideologisch“ 
dennoch, um klar zu machen, daß es sich dabei nicht um eine absichtliche Realitätsver- 
kennung handelt, sondern die Genesis der Theorie des Staatskapitalismus materiell be- 
dingt ist durch eine konkrete — wenn auch in dieser Gestalt historisch vorübergehen- 
de — Form der „Besonderung“ des Staates. Anders läßt sich die im folgenden Teil 1.4 
dargestellte „Verallgemeinerung“ nicht erklären. 
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Zeit nach dem Kriege wenigstens „eine Ära neuer Hoffnungen und Erwartungen 
innerhalb des Kapitalismus“ (93) wünschte, war der Versuch Bucharins wichtig, zu 
zeigen, daß der Krieg nur spezifische Erscheinungsform der Widersprüche des Kapi- 
talismus in seiner imperialistischen Entwicklungsphase ist und diese im Krieg ekla- 
tierten Widersprüche folglich auch mit einem „Friedensschluß“ nicht verschwin- 
den (94). Zugleich aber schreibt Bucharin 1915: 


„Die Bedürfnisse des Krieges und der imperialistischen Kriegsvorbereitungen drängen die Bour- 
geoisie zu einer neuen Form des Kapitalismus, zur Verstaatlichung der Produktion und Vertei- 
tung, zur endgültigen Vernichtung des bürgerlichen Individualismus. Natürlich werden nicht alle 
Maßregeln der Kriegszeit auch nach dem Kriege bestehen bleiben... Aber ebenso unzweifelhaft 
ist, daß die Tendenz zur Beherrschung der Produktion durch den Staat immer stärker werden 
wird.“ (95) 


Wird hierin einerseits sichtbar, daß der Krieg nicht als „außerökonomisches‘ oder 
„naturwüchsiges“ Faktum interpretiert werden kann, so andererseits doch zugleich 
die Schwäche einer „falschen Verallgemeinerung“ (96), die aus Veränderungen im 
Überbau eine „neue Form des Kapitalismus“ folgert. Denn das impliziert, daß aus 
einem Teil der Wirklichkeit ein Modell ihrer Totalität erstellt wird, das dann aber 
eben diese Wirklichkeit nicht mehr reproduzieren kann. Bucharins Modell des 
„staatskapitalistischen Trusts“ (97) versteht sich denn auch als ‚reine/r) Typus der 
ökonomischen Verhältnisse (98). Es ist evident, daß dieser methodische Ansatz 
auch zu analytischen Fehlern und Widersprüchlichkeiten führen muß (99). 


93) Karl Kautsky, Zwei Schriften zum Umlernen, in: Neue Zeit, 33. Ig., 2. Band, Nr. 5, 
30.4.1915, S. 145; die Schrift, in der Kautsky einen ‚„‚Ultraimperialismus“ für „denk- 
bar“ hält. 

94) Trotz der scharfen Kritik an Bucharins Imperialismustheorie, die Lenin insbesondere auf 
dem VII. Parteitag der KPR(B) äußert, hebt er in seinem Vorwort zu Bucharins ‚„‚Impe- 
rialismus und Weltwirtschaft‘ gerade diesen Aspekt hervor. 

95) Bucharin, Imperialismus und Weitwirtschaft, a. a.0.,S. 174 £. 

96) So kritisiert Lenin auf dem VII. Parteitag der KPR (B) Bucharins Imperialismustheorie, 
vgl. W. I. Lenin, Bericht über das Parteiprogramm, in: Ausgewählte Werke Band III, Ber- 
tin/DDR 1970, S.183. Den Kernpunkt seiner Kritik formuliert Lenin als: „Auf dem 
Standpunkt stehen, es gäbe einen einheitlichen Imperialismus ohne den alten Kapitalis- 
mus, heißt das Gewünschte für die Wirklichkeit nehmen ... Der Imperialismus ist ein 
Überbau über den Kapitalismus.“ (ebd., S. 186) 

97) „Die ‚Volkswirtschaft‘ verwandelt sich in einen einzigen gewaltigen Trust, dessen Teil- 
haber die Finanzgruppen und der Staat sind. Solche Bildungen nennen wir staatskapita- 
kstische Trusts.‘“ Bucharin, Imperialismus und Weltwirtschaft, a.a. O.,S. 131 

98) Nikolai Bucharin, Zur Theorie des imperialistischen Staates (1915), in: Die Revolution 
des Rechts, russisch 1925, zitiert nach: M. Joelson, Monopolstischer Kapitalismus oder 
„olganisierter‘ Kapitalismus, in: Unter dem Banner des Marxismus, III. Jg., Heft 6, 
Wien-Berlin 1929, S. 810 

99) Hierauf kann nicht im einzelnen eingegangen werden. Vgl. zur Kritik etwa Joelson, 
a.a.O., und B. Borilin, a.a.0. Für Bucharins methodischen Ansatz ist generell von 
Bedeutung, daß er die gesellschaftliche Entwicklung von einem „gesellschaftlich-organise- 
torischen Standpunkt“, dem „Standpunkt der gesellschaftlichen Organisationstechnik“ 
her analysiert, was erklärt, daß für Bucharin auch „alle grundlegenden ‚Probleme‘ der 
politischen Ökonomie“ verschwinden, „sobald wir eine organisierte Wirtschaft betrach- 
ten‘ (Bucharin, Ökonomik.... ,a.2.0.,$. 9,5. 64) 
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Hier aber ist ein anderer Gesichtspunkt von Bedeutung. Denn Bucharin ver- 
steht seine Theorie ursprünglich als Modell einer künftigen Entwicklung des Kapita- 
lismus, für die sich aktuell erst eine „Tendenz“ zeige: als Modeil einer „Tendenz zur 
Verwandlung der kapitalistischen Staaten in staatskapitalistische Trusts“ (100). 
Dies wird 1915 immer wieder von Bucharin betont: 


„Aber bis zu einem gewissen Grade und besonders im Vergleich zu der vorliegenden Phase des 
Kapitalismus haben die wirtschaftlich entwickelten Staaien sich in einem bedeutenden Grade 
bereits dem Punkt genähert, wo man sie...als staaiskapitalisiische Trusts betrachten 
kann.“ (101) 


Diese Aussage deutet zugleich die widersprüchliche Funktion an, die das „reine“ 
Modeil eines Imperialismus bezüglich der realen Entwicklung hat. Denn es ist das 
logische Modell eines „neuen“ Kapitalismus in „nicht ferner Zukunft“, über dessen 
reale, historische Herausbildung aber keine oder nur widersprüchliche Aussagen 
möglich sind. 


„Die Zukunft gehört also /soweit der Kapitalismus überhaupt bestehen bleibt) Wirtschaftsfor- 
men, die dem Staatskapitalismus nahestehen.““ (163) 


„Der Zentralisierungsprozeß in seiner kapitalistischen Form stößt hier unvermeidlich auf die 
ihm gegenüber antagonistische sozialpolitische Tendenz. Er kann seinen logischen Schlußpunkt 
nicht erreichen; er bricht zusammen und wird erst in einer gereinigten, nicht kapitalistischen 
Form vollendet.“ (104) 


Auf dieser Stufe der Ausarbeitung der Bucharinschen Imperialismustheorie ist der 
Staatskapitalismus also lediglich die „letzte denkbare Entwicklungsstufe‘“ (105) des 
Kapitalismus; eine „ökonomische“ Logik, die in ihrer globalen Durchsetzung aller- 
dings mit „sozialpolitischen“ Antagonismen kollidiert (106). 

Zwei Jahre später aber schreibt Bucharin im „Spartak“, dem Organ der Mos- 
kauer Leitung der SDAPR: 


„In unserem Zeitalter hat sich der Charakter der Konkurrenz zwischen den Kapitalisten wesent- 
lich geändert. Was die modernen kapitalistischen Länder betrifft, so ist sie vollständig auf das 
Gebiet der auswärtigen Konkurrenz übertragen...“ 


100) Bucharin, Imperialismus und Weltwirtschaft, a.a.O.,$. 117 

101) ebd.,S.131 

102) entfällt 

103) ebd.,$.177 

104) ebd.,S. 159 

105) ebd.,$.133 

106) Die methodische Nähe dieser Aussagen etwa zu Hilferdings „Generalkartell“ ist gravie- 
rend (vgl. Rudolf Hilferding, Das Finanzkapital (1910), Frankfurt 1973, 8.402 £.). 
Christei Neusüß (Imperialismus und Weltmarktbewegung des Kapitals, Erlangen 1972, 
S. 25.) kritisiert richtig: „Bucharin .... entfernt sich mit seinem Begriff der ‚Konkur- 
renz der siaatskapitalistischen Trusts auf dem Weltmarkt‘ so weit von der Rückführung 
der gesellschaftlichen und politischen Erscheinungen auf die Gesetze der Kapitalbewe- 
gung, daß seine Theorie nicht mehr als Fortführung bzw. historische Explikation der 
Marxschen Theorie betrachtet werden kann.“ 
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„Auf dem Gebiete der inneren Beziehungen der kapitalistischen Wirtschaft Agt der organisierte 
monopolistische Kapitalismus die uneıganisierten Unternehmen und die ‚freie Konkurrenz‘ 
abgelöst.“ (107) 


Diese Aussagen aber bleiben nicht auf die Kriegsperiode beschränkt. Auch 
1920 — bei der Niederschrift der „Ökonomik der Transformationsperiode“ -— 
geht Bucharin von der Existenz einer „Epoche des Staatskapitalismus“ (108) 
aus, die ihn jetzt dazu veranlaßt, ein Modell der „Übergangsperiode zwischen dem 
Staatskapitalismus und dem Kommunismus“ (199) zu Konstruieren. 


„Die kapitalistische Volkswirtschaft ist aus einem irrationalen System zu einer rationalen Orga- 
nisation geworden... “ (110) 


„2... daß die Stabilität der privat-kapitalistischen Systeme innerhalb der Weltwirtschaft, soweit 
der Krieg zur konkreten Tatsache wurde, ihre Erklärung fand in jener Reorganisation der 
Produktionsverhältnisse, die die Form des Staatskapitalismus herbeiführte.“ (111) 


usw,, usw. In der Entfaltung der Bucharinschen Theorie läßt sich so aufzeigen, daß 
eine ursprünglich als Tendenz bezeichnete Entwicklung — die in methodischer Hin. 
sicht bereits eine „falsche Verallgemeinerung“ darstellte — schließlich zur Behaup- 
tung der Existenz eines Staatskapitalismus führt. 

In diesem Zusammenhang ist auch ein Hinweis Bucharins interessant, den ei 
später in einem Artikel in der „Prawda“ gibt. Denn hier unterscheidet er zwischen 
zwei „Zyklen“ der Entwicklung des Staatskapitalismus: einem ersten, den er als 
„geplante Wirtschaft der belagerten kapitalistischen Festung (‚Staatskapitalismus 
der Kriegsperiode‘)“ bezeichnet und einem „zweiten Zyklus“, der „vom ersten, 
Kriegszyklus, gänzlich verschieden ist.“ Dieser „zweite Zyklus‘ sei ein „Staatskapi- 
talismus, der sich als ‚normales‘ kapitalistisches System entwickelt.“ (112). Bei 
Bucharin stellt sich so sehr plastisch dar, wie die Kriegswirtschaft den Übergang von 
einem (in dem oben begründeten beschränkten Sinn) „präzisen“ Begriff zur Theorie 
des Staatskapitalismus markiert. 

Aber diese Verallgemeinerung zur Theorie des Staatskapitalismus vollzieht 
sich auch noch in einem anderen Sinne, da sich unter dem Eindruck der Kriegswirt- 
schaft eine allgemeine Assimilation an die Begrifflichkeit des Staatskapitalismus 
innerhalb der Arbeiterbewegung durchsetzt, allerdings bei sehr unterschiedlichen 
107) Bucharin, Der Krieg und der revolutionäre Sozialismus, in: Spartak Nr. 1; ders, Zur 

Revision des Parteiprogramms, in: Spartak Nr. 4, zitiert nach: Joelson, a.a. O.,S. 811 £. 
108) ders., Ökonomik...,a.a. 0.,S.84 
109) ebd.,S. 119 
110) ebd., 8.16. Diese „Rationalität“ führt schließlich sogar dazu, daß im Staatskapitelismus 

die Produktion von Mehrwert tendenziell verschwindet: „Beim Staatskapitalismus ist der 

Produktionspiozeß ein Prozeß der Produktion von Mehrwert... mit der Tendenz, desen 

Wert in Mehrprodukt zu verwandeln.“ (ebd., S. 116) 

111) ebd.,S. 160 
112) ders., Die Theorie der organisierten Unwitschaftlichkeit, Prawda vom 30. Juni 1929, 
unter dem Titel „Organized Mismanagement in Modern Society“ teilweise in: A Hand- 

book of Socialist Thought, ed. by Irving Howe, London 1972, S. 394 ff., hier: S. 397. 

Vgl. auch ders., Okonomik....,a.a.0.,S. 113, wo bereits von einem „finanzkapitalisti- 

schen Staatskapitalismus der Kriegsperiode“ die Rede ist. 
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politischen Schlußfoigerungen. (Das kennzeichnet auch bis heute die Heterogenität 
dieser Theorie.) 

Als Beispiel dafür kann etwa Karl Renner genommen werden, der aus der 
Erscheinung der Kriegswirtschaft eine notwendige „Ergänzung“ der „offenen“ Pro- 
bleme der Marxschen Kapitalismusanalyse begründet. 


„Die Epoche des individuellen Privatunternehmers, der sich in volier Freiheit des Wettbewerbs 
durchseizt, ist schon länger dahin, als wir glauben. Dabei wollen wir nicht etwa die Tatsache so 
zahlreicher Verstaatlichungen ins Feld führen, die an sich den Staat nur zum Privateigentümer 
machen und an dem sozialen Gefüge nichts oder nur wenig ändern. Es handelt sich um die 
Durchdringung der Privatwirtschaft selbst bis in ihr Zeligewebe durch die Staatlichkeit, also 
nicht nur Verstaatlichung einiger Betriebe, sondern um die Durchsetzung der gesamten Privat- 
wirtschaft durch deren gewolite und bewußte Bestimmung und Leitung, also gerade durch das, 
was Karl Marx’ System logisch und praktisch ausgeschlossen hat. Nennen wir es die ‚Durchstaat- 
lichung der Ökonomie‘... “ (113) 


Von hier aus wird dann einerseits „mit dem durch die Kriegswirtschaft geschärften 
Auge“ (114) die Geschichte der letzten 40 Jahre des Kapitalismus als stufenweise 
Steigerung dieser „Durchstaatlichung der Ökonomie“ umgeschrieben, andererseits 
auch die künftige Entwicklungsform des Kapitalismus und die Taktik der Sozial- 
demokratie daraus begründet. 

Renner unterscheidet zwischen einer „Niederschutzepoche“ (1878—1890), 
einer „Epoche organisierter Privatwirtschaft“, einer „Epoche des imperialistischen 
Hochschutzes“ (115), der sich eine „staatswirtschaftliche Epoche“ anschließe: 


„Es ist... eine sfaaiswirtschaftliche Epoche, in die wir eingetreten sind, in der neben der 
hoheitlichen und richterlichen Tätigkeit der Staat die Aufgaben eines Wirtschaftsamtes über- 
nommen hat, all das durchaus auf dem Boden der kapitalistischen Wirtschaftsordnung. Wenn 
man den Ausgangs- und Endpunkt der Reihe gegenüberstellen will, kann man sagen: Privatkapi- 
talismus hat sich in Staatskapitalismus gewandelt oder steht auf dem Wege dazu.“ (116) 


Das Spezifikum des Staatskapitalismus besteht nach Renner in dem besonderen 
Verhältnis von Ökonomie und Politik, Staat und Kapital: 


„Die Ökonomie dient immer ausschließlicher der Kapitalistenklasse, der Staat immer vorwiegen- 
der dem Pioletariat.‘ (117) 


Das eröffnet die Möglichkeit, mittels des Staates „das Kapital aus seiner Herren- in 
die Dienerrolle zurück(zu)drängen‘“ (118), was für den Kampf des Proletariats be- 
deutet, 


113) Karl Renner, Marxismus, Krieg und Internationale — Kritische Studien über offene Pro- 
bieme des wissenschaftlichen und des praktischen Sozialismus in und nach dem Welt- 
krieg, Stuttgart 1917,8S.12 

114) ebd.,S.13 

115) ebd.,8S.14 ff. 

il6) ebd.,$S.19 

117) ebd.,S. 27 

118) ebd..S.19 
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„daß das Schicksal des Proletariats eines Landes mit dem Geschick des Staates zusammen- 
fallt.“ (119) 


Und der Schlußsatz dieser Theorie lautet dann, daß 


„... der Grad der Staatsnähe und nicht der Grad der Staatsferne ein Merkmal der Klassen- 
reife“ (120) 


sei, Wird die „Staatsnähe“ als Ausdruck von Klassenbewußtsein zum Hebel des 
Aufbaus des Sozialismus, ist diese selbst aber erst mit der zunehmenden Tendenz 
der „Durchstaatlichung der Ökonomie“ möglich, so wird der Staatskapitalismus zur 
notwendigen Entwicklungsstufe des Kapitalismus, der diesen jedoch zugleich gegen- 
über einer Transformation zum Sozialismus immunisiert, indem er ein Begründungs- 
muster liefert, aus dem wechseind die noch bestehende objektive oder subjektive 
„Unreife“ zur Revolution interpretiert werden kann. Die Theorie der „Staatsnähe“ 
und der „Durchstaatlichung der Ökonomie“, die innerhalb der Sozialdemokratie 
natürlich nicht auf Karl Renner beschränkt war (121), hat dann auch als Rationali- 
sierung jener schizophrenen Praxis der Nachkriegszeit gedient, durch Beteiligung am 
Wiederaufbau des Kapitalismus zum Sozialismus zu gelangen. 

Diese knappen Hinweise, beschränkt auf die theoretischen Ansätze bei Bucha- 
rin und Renner, mögen ausreichen, um die These zu illustrieren, die für die Frage 
der Übertragung der Theorie des Staatskapitalismus auf die Übergangsgesellschaften 
von außerordentlicher Bedeutung ist: daß nämlich unter dem Eindruck der Kriegs- 
wirtschaft eine Theorie des Staatskapitalismus entsteht und verallgemeinert wird. 
Verailgemeinert zum einen in dem Sinne, daß die Kriegswirtschaft als Modell der 
normalen, künftigen Entwicklung des Kapitalismus interpretiert wird; zum anderen 
in dem Sinne, daß sich diese Interpretation auch quer durch die internationale 
Arbeiterbewegung verallgemeinert, als allgemeines falsches Bewußtsein, das aber 
dennoch unterschiedliche politische Schlußfolgerungen und Praxisformen zu- 
läßt (122). 

An zwei weiteren, sehr unterschiedlichen Beispielen aus der Zeit nach dem 
I. Weltkrieg mag in etwa sichtbar werden, welches Ausmaß dieses allgemeine, fal- 
sche Bewußtsein, das sich in der Theorie des Staatskapitalismus manifestiert, ange- 
nomimen hat. 


119) ebd.,S. 378 

120) ebd.,S. 379 

121) Auch Otto Bauer (Bolschewismus oder Sozialdemokratie, Wien 1920, insb. S. 91 ff.) 
datiert seit der Kriegswirtschaft ein „Zeitalter des Staatskapitalismus“. Ähnlich auch in 
Kautskys „Sozialdemekratische Bemerkungen zur Übergangswirtschaft“, Leipzig 1918, 
3.28 ff. 

122) Die Interpretation der Theorie des Staatskapitalismus als allgemeines, falsches Bewußt- 
sein meint nicht eine arrogante Qualifizierung vom Standpunkt des eigenen „richtigen“ 
Bewußtseins. Aber man muß verstehen, welche Auswirkungen das „Novum“ Kriegswirt- 
schaft auf die Arbeiterbewegung gehabt hat. Es ist evil. vergleichbar mit den Interpreta- 
tionen der „Rekonstruktionsperiode‘ nach dem 2. Weltkrieg, die erst durch die objektive 

Entwicklung des Kapitalismus destruiert wurden. 
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1921 erscheint eine programmatische Schrift aus den Reihen der KPD (123), 
die ein Kapitel „Die Angst vor dem Staatskapitalismus“ enthält. Hierin wird die 
Üintwicklung Deutschlands seit 1918 bilanziert; eine Entwicklung, die durch die 
Koalition der Mehrheitssozialdemokratie mit der Bourgeoisie zu einem wirtschaft- 
lichen Chaos geführt und das Ergebnis hervorgebracht hat, daß statt Sozialisierung 
‚etzt die „Stinnesierung“ (124) auf der Tagesordnung steht. Die Alternative: 


„Verzichtet die demokratische Republik darauf, den Ausverkauf Deutschlands durch Tausende 
und Abertausende von Einzelschiebern einzudämmen, indem sie die Industrie syndiziert und sie 
unter die Kontrolle des Staates nimmt, so werden die großen deutschen Kartelle diese Aufgabe 
durchführen.“ (125) 


Und in diesem Kontext der Alternative von „Stinnesierung“ oder verstärkter Ein- 
f!uß des Staates werden dann die Einwände gegen die vorgeschlagene Politik aus den 
eigenen Reihen unter dem Titel „Die Angst vor dem Staatskapitalismus“ diskutiert. 


„Der erste Einwand bezieht sich auf den Zustand, den wir im besten Fall auf dem hier geschil- 
derten Weg erreichen können; es ist nicht der Kommunismus, sondern der Staatskapitalismus 
der so erreicht werden könnte... “ (126) 


Dem wird entgegnet, daß zu einem Zeitpunkt, wo das Privatkapital die Kriegswirt- 
schaftlichen Maßnahmen zu liquidieren sucht, „die Forderung der Teilnahme des 
Staates an der Industrie den schärfsten Kampf gegen die Bourgeoisie‘“ bedeute und 
daher gerade „der Weg zum ‚Staatskapitalismus‘ der Weg des revolutionären Kamp- 
fes“ (127) sei. 

Ein zweiter Einwand bezieht sich darauf, daß durch diese Forderung einer 
„teitende(n) Teilnahme des Staates an der Industrie“ (128) auch von der KPD 
zugegeben werde, 


„daß wir erst durch eine Epoche des Staatskapitalismus hindurch müssen, bevor die Arbeiter- 
klasse siegen kann.“ (129) 


Dieser Text erscheint mir insofern interessant, weil er sichtbar macht, wie die 
Diskussion über die unmittelbare politische Praxis auch innerhalb einer Partei, die 
sich im Gegensatz — und gerade deswegen — zur Staatsbejahung der Mehrheitsso- 
zialdemokratie definiert, von den durch die Kriegswirtschaft produzierten ideolo- 
gischen Theorie-Formen tangiert wird. 

Dieses falsche Bewußtsein blieb allerdings nicht nur auf die Kriegsperiode und 
die unmittelbare Nachkriegszeit beschränkt. Als unter dem Eindruck der Weltwirt- 
schaftskrise und den dadurch bedingten Maßnahmen des Staates innerhalb der Ar- 


123) Karl Bremer, Der nahende Zusammenbruch der deutschen Bourgecisie und die KPD, 
Hamburg 1921 

124) ebd.,S.10 

125) ebd.,S.9. Zuden konkreten Vorschlägen siehe insb. S. 19 £f. 

126) ebd.,$. 22 

127) ebd.,S. 23£. 

128) ebd.,S.19 

129) ebd.,S. 24 
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beiterbewegung nach den Perspektiven des Kapitalismus gefragt wird, tauchen sie 
erneut auf — Otto Rühle mag als ein Beispiel dafür dienen. Für ihn sind die Bankrot- 
te verschiedener Konzerne (etwa Karstadt, Linoleum-Konzern) und die Zusammen- 
brüche großer Banken (wie der Österreichischen Kredit-Anstalt und der Danatbank 
in Berlin) im Gefolge der Weltwirtschaftskrise das Zeichen dafür, daß ‚‚der Privatka- 
pitalismus in einer Weitkrise untergeht“ (130). In den theoretischen Diskussionen 
spiegele sich das als Wiederauftauchen von Modellen einer „Art Kriegsplanwirt- 
schaft“ (131) nach dern Vorbild des I. Weltkrieges wider. Alle diese Planwirtschafts- 
theorien blieben allerdings spekulativ, so argumentiert Rühle, wenn sie nicht von 
einer Analyse der realen Tendenzen ausgingen, die bereits Keimformen dieser „Plan- 
wirtschaft“ sind. Diese realen Tendenzen seien in zwei Momenten gegeben: 


„Das eine Moment ist gegeben in der Tendenz zu immer höherer Konzentration der Wirtschafts- 
kräfte und Wirtschaftsformen“, 


wobei das 


„denkbar letzte Resultat dieses Prozesses...eine Art Universaltrust, ein Generalkartell 
(sei)... Das zweite Moment der Wirtschaftsverfassung von heute, das auf eine Staatspianwirt- 
schaft hinweist, entspringt der Subventionspolitik, die in der Phase des Spätkapitalismus, beson- 
ders in dessen letzter Niedergangskurve, aus dem Bilde der Wirtschaftskonstitution nicht wegzu- 
denken ist.“ (132) 


Da die zunehmende Konzentration der Kapitale zu scharfen Krisen des gesellschaft- 
lichen Reproduktionsprozesses führt, macht sie die staatlichen Subventionen zur 
Stützung des Privatkapitals notwendig. 


„Das ist der erste Schritt auf dem Wege zum Staatskapitalismus. Verwaltung und Geschäft 
gehen eine Fusion ein. Staatliche und kapitalistische Interessen verschmelzen miteinander. 
Staatsfinanzen und Erwerbswirtschaft finden sich zu ihrer Einheit.“ (133) 


Dabei gebe es zwei Möglichkeiten: einmal die, „daß sich die Privatwirtschaft vom 
Staat usurpieren läßt‘ oder aber ihr Gegenteil: „der Staat wird vom Privatkapital 
usurpiert“ (134), wobei sich in Deutschland die letztere Möglichkeit entwickele. 
Für die Bedingungen kapitalistischer Reproduktion aber sei das letztlich gleich- 
gültig. „So oder so — der Kapitalismus hat auch in der Form des Staatskapitalismus 
keine aussichtsreichen Chancen, sein Dasein für lange Zeit fortzusetzen“ (135). Die 
einzige „Rettung“ eines zunächst national organisierten Staatskapitalismus sei nun- 
mehr das „Aufgehen im Generaltrust der Weltwirtschaft“, die Entwicklung zum 
„Weltstaatskapitalismus“, von dem man sich dann erneut erhoffen mag, „dem kapi- 


130) Carl Steuermann (Pseudonym für Otto Rühle), Weltwirtschaftskrise — Weltwende. Kurs 
auf Staatskapitalismus, Berlin 1931,$S. 154 

131) ebd.,S.158 

132) ebd.,8.179f. 

133) ebd.S.181 

134) ebd.,S. 231. 

135) ebd.,S. 244 
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talistischen System die denkbar längste Lebensdauer zu sichern“ (136). Aber auch 
damit sei keine Behebung der Krise des Kapitalismus möglich, weil trotz Rationali- 
sierung der Produktion ein Problem bestehen bleibe: das „Absatzproblem“, das 
unter kapitalistischen Bedingungen unlösbar ist (137). Insofern stelle auch der 
Staatskapitalismus nur eine Notlösung dar und werde daher letztlich durch Revolu- 
tionen und Kriege in eine Gesellschaft transformiert, in der „Einheit des Besitzes, 
der Produktion und der Bedarfsdeckung“ (138) hergestellt sein wird. 

Insgesamt bestätigen diese Beispiele quer durch die verschiedenen Fraktionen 
der Arbeiterbewegung, wie durch die objektiven Veränderungen des Kapitalismus 
bestimmte ideologische Theorie-Formen erzeugt werden, in denen sich auch eine 
revolutionäre, den Kapitalismus negierende Praxis theoretisch darstellt. Die Ent- 
wicklung des Kapitalismus vor und während des I. Weltkrieges hat eine solche ideo- 
logische Theorie-Form produziert: die Theorie des ‚Staatskapitalismus“. 

Und dieses Ergebnis ist der Schlüssel zum Verständnis dafür, daß die Theorie 
des „Staatskapitalismus‘‘ auf die Übergangsgesellschaften, d.h. hier zunächst die 
Sowjetunion, übertragen wurde, wobei Übertragung ein doppeltes meint: einerseits, 
daß die Revolutionäre, die den russischen Kapitalismus gestürzt haben, selbst in 
dieser praktischen Negation des Kapitalismus sich noch in diesen ideologischen 
Theorie-Formen artikuliert haben; andererseits, daß auch jene, die die russische 
Revolution damals kritisiert und bekämpft haben, ihre Kritik ebenfalls in diesen 
Formen vollzogen (139). Diese These würde dann auch erklären, warum die Theorie 
des Staatskapitalismus für die Revolutionäre in China und Cuba keine Rolle gespielt 
hat, lediglich in der russischen Revolution (140). 


2. Die Theorie des Staatskapitalismus als Theorie der Übergangsgesellschaft 


2.1. Staatskapitalismus und Aufbau des Sozialismus — Die Theorie des Staatskapita- 
lismus in der russischen Revolution (Lenin’s Konzept des Staatskapitalismus) 


Der objektive und zeitliche Zusammenhang von imperialistischer Kriegswirtschaft 
und russischer Revolution haben bewirkt, daß sich auch die russischen Revolutionä- 
re in den durch die Kriegswirtschaft produzierten ideologischen Theorie-Formen 
artikuliert haben (141). Das schien bereits in der Analyse des Kapitalismus bei 


136) ebd.,S. 246 

137) ebd.,S. 250 

138) ebd.,S. 254 

139) Das gilt meines Erachtens für die damalige sozialdemokratische und anarcho-syndikalisti- 
sche Kritik der russischen Revolution, die in Teilll, 2.1. und TeillI, 2.2. dargestellt 
wird. 

140) Hierauf wird am Ende des Teils II.i nochmals eingegangen. 

141) Das erklärt sich dadurch, daß die Bolschewiki gerade die Entwicklung des deutschen 
Kapitalismus analysiert haben, da sie die russische Revolution nur im Kontext einer 
westeuropäischen Revolution gedacht haben, für letztere aber der Sturz des deutschen 
Kapitalismus von entscheidender Bedeutung war. 
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Varga und Bucharin durch; unzählige weitere Beispiele ließen sich hierfür anfüh- 

ren (142). Jetzt soll gezeigt werden, wie auch die Theorie-Form der eigenen revolu- 

tionären Praxis an diese ideologische Begrifflichkeit anknüpfte, wie also — um es auf 
der begrifflichen Ebene auszudrücken — der Aufbau des Sozialismus am „Staatska- 
pitalismus“ orientiert wurde. 

Das impliziert nun aber eine Untersuchung in zweierlei Richtung: einmal den 
Nachweis, daß die Theorie-Form der eigenen Praxis sich an dem ideologischen 
Begriff des „Staatskapitalismus“ orientierte, zum anderen aber, welche — und auch 
welche unterschiedliche — Praxisform zur Überwindung der realen Schwierigkeiten 
der Transformation zum Sozialismus in ihr gedacht wurde. Nur so können einseitige 
Interpretationen vermieden werden, die darauf hinauslaufen, entweder die Begriff- 
lichkeit des Staatskapitalismus selbst unkritisch zu übernehmen, eben weil diese 
nicht auf ihre historische Bedingtheit hinterfragt wird (143), oder aber aus einer 
„talschen‘“ Begrifflichkeit auch unmittelbar auf „falsche“ Praxisformen zu 
schließen. 

Für die Entwicklung dieser Problematik sind die Ausführungen Lenin’s am 
geeignetesten, weil sie sich selbst gegen zwei andere Interpretationen absetzen: die 
der „linken Kommunisten“, die im Frühjahr 1918 aus bestimmten Maßnahmen wie 
zentralistische Leitung der Industrie, materielle Privilegierung der „Spezialisten“ 
etc. eine „Evolution zum Staatskapitalismus‘“ folgerten (145), damit also den Be- 
griff des Staatskapitalismus auf das gesamte sozio-ökonomische System bezogen; 
zum anderen gegen die Position Bucharin’s, der einen Staatskapitalismus in der 
Sowjetunion prinzipiell ausschloß. Da die Position der „linken Kommunisten“ auf 
ähnliche Probleme verweist, wie sie später noch bei den einzelnen Varianten eines 
Nachweises der Existenz eines Staatskapitalismus in der Sowjetunion auftauchen, 
will ich mich auf Bucharin beschränken und daraus dann die Verwendung des 
Staatskapitalismus-Begriffs bei Lenin entwickeln. 

Für Bucharin (wie auch für Lenin) impliziert jede Aussage über den „Staatska- 
pitalismus‘“ zunächst einmal einen revolutionstheoretischen Aspekt, nämlich den, 
142) Zwar keine der Bucharinschen Theorie des Staatskapitalismus vergleichbare Theorie, 

dennoch aber eine Verwendung dieses ideologischen Terminus findet sich in zahlreichen 

Texten. Vgl. für viele andere etwa I. Larin/L. Kritzmann, Wirtschaftsleben und witt- 

schaftlicher Aufbau in Sowjetrußland 1917-1920, Hamburg 1921, S.148; E. Preobra- 

zenskij, Die Neue Okonomik, Westberlin 1971, S. 23; Leo Trotzki, The class nature of 
the soviet state, London 1968, S.18. Zu entsprechenden Äußerungen Lenins vgl. Auto- 
renkollektiv Projekt Klassenanalyse, Leninismus — neue Stufe des wissenschaftlichen So- 
zialismus, Westberlin 1972, S. 372 £.,; außerdem die dort nicht aufgeführten Stellen aus 

W.1. Lenin, Krieg und Revolution (in: Werke Band 24, Berlin/DDR 1959, S. 395 ff.) 

und ders., Über die revolutionäre Phrase (Werke Band 27, Berlin/DDR 1970, S. 4) 

143) Das ist etwa der Fall bei Bernd Rabehl, Die marxistische Theorie der Transformationsge- 
sellschaft am Beispiel der Entwicklung der russischen Revolution, in: Gesellschaftsstruk- 
turen...,2.2.0., insb. S. 252 ff. 

144) entfällt R 

145) Mit der Position der „linken Kommunisten“ setzt sich Lenin z. B. in seiner Schrift „Über 
‚inke‘ Kinderei und über Kleinbürgerlichkeit“, in: Ausgewählte Werke Band Il, Ber- 
lin/DDR 1970, S. 786 ff. auseinander. Die Schriften Lenins werden im folgenden soweit 
möglich nach den „Ausgewählten Werken‘ (abgekürzt: AWi-IID zitiert, die übrigen 
nach den Einzelbänden der Dietz-Ausgabe, Berlin/DDR 1959-1971 (abgekürzt: LW) 
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daß „das Vorhandensein eines Systems des Staatskapitalismus zu einer bestimmten 
Periode ... ein empirischer Beweis für die ‚Möglichkeit‘ des kommunistischen Auf- 
baus (ist)“ (146); eine objektive Möglichkeit, die demnach auch je nach dessen 
Entfaltungsgrad differiert: 


„fe verhältnismäßig größer die Konzentriertheit des Proletariats ist, umso höher steht der Typus 
der kommunistischen Revolution, umso schwieriger ist es zu siegen, aber umso leichter zu 
bauen.“ (147) 


Beim Aufbau des Sozialismus im ökonomisch rückständigen Land stellt sich nun 
nach Bucharin ein formal ähnliches Problem wie im Staatskapitalismus, obwohl an- 
dererseits die gesellschaftliche Struktur dieses Landes durch die Machteroberung des 
Proletariats bereits prinzipiell von der des Staatskapitalismus verschieden ist. 


„In diesem Rahmen und auf dieser Grundlage (unter den Bedingungen der Diktatur des Proleta- 
riats — d. Verf.) sind die Aufgaben, vor denen das Proletariat steht, im großen und ganzen, 
formal, d.h. unabhängig von dem sozislen Inhalt des Prozesses, dieselben wie auch für die 
Bourgeoisie bei der erweiterten negativen Reproduktion ... “ (148), 


der Transformationsprozeß also wesentlich ein „Organisationsproblem“: 


„Der Sozialismus, als organisiertes System wird von dem Proletariat, als dem organisierten 
Kollektivsubjekt, gebaut.“ (149) 


Erst die Reduzierung des Begriffs des Staatskapitalismus auf ein formales Organisa- 
tionsprinzip, eine „gesellschaftliche Organisationstechnik“ (150), unabhängig von 
den spezifischen gesellschaftlichen Produktionsverhältnissen erlaubt diese Analogie, 
die selbst keine positive Charakteristik der sozio-ökonomischen Verhältnisse im 
Übergang vom Kapitalismus zum Sozialismus mehr enthalten kann. Bucharin muß 
sich daher auf eine negative, prinzipielle Abgrenzung beschränken: 


„Kurzum, die funktionelle Gegensätzlichkeit der formal ähnlichen Erscheinungen wird hier 
total bestimmt durch eine funktionelle Gegensätzlichkeit der Organisationssysteme, durch 
deren entgegengesetzte Klassencharakteristik“ (152), 


woraus Bucharin begründet, 


„daß von keinerlei ‚Staatskapitalismus‘ die Rede sein kann bei der Diktatur des Proletariats, die 
eine solche Möglichkeit prinzipiell ausschließt.‘ (153) 


146) Bucharin, Ökonomik...,a.a.O.,S.61 

147) ebd., S.161f. Analog Lenin bereits auf dem VII. Parteitag der KPR (B) im März 1918. 
Vgl. AW IH, S. 659 

148) Bucharin, Ökonomik ...., a.a.0., S.64. In dieses Zitat geht eine formale Analogie 
zwischen dem „Staatskapitalismus der Kriegsperiode“ (‚„erweitere negative Reproduk- 
tion“) und dem „Kriegskommunismus“ ein, den Bucharin ja in seiner „Ökonomik“ 
theoretisiert. 

149) ebd.,S. 65 

150) ebd.,S. 64 

151) entfällt 

152) ebd.,S.118 

153) ebd., S. 115. Bucharin wendet sich damit u. a. gegen Äußerungen von Zyperowitsch und 
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Bucharin versucht schließlich beide Aspekte — die formale Analogie und die prinzi- 
pielle Gegensätzlichkeit von Staatskapitalismus und Sozialismus — in einem Aus- 
druck zu fassen, dem der ‚„dialektischen Negation“, wobei nicht klar wird, worin 
denn die „Dialektik“ besteht, eben weil hier formale Analogien mit gesellschaftli- 
chen Verhältnissen vermengt werden. 


„Es ist vollkommen klar, daß die nächste Epoche die Epoche der Dikatur des Proletariats sein 
muß, die formal Ähnlichkeit mit der Epoche der Diktatur der Bourgeoisie haben wird, d. h. der 
umgestülpte Staatskapitalismus, seine dielektische Umkehrung in seinen eigenen Gegensatz 
sein wird.“ (154) 


Bucharin bestätigt im Grunde selbst, wie sehr er an den ideologischen, durch die 
Entwicklung des Kapitalismus produzierten Begriffen orientiert bleibt, die bei ihm 
zudem „organisationstechnisch“ gefaßt werden, wenn er schreibt: 


„Das System der sozialistischen Diktatur, die man als ‚Staatssozialismus‘ bezeichnen könnte, 
wenn die letztere Bezeichnung nicht durch ihren üblichen Gebrauch kompromittiert wäre, ist 
die dialektische Negation, das Gegenteil des Staatskapitalismus.““ (155) 


Der Bucharin’sche Standpunkt der prinzipiellen Unmöglichkeit eines „Staatskapita- 
lismus“ in der Sowjetunion bleibt nicht nur fixiert auf die Verwendung dieses 
Begriffs auf die Gesamtheit eines sozioökonomischen Syszerms, sie impliziert auch 
eine zu vereinfachte Praxisform der sozialistischen Transformation, die wesentliche 
Widersprüche negiert, die aus den materiellen Bedingungen der ökonomischen 
Rückständigkeit resultieren. 

Und gerade hier, mit dieser praktischen Intention, setzt die Kritik Lenin’s an. 


„»... gerade jetzt sagt Gen. Bucharin mit Unrecht, unter der Sowjetmacht könne es keinen 
Staatskapitalismus geben.“ 


Lenin setzt dem entgegen: 


„Jetzt können wir nicht umhin, die Frage des Staatskapitalismus und des Sozialismus zu stellen, 
die Frage, wie wir in der Übergangsepoche zu kandein haben - hier existieren unter der Sowjet- 
macht ein Stück Kapitalismus und ein Stück Sozialismus nebeneinander. Diese Frage will Gen. 
Bucharin nicht begreifen.‘ (156) 


Diesen Kern seiner Kritik formuliert Lenin auch in seiner Notiz an Bucharin: 


Bojarkow, die den „Kriegskommunismus“ als eine „Stufe des Staatskapitalismus“ inter- 
pretierten. 

154) ebd.,S. 69; analog $. 78,8. 89 

155) ebd., S.115 f. Auch später, als Bucharin bereits zum Theoretiker des „Anti-Trotzkis- 
mus“ geworden war, schreibt er in seiner Kritik an Preobrazenskijs „Neue Ökonomik“, 
daß das „gesetzmäßige“ „Wachstum der Planmäßigkeit.... im Wachstum der siaatssozia- 
listischen Elemente der Wirtschaft“ seine Basis habe (Bucharin, Zur Frage der Gesetz- 
mäßigkeiten der Übergangsperiode, in: Internationale Presse-Korrespondenz Nr. 98, Ber- 
lin 1926, 8.1595) 

156) W.I. Lenin, Tagung des Gesamtrussischen Zentralexekutivkomitees, 29.4.1918, in: 
LW 27,8. 297 £. 
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„Warum ist das unmöglich? Und das ist Kapitalismus + Sozialismus.“ (157) 


Hieraus geht einerseits hervor, daß Lenin es ablehnt, von einer „prinzipiellen Un- 
möglichkeit“ eines Staaiskapitalismus zu sprechen, wie auch diesen Begriff zur 
Charakterisierung der sowjetischen Gesellschaft insgesamt zu verwenden. Anderer- 
seits, daß er mit seiner Kritik — und damit, wie er den Begriff selbst verwendet — 
intendiert, sowohl die Schwierigkeiten der sozialistischen Transformation unter den 
Bedingungen der Rückständigkeit Rußlands, die eben noch teilweise kapitalistische 
Verhältnisse bedingt, zu kennzeichnen, als auch die Mittel und die Tendenz zur 
Lösung dieser Widersprüche aufzuzeigen. Das ist der eminent praxisorientierte Sinn 
seiner Formulierung „Kapitalismus + Sozialismus“, und auch der gleichbleibende 
allgemeinste Ausdruck des Staatskapitalismus-Begriffs. Es wird allerdings noch zu 
zeigen sein, wie unterschiedlich Lenin selbst diesen Begriff verwendet. 

Der Begriff des „Staatskapitalismus““ sowohl wie ihn Lenin 1916/17 gelegent- 
lich zur Kennzeichnung der spezifischen Entwicklungsstufe des Kapitalismus (158), 
wie auch 1918 und 1921 bezüglich der sozialistischen Transformation in Rußland 
gebraucht — bringt wesentlich eines zum Ausdruck: den Entwicklungsgrad der Ver- 
gesellschaftung der Arbeit (159), dessen materielle Bedingungen durch die Entwick- 
lung des Kapitalismus bereits hergestellt wurden, im ökonomisch rückständigen 
Rußland aber noch weitgehend fehlen, hier die isolierte Arbeit noch dominiert. 
Deutschland und Rußland sind für Lenin die „zwei getrennte(n) Hälften des Sozia- 
lismus“, sie 


„verkörpern 1918 am anschaulichsten die materielle Verwirklichung einerseits der ökonomi- 
schen produktionstechnischen, sozialwirtschaftlichen Bedingungen und andererseits der politi- 
schen Bedingungen für den Sozialismus“ (160), 


zwei „Hälften“, die Lenin — unter der Voraussetzung einer baldigen Revolution in 
Deutschland — durch den „Kriegskommunismus“ und dessen Orientierung auf die 
Schaffung einer Großproduktion in Rußland zu vereinigen hofft. 


„Solange in Deutschland die Revolution noch mit ihrer ‚Geburt‘ säumt, ist es unsere Aufgabe, 
vom Staatskapitalismus der Deutschen zu lernen, ihn mit aller Kraft zu übernehmen, keine 
diktatorischen Methoden zu scheuen. ...In Rußland überwiegt jetzt gerade der kleinbürger- 
liche Kapitalismus, von dem sowohl zum staatlichen Großkapitalismus als auch zum Sozialismus 
ein und derselbe Weg führt, der Weg über ein und dieselbe Zwischenstation, die ‚allgemeine 
Rechnungsführung und Kontrolle über die Erzeugung und Verteilung der Produkte‘ 
heißt.“ (161) 


157) ders., Notiz für N. I. Bucharin, März-April 1921, in: LW 36, 8. 529 

158) Vgl. Anm. 142 

159) Vgl auch etwa: Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus, in: AWI, 
S. 784, S. 872; VII. Gesamtrussische Konferenz der SDAPR (B), in: AWI,S. 103 f.; Die 
drohende Katastrophe und wie man sie bekämpfen soll, in: AWII, S. 300; Über ‚linke‘ 
Kinderei..., a.2.0., S. 790 f. Lenin kritisiert gerade an Bucharin, daß dieser unter 
Vergesellschaftung nur die Entwicklung der organisatorischen Formen des Kapitals ver- 
stehe. Vgl. Borilin, a.a. O.,S. 8344 

160) Lenin, Über ‚linke‘ Kinderei...,a.a.0.,8. 791 

161) ebd.,S. 7OLf. 
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Damit warnt Lenin vor einer bloß abstrakten Gegenüberstellung von Kapitalismus 
und Sozialismus, die von den konkreten Bedingungen des Transformationsprozesses 
abstrahiert und „die konkreten Formen und Stufen dieses Übergangs“ (162) nicht 
erfaßt. Gegenüber der „prinzipielien Negation““ müsse ausgesprochen werden, 


„daß zwischen dem Sozialismus und Kapitalismus eine lange, mehr oder weniger schwierige 
Übergangsperiode der Diktatur des Froletariats liegt.“ (163) 


Der Begriff des Staatskapitslismus, der bereits bezogen auf die Entwicklung der 
kapitalistischen Länder die Bedingungen eines Übergangs zu einer höheren Produk- 
tionsweise zum Ausdruck brachte (164), bezeichnet nun auch bezüglich der sowjeti- 
schen Entwicklung das transitorische Moment, das vermittelnde „Kettenglied“ zwi- 
schen kleinbürgerlichem Kapitalismus und „sozialistischer“ Großproduktion, im 
Prozeß der russischen Revolution „den Übergang von den Konfiskationen ... zur 
Vergesellschaftung.“ (165) Das entscheidende „Kettenglied“ für den Aufbau des 
Sozialismus sieht Lenin im Frühjahr 1918 —in der durch den Biester Frieden 
geschaffenen zeitweiligen „Atempause“ und auf dem Hintergrund einer durch Krieg 
und Revolution zerstörten Wirtschaft — im Aufbau einer industriellen Großproduk- 
ton: 


„Nur diese matcciellen Bedingungen, die Bedingungen der maschinellen Großindustrie giganti- 
scher Unternehmungen, die für Dutzende Millionen arbeiten, rur sie sind die Grundlage des 
Sozialismus, und diese Sache in einem kleinbürgerlichen, bäuerlichen Land zu erlernen ist 
schwer, aber möglich.‘ (166) 


Durch Übernahme der „Apparate der Rechnungsführung“ (167), der bereits durch 
den Kapitalismus produzierten „organisatorischen Form der Arbeit“ (168), könne 
„die kleinbürgerliche Anarchie ... (der) Hauptfeind des Sozialismus“ (169) zurück- 
gedrängt werden; ohne diese „Entwicklung des Staatskapitalismus““ dagegen sei in 
einem Land wie Rußland „kein Sozialismus möglich“ (170). 

„in einem Land wie Rußland“ heißt aber 1918 bereits, daß Machtorgane des 
Proletariats und der Bauernklasse existieren. 


„Ohne die Sowjets wäre diese Aufgabe (Rechnungsfähigkeit und Kontrolle — d. Verf.) zumin- 
dest für Rußland, unlösbar.‘“ (171) 

„Rechnungsführung und Kontrolle, wenn sie von den Sowjets...oder...im Auftrag dieser 
Staatsmacht ausgeübt wird, ... darin besteht das Wesen der sozialistischen Umgestaltung, zech- 


162) ebd.,S. 792 

163) ders., Bericht über die Tätigkeit des Rats der Volkskommissare auf dem III. Sowjetkon- 
greß, in: AWIL,S. 615 

164) Lenin spricht in diesem Sinne auch von einem „Übergangskapitalismus“, in: Der Imperia- 
lismus...,a.2.0.,8.872 

165) ders., Über ‚linke‘ Kinderei...,a.a.0.,8. 785 

166) ders., Tagung des Gesamtrussischen Zentralexekutivkomitees, a. a. O.,3. 288 

167) ders., Werden die Bolschewiki die Staatsmacht behaupten? ‚in: AWII,S. 461 

168) ebd.,S. 465 

169) ders., Über ‚linke‘ Kinderei...,a.a. O.,S. 786 

170) ders., Tagung des Gesamtrussischen Zentralexekutivkomitees, a. a. O.,S. 287 

171) ders., Werden die Bolschewiki...,a.a.0.,S. 461 
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dem die politische Hersschaft des Proletariats begründet und gesichert ist.“ (172) 


So kennzeichnet der Begriff des Staatskapitalismus im Lenin’schen Gebrauch drei 
Momente: die Notwendigkeit einer Übergangsperiode vom Kapitalismus zum Sozia- 
lismus, deren Tendenz durch eine Steigerung der Produktivkräfte (hier noch wesent- 
lich Schaffung einer Großproduktion) unter der Bedingung einer Sowjerdemokratie 
bestimmt wird. In diesem Sinn ist „der Staatskapitalismus ein Schritt zum Sozialis- 
mus“ (173). 

ist so zunächst die praktische Intention bestimmt, die sich im Begriff des 
Staatskapitalismus ausdrückt, so muß dieser Begriff nun auch als analytischer Aus- 
druck reflektiert werden; gefragt werden, welche konkreten Erscheinungsformen er 
bezeichnet. Hier ist eine der Bestimmungen des Staatskapitalismus aufschlußreich, 
die Lenin in einem Interview selbst gegeben hat, nämlich, daß man in Rußland 


„eine ganze Reihe von Prinzipien anwendet, die man in der kapitalistischen Ökonomik als 
‚Staatskapitalismus‘ bezeichnete.“ (174) 


Zwei Dinge sind hier bemerkenswert. Zum einen, daß Lenin so selbst bestätigt, daß 
man an eine Begrifflichkeit anknüpfte, die unter den spezifischen historischen Be- 
dingungen der kapitalistischen Kriegswirtschaft entstanden war. Zum anderen aber, 
daß dieser Begriff kein gesellschaftliches Produktionsverhältnis ausdrückt, sondern 
bestimmte „Prinzipien“ der „organisatorischen Form der Arbeit“ (175). Als „Prin- 
zip“ des Staatskapitalisnıus begreift Lenin „etwas Zentralisiertes, Durchgerechnetes, 
Kontrolliertes und Vergesellschaftetes“ (176), das sich in einem ganzen Spektrum 
konkreter Erscheinungsformen manifestiert: Syndikate, „staatskapitalistische‘“ 
Monopole, Zwangssyndizierung, Großbanken (177), „Getreidemonopol, unter Kon- 
trolle stehende Unternehmer und Händler, bürgerliche Genossenschaftler“ (178), 
zentralistische Leitung der Industrie, Arbeitsdisziplin (179), aber auch die Privilegie- 
rung bürgerlicher Spezialisten (180). Der Begriff des Staatskapitalismus bleibt bei 
der Kennzeichnung der konkreten Erscheinungsformen also äußerst vage ; diese ste- 


172) ders., Wie soll man den Wettbewerb organisieren? ‚in: AW II, S. 590 

173) ders., Tagung des Gesamtrussischen Zentralexekutivkomitees, a.a.O.,S. 285. Diese drei 
Momente führt Lenin auch in seiner Polemik gegen die „linken Kommunisten“ an. Vgl. 
Über ‚linke‘ Kinderei...,a.a.O.,$. 786 

174) ders., Interview für den Korrespondenten des ‚Manchester Guardian‘, Zweite (unvollen- 
dete) Variante, in: LW 33, S. 394 

175) Die Nicht-Kennzeichnung eines gesellschaftlichen Produktionsverhältnisses führt dann 
bei Lenin auch dazu, daß er von einem „Staatskapitalismus unter der Diktatur des 
Proletariats‘“ sprechen muß. 

176) ders., Tagung des Gesamtrussischen Zentralexekutivkomitees, a.2.O.,8. 285 

177) ders., Staat und Revolution, in: AWI, S. 359, 402; ders., Werden die Bolschewiki..., 
a.a.0.,8. 461 ff. 

178) ders., Über ‚linke‘ Kinderei...,a.a.0.,$. 787 

179) ders., Tagung des Gesamtrussischen Zentralexekutivkomitees, a.a.O., S. 287; Die 
nächsten Aufgaben der Sowjetmacht, in: AWII, S. 753 

180) ders., Tagung des Gesamtrussischen Zentralexekutivkomitees, a. a.O., S. 302. Vgl. auch 
dezs., Die nächsten Aufgaben..., a.a.0., 5. 743 ff. und Über ‚linke‘ Kinderei..., 
a.2.0.,8. 799 
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hen lediglich als Beispiele für die Durchsetzung einer „Rechnungsführung und Kon- 
trolie.“ 

Wenn Lenin 1918 den Staatskapitalismus (neben patriarchalischer Bauern- 
wirtschaft, kleiner Warenproduktion, privatwirtschaftlichem Kapitalismus und So- 
zialismus) auch als ein „Element“, einen „Typus“ der „ökonomischen Gesell- 
schaftsstruktur“ (181) Rußlands anführt, so ist das daher sicherlich nicht in dem 
buchstäblichen Sinne zu interpretieren, daß es einen „staatskapitalistischen“ Sektor 
gesellschaftlicher Produktion gegeben habe (182); eine der häufigsten Interpretatio- 
nen (183). Der primär praxisorientierte Sinn des Begriffs Staatskapitalismus ver- 
weist lediglich auf die allgemeine Notwendigkeit einer Übergangsperiode zum Sozia- 
lismus und das Prinzip dieser sozialistischen Transformation, deren Entwicklungs- 
tendenz durch den Grad der Vergesellschaftung der Arbeit als Firheit von Entwick- 
lung der Produktivkräfte und Sowjetdemokratie definiert wird. 

Aber als Prinzip der sozialistischen Transformation ist der Begriff des Staats- 
kapitalismus 1918 bei Lenin selbst äußerst zwieschlächtig. Denn unter der Voraus- 
setzung einer baldigen deutschen Revolution orientiert sich die Lenin’sche Taktik 
der sozialistischen Transformation an den Maßnahmen der deutschen Kriegswirt- 
schaft (und damit auch an der durch sie produzierten ideologischen Theorie- 
Form) (184), die im Grunde nur negativ die gesellschaftliche Struktur Rußlands 
zum Ausdruck bringt: als noch fehlende Vergesellschaftung der Arbeit, die durch 
die Kombination der beiden „Hälften“ des Sozialismus überwunden werden kann. 

Mit dem Übergang zur Neuen Ökonomischen Politik als Ergebnis der interna- 
tionalen Entwicklung, der durch den Bürgerkrieg zerstörten Produktivkräfte und 
der während der Periode des „Kriegskommunismus‘ entstandenen gesellschaftli- 
chen Konflikte, erhält der Begriff des Staatskapitalismus eine veränderte Bedeu- 
tung (185). 


„Die ungeheuerliche wirtschaftliche Zerrüttung des Landes, der Mangel an Brennmaterial, Roh- 
stoffen und Transportmitteln führt dazu, daß die Kleinproduktion getrennt vom Sozialismus 
besteht.“ (186) 


181) ders., Über ‚linke‘ Kinderei...,a.a.0.,S. 787 

182) Lenin spricht an derselben Stelle von der „Hülle des Staatskapitalismus“. 

183) Vgl. etwa Szentes, a.a.O., S. 311. Dobb und Bettelheim gehen sogar so weit, von der 
Zeit bis Sommer 1918 als von einer „Phase des Staatskapitalismus“ zu sprechen, ganz im 
Kontext der Etappentheorie. (Charles Bettelheim, L’&conomie sovietique, Paris 1950, 
S.8f.; Maurice Dobb, Soviet Economic Development since 1917, London 1948, 
8.82 ff.) 

184) Eine Ausnahme in der Verwendung des Staatskapitalismus-Begriffs stelit offensichtlich 
die Privilegierung der Spezialisten dar: „Der Staatskapitalismus besteht nicht in Geld, 
sondern in den gesellschaftlichen Verhältnissen. Wenn wir aufgrund des Dekrets über die 
Eisenbahnen Gehälter von 2 000 Rubel zahlen, so ist das Staatskapitalismus.“ Lenin, 
Tagung des Gesamtrussischen Zentralexekutivkomitees, a.a.O., S. 302) Diese Verwen- 
dung ist sowohl von der bei Lenin 1918, wie auch der während der Periode der Neuen 
Ökenomischen Politik üblichen verschieden; obwohl sie ihrem Inhalt nach viel konkre- 
terer Ausdruck der ökonomischen Rückständigkeit Rußlands ist, und damit der Bedeu- 
tung des Staatskapitalismus während der NEP nahekommt. 

185) Vgl. hierzu auch Autorenkollektiv Projekt Klassenanalyse, a. a. O.,$. 660 £. 

186) Lenin, Referat über die Naturalsteuer in der Versammlung der Sekretäre und verantwoit- 
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Unter diesen Bedingungen ist der Handel ‚die einzig mögliche ökonomische Verbin- 
dung zwischen den vielen Millionen kleiner Landwirte und der Großindustrie“ (187), 
da der 1918 intendierte „Sturmangtiff“ zur Schaffung einer industriellen Groß- 
produktion nicht realisiert werden konnte. Dieser gescheiterte Aufbau einer Indu- 
strie, die die Landwirtschaft mit billigen Produkten versorgen könnte, führt so nicht 
nur zu veränderten Distributionsverhältnissen, sondern sowohl in der Industrie, als 
auch der Landwirtschaft teilweise zur ‚Zulassung‘ von kapitalistischen Verhältnis- 
sen, deren „naturwüchsige“ Entfaltung allerdings durch den veränderten gesell- 
schaftlichen Reproduktionsprozeß einerseits begrenzt ist, andererseits mit diesem 
konfligiert. 

Diese „neue Form des Kapitalismus“ kennzeichnet Lenin mit „Staatskapita- 
lismus“ (188), der jetzt allerdings eine andere Bedeutung erhält als 1918. 


„Als wir...im Frühjahr 1918 die Frage des Staatskapitalismus stellten, da wurde sie nicht so 
gestellt, daß wir zurückgehen zum Staatskapitalismus, sondern so, daß unsere Lage leichter und 
die Lösung unserer sozialistischen Aufgaben näher wäre, wenn wir in Rußland den Staatskapita- 
lismus als herrschendes Wirtschaftssystem hätten.“ (189) 


Dieser „Rückzug zum Staatskapitalismus““ bedeutet 1921 eine unvermeidliche Ent- 
wicklung von Elementen des Kapitalismus, die unter der Bedingung der Diktatur 
des Proletariats in das „Fahrwasser des Staatskapitalismus“ (190) gelenkt werden 
sollen. Diese Elemente des Kapitalismus resultieren aus der Freiheit des Handelns, 
der Freiheit der Genossenschaften, der Verpachtung von industriellen und landwirt- 
schaftlichen Klein- und Mittelbetrieben an inländische kapitalistische Unternehmer 
und den Konzessionsverträgen mit ausländischen kapitalistischen Unternehmen. 

Aber diese Elemente des Kapitalismus sind in ihrer Entwicklung beschränkt, 
allein schen durch die Tatsache, daß private Kapitalproduktion nur im Bereich der 
Klein- und Mittelbetriebe möglich ist. 


„Dieser Kapitalismus wird unter Kontrolle, unter Aufsicht des Staates stehen. Hat der Arbeiter- 
staat von den Fabriken, Werken und Eisenbahnen Besitz ergriffen, so schreckt uns dieser Kapi- 
talismus nicht.“ (191) 


Die „Freiheit“ der Genossenschaften (192) ist auf deren Überschüsse begrenzt, 
private Händler arbeiten auf Provisionsbasis als Kommissionäre staatlicher 


lichen Vertreter der Zellen der KPR (B) der Stadt und des Gouvernements Moskau, in: 
LW 32, S. 306 

187) ders., Über die Bedeutung des Goldes jetzt und nach dem vollen Sieg des Sozialismus, in: 
AWIH,S. 741 

188) ders., III. Kongreß der Kommunistischen Internationale, Referat über die Taktik der 
KPR, in: LW 32, S. 514 

189) ders., VII. Moskauer Gouvernements-Parteikonferenz, Referat über die Neue Ökonomi- 
sche Politik, in: LW 33, S. 69 

190) ders., Über die Naturalsteuer, in: AWIH, S. 684 

191) ders., Referat über die Naturalsteuer, a.a.O.,S. 307 

192) Den genossenschaftlichen Kapitalismus bezeichnet Lenin als ein dem Staatskapitalismus 
„ähnlichen“ Kapitalismus. Vgl. Lenin, Über die Naturalsteuer, a.a.O., S. 685. Später 
modifiziert Lenin diese Position, wenn er schreibt, daß „sich die Genossenschaften unter 
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Handelsorganisationen, Verpachtung und Konzessionen an private Kapitalisten er- 
folgen auf Vertragsbasis (193), bzw. ist private Kapitalproduktion nur in Form sog. 
„gemischter Gesellschaften‘ möglich (194) — das sind die Einschränkungen der 
Entwicklung privaten Kapitals, die konkreten Vermittlungsformen der „Aufsicht 
des Staates“. 


„Der Staatskapitalismus, den wir bei uns geschaffen haben, ist ein eigenartiger Staatskapitalis- 
mus. Er entspricht nicht dem gewöhnlichen Begriff des Staatskapitalismus. Wir halten alle 
Kommandohöhen in unseren Händen, wir haben den Grund und Boden, der dem Staat ge- 
hört.“ (195) 

3. . Entwicklung des Kapitalismus unter Kontrolle und bei Regulierung durch den proletari- 
schen Staat (d. h. in diesem Sinne des Wortes, „Staats“kapitalismus) ... “ (196) 


In all diesen Bestimmungen des Staatskapitalismus wird deutlich, daß dieser Begriff 
die spezifische Beziehung von privatem Kapital und proletarischem Staat zum Aus- 
druck bringt, und insofern tatsächlich ein „eigenartiger Staatskapitalismus“ ist. Er 
kennzeichnet weder ein sozio-ökonomisches System, noch einen Sektor gesell- 
schaftlicher Produktion, noch ein gesellschaftliches Produktionsverhältnis über- 
haupt. Preobrazenskij hat daher auch den Staatskapitalismus (im Lenin’schen Ge- 
brauch) als eine Kennzeichnung der „Zwischenverhältnisse“ interpretiert, als den 
„verbindenden Stoff“ der beiden grundlegenden Produktionsverhältnisse, der „so- 
zialistischen Form“ der Produktion und der Warenproduktion (197). Diese treffen- 
de Kennzeichnung des Staatskapitalismus enthüllt aber zugleich, daß dieser Begriff 
als analytische Kategorie ungenügend ist; eine Kategorie, bei deren Verwendung 
auch noch 1922 betont werden muß, ‚„‚daß der Staatskapitalismus bei uns, jetzt 
nicht dasselbe ist, worüber die Deutschen geschrieben haben.“ (198) 

Die eigentliche Bedeutung dieses Begriffs liegt aber auch hier in seiner Kenn- 
zeichnung einer bestimmten Praxisform. Denn er reflektiert jetzt als Praxisform 
— nach der Isolierung der russischen Revolution und den Erfahrungen des „Kriegs- 
Kommunismus“ — die konkreten Bedingungen der sozialistischen Transformation 
im ökonomisch rückständigen Land, die Notwendigkeit des teilweisen Fortbeste- 


unseren Verhältnissen in der Regel völlig mit dem Sozialismus (decken).‘“ Lenin, Über 
das Genossenschaftswesen, in: AWIII,S. 864 

193) ders., Über die Naturalsteuer, a.a. O.,S. 683 ff. 

194) ders., XI. Parteitag der KPR (B), Politischer Bericht des Zentralkomitees der KPR (B), 
in: AWIIL, S. 776 £. 

195) ders., IV. Kongreß der kommunistischen Internationale, Fünf Jahre russische Revolution 
und die Perspektiven der Weltrevolution, in: AWII,S. 822 

196) ders., Thesen zum Referat auf dem II. Kongreß der Kommunistischen Internationale 
über die Taktik der KPR (ursprünglicher Entwurf), in: AWIIL, S. 711. Im Anschluß an 
Lenins Referat übernimmt nun auch Bucharin diesen Begriff des „Staatskapitalismus“: 
„Die Eigentumsverhältnisse und die entsprechenden Produktionsverhältnisse sind ganz 
anders. Das ist eine eigenartige ökonomische Struktur, die man, theoretisch gesprochen, 
nicht mit dem üblichen ‚Staatskapitalismus‘ in dem gewöhnlichen Sinne des Wortes 
verwechseln kann.“ (Protokoll des III. Kongresses der Kommunistischen Internationale, 
Hamburg 1921, Reprint, S. 802 £. 

197) Preobrazenskij, Neue Ökonomik, a. a. 0.,S. 370 

198) Lenin, XI. Parteitag der KPR (B), Schlußwort zum politischen Bericht des ZK der 
KPR (B), in: LW 33, S. 298 
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hens bürgerlicher Verhältnisse zur Entwicklung der Produktivkräfte bei gleichzeiti- 
gem Kampf um ihre Zurückdrängung (199): eine „Fortsetzung des Klassenkampfes 
in anderer Form, keinesfalls aber eine Ersetzung des Klassenkampfes durch Klassen- 
frieden.‘“ (200) (Auf die Konsequenzen, die sich hieraus etwa für die Bündnispoli- 
tik, die Rolle der Gewerkschaften und den Kampf gegen den „Bürokratismus“ 
ergeben, kann hier nicht mehr eingegangen werden). (201) 

Dieser „Staatskapitalismus“ verweist also nicht mehr auf Analogien zu 
Maßnahmen des bürgerlichen Staates (im Sinne einer noch fehlenden Vergesellschaf- 
tung der Arbeit im ökonomisch rückständigen Rußland), sondern geht von den auf 
Basis dieser Rückständigkeit partiell fortbestehenden bürgerlichen Verhältnissen im 
eigenen Land aus und formuliert den Weg ihrer Zurückdrängung. Das scheint mir 
der entscheidende Unterschied der Lenin’schen Verwendung des Staatskapitalis- 
mus-Begriffs während der NEP gegenüber 1918 zu sein, die so die Entwicklung seit 
1918 und die daraus resultierenden veränderten Bedingungen der sozialistischen 
Transformation aufnimmt. 

In einer seiner letzten Arbeiten ging Lenin im Januar 1923 nochmals auf die 
Frage des „Staatskapitalismus“ ein, da die Verwendung dieses Begriffs „des öfteren 
Zweifel bei manchen jungen Genossen“ erregt hatte, die „vorwiegend die abstrakt 
politische Seite“ betrafen. In diesem Zusammenhang führt Lenin aus: 


„Sie merkten jedoch nicht, daß die Bezeichnung „Staatskapitalismus“ bei mir gebraucht wurde: 
Erstens um den historischen Zusammenhang unserer gegenwärtigen Position mit der Position in 
meiner Polemik gegen die sogenannten linken Kommunisten herzustellen, ... mir lag daran, 
den kontinuierlichen Zusammenhang des gewöhnlichen Staatskapitalismus mit jenem unge- 
wöÖhnlichen, sogar ganz und gar ungewöhnlichen Staatskapitalismus festzustellen, von dem ich 
sprach, als ich den Leser in die Neue Ökonomische Politik einführte. 

Zweitens war für mich stets der praktische Zweck wichtig.“ (202) 


Die agitatorische und praxisorientierte Bedeutung des Begriffs Staatskapitalismus 
war für Lenin allein ausschlaggebend: der „historische Zusammenhang“ 1918-1921 
steht für die Notwendigkeit (wenn auch bei äußerst unterschiedlichen Formen) 
eines „Rückzuges“ gegenüber der Illusion, im ökonomisch rückständigen Land un- 
mittelbar zum Sozialismus überzugehen — der „praktische Zweck“ schließlich orien- 
tiert sich daran, wie unter den jeweils gegebenen Bedingungen die Transformation 
zum Sozialismus möglich ist. 

In diesem Sinne war der „Staatskapitalismus‘ keineswegs „eine spezifische 
Erscheinungsform der Diktatur des Proletariats in Sowjetrußland“ (203), sondern 


199) Vgl. etwa Lenin, Die Neue Ökonomische Politik und die Aufgaben der Ausschüsse für 
politisch-kuiturelle Aufklärung, in: LW 33, S.45 f.; ders., XI. Parteitag der KPR (B), 
a.a.0.,8. 776 ff.;, ders., Plan der Rede für den 27. 3. 1922, in: LW 36, 8. 356 f. 

200) ders., Über die Naturalsteuer, a. a.0.,S. 684 

201) Zum Zusammenhang von „Staatskapitalismus“ und Bündnispolitik vgl. etwa Lenin: Neue, 
Zeiten, alte Fehler in neuer Gestalt, in: LW 33, 8.5 ff, Zur Gewerkschaftsfrage: ders., 
Über die Rolle und die Aufgaben der Gewerkschaften unter den Verhältnissen der Neuen 
Ökonomischen Politik, in: AWII, S. 744 ff. Zum „Bürokratismus“: ders., Über die 
Naturalsteuer, a. a. O., 5. 689 ff.; ders., Briefan M. Sokolow, in: LW 35, S. 467. 

202) ders., Über das Genossenschaftswesen, a.a.O.,S. 3863 

203) Rabehl, Die marxistische Theorie der Transformationsgeselischaft.... ,a.a.0.,5. 261 
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vielmehr ein historisch bedingter, ideologischer Begriff zur Kennzeichnung be- 
stimmter Praxisformen des Übergangs zum Sozialismus (204), der daher — obwohl 
als ideologischer Begriff — durchaus Widersprüche dieser Transformation offenlegen 
konnte. In diesem allgemeinen, praktischen Sinne, nicht jedoch als theoretischer 
Begriff (evtl. mit dem Anspruch der Kennzeichnung von spezifischen Produktions- 
verhältnissen) ist der Begriff des ‚Staatskapitalismus‘“ bis heute von Bedeutung 
geblieben. Es wird jetzt im folgenden zu zeigen sein, was demgegenüber eine Theo- 
rie des Staatskapitalismus impliziert, die beansprucht, mit dieser Begrifflichkeit die 
gesellschaftliche Wirklichkeit der Übergangsgesellschaften zu reproduzieren; wobei 
ich mich darauf beschränken muß, die methodischen Implikationen, die jeweilige 
Konzeption von Geschichte zu zeigen. 


2.2 Zur Existenz eines Staatskapitalismus in den Übergangsgesellschaften 
2.2.1 Die sozialdemokratische Variante (Otto Bauer) 


Wenn im folgenden das Begründungsmuster der sozialdemokratischen Variante skiz- 

ziert wird, so sind dazu zunächst einige allgemeine Bemerkungen notwendig. 

1. Die sozialdemokratische Kritik der russischen Revolution läßt sich nicht auf 
eine Theorie des Staatskapitalismus reduzieren. Das Spektrum der Termini, 
die zur Kennzeichnung der russischen Entwicklung gebraucht wurden, reichte 
von der „asiatischen Despotie“, der „Staatssklaverei“ bis zur Gleichsetzung 
mit Zarismus, Imperialismus und Faschismus (205). 

2. Aber auch da, wo die Entwicklung der Sowjetunion als die eines Staatskapita- 
lismus gekennzeichnet wurde, ist es niemals zu einer Ausarbeitung einer ho- 
mogenen Theorie des Staatskapitalismus gekommen. Der Grund dafür scheint 
mir darin zu liegen, daß die eigene Taktik der Sozialdemokratie (mit der ihr 
zugrundeliegenden Staatstheorie, ihrer „Keimzellen“-Theorie der Sozialisie- 
rung etc.) selbst unter Verdacht stand, lediglich zu einem „Staatskapitalis- 
mus“ zu führen. Das Lieblingsthema der Sozialdemokratie war daher auch das 


204) Erscheinungsformen dessen, was Lenin unter dem Begriff des „Staatskapitalismus“ faßte, 
existierten auch etwa in Cuba und in der VR China. Man vgl. allerdings, wie etwa Che 
Guevara diese Erscheinungsformen und einen diesbezüglichen Text von Lenin disku- 
tiert — ohne allerdings von „Staatskapitalismus“ zu sprechen. (Ernesto Che Guevara, 
Über das Budget-Finanzierungssystem, in: Bettelheim, Castro, Guevara, Mandel, Mora, 
Wertgesetz, Planung und Bewußtsein. Die Planungsdebatte in Cuba, Frankfurt 1969, 
S. 47 ff.) Oder Texte von Mao, in denen er den Zusammenhang von „neuer Demokratie“ 
und fortbestehenden, kapitalistischen Verhältnissen thematisiert. (Mao Tse-tung, Über 
die Koalitionsregierung, in: Ausgewählte Werke Band III, Peking 1969, insb. S. 267 ff. 
und ders., Die gegenwärtige Lage und unsere Aufgaben, in: Ausgewählte Werke Band IV, 
insb. S. 172 ff.) 

205) Über die Einschätzung der Entwicklung der russischen Revolution durch die deutsche 
Sozialdemokratie informiert Peter Lösche, Der Bolschewismus im Urteil der deutschen 
Sozialdemokratie 1903-1920, Berlin 1967; über die der österreichischen Sozialdemokra- 
tie Norbert Leser, Die Odyssee des Marxismus. Auf dem Weg zum Sozialismus, 
Wien 1971, insb. S. 75 ff. 
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Verhältnis von Demokratie und Diktatur des Proletariats. 

3. Die Kritik der russischen Revolution war in dem Maße irrational und emotio- 
nal, wie die sozialdemokratischen Parteien sich einer starken kommunisti- 
schen Partei im eigenen Land gegenübersahen. Das ist ein wesentlicher Erklä- 
rungsfaktor dafür, daß die Kritik der österreichischen Sozialdemokratie (da in 
Österreich nur eine schwache KP existierte) nicht jene Exzesse und Grotes- 
ken (206) hervorbrachte, die Teile der deutschen Sozialdemokratie kenn- 
zeichnen (207). Das rechtfertigt es auch, daß im folgenden die sozialdemokra- 
tische Variante einer Theorie des Staatskapitalismus gerade am Beispiel eines 
Vertreters der österreichischen Sozialdemokratie, Otto Bauer, entwickelt 
wird. 

Eine Besonderheit der sozialdemokratischen — auch der Bauerschen — Kritik der 

Sowjetunion besteht zweifellos darin, daß die Kriterien dieser Kritik aus der Zeit 

vor der Oktoberrevolution stammen; diese Kriterien daher nicht unmittelbare 

Widerspiegelung des realen Transformationsprozesses sind, sondem Kriterien, die 

von dessen Unmöglichkeit ausgehen: der „Unreife“ der objektiven Bedingungen für 

den Aufbau des Sozialismus im ökonomisch rückständigen Rußland. Die reale Ent- 
wicklung fungiert daher weitgehend als nachträgliche Bestätigung vorformulierter 

Thesen. 

Auch Otto Bauer prognostiziert vor der Oktoberrevolution, daß die russische 

Revolution nur eine bürgerliche Revolution sein könne. 


„Rußland ist ein Agrarland, in dem die Arbeiter eine Minderheit der Bevölkerung sind. Die 
russische Revolution kann nicht mit der Diktatur des Proletariats enden, sie kann nicht eine 
sozialistische Gesellschaftsordnung aufrichten ...Siegt also die russische Revolution, so wird 
ihr Ergebnis eine bürgerliche Republik sein.“ (208) 


Als aber die russische Revolution doch mit der Diktatur des Proletariats endete, 
schreibt Otto Bauer 1920: 


„Die Diktatur des Proletariats in Rußland ist nicht die Überwindung der Demokratie, sondern 
eine Phase der Entwicklung zur Demokratie. Der Despotismus des Proletariais hat die geschicht- 
liche Aufgabe die bäuerliche Masse des russischen Volkes aus der Kulturlosigkeit, in der sie der 
zatische Despotismus erhalten hat, emporzuheben und dadurch erst die Voraussetzungen der 
Demokratie in Rußland zu schaffen. Die Diktatur des Proletariats in Rußland ist... nur eine 
Durchgangsphase der russischen Entwicklung .. . “ (209) 


206) Eine dieser Grotesken sei hier zitiert. Karl Kautsky mißt die russische Entwicklung an 
der Pariser Commune und schreibt: „Deren Diktatur des Proletariats hat sich nie auf 
Bauernräte gestützt.“ (Terrorismus und Kommunismus, Berlin 1919, zitiert nach der 
2. Auflage von 1925,$. 109) 

207) Darauf machen Leser, a. a.O., S. 194 und Lösche, a.a.O., S. 260, aufmerksam. Lösche 
arbeitet zudem heraus, zu welchen Zeitpunkten etwa die deutsche Sozialdemokratie ihre 
Kritik vorübergehend zurückstellte (etwa während des I. Weltkrieges und nach dem 
März 1917), zu Zeitpunkten, wo die russische Revolution für die Taktik der deutschen 
Sozialdemokratie funktionalisierbar war. 

208) Heinrich Weber (Pseudonym für Otto Bauer), Die russische Revolution und das europäi- 
sche Proletariat, Wien 1918, S. 26 £. 

209) Otto Bauer, Boischewismus oder Sozialdemokratie? , Wien 1920, S. 69 
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Bauer leugnet nicht den proletarischen Charakter der russischen Revolution, bestä- 
tigt, daß sie als soziale Revolution die bestehenden kapitalistischen Verhältnisse 
transformiere. Aber zugleich subsumiert er diese reale Entwicklung unter die vorfor- 
mulierten Schemata, die von ihrer Unmöglichkeit ausgehen. 


„Es ist eine sozialistische Gesellschaft, die da entsteht. Denn die Sowjetmacht hat die Arbeits- 
mittel den Kapitalisten entwunden, den Arbeitsprozeß von der Herrschaft des Kapitals befreit, 
die Verfügung über den Arbeitsertrag den Kapitalisten entrissen und sie selbst organisiert 
jetzt... eine planmäßige, unmittelbar gesellschaftliche Verteilung des Arbeitsertrages. Aber 
wenn das Sozialismus ist, so ist es doch ein Sozialismus besonderer Art, ein despotischer 
Sozialismus.“ (210) 


Dieser „‚despotische Sozialismus‘ sei das „notwendige Produkt ... der russischen 
Kulturlosigkeit“, aber zugleich „eine ‚transitorische Notwendigkeit‘, ein zeitweilig 
unentbehrliches Instrument des historischen Fortschritts“ (211). Mit dieser doppel- 
ten Notwendigkeit, die den „historischen Fortschritt“ exekutiert, wird sowohl die 
Realität der Diktatur des Proletariats als auch deren nur vorübergehende Existenz 
begründet; damit die Realität jenen Schemata angepaßt, hinter denen die „bürger- 
lich-demokratische Republik“ lauert (212). 

Mit dem Übergang zur Neuen Ökonomischen Politik scheint sich die russische 
Revolution tatsächlich den Schemata zu unterwerfen, die mit der „‚Marxschen Ge- 
schichtsauffassung“ identifiziert werden (213). 


„Es ist eine Kapitalistische Wirtschaft, die wir so wiedererstehen sehen: eine kapitalistische 
Wirtschaft, die von der neuen Bourgeoisie beherrscht wird ... “ (214) 


Da diese „Restauration des Kapitalismus“ aber nur der Abklatsch vorab formulier- 
ter Schemata ist, muß der Nachweis ihrer Existenz schwierig werden. Er ist nicht nur 
dadurch gekennzeichnet, daß der verstaatlichte Sektor völlig „übersehen“ wird, 


210) ebd., S. 62 f. Bauer spricht an anderer Stelle auch von einem „Staatssozialismus in seiner 
schärfst ausgeprägten, brutalsten Form“ (ebd., S. 98). 

211) ebd.,S.63£. 

212) ebd., S. 70 f. Der Interpretation, Bauer habe seine Einschätzung der russischen Revolu- 
tion 1920 revidiert, weil er von „despotischem Sozialismus‘ gesprochen habe, kann nicht 
zugestimmt werden (so Leser, a.a.0©., S. 93). Bauer bestätigt gerade 1921 die Kontinui- 
tät seiner Einschätzung. Vgl. Anm. 213. Aufschlußreicher ist hier schon der Briefwechsel 
zwischen Bauer und Kautsky 1920, in dem Bauer begründet, daß seine Schrift „durch 
den Wunsch bestimmt (sei), die Einheit der österreichischen Arbeiterklasse zu bewah- 
ren.“ (Meivin Croan, Perspektiven der sowjetischen Diktatur — Otto Bauer, in: Der Revi- 
sionismus, hrsg. von Leopold Labedz, Köln 1965, S. 478 f.) Das erklärt die Funktion der 
„doppelten Notwendigkeit“. Für die Periode des Übergangs vom „despotischen“ zum 
„demokratischen“ Sozialismus respektiert Bauer die Möglichkeit von „gesellschaftlichen 
Mischformen ... , die unsere aus den Erfahrungen der Vergangeheit abstrahierte Wissen- 
schaft noch nicht zu klassifizieren vermag.‘ (Bauer, Bolschewismus....,a.a.0., S. 70) 

213) „Der ‚neue Kurs‘... hat meine Prognosen bestätigt. ... Die Geschichtsauffassung, die 
Marx uns gelehrt hat, wäre uns nichts nütze, wenn sie uns nicht befähigte, den gewaltig- 
sten Klassenkampf unserer Zeit anders, tiefer zu begreifen als aus den durch die Leiden- 
schaft des Kampfes genährten Ideologien, Illusionen der Kämpfenden selbst.‘ (Bauer, 
Der ‚neue Kurs‘ in Sowjetrußland, Wien 1921,S. 4 und S. 6) 

214) ebd.,S. 20 
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auch sonst ersetzt die „Logik“ und die „Notwendigkeit“ die Explikation durch 
Tatsachen. 

Die NEP sei die „Kapitulation der Sowjetregierung vor der Bauernschaft“, mit 
der eine „Restauration des Handelskapitals“ (215) und die Entstehung einer „neuen 
Bourgeoisie‘ (216) einhergehe. Und von dieser Feststellung aus, vollzieht sich dann 
die „Restauration des Kapitalismus“ von selbst: 


„Sobald der Widerstand der Bauernmasse der Sowjetregierung die Rückkehr zum freien Handel 
aufzwang, wurde durch die innere Logik des Handels selbst die ganze kapitalistische Wirtschafts- 
ordnung wiederhergestellt“, worin „der Grundgedanke der Marxschen Geschichtsauffassung 
seine Bestätigung (findet).“ (217) 

„Der russische Kommunismus war... nur das Mittel der Geschichte ... die Voraussetzungen 
der Entwicklung des Kapitalismus auf neuer, verbreiteter Grundlage zu schaffen.“ (218) 


In der Bauerschen Theorie ersetzt die „Logik der objektiven Verhältnisse“ die 
Reproduktion des Konkreten; was bedeutet, daß sich Geschichte außerhalb der 
Praxis agierender Subjekte konstituiert, sich quasi von selbst vollzieht und dabei der 
„Ökonomischen Notwendigkeit“ (219) gehorcht. 

Haben sich so schon einmal die Schemata der Unmöglichkeit des Aufbaus des 
Sozialismus im ökonomisch rückständigen Land „bewährt“, so wird mit ihnen nun 
auch die weitere Entwicklung prognostiziert — denn die Diktatur des Proletariats 
widerspricht ja noch der „Restauration des Kapitalismus“ (bzw. den Schemata). 


„Die reale Praxis des ‚neuen Kurses‘ ist der Wiederaufbau einer kapitalistischen Wirtschaft. Aber 
den Wiederaufbau des Kapitalismus glaubt er (Lenin — d. Verf.) vollziehen zu können unter der 
‚Diktatur des Proletariats‘. Das ist immer noch Illusion, immer noch Utopie... Ihre Liquida- 
tion ist unvermeidlich ...‘““, worin sich „abermals Marxens Lehre (bestätigt), daß der Umwäl- 
zung der ökonomischen Basis die Umwälzung des ganzen politischen und juristischen Überbaues 
folgen muß.“ (220) 


215) ebd.,8.15 

216) ebd., S. 16. Unter „neue Bourgeoisie“ rechnet Bauer sowohl Schleichhändler und Kriegs- 
gewinnler als auch die „Sowjetbürokratie ... der sozialisierten Unternehmungen“, wobei 
bei letzteren die Tatsache der Korruption sie als „Klasse“ konstituiert. Ja, Bauer schreibt 
sogar, daß diese „neue Bourgeoisie‘“ im Handel „eine legale Verwertung ihres Kapitals“ 
(S. 17) gefunden habe. Seltsames „Kapital“, das sich im Handel „verwertet“. 

217) ebd., S. 20. Wenn an manchen Stellen statt von ‚innerer Logik“ von Tatsachen die Rede 
ist, muß Bauer allerdings zugestehen, daß nur „wenige große Betriebe... tatsächlich 
verpachtet (wurden)“, „nur wenige und unbeträchtliche Konzessionen erteilt werden 
(konnten)“ (S. 23 f.) etc. 

218) ebd.,S.31 

219) ebd., S. 36. Sieh dabei auf Marx zu berufen, heißt „vergessen“, daß Marx von einer 
historischen Gesetzmäßigkeit ausging, die immer die Praxis von Menschen bzw. Klassen 
mit einschloß, die „ökonomischen Verhältnisse‘ daher nie eine determinierte Notwen- 
digkeit, sondern nur eine reale Möglichkeit begründeten. Vgl. Helmut Fleischer, Die Idee 
der historischen Notwendigkeit im historischen Materialismus, in: Sozialphilosophische 
Studien, Westberlin 1973, insb. S. 21 ff. 

220) ebd., S. 33 f. und S. 27. Die Liquidation der Diktatur des Proletariats könne dabei ent- 
weder auf dem Wege der „blutigen Konterrevolution“ erfolgen, oder aber „allmählich, 
friedlich abgebaut‘ werden, wobei auf letzterem Wege „keimkräftige Elemente einer 
sozialistischen Weiterentwicklung“ (S. 35) erhalten blieben; vielleicht so „‚keimkräftig“ 
wie die Arbeit der österreichischen Sozialisierungskommission, von der bis 1925 nur die 
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Der Sinn dieser prognostizierten Umwälzung des Überbaus, der Liquidation der 
Diktatur des Proletariats, liegt denn auch darin, jene „Rechtssicherheit“ zu schaf- 
fen, die in- und ausländische Kapitalisten zur „Kapitalanlage“ in Rußland anregen 
soll (221); mithin soll durch sie erst die Voraussetzung dafür geschaffen werden, 
was Bauer bereits „bewiesen“ hatte: die „Restauration des Kapitalismus“. 

Werden in der Bauerschen Theorie die „objektiven Verhältnisse“ zu den Sub- 
jekten der Geschichte hypostasiert, so muß diese Theorie gerade an ihrer eigenen 
Voraussetzung scheitern: an der Veränderung der „objektiven Verhältnisse“ (sofern 
diese selbst noch auf die statistische Erfassung der ökonomischen Rückständigkeit 
reduziert werden). In der Entwicklung der Bauerschen Kritik der Sowjetunion hat 
sich gerade dieser Prozeß vollzogen. 

Unter dem Eindruck von Weltwirtschaftskrise und Faschismus :inerseits, der 
wirtschaftlichen Erfolge des 1. Fünf-Jahres-Planes in der Sowjetunion andererseit:, 
revidiert Bauer seit 1931 die These eines Zusammenbruchs der Sowjetunion. Er 
schreibt: 


„Nur wer nicht fähig ist, aus neuen Tatsachen, aus Tatsachen weltgeschichtlicher Bedeutung zu 
leınen, kann heute noch an Fehlurteilen festhalten, die in den Jahren 1917-21 begreiflich und 
verständlich waren.“ (222) 


Dieses „Lernen“ Otto Bauers zeigt sich insbesondere darin, daß er jetzt zugest. ht, 
daß sich in der Sowjetunion ein „sozialistischer Urabau der Gesellschaft“ vollzishe, 
die Sowjetunion „einen großen Teil des Umwandlungsprozesses von der kapitalisti- 
schen zur sozialistischen Gesellschaft schon zurückgelegt“ (223) habe, wenn 
auch — unter der Bedingung der „terroristischen Diktatur“ — bei „ungeheuerlicher 
Unwirtschaftlichkeit‘“ (224). Die Perspektive: 


„in dem Maße, als die Lebenshaltung der Volksmassen wird gebessert werden können, wird die 
terroristische Diktatur überflüssig und abgebaut, das Sowjetregime demokratisiert werden 
können. Wenn die Diktatur, die über den staatlichen Produktionsapparat verfügt, von einer 
Demokratie der werktätigen Massen abgelöst wird, wird aus dem Staatskapitalismus der Dikta- 
tur eine sozialistische Organisation der Gesellschaft.“ (225) 


Werden so zwar einige inhaltliche Aussagen früherer Kritiken zurückgenom- 
men (226), so bleibt aber selbst noch in dieser Modifikation das frühere Begrün- 


Arsenal-Werke übrigblieben — „Keime“, dig nicht so recht „keimen“ wollen. 

221) ebd.,S.25 ff. 

222) Ötto Bauer, Zwischen zwei Weltkriegen? Die Krise der Weltwirtschaft, der Demokratie 
und des Sozialismus, Bratislava 1936, S. 286 

223) ebd.,S.161 

224) Otto Bauer, Kapitalismus und Sozialismus nach dem Weltkrieg, Band I: Rationalisie- 
rung — Fehlrationalisierung, Wien 1931, S. 219 

225) ebd.,S. 220 

226) Diese Zurücknahme früherer Positionen — begleitet von dem Wunsch eines ‚„integralen 
Sozialismus“, konkret: einer Vereinigung von sozialistischer Arbeiterinternationale und 
Kommunistischer Internationale — hat innerhalb der internationalen Sozia demokratie 
erbitterte Kritiker hervorgerufen. Vgl. für viele andere Karl Kautsky, Die Aussichten des 
Sozialismus in Sowjetrußland, in: Die Gesellschaft, Berlin 1931, 2. Band, S. 420 ff. und 
die Antwort von Otto Bauer, Die Zukunft der russischen Sozialdemokr::tie, in: Der 
Kampf, Wien 1931,58. 513 ff. 
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dungsmuster voll erhalten: die Auffassung von Geschichte als dem Prozeß „ökono- 
mischer Notwendigkeiten“. Im Rückblick erscheint der Verlauf der sozialistischen 
Transformation seit 1917 als eine ‚an sich unvermeidliche Entwicklung“ (227); ein 
„an sich“, das Geschichte nicht als Praxis handelnder Subjekte unter gegebenen 
konkreten Bedingungen kennt. 


2.2.2 Die anarcho-syndikalistische Variante (Helmut Wagner, Otto Rühle) 


Auch bei diesem zweiten Typus der Theorie des Staatskapitalismus ließe sich zei- 
gen, wie Genesis und jeweilige Modifikation dieser Kritik mit den Praxisformen der 
Kritiker vermittelt sind. In der deutschen anarcho-syndikalistischen Bewegung ent- 
wickelt sich die ursprünglich positive Bewertung der russischen Revolution unter 
dem Eindruck der Konflikte auf dem I. und III. Weltkongreß der Kommunisti- 
schen Internationale 1920/21 und der Lenin-Gorter-Debatte zur Negation der sow- 
jetischen Entwicklung als Staatskapitalismus (228). Von daher steht auch die Partei- 
konzeption der Bolschewiki im Zentrum ihrer Kritik. Jede Kritik des Transforma- 
tionsprozesses in der Sowjetunion präsentiert sich als Kritik am Bolschewis- 
mus (229), was schon darauf hinweist, daß eher die Theorie dieser Transformation 
und nicht so sehr deren Realität im Blickpunkt der Kritik(er) steht. Das soll an 
Texten von Helmut Wagner und Otto Rühle gezeigt werden (230), wobei ich mich 
auch hier auf die Methode des Nachweises der Existenz eines Staatskapitalismus 
beschränke. 

Helmut Wagner verfaßte 68 ‚Thesen über den Bolschewismus‘ (231), die die- 
ses Verhältnis von Kritik der Theorie der sozialistischen Transformation und deren 
Realität sehr plastisch widerspiegeln: nur zwei dieser „Thesen“ beschäftigen sich 
mit dem Staatskapitalismus. 


„Die bolschewistische (!) Wirtschaft ist Staatsproduktion mit kapitalistischen Methoden“, 


227) „Unvermeidlich‘“ war „der schnelie Industrialisierungsprozeß ... auf Kosten des Kon- 
sums der Volksmassen‘“ (Bauer, Zwischen zwei Weltkriegen, a.a.O., S. 154), „unver- 
meidlich‘ auch die Herausbildung eines „allmächtigen, bürokratisch-militärisch-polizei- 
lichen Militärapparats“ (S. 156) etc.; „unvermeidlich“ dann sicher auch der „Sozialismus 
in einem Land“, der „sehr wohl möglich (ist) in einem gewaltigen Lande wie Ruß- 
land...“ (S$. 201) 

228) Vgl. hierzu etwa Olaf Ihlau, Die Roten Kämpfer, Meisenheim am Glan 1969 (2. Ab- 
schnitt: Die Stellung der KAPD zur UdSSR und KN), S. 6 ff. 

229) Das gilt natürlich nicht ausschließlich für die anarcho-syndikalistische Kritik, obwohl 
diese wesentlich darauf basiert. Auch Sozialdemokraten haben mit der Diktatur des 
Proletariats den Bolschewismus kritisiert. Mänchen-Helfen, Rußland und der Sozialismus. 
Von der Arbeitermacht zum Staatskapitalismus, Berlin 1932, S. 16, spricht sogar von 
„bolschewistischer Gesellschaft“. 

230) Wagner und Rühle gehörten Gruppierungen an (der Gruppe „Rote Kämpfer“ bzw. der 
AAUE), die aus Fraktionierungen der KAPD entstanden. Vgl. Ihlau, a.a.O., S. 179, 
S. 183 

231) Thesen über den Bolschewismus, Westberlin o. I. Zur Authentizität der Autorenschaft 
Wagners vgl. Ihlau, a. a. O., S. 95 ff. 
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wobei unter Methoden die Leitung der Industrie „nach den Gesichtspunkten kapita- 
listischer Rentabilität“, „kapitalistisches Entlohnungs- und Antreibersystem“ und 
die „Raffinessen kapitalistischer Rationalisierung“ (232) verstanden werden. Aber 
selbst die dreimalige Voranstellung des Adjektivs „kapitalistisch“ begründet noch 
nicht, daß es sich dabei um kapitalistische Produktion handelt. Sie wird auch im 
nächsten Satz schlechthin postuliert: 


„Diese Staatsproduktion produziert Mehrwert... “ (233) 


Alle weiteren Feststellungen, wie etwa, daß die „russische Staatswirtschaft .. . dar- 
um Profitproduktion und Ausbeutungswirtschaft“, „Staatskapitalismus unter den 
historisch einzigartigen Bedingungen des bolschewistischen Regimes“ (234) sei, sind 
tautologische Umformulierungen dieser Prämisse. 

Der eigentliche Schlüssel für den Nachweis der Existenz eines Staatskapitalis- 
mus aber liegt in der folgenden These: 


„Lenin selbst hatte jedoch von der Sozialisierung der Produktion keine grundlegend andere 
Vorstellung als die einer bürokratisch geleiteten Staatswirtschaft. Vorbild für sozialistische Orga- 
nisierung der Produktion waren ihm z.B. die deutsche Kriegsplanwirtschaft oder die Reichs- 
post... Ebenso stützte sich Lenin und mit ihm der Bolschewismus überhaupt auf die Sozialisie- 
rungsvorstellungen des zentristischen Hilferding .... Der Sozialisierungsbegriff der Bolschewiki 
ist darum nichts als der Begriff einer vom Staat übernommenen und von seiner Bürokratie von 
außen und von oben geleiteten kapitalistischen Wirtschaft. Der boischewistische Sozialismus ist 
staatlich organisierter Kapitalismus.“ (235) 


Diese These bestätigt, daß sich in der anarcho-syndikalistischen Variante einer 
Theorie des Staatskapitalismus Geschichte wesentlich aus den Theorie-Formen und 
Ideologien der agierenden Subjekte konstituiert, die lediglich mit den „objektiven 
Verhältnissen“, nicht aber mit realen Praxisformen vermittelt werden. Auch hier 
steht im Hintergrund die apodiktische Aussage: 


„Die russische Revolution konnte — ihren historischen Bedingungen nach — von Anfang an nur 
eine bürgerliche Revolution sein ... Dem phaseologischen Schema der Entwicklung nach, wie es 
Marx formuliert und vertreten hat, hatte in Rußland auf den feudalistischen Zarismus der 
kapitalistische Bourgeoisstaat zu folgen... Den Kapitalismus aufzurichten und den bürgerli- 
chen Staat zu organisieren ist der historische Beruf der bürgerlichen Revolution. Die russische 
Revolution war und ist eine bürgerliche Revolution, nicht mehr und nicht weniger: der starke 
sozialistische Einschlag ändert nichts an diesem Wesentlichen.‘ (236) 


232} These 58...,a2.2.0.,8.40 

233) These 59...,ebd. 

234) ebd. 

235} These 49..., ebd., S. 32 f. Zum gleichen Interpretationsmusier vgl. Mattick, a.a.O., 
S. 305; vgl. auch: Die soziale Revolution ist keine ParteisacheNr. 2, Westberlin 1971,58. 91. 
Mit dieser Interpretation geht in der Regel auch die Behauptung einher, Lenin selbst habe 
die russische Staatswirtschaft als Staatskapitalismus bezeichnet. Vgl. etwa: These 48 ..., 
a. a. O., $S. 32; Paul Mattick, Einige Bemerkungen zu Mandels „Marxistischer Wirtschafts- 
theorie“, in: Die soziale Revolution ...,a.a.O.,Nr.1,S. 108 

236) Otto Rühle, Von der bürgerlichen zur proletarischen Revolution (1924), Westber- 
lin 1970,8. 17,8. 21 
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Aber weder die aus dem „phaseologischen Schema von Marx“ (237) gefolgerte und 
zum Meta-Subjekt konstituierte „historische Aufgabe“ noch die Theorie-Formen 
der Akteure sind identisch mit der geschichtlichen Praxis selbst. Ohne deren Expli- 
Kation ist der Satz 


„Lenins ‚Orihodoxie‘ war Ideologie, falsches Bewußtsein von einer nichts-sozialistischen 
Praxis‘ (238) 


in dem Sinne ahistorisch, daß hier die Kritik der Theorie die Kritik der „wirklichen 
Bewegung“, die immer Geschichte als Praxis ist, ersetzt. 

Bei dieser Auffassung von Geschichte ist es dann allerdings nicht mehr mög- 
lich, die „wirkliche Bewegung“ tatsächlich zu explizieren. 


»...in den Regionen der Staatswirtschaft waren ganz in der Stille die Fundamente eines breit 
ausladenden Staatskapitalismus entstanden.“ (239) 

„Die Massen wollten eigentlich den Kommunismus, aber das Experiment bog sich von selbst 
zum Staatskapitalismus um.“ (240) 


Wenn auch mittels eines anderen Begründungsmusters — das hier wesentlich auf die 
Theorie-Formen der sozialistischen Transformation rekurriert (241), sich darin na- 
türlich auch unterschiedliche praktische Intentionen der Kritiker manifestier- 
ten — so zeigt sich doch in der anarcho-syndikalistischen Variante ein analoges Er- 
gebris wie in der sozialdemokratischen: die Negation der Geschichte als Praxis. 


2.2.3 Die mao-strukturalistische Variante (Charles Bettelheim) 


Die dritte Variante (242) kann als mao-strukturalistische gekennzeichnet werden, 
da durch sie die beiden Momente benannt sind, die das methodische Begründungs- 
muster dieses Nachweises der Existenz eines Staaiskapitalismus bestimmen. Das 


237) Zur Kritik einer deterministischen Interpretation des „phaseologischen Schemas von 
Marx“ vgl. auch Helmut Fleischer, Marxismus und Geschichte, Frankfurt 1969, S. 40 £f, 
S. 77 8L. 

238) Mattick, Marx und Keynes, a. a. O.,$S. 316 

239) Steuermann (Pseudonym für Otto Rühle), a. a. O.,S. 196 

240) ebd., 5. 229. Dieser spätere Text von Rühle (1931) enthält zahlreiche Widersprüche zu 
dem von 1924 (vgl. Anm. 236) 

241) Die Frage der inhaltlichen Berechtigung der anarcho-syndikalistischen Kritik an der 
Leninschen Parteikonzeption bleibt hier unberücksichtigt. Um was es nur geht, ist zu 
zeigen, daß hier Theorie-Formen mit Praxisformen vollständig identifiziert werden, was 
eine Form der Ahistorizität impliziert. Zudem zeigt gerade die russische Entwicklung 
unmittelbar nach 1917, daß die „wirkliche Bewegung“ nicht nur der stumme Exekutor 
der Leninschen Parteitheorie war, sondern vielfältige und wechselnde organisatorische 
Formen hervorgebracht hat. Vgl. dazu etwa Falk Döring, Organisationsprobleme der 
russischen Wirtschaft in Revolution und Bürgerkrieg (1918-1920), Dissertation Mar- 
burg/Lahn 1969; Walter Pietsch, Revolution und Staat, Dissertation Freiburg i. Br. 1968 

242) Zwei weitere Varianten, die die hier angesprochene Problematik von Theorie und Ge- 
schichte in eklatanter Weise enthalten, können hier nicht mehr ausgeführt werden. Die 
eine (CHff, Kidron u. a.) begründet die Existenz eines Staatskapitalismus etwa in der 
Sowjetunion wesentlich aus der Existenz eines kapitalistischen Weltmarktes bzw. dem 
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„mao‘ meint nicht die „Freundschaft mit der VR China“, sondern die methodische 
Implikation dieser „Freundschaft“ in der Theorie Bettelheims: 


„ich glaube, daß hier wieder die Kulturrevolution wesentlicher Gegenstand der theoretischen 
Reflexion sein muß. Wir haben die ungemein reichhaltige sowjetische Erfahrung, die es eines 
Tages noch ganz spezifisch zu analysieren gilt. Das ist bislang noch nicht vollständig durchge- 
führt, weil uns sowohl eine Reihe von Kategorien als auch die Erfahrung einer anderes gearteten 
Praxis fehlten.“ (243) 


Diese „anders geartete Praxis“ der chinesischen Kulturrevolution (244) wird aller- 
dings dann zur programmatischen Norm erhöht, wenn sie jene „Realinstanz“ (245) 
verkörpert, von der aus die moralisierende Frage gestellt wird, „ob die Sowjetunion 
sozialistisch ist“ (246). Im Verfahren dieser komparativen Statik kann zwar die 
sowjetische Entwicklung qualifiziert, aber nicht mehr auf Basis ihrer eigenen kon- 
kreten Bedingungen begründet werden. 

Das „strukturalistische“ Moment der Bettelheimschen Theorievariante aber 
ist wichtiger, da sich hierin ein Umschlag in der Theorie des Staatskapitalismus (und 
der Theorie der Übergangsgesellschaft generell) manifestiert: ein Umschlag — wie 
einleitend formuliert wurde — vom Dilemma in der Erfassung der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit der Übergangsgesellschaften zur Objektivierung dieses Dilemmas als 
Methode (247). (Hier kann allerdings nur auf einige Implikationen der strukturali- 


Handel der Sowjetunion mit kapitalistischen Ländern. Es ist jedoch evident, daß von 
einer „Restauration des Kapitalismus“ nur gesprochen werden kann, wenn eine Verände- 
zung der Produktionsverhältnisse in der Sowjetunion vorliegt. 

Eine zweite Variante kann als „‚bürgerliche“ Variante bezeichnet werden, da hier ein 
Kapital-Begriff zugrunde liegt, der „Kapital!“ nur in seiner dinghaften Gestalt, nicht aber 
als gesellschaftliches Verhältnis begreift. Vgl. etwa Witalij Grünstein, Staatskapitalismus 
und innere Handelspolitik der Union der sozialistischen Sowjetrepubliken, Dissertation 
Heidelberg 1928; oder Savel Zimand, State Capitalism in Russia, published by the 
Research Department of the Foreign Policy Association, New York 1926. 

243) Charles Betteiheim, China und die Sowjetunion: Zwei „Modelle“ der Industrialisierung, 
in: Varga, Bettelheim,Maccio, Sowjetunion und China. Zwei Wege des sozialistischen 
Aufbaus, München 1970, $. 53 

244) Wobei zu Bettelheim anzumerken wäre, daß er bis heute lediglich die Anfangsphase dei 
Kulturrevolution theoretisiert. Auf Bettelheims jüngstes Elaborat und seine „Abrech- 
nung‘ mit der sog. „Uitra-Linken‘“ (Revolution cultureile et organisation industrielle en 
Chine, Paris 1973) wird in einem späteren Text noch eingegangen. 

245) ‚Die doppelte Erscheinungsweise dieses normativistischen Verhältnisses zur ‚wirklichen 
Bewegung‘ besteht darin, daß a) die programmatische Norm jener wirklichen Bewe- 
gung .. . gegenüber in einer abstrakten, doktrinären Weise geltend gemacht wird, nament- 
lich dort, wo man einen Verstoß gegen die Norm bemerkt, und b) daß man auf der 
anderen Seite eine geschichtliche Realinstanz (im Gegenwärtigen oder im Vergangenen) 
herauspräpariert, die integral als die Verkörperung des programmatisch Normierten gel- 
ten soll.“ (Helmut Fleischer, Methodologische Vorüberlegungen zum Begreifen revolutio- 
närer Praxis — Zur Kritik des programmatischen Normativismus, in: Permanente Revolu- 
tion, Nr. 1/2,a.a.©., S. 40) 

246) Bettelheim, Ökonomischer Kakül...,a.a.0.,8.7 

247) Man kann natürlich nicht sagen, daß dieser Umschiag ein bewußt vollzogener ist, da die 
Methode der strukturalen politischen Ökonomie ja nicht nur auf die Analyse der Trans- 
formationsperiode angewandt wird. In der Entwicklung der Theorie des Staatskapitalis- 
mus aber stellt sie objektiv einen solchen Wendepunkt dar. 
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stischen Methode aufmerksam gemacht werden, soweit sie für die Problematik von 
Theorie und Geschichte in der Bettelheimschen Theorie des Staatskapitalismus rele- 
vant sind.) (248) 

Die strukturale politische Ökonomie geht von der Fragestellung aus: „Was ist 
der theoretische Gegenstand des Kapitals? “, verwirft die „ökonomistische“ und 
„nistorizistische“ Interpretation (249) und kommt zu der Behauptung: 


„Der theoretische Gegenstand bei Marx ist die kapitalistische Produktionsweise in ihrer Kernge- 
stalt und die Determination dieser Kerngestalt. D. h., daß Marx nicht z. B. das kapitalistische 
England studiert, das er oft zur Illustration gebraucht, sondern er studiert in der begrifflichen 
Abstraktion als Erkenntnisobjekt einen ideellen Gegenstand.“ (250) 


Der Gegenstand der Kritik der politischen Ökonomie ist also nicht die Geschichte, 
sondern „die theoretische Konstruktion des Objekts der Geschichte, das heißt ihr 
Begriff“. Analyse der Transformationsperiode bedeutet demnach, 


„den Begriff von Geschichte zu konstruieren, der den verschiedenen, so erreichten Strukturen 
entspricht.“ (251) 


Eine entscheidende Konsequenz dieser methodischen Direktive zeigt sich etwa bei 
Bettelheim darin, daß er es ablehnt, von einem „Überleben“ der Warenkategorien in 
der Übergangsgesellschaft zu sprechen, stattdessen von ihrem „Vorhandensein“ aus- 
geht. Was ist der Sinn dieser scheinbaren Spitzfindigkeit? 


„... man erklärt die Gegenwart nicht mit einem simplen Verweis auf die Vergangenheit. Das 
Problem muß ir sich untersucht werden.“ (252) 


Die Warenverhältnisse in der Transformationsperiode sind nicht mehr die „Mutter- 
male der alten Gesellschaft“ (253), sondern die Produkte der Strukturen (254) der 
Übergangsgesellschaft selbst, die nicht mehr als Negation des Kapitalismus er- 


248) Zur detaillierten Kritik der Bettelheimschen Theorie vgl. K. Nair und Jean-Luc Dalle- 
magne, beide in: Kritik der politischen Ökonomie Nr. 1, Westberlin 1973 

249) Nicos Poulantzas, Theorie und Geschichte. Kurze Bemerkungen über den Gegenstand des 
„Kapitals“, in: Kritik der politischen Ökonomie heute. 100 Jahre „Kapital“, Frank- 
furt 1968, S.58; Louis Althusser/Etienne Balibar, Das Kapital lesen, 2 Bände, Rein- 
bek 1972,58. 94 ff. 

250) Charles Bettelheim, Probl&matique de l’&conomie de transition, in: Etudes de Planifica- 
tion Socialiste Nr. 3, Paris 1966, S. 127£. Zur Unterscheidung von „Erkenntnisobjekt“ 
und „realen Objekten“ vgl. Althusser/Balibar, a. a. O. 

251) Poulantzas, a.a.O., S.68. Die Bedeutung der Unterscheidung von Geschichte und 
„Begriff von Geschichte‘ wird etwa darin sichtbar, was Althusser über die Kategorie des 
Mehrwerts schreibt: „Daß der Mehrwert keine meßbare Größe ist, liegt daran, daß er 
keine Sache sondern der Begriff einer Beziehung, der Begriff einer gesellschaftlichen 
Produktionsstruktur ist... “. (Althusser/Balibar, a. a. O.,S. 243) 

252) Bettelheim, Ökcnomischer Kalkül...,a.a.0.,$.15 

253) Karl Marx, Kritik des Gothaer Programms, in: MEW 19, Berlin/DDR 1969, S. 2i 

254) „Ce qui nous appellerons pour le moment des ‚survivances’ .. .represente en fait, les 
produits des structures dans lesquels ces pretendues ‚impuretes’ ne sont pas des ‚survi- 
vances’, car elles ne sont pas &trangeres aux structures r&elles dans lesquelles elles se 
trouvent.“ (Betteiheim, Probl&matique..., a.a.O.,$S. 130) 
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scheint. In diesem Axiom einer Übergangsgesellschaft ‚in sich“, ist bereits Bettel- 
heims gesamter Nachweis einer „Restauration des Kapitalismus“ angelegt. Er 
braucht die „vorhandenen“ Warenverhältnisse (d.h. die Zirkulation) nur noch als 
„Zeichen“ von „Kapital,verwertung‘ “ (d.h. der Produktion) zu setzen (255) und 
die „Restauration des Kapitalismus“ ist erklärt — ideologisch (256). 

Aber durch welche Strukturen werden die „vorhandenen“ Warenverhälinisse 
produziert? 


„Der kapitalistische Charakter des ‚Unternehmens‘... besteht darin, daß seine Straktur die 
Gestalt einer doppelten Trennung annimmt: die Trennung der Arbeiter von ihren Produktions- 
mitteln... und die Trennung der einzelnen Unternehmen untereinander.“ (257) 


Die „Struktur“ des Unternehmens ist aber erst dann „kapitalistisch“, wenn sie Re- 
sultat eines gesellschaftlichen Verhältnisses ist, das dadurch gekennzeichnet ist, daß 
die Arbeitskraft Ware ist, daß folglich Lohnarbeit existiert etc. Die bloße „Tren- 
nung“ von unmittelbaren Produzenten und Leitern des Produktionsprozesses ist 
noch kein Indiz für kapitalistische Produktion. Diese „Struktur“ des Unternehmens 
ist nicht von Natur aus kapitalistisch (258). 

Die „Trennung der einzeinen Unternehmen untereinander“ bedeutet in der 
Konsequenz, daß Konkurrenzverhältnisse zwischen diesen Unternehmen existieren, 
folglich das Wertgesetz Regulator der gesellschaftlichen Produktion ist, etc. Für 
Bettelheim allerdings ist es „unwichtig“, ob diese Autonomie der Unternehmen 
„formal oder wirklich“ (259) ist. Das ist eine der Folgen, wenn man statt Geschich- 
te den „Begriff“ von Geschichte expliziert. 

Nach diesem „Nachweis“ der Existenz von kapitalistischen Verhältnissen, for- 


“6, 


muliert Bettelheim eine „Erweiterung des Begriffs ‚Staatskapitalismus‘ “: 


„Der Begriff des ‚Staatskapitalismus‘ bezeichnet das in Bezug auf das Staatseigentum artikulierte 
System der kapitalistischen Produktionsverhältnisse“ (260), 


wobei zwei Modalitäten möglich sind: „Staatskapitalismus unter der Diktatur des 
Proletariats‘‘ (261), der zu einem „Staatskapitalismus, der von einer Staatsbourgeoi- 
sie beherrscht wird‘ (262) transformiert werden kann, was letztendlich bedeutet, 
daß der politische Überbau dominierend bleibt. Das allerdings heißt, daß seit 1917 
ein Staatskapitalismus existiert hat, die „Restauration des Kapitalismus“ im Grunde 
also nur eine Restauration der „Bourgeoisie“ ist, sie daher auch evolutionär erfolgen 
konnte. 
Bei der Analyse dieser „Restauration des Kapitalismus“ abstrahiert Bettel- 
255) Bettelheim, Ökonomischer Kaikül...,a.a.0.,8. 23,8. 52 
256) Vgl zur Kritik: Dallemagne, a. a. O.,S. 30, S. 60 
257) Bettelheim, Ökonomischer Kalkül... ,a.a.O.,S. 72 
258) Vgl. zur Kritik: Nair, a.2.0.,S. 16 £. 
259) Bettelheim, Ökonomischer Kalkül... ,a.a. 0.8.92 
260) ebd., S. 81. Betteiheim wendet sich gegen den „deskriptiven Charakter“ des Staatskapita- 
lismus-Begriffs bei Lenin (ebd., S. 162) 
261) ebd.,$S. 82 
262} ebd., S. 93. Bettelheim scheint sich noch nicht ganz schlüssig darüber zu sein, ob diese 
„Staatsbourgeoisie‘ eine „Gesellschaftsschicht“ oder „Klasse“ repräsentiert (ebd., S. 90) 
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heim bewußt „von der Analyse der konkreten Bewegung der Klassenkämp- 
fe“ (263), denn Geschichte ist für ihn Geschichte ohne Subjekte, Diesen zweiten, 
„anti-humanistischen“ Aspekt der strukturalen politischen Ökonomie hat Althusser 
begründet: 


„Die wahren (einen Prozeß konstituierenden) „Subjekte‘ sind... eben nicht die ‚konkreten 
Individuen‘ und die ‚wirklichen Menschen‘; die wahren ‚Subjekte‘ sind... die Produktionsver- 
hältnisse .... “ (264) 


Die „Struktur“ erhält so ihre eigene Kausalität: sie ist Geschichte; die „kapitalisti- 
sche Struktur“ der Unternehmen ist die Restauration des Kapitalismus. 

Zwei Momente kennzeichnen demnach das Verhältnis von Theorie und Ge- 
schichte in der strukturalen politischen Ökonomie. Wenn der Gegenstand der Theo- 
rie nicht die Geschichte ist, sondern der konstruierte „Begriff“ von Geschichte, 
verlagert sich die theoretische Analyse „von der Wirklichkeit zur Theorie der Wirk- 
lichkeit“ (265). Die Folge dieser Verlagerung ist, daß sich dann Theorie „in sich“ 
legitimiert, „Begriffe“ außerhalb einer Aneignung des Konkreten produziert werden 
können (266) und die „wirkliche Bewegung“ beliebig subsumierbar wird. 

Wenn andererseits „Strukturen“ die „wahren Subjekte“ der Geschichte sind, 
wird Geschichte als Dimension der Praxis liquidiert. Was übrig bleibt ist die „pro- 
grammatische Norm“, von der man allerdings nicht mehr angeben kann, wie sie zu 
realisieren ist (267). 


Schiußfolgerungen 


Mit der Skizzierung der mao-strukturalistischen Variante ist der Ausgangspunkt 

dieser Arbeit wieder erreicht: das „Dilemma“ in der theoretischen Analyse der 

Übergangsgesellschaften durch die sozialistische Bewegung in den noch kapitalisti- 

schen Ländern. Dieses ‚Dilemma‘ hat aber jetzt einen konkreteren Inhalt, der 

einige Schlußfolgerungen zuläßt. 

1. Die Schwierigkeit einer materialistischen Analyse der Transformationspro- 
zesse existiert nicht erst seit den aktuellen Zersetzungserscheinungen einer 

263} Bettelheim, Remarques theoriques..., zitiert bei: Dallemagne, a.a.O., S. 44. Schon 
während der sog. cubanischen Planungsdebatte hat Che den Theoretiker Bettelheim er- 
mahnt: „...daß eine wirtschaftliche Analyse nie von der historischen Tatsache des 
Klassenkampfs gelöst werden kann.“ (Ernesto Che Guevara, Die sozialistische Planung 
und ihre Bedeutung, in: Bettelheim/Castro/Guevara ...,a.2.0.,8.152) 

264) Althusser/Balibar, a.a. O.,$. 242 

2635) Diesen Aspekt in der Kritik des Strukiuralismus hat Andre Glucksmann, A Ventriloquist 
Structuralism, in: New Left Review Nr. 72, London 1972, betont. 

266) Bettelheim, OÖkonomischer Kalkül...,a.2a.0.,8.7 

267) Dieser doppelte Aspekt der Beitelheimschen Theorie, sein programmatischer Normativis- 
mus und seine Konstruktion einer Theorie ‚in sich“, erklären, daß Bettelheim sowohl 
zum potentiellen Wortführer einer theoretizistischen wie einer sich als Partei kostümie- 
renden Fraktion der Intellektuellenbewegung werden konnte: zum Theoretiker zweier 
unterschiedlicher Formen von Enthistorisierung und Entpolitisierung marxistischer 
Theorie. 
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268) 


265) 


270) 


Intellektuellenbewegung und besteht nicht bloß in einer mangelnden Vermitt- 
Jung von Theorie und Empirie. Es ist daher dringend notwendig, von der bloß 
beschränkten Kritik dieser aktuellen Erscheinungsformen zu einer radikaleren 
Kritik überzugehen: zur Kritik der Kategcrien und der Methode. Allerdings 
kann es sich nicht darum handeln, „falschen“ Kategorien und einer „fal- 
schen“ Methode das jeweilig „Richtige“ entgegenzustellen. Es muß zugleich 
gezeigt werden, unter welchen Bedingungen überhaupt entspiechende Kategc- 
rien produziert werden können. Hierfür lassen sich aus der — wenn auch frag- 
mentarischen -- Rekonstruktion der Theorie des Staatskapitalismus Kriterien 
entwickein. 

Am Beispiel der Theorie des Staatskapitalismnus konnte gezeigt werden, wie 
diese unter bestimmten historischen Bedingungen als ideologische Theorie- 
Form kapitalistischer Entwicklung entsteht und in der russischen Revokution 
als theoretischer Ausdruck des Transformationsprozesses dient. Aus historisch 
erklärbaren Umständen wird sie durch die Revolutionäre selbst auf die Über- 
gangsgesellschaft übertragen. 

Durch die Erfahrung der realen Praxis der Transformation in Rußland erhält 
der Begriff des Staatskapitalismus jedoch einen in der Vergeselischaftung der 
Arbeit zwischen kapitalistischer Metropole und ökonomisch rückständigem 
Land signalisiert, zu einem Begriff, der positiv die Tendenz der Transforma- 
tion auf der Basis der konkreten Bedingungen im ökonomisch rückständigen 
Land formuliert. Die reale Praxis revolutionierte die Begriffe. 

Diese praktische Korrektur ideolggischer und übertragener Kategorien setzte 
voraus, daß diese Praxis selbst Handlungsvarianten kannte, die ihrerseits 
Öffentlichkeit (268) und Benennung von Schwierigkeiten (269) implizierte, 
anderesseits die Begriffe selbst als fransitorische gedacht wurden (270). 
Demgegenüber ist die damalige sozialdemokratische und anarcho-syndikalisti- 
sche Kritik dadurch gekennzeichnet, daß sie eine sich entwickelnde Realität 
an verdinglichten Kategorien (‚objektive Verhältnisse‘) mißt bzw. die Theo- 
rie-Formen der geschichtlichen Subjekte mit deren realer Praxis identifiziert. 
In beiden Fällen verschwindet das Kriterium der Praxis aus der Geschichte 
(obwohl beide Varianten ihre historische Singularität haben). 

Diese Liquidierung der praktischen Dimension von Geschichte ist nicht zußl- 
lig. Sie ist Ausdruck der Tatsache, daß den Kritikern die unmittelbare Erfah- 


„Den Massen verheimlichen, daß die Heranziehung bürgerlicher Spezialisten durch außer- 
ordentlich hohe Gehälter eine Abweichung von den Prinzipien der Kommune ist, würde 
bedeuten, auf das Niveau bürgerlicher Politikaster hinabsinken und die Massen betrügen. 
Offen erklären, wie und warum wir den Schritt zurück gemacht haben, dann öffentlich 
beraten, weiche Mittel vorhanden sind, das Versäumte nachzuholen — das bedeutet die 
Massen erziehen und zusammen mit ihnen aus der Erfahrung lernen, wie man den Sozia- 
lismus aufbauen muß.“ Lenin, Die nächsten Aufgaben ...,a.2.0.,8. 744 £. 

Vgl. etwa das Kapitel „Über die Methode der theoretischen Analyse der sowjetischen 
Wirtschaft“ bei Preobrazenskij, Neue Ökonomik, a. a. O., S. 55-97 

„wenn die Wissenschaft überhaupt in ihrem jetzigen Zustand fließende ‚Prozesse‘ und 
nicht erstarrie, metaphysische ‚Wesenheiten‘ erforscht, so werden gerade in der Über- 
gangsperiode aus offensichtlichen Gründen die Kategorien des Seins durch Kategorien 
des Werdens ersetzt.“ Bucharin, Ökonomik ... ,a.2a.0.,8.132 
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10. 


11. 


rung einer Praxisform des Übergangs fehlt. Oder anders: ihre theoretischen 
Konzepte sind das Produkt ihrer eigenen gesellschaftlichen Bedingtheit, Theo- 
rie-Formen der kapitalistischen Gesellschaft. 

Ihr „Staatskapitalismus“-Begriff verdeckt daher die realen Widersprüche des 
Übergangs, anstatt sie — wenn auch in einer ideologischen Theorie-Form — zu 
enthüllen. Die „wirkliche Bewegung“ besteht für sie im Schwanken zwischen 
Zusammenbruchs-Hypothese und Apeologie. 

Dieses Dilemma, Theorieproduktion außerhalb einer geschichtlichen Praxis 
(von der sich erst eine bestimmte methodische Verfahrensweise und die Ver- 
mittlung Theorie/Empirie begründet) schlägt heute in einen Objektivismus 
um, der explizit die Geschichte ausklammert und so das eigentliche Problem 
verdeckt. 

Dieser Objektivismus ist nicht verifizierbar, er begründet sich selbst. Er wird 
Klassenverhältnisse qua eines „Vorhandenseins‘“ bestimmter „Strukturen“ 
postulieren, nicht aber begründen können. 

Die Frage nach dem „Klassencharakter der revisionistischen Staaten“ wird 
durch die westliche sozialistische Bewegung zwar gestellt, nicht aber gelöst 
werden können. Die Klassenanalyse würde zur bloß kategorialen und funktio- 
nellen Differenzierung verkommen, die von Analogien zur eigenen Geschichte 
lebt. 

Die theoretischen Analysen der Transformationsprozesse werden erst dann 
wieder Theorie und Geschichte reintegrieren, wenn sie „in den Gebieten 
selbst von marxistischen Revolutionären durchgeführt werden, die aktiv an 
der Bewegung teilnehmen, der die Analyse dienen soll.“ (271) 


Das Konzept einer Reintegration von Theorie und Geschichte ist so mehr als bloße 
methodische Finesse; es impliziert vielmehr die Aufhebung des sich äußerlichen 
Verhältnisses von Objekt der Theorie und theoretisierendem Subjekt, die die prakti- 
sche Revolutionierung der Theoretiker einschließt. 


Mai 1973 


271) Andre Gunder Frank, Lateinamerika: Kapitalistische Unterentwicklung oder sozialisti- 
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sche Revolution, in: Kritik des bürgerlichen Anti-Imperialismus...,a.2.0.,8. 124. Ich 
bringe bewußt diese Analogie zu den unterentwickelten Ländern, weil sich hier der 
Ablösungsprozeß einer Unterentwicklungs-Theorie aus den Metropolen durch eine Theo- 
zie aus jenen Ländern selbst insb. nach der cubanischen Revolution exemplarisch zeigt. 


Das Geld im Imperialismus 


Hermann Bruhn, Dirk Wölfing, Bemd Koch 


Einleitung 


Im folgenden Artikel soll versucht werden, die Möglichkeit der Inflation und der 
Weltwährungskrisen, also spezifische Phänomene des Imperialismus, darzustellen. 
Diese sind durch die Loslösung der Form des Wertes von seiner stofflichen Gestalt 
im Papiergeld gesetzt, denn nur als Papiergeld ist ihr Wert willkürlich und nicht 
mehr durch das Quantum der in ihr vergegenständlichten Arbeit bestimmt. Dies soll 
in seiner Notwendigkeit abgeleitet werden. Stellt der Wert die Form der Verausga- 
bung der menschlichen Arbeit im Kapitalismus dar, so ist Spezifikum der kapitalisti- 
schen Form des Aneignungsprozesses der Natur durch den Menschen der Doppel- 
charakter der Arbeit. Der Widerspruch zwischen abstrakt menschlicher und konkret 
nützlicher Arbeit findet seine Bewegungsform in der Verdoppelung der Ware in 
Ware und Geld. Insofern stellt das Geld die vergegenständlichte Form kapitalisti- 
scher Produktionsweise dar. Deshalb muß sich im Geld notwendigerweise die Ent- 
wicklung des Kapitalismus reflektieren. Die Loslösung des Geldes von seiner stoffli- 
chen Gestalt setzte die Entfaltung des Kreditwesens, die sich mit der Herausbildung 
des voll entfalteten Kapitalismus vollzog, voraus. Die Entstehung des Bankenwesens 
und die Verallgemeinerung des Kreditwesens ist konstitutives Element der ent- 
wickeltsten Stufe des Kapitalismus im Imperialismus. Dies führte zugleich zu seinem 
hervorstechendsten Merkmal, dem Monopol. 


„in dem Maße, wie sich das Bankwesen und seine Konzentration in wenigen Institutionen 
entwickelt, wachsen die Banken aus bescheidenen Vermittlern zu allmächtigen Monopolinha- 
bern an, die fast über das gesamte Geldkapital aller Kapitalisten und Kleinunternehmer sowie 
über den größten Teil der Produktionsmittel und Rohstoffqueilen des betreffenden Landes oder 
einer ganzen Reihe von Ländern verfügen. Diese Verwandlung zahlreicher bescheidener Vermitt- 
ler in ein Häuflein Monopolisten bildet einen der Grundprozesse des Hinüberwachsens des 
Kapitalismus in den kapitalistischen Imperialsmus, ...“ (1) 


Mit der Entwicklung des Bankenwesens verwandelte sich auch das Geld. Für Marx 
noch war das Geld dort, wo es als Geld, d. h. als gegen die Ware bestimmtes, von ihr 
losgelöstes aufgefaßt war, an seine stoffliche Gestalt gebunden: als Schatz, Zah- 
lungsmittel und Weitgeld (1a). Am deutlichsten tritt dies bei der Bestimmung des 
Weltgeldes zu Tage: 


„Erst auf dem Weltmarkt funktioniert das Geld in seinem vollen Umfang als die Ware, deren 
Naturalform zugleich unmittelbar gesellschaftliche Verwirklichungsform der menschlichen Ar- 
beit in abstracto ist. Seine Daseinsweise wird seinem Begriff adäquat“ (1b). 


1) Lenin Werke 22, S. 214 
la) MEW 23,8.143 f. 
lb) MEW 23,8.156 
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Die Internationalisierung der Märkte führte allerdings dazu, daß der Weltmarkt 
nicht als Besonderung kapitalistischer Produktionsweise, also als etwas die allgemei- 
nen Gesetze Modifizierendes auftritt, sondern als Arena, in der sich die allgemeinen 
Gesetze in immer stärkerem Maße in reiner Form durchsetzen, die Verhältnisse 
ihrem Begriff zu entsprechen beginnen. 

Daß Marx den Weltmarkt als Besonderes auffaßt, zeigt sich einerseits im 
Wandel der Kategorie des Wertes zum universellen Wert, andererseits in der Behaup- 
tung Marx’, daß ‚das Wertgesetz in seiner internationalen Anwendung .... modifi- 
ziert“ wird (2). Marx kommt zu diesem Trugschluß durch die mangelnde Entwick- 
lung des kapitalistischen Weltmarktes, die zu einer Verallgemeinerung der histori- 
schen Besonderheiten führte. Die Darstellung dieses Problems bildet den ersten 
Abschnitt unserer Arbeit. 

Der gleiche Trugschluß zeigt sich bei der Bestimmung des Weltgeldes. Hier ist 
der Widerspruch allerdings etwas komplizierter gelagert, denn zunächst wird das 
Geld als absolutes (d.h. selbständiges, losgelöstes) Dasein des gesellschaftlichen 
Reichtums bestimmt. Als solches ist es bloße Form und seinem Inhalt, seiner mate- 
tiellen Gestalt — wie in der Arbeit gezeigt werden soll — unwesentlich. Der Wider- 
spruch tritt bei der Bestimmung des Geldes als Geld hervor, wenn Marx — insbeson- 
dere beim Weltgeld — die „metallne Leibhaftigkeit‘ (3) wiedereinführt. Wenn Marx 
diese ‚‚metallne Leibhaftigkeit‘ als allgemeine Bestimmung des Weltgeldes faßt, so 
sitzt er auch hier notwendigerweise seiner historischen Schranke auf. Der Kern liegt 
also darin, daß Marx die Besonderheiten des unterentwickelten kapitalistischen 
Weltmarktes zu allgemeinen Gesetzen desselben erklärt, was nicht etwa ein „Irr- 
tum“ Marx’ ist, sondern notwendiges Produkt des nicht voll ausgebildeten Kapitalis- 
mus. 

Auf der Ebene des Geldes galt es die Möglichkeit und die Notwendigkeit der 
Loslösung des Geldes als Geld von seiner stofflichen Gestalt aufzuzeigen, woraus 
der Charakter des heutigen Geldes bestimmt werden kann. Also verläuft die Argu- 
mentationskette des Artikels wie folgt: der Widerspruch in Marx’ Argumentation 
bezüglich des Weltmarktes soll zunächst auf der Ebene des Wertes dargestellt wer- 
den, um ihn dann im folgenden Abschnitt auf der Ebene des Geldes wieder aufzu- 
nehmen. Aus diesem Widerspruch ergibt sich die Problemstellung des Artikels: es 
soll die Loslösung des Geldes von seiner stofflichen Gestalt auch beim Geld als Geld 
gezeigt werden, wozu die Ableitung des Kreditwesens einen notwendigen Schritt 
darstellt. Dieser Prozeß gelingt nur, wenn man das Papiergeld als Kreditgeld be- 
greift. Dies soll im letzten Abschnitt an der Form der Emission der Deutschen Mark 
durch die Bundesbank dargestellt werden. 


2) MEW 23,5. 584 
3) MEW 23,8. 143 
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Erstes Kapitel 
Die internationale Warenproduktion 


Der Versuch, eine materialistische Analyse des heutigen Geldes zu liefern, muß 
dieses notwendigerweise als Ausdruck einer bestimmten Gesellschaftsform begrei- 
fen. Das Geld in seiner Entwicklung ist also als vom Willen und der Politik unab- 
hängiges aufzufassen und darzustellen, denn es kann nur insofern von ökonomi- 
schen Gesetzen gesprochen werden, als sie aufweisen, daß es aus der Entwicklung 
der Produktionsweise selbst entspringende Notwendigkeiten sind, die die einzelnen 
Personen als Charaktermasken handeln lassen. Die Darstellung des Geldes hat also 
die Form der Vermittiung von Mensch und Natur zu begreifen, dessen reale Gestalt 
das Geld ist. Es soll deshalb zunächst mit der Ware und ihrer Universalität angefan- 
zen werden, um daraus das Geld ebenfalls als universelles begreifen zu können. 

Mit der Produkticn von Waren, alsc von Dingen, die nicht der eigenen Kon- 
sumtion dienen, sondern für den Austausch produziert werden, ist die Arbeit des 
Produzenten in doppelter Weise bestimmt: sie ist nicht nur die Arbeit, die diesem 
einen Gebrauchswert produziert, die ein einzelnes nützliches Ding schafft, sondern 
sie ist zugleich schlechthin Arbeit, allen Waren gemeinsame Arbeit, also allgemeine 
Arbeit. Der Doppelcharakter der Arbeit, die in einer Ware steckt, konstituiert den 
Widerspruch zwischen Gebrauchswert und Wert, der in der Verdoppelung der Ware 
in Ware und Geld seine Lösung findet. Die in der Ware steckende Wertsubstanz, die 
allgemein menschliche Arbeit, findet ihre Form in einem außer ihr liegenden Ding, 
dem Geld. In ihm erscheint die Gesellschaftlichkeit der Arbeit in verdinglichter 
Weise. Ist die Arbeit somit als allgemeine Arbeit, also als gleiche bestimmt, so ist sie 
dies nicht nur in qualitativer Hinsicht, sondem auch quantitativ. Als gleiche ist sie 
Arbeitszeit überhaupt, ihr Maß ist die Stunde durchschnittlicher Arbeit. Die Pro- 
duktion einer Ware setzt die Arbeit des Produzenten als geselischaftliche (wenn 
auch in der Form der privaten Arbeit) und damit als gleiche. Nicht der Tausch 
macht die Waren vergleichbar, sondern die Produktion der Dinge als Waren. Der 
Tausch, sofern er gelingt, sanktioniert allein, was zuvor in der Produktion stattfand. 
Der Zwang der Produktion von Waren, in denen die durchschnittliche Arbeitszeit 
verwendet wird, erscheint zwar als vom Austausch gesetzt, denn erst im Austausch 
wird es handgreiflich, ob eine Ware ein Mehr oder Weniger an Arbeit verschluckt 
hat, als ihr zusteht; dieser Zwang aber ist durch die Form der Produktion schon 
gesetzt. 

Die Theorien des ungleichen Tauschs erliegen u. E. genau diesem Anschein. 
Mit der ersten konsequenten Formulierung der Arbeitswertlehre durch Ricardo galt 
es zugleich das seltsame Phänomen des enorm profitlichen Außenhandels zu erklä- 
ren; die ersten (und zugleich letzten) umfassenden Analysen des Kapitalismus durch 
die bürgerliche Ökonomie entstanden vor dem Hintergrund des englischen Welt- 
marktmonopols. In der Merkantilzeit war der Profit noch wesentlich Veräußerungs- 
profit, die Produktionsweise noch bestimmt durch die feudale Struktur, in der das 
Kapital als Handelskapital und Wucherkapital sich entwickelte. Das Einzelkapital 
verkaufte also zu höheren Preisen als es eingekauft hatte. Hier erscheint Konsequen- 
terweise nur jener Profit als reichtumsvermehrend, der im Außenhandel gemacht 
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wird, denn jeder andere Profit ist reine Umverteilung. Was der eine mehr hat, hat 
der andere weniger (4). Mit der Konstituierung der bürgerlichen Gesellschaft, also 
der Ausbreitung der Warenproduktion, begann die politische Ökonomie die Natur 
des Mehrwerts zu entdecken und somit die Vermehrung des Reichtums nicht mehr 
in der Zirkulation, sondern in der Produktion zu suchen. Zugleich verlagerte sich 
der Gegenstand der Wissenschaft vom auswärtigen Handel auf die nationale Produk- 
tion. Zur Darstellung des „Kapital(s) im allgemeinen“ abstrahiert Marx vom auswär- 
tigen Handel, um die ‚‚innere Struktur der bürgerlichen Gesellschaft“ zu erkennen. 
Er sieht es sogar als Verdienst der Physiokraten an, ebendies auch getan zu ha- 
ben (5). Noch Ricardo behandelte den auswärtigen Handel in ausführlicher 
Form (6). Daß im imperialistischen Stadium des Kapitalismus, wo der Weltmarkt 
Existenzbedingung für die nationalen Kapitale ist, Binnenhandel und auswärtiger 
Handel nicht mehr getrennt entwickelt werden können, erscheint einsichtig. Daß 
Marx, wenn er vorhatte, die bürgerliche Gesellschaft in ihrer Struktur darzustellen, 
den Welthandel zwar als Ausgangspunkt und auch als Resultat kapitalistischer Pro- 
duktionsweise betrachtete, dennoch aber nicht die bestimmte Form dieses Welthan- 
dels anzugeben imstande war, ist aus der geringen Entwicklung des damaligen Welt- 
handels selbst und seiner Form eben als reiner Handel zu erklären (insofern kann 
auch die Marxsche Analyse selbst nur begriffen werden als Analyse der Anatomie 
der bürgerlichen Gesellschaft, des Kapitalismus schlechthin, nicht einer spezifischen 
Nation. So ist es auch legitim, wenn z.B. Lenin und Hilferding in ihren jeweiligen 
Analysen des voll entfalteten Kapitalismus, d. h. des Imperialismus, zunächst von 
den nationalen Grenzen abstrahieren). 

Die Entwicklung des Welthandels über die Kolonien, der fast feudalen Ab- 
hängigkeit bis hin zur modernen Form der Ausbeutung der unterentwickelt gehalte- 
nen Länder, die enorme Ausdehnung der Warenproduktion, all das bestätigt zu- 
gleich, daß die Anlage von Kapital im internationalen Warenverkehr eine besonders 
profitliche Angelegenheit ist, was den Schein des ungleichen Tausches hervorbringt. 
Wie aber kann ungleicher Tausch existieren, wenn die Produktion der Waren auch 
für den Weltmarkt bereits die Gleichheit dieser Waren setzt, die Arbeit eines Inders 
also der eines BRD-Arbeiters auf dem Weltmarkt gleichgesetzt ist (und zwar gleich- 
gesetzt nicht allein im Kopf des Theoretikers, sondern tatsächlich (7)). 

Ricardos Beispiel vom Austausch von englischem Tuch gegen portugiesischen 
Wein mag dies verdeutlichen: Die Produktion eines Quantums Wein in Portugal 
benötige die Arbeitszeit von 80 Menschen während eines Jahres. Um ein gegebenes 
Quantum Tuch zu produzieren, würde Portugal in demselben Zeitraum 90 Arbeiter 
benötigen. England würde für die Produktion desselben Quantums Tuch die Arbeit 
4) Vgl, dazu z. B. Johann Joachim Becher: Politischer Diskurs, in W. Hofmann: Theorie der 

Wirtschaftsentwicklung, Berlin 1966, insbes. S. 24 f., wo Becher zwischen guten und 

schlechten Handelsleuten unterscheidet, je nachdem, ob der Handelsmann seine Waren 

im In- oder Ausland verkauft. Vgl. auch Karl Marx: Theorien über den Mehrwert, MEW 

26.1.,8. 7 die Auseinandersetzung mit J. Steuart. 

5) Vgl. dazu z. B. MEW 26.1.,5. 18 2 
6) S. dazu David Ricardo: Grundsätze der politischen Ökonomie und der Besteuerung, 


Berlin/DDR 1959, insbes. S. 114 ff. 
n Vgl MEW 23, 5.65 


152 


von 100 Leuten verwenden müssen, zur Produktion des Quantums Wein aber 120: 


Notwendige Arbeiterzahl pro Jahr 


Tauschen England und Portugal diese beiden Quanta Waren, so werden beide zu 
ihrem Vorteil gehandelt haben: Portugai hat statt 90 nur 80 Leute benötigt, um 
dieses Quantum Tuch herzustellen, England für den Wein nur 100 statt 120. Den- 
noch tauscht sich die einjährige Arbeit von 80 gegen die von 100 Leuten. Die 
höhere Produktivität der anderen Nation wird quasi importiert, die Produktivität 
jedes Landes ist gestiegen. Der Widerspruch wird deutlich: Einerseits konnte der 
Reichtum eines Landes nicht durch einen reinen Tauschakt vermehrt werden (wie 
es bei Marx auftaucht, selbst wenn er scheinbar die Werttheorie konsequent fort- 
führt), andererseits, so scheint es, werden ungleiche Arbeitsquanta getauscht. Ja, 
jede Nation gewinnt sogar noch dadurch, daß ungleiche Arbeitsquanta getauscht 
werden. Der Widerspruch wird von Ricardo aufgelöst, indem er den Wertbildungs- 
prozeß in die Zirkulation verlagert, selbst wenn er sich dessen nicht bewußt ist. Der 
Wert wird bei Ricardo bestimmt durch das Quantum Arbeit, gegen das sich die Ware 
eintauscht. Der Fehler in der Werttheorie, die mangelnde Analyse der Wertsubstanz 
und der Wertform, läßt ihn auf die Erscheinung hereinfallen, denn in der Tat 
scheint der Wert bestimmt durch das Quantum Geld, also geselischaftliche Arbeit, 
gegen das sich die Ware eintauscht. Das Tuch also ist in Portugal — da es gegen die 
Jahresarbeit von 80 Arbeitern eingetauscht wird — nur 80 wert, der Wein in Eng- 
land nur 100 (7a). Allein — dies ist eine reine Tautologie, denn stiege der Wert des 
Weines auf 90, so wäre das Tuch auch piötzlich 90 wert und wie bestimmt sich 
dann der Wert der Ware, die in Äquivalentform steht? Der Wert des Weines be- 
stimmt den Wert des Tuches und der des Tuches bestimmt den Wert des Weines! 
Nicht das Quantum, für das die Ware eingetauscht wird, bestimmt den Wert, son- 


7a) S. dazu David Ricardo,a.a.0.,8. 116: „Wenn infolge des niedrigeren Preises der auslän- 
dischen Waren ein geringerer Teil des jährlichen Produkts des Bodens und der Arbeit 
Englands für den Ankauf ausländischer Waren aufgewendet, so wird mehr für den Kauf 
anderer Dinge übrigbleiben. Wenn eine größere Nachfrage als früher nach Hüten, Schu- 
hen, Getreide usw. existiert — was möglich ist, da die Konsumenten ausländischer Waren 
einen zusätzlichen Anteil ihrer Revenue verfügbar haben — ist auch das Kapital verfügbar, 
mit dem der größere Wert der ausländischen Waren früher gekauft wurde. So sind gleich- 
zeitig mit der erhöhten Nachfrage nach Getreide, Schuhen usw. auch die Mittel für die 
Schaffung eines erhöhten Angebots vorhanden, und daher können weder Preise noch 
Profite auf die Dauer steigen. Falls mehr vom Produkt des Bodens und der Arbeit 
Englands für den Ankauf ausländischer Waren aufgewendet werden, und daher werden 
weniger Hüte, Schuhe usw. verlangt. Zu gleicher Zeit, da Kapital aus der Produktion von 
Schuhen, Hüten usw. freigesetzt wird, muß mehr Kapital bei der Fabrikation jener Waren 
aufgewendet werden, mit denen die ausländischen Waren gekauft werden. Folglich ist in 
allen Fällen die Nachfrage für aus- und inländische Waren zusammengenommen was den 
Wert betrifft, durch die Revenue und das Kapital des Landes begrenzt, steigt die eine, 
muß sich die andere verringern.“ 
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dern die in ihm vergegenständlichte Arbeit, oder besser, die Arbeit, die zu ihrer 
Reproduktion notwendig ist. Marx geht einen Schritt weiter, indem er Ricardo 
kritisiert: 


„Dies ist sicher: Der Wert des Landes und der Arbeit z.B. 1000 1. Wenn also 800 i 
auf auswärtigen Kauf verwendet, können nur 200 auf inländischen verwendet werden, wenn 
800 auf inländischen nur 200 auf auswärtigen etc. Das heißt weiter nichts: Wir können nur 
unsere Arbeit, die Produkte unserer Arbeit, austauschen. Da dies eine gegebene Summe ist: 
Wenn wir nur den Rest der Summe auf einen der beiden Handelszweige, können wir nur den 
Rest der Summe auf den anderen verwenden. Dies beweist aber nicht, daß wir im Austausch 
nicht mehr Werte zurückerhalten können. Ricardo nimmt hier an, daß der Wert, den wir 
zurückbringen, sofort im Lande ausgegeben, ausgetauscht werden muß, also beschränkt ist 
durch die Werte, die wir zurückbringen, kein unmittelbares Äquivalent finden, Sonst wäre ja 
auch der allgemeine Satz richtig: wir können keinen neuen Wert schaffen, sondern nur valeur 
utile, denn der neue Wert ist bestimmt durch die vorhandenen Arbeitsprodukte und Arbeit, ist 
gemessen durch den schon vorhandnen Wert, wogegen er sich austauschen muß. Der vorhandne 
Wert könnte also nie vermehrt werden. Aber können wir nicht neue Arbeit ins Leben rufen? 
Und das Geld, steht es nur im Verhältnis zu den geschaffenen Werten oder zu denen, die 
geschaffen werden können? Und kann eine Nation die andere nicht so gut bestehlen, wie ein 
Individuum das andere? “ (8) 


ist also der Wert der Waren bestimmt durch das Quantum Arbeit, das notwendig ist, 
um eine Ware neu zu produzieren, so schwankt — nach Marx — der Wert desselben 
Gebrauchswertes nicht nur mit jeder Steigerung der Produktivität, sondern ist auch 
regional begrenzt. Die natürliche Produktivität (Bodenbeschaffenheit, Klima etc.), 
wie auch die Anwendung von Maschinerie ist in jedem Land je nach seiner Entwick- 
lung verschieden (9). So ist der Wert des Weines in England höher als in Portugal? 
Denn — um dort Wein anzubauen — müßte eine größere Menge Arbeit verwendet 
werden als z.B. in Portugal. Folgerichtig — und hier liegt der Haken — würde der 
bloße Transport einer Ware von einem Land in ein anderes den Wert um einiges 
erhöhen. Eine Arbeit von höherer Produktivität würde mehr Wert schaffen, also als 
intensivere gelten (10). Der Unhaltbarkeit dieser Konsequenz mit der Bestimmung 
des Wertes, wie sie von ihm selbst geliefert wurde, bewußt geworden, führt Marx ein 
neues Wort ein: indem die Ware die nationalen Grenzen passiert, gehorcht sie nicht 
mehr dem Gesetz des Wertes, sondern des universellen Wertes. Ist aber nicht der 
Wert durch die allgemein menschliche Arbeit bestimmt, also von sich aus schon 


8) Karl Marx: Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie, S. 809. Letzteres ist histo- 
risch sicher häufig der Fall. Die Eroberung und Ausplünderung der Kolonien durch die 
imperialistischen Staaten sind nicht das letzte Beispiel, doch hat das mit dem internatio- 
nalen Handel wenig zu tun, es bleibt schlichter Raub. 

9 S. dazu z. B. Zur Kritik der politischen Ökonomie, MEW 13, 8.15 

10)  MEW 23, $. 584: „Die mittlere Intensität der Arbeit wechselt von Land zu Land; sie hier 
größer, dort kleiner. Diese nationalen Durchschnitte bilden also eine Stufenleiter, deren 
Maßeinheit die Durchschnittseinheit der universellen Arbeit ist. Verglichen mit der weni- 
ger intensiven produziert also die intensivere nationale Arbeit in gleicher Zeit mehr Wert, 
der sich in mehr Geld ausdrückt. Noch mehr aber wird das Wertgesetz in seiner interna- 
tionalen Anwendung dadurch modifiziert, daß auf dem Weltmarkt die produktivere na- 
tionale Arbeit ebenfalls als intensivere zählt, sooft die produktivere Nation nicht durch 
die Konkurrenz gezwungen wird, den Verkaufspreis ihrer Ware auf ihren Wert zu sen- 
ken.“ S. dazu auch: Grundrisse... .,a.a.0O.,8. 755, S. 809 ff. und MEW 26.3, 8. 101 
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universell? Entsteht der Wert einer Ware bei ihrer Produktion, so wäre also die 
Arbeit eines Arbeiters, der für den Export produziert, von der seines Kollegen, der 
für den heimischen Markt produziert, verschieden, also nicht mehr gleich? Wie 
aber, wenn sich diese Waren dennoch einmal austauschen sollten? 

Der ganze Widerspruch wird deutlich, erweitert man das Ricardosche Beispiel 
um ein Land. Frankreich z. B. nehme am internationalen Handel teil und sei in der 
Tuchproduktion ebenso produktiv wie England, in der Weinproduktion benötige es 
aber nur 70 Arbeiter, um jenes Quantum in einem Jahr zu produzieren. Wie alsc 
wird ausgetauscht werden? 


Notwendige Arbeiterzahl pro Jahr 


__England | Portugal | Frankreich _ 


Unterstellt man zunächst, daß beide Waren in allen Ländern in beliebigen Quanta 
produziert werden können, unterstellt man ferner, daß keinerlei Handelsbeschrän- 
kungen existieren und es auch kein nationales Geld gibt, sondern nur Geld als Geld 
(darauf ist später einzugehen), so wird zunächst England den Wein in Frankreich 
beziehen und nicht mehr in Portugal. Die portugiesischen Weinhändler werden aber 
auch nicht mehr Wein aus Portugal kaufen, sondern ebenfalls den aus Frankreich. 
Der Weinbau — in England noch gar nicht begonnen — wird in Portugal eingestellt 
werden, wenn die Produzenten die Produktivität ihrer Arbeit nicht durch Verbesse- 
rung ihrer Maschinerie, durch Düngung etc. erhöhen können. ist es Frankreich aber, 
z.B. wegen der Begrenzung des Bodens, nicht möglich, das ganze Quantum zu 
produzieren, so wird Portugal auch Wein auf dem Weltmarkt verkaufen können, 
allerdings weniger profitabel. 

Der Wert wird also, ganz wie auf dem nationalen Markt, von derjenigen Arbeit 
geregelt werden, deren Produkte massenhaft vorherrschen (und das sind heute die 
der Metropolen), d.h. auch, vermittelt über den Konkurrenz- und Extraprofitme- 
chanismus, daß sich der Tendenz nach die produktivere Arbeit durchsetzen wird 
(also heute ebenfalls die der Metropolen). ' 

Kurz gesagt: Das Gesetz des Wertes bzw. des Marktwertes wird auch hier den 
Austausch bestimmen und die Quanta Gebrauchswerte, die sich gegeneinander aus- 
tauschen, regeln (11). Was Marx beschrieb, war nicht der Außenhandel, sondern die 
Verwertung der Arbeit bei Englands Monopolstellung auf dem Weltmarkt. 

Gilt also im nationalen sowie im internationalen Rahmen das Gesetz, daß die 
Quanta Gebrauchswerte in dem Verhältnis getauscht werden, wie durchschnittliche, 
d. h. gleiche menschliche Arbeit in ihnen vergegenständlicht ist, so erklärt dies auch 


11) Die Darstellung der Durchsetzung des Wertgesetzes, d. h. die Verteilung der Waren auf 
die einzelnen Sphären der Produktion, was in diesem Fall auch hieße, die Verteilung der 
Warenproduktion auf die einzelnen Länder, soll hier nicht dargestellt werden. Dies ist in 
der derzeitigen Literatur in genügendem Umfang geschehen. $. dazu z.B. Christel Neu- 
süß: Imperialismus und Weltmarktbewegung des Kapitals, Erlangen 1972, 8. 105 ff. 
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die Ausbeutung der unterentwickelt gehaltenen Länder durch die hochentwickelten 
Staaten nicht gegen, sondern gerade durch dieses Gesetz. Gilt auf dem Weltmarkt 
tendenziell nur die Arbeit, die am produktivsten ist, wird sich diese also immer 
wieder als wertbestimmende durchsetzen, so werden die weniger produktiven 
Länder ihre Waren nur unter ihrem individuellen Wert verkaufen können. Um ihre 
Produktivität zu steigern, sind sie aber gezwungen, z.B. Maschinen einzukaufen. 
Um zu kaufen, müssen sie aber zuvor verkauft haben. So werden sie gezwungen, 
ihre Waren unter ihrem individuellen Wert zu verkaufen, was einerseits die nationa- 
len Bourgeoisien in Widerspruch zu den impenialistischen Staaten bringt, während 
andererseits der Prozeß der hohen Verschuldung dieser Länder diese Staaten in 
größere Abhängigkeit treibt. Der Mangel an Arbeitsmöglichkeit, der Lohndruck 
zugleich mit der Auflösung der alten Produktionsformen wird die nationale Arbei- 
terschaft entweder in Hunger und Elend stürzen oder aber, wo dies in Ländern rund 
um die Metropolen möglich ist, zum Verkauf ihrer Arbeitskraft in den Metropolen 
zwingen, womit sich der Zirkel schließt. 

In dem Maß, wie die Produktion eines Landes für den Export bestimmt 
wurde, in dem Maß also, wie sich die Waren als Waren auf dem Weltmarkt bewähren 
müssen, konstituiert sich die Gleichheit der Arbeit aller Völker. Ist dieser Tausch 
noch ein zufälliger, wie dies z.B. während der Kolonisationszeit war, so werden 
auch die Quanta Gebrauchswerte, die miteinander getauscht werden, verschieden 
sein. Die Produktion für den Weltmarkt, also die beständige Wiederkehr der Tausch- 
akte, konstituiert feste Verhältnisse. 

Ricardo erklärte den besonders profitlichen Außenhandel durch die fehlende 
Mobilität der Kapitale. Marx folgt ihm in dieser Argumentation, wenn er in den 
Grundrissen schreibt: 


„Die Differenz in dieser Beziehung (auf den ungleichen Tausch — d. Verf.) zwischen einem 
einzelnen Land und vielen erklärt sich leicht durch die Betrachtung der Schwierigkeit, womit 
Kapital sich von einem Land zum anderen bewegt, um dort vorteilhaftere Beschäftigung zu 
suchen, und andererseits der Tätigkeit, womit es unveränderlich passes von der einen Provinz zu 
der anderen in demselben Land“ (12). 


Sehen wir uns allerdings das Beispiel von Ricardo an, so ist es nicht die „Schwierig- 
keit der Kapitale zu wandern“, sondern für die Kapitale besteht gar keine Notwen- 
digkeit zu wandern, denn beide Kapitale erzielen einen Extraprofit. Nicht die feh- 
lende Konkurrenz kann etwas erklären, sondern die fehlende Konkurrenz, die 
Handelsschranken, das nationale Geld etc. müssen aus der Produktionsweise bzw. 
ihrer historischen Entwicklungsstufe erklärt werden. Erfaßte die Warenproduktion 
aufgrund der minder entwickelten Größe immer nur Teilgebiete, so dehnte sie sich 
mit dem Anwachsen der Kapitale immer stärker aus. Die feudalen Grenzen in 
Deutschland fielen 1872. Hatte das Kapital in England aufgrund seiner geographi- 
schen Lage sich schneller entwickelt als auf dem Kontinent, so konnte es sich eine 
Zeitlang allein im internationalen Rahmen bewegen. Die Akkumulation in Deutsch- 
land und Frankreich brachte den englischen Waren, die noch mit höherer Produkti- 
vität produziert waren, kaum Konkurrenz. Deutschland und Frankreich wehrten 
12) Karl Marx: Grundrisse ...,S. 812; David Ricardo, a. a.0.,8.122 
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sich mit Schutzzöllen. Die Verallgemeinerung der Warenproduktion ließ also zu- 
nächst die nationalen Schranken auferstehen (13). So sind der Nationalstaat und 
auch der Faschismus Ausdruck der Verallgemeinerung der Warenproduktien im 
Weltmaßstab. Nachdem Deutschland inzwischen zu den produktivsten Nationen 
zählt, gehört es zu denjenigen Nationen, die am meisten auf den Abbau der Zoll- 
schranken, den Aufbau der EG usw. dringen. Die Forderung der BRD nach der 
Einführung eines internationalen Zeichengeides, den Sonderziehungsrechten (SZR), 
entspricht dem Expansionsdrang der bundesrepublikanischen Kapitalien (14). Die 
„Modifikation des Wertgesetzes‘“, von der Marx im Kapital spricht, ist also nichts 
anderes als eine historische Erscheinung in der Entwicklung des Kapitalismus, die 
aber dem Begriff der kapitalistischen Produktionsweise fremd ist. Sie kann weder 
durch regionale Verschiedenheit der Werte erklärt werden, denn indem sie sich 
vergleichen, sind sie qualitativ und als aligemeine, gesellschaftiiche, auch quantitativ 
gleich, noch durch Friktionen der Konkurrenz, wie dies in der neueren Literatur 
geschieht (15). 

So wie Marx den auswärtigen Handel analysiert, ist es in der Tat die fehlende 
Konkurrenz, die die produktivere Arbeit als die intensivere gelten läßt. Allein — 
durch die Konkurrenz läßt sich nichts erklären, sie ist nur Ausdruck einer Produk- 
tionsweise, die auf Arbeitsteilung beruht, deren Gesellschaftlichkeit sich aber nur 
hinter dem Rücken der Produzenten im Kampf aller gegen alle durchsetzt. Der 


13) Vgl. dazu z.B. Rudolf Hilferding: Das Finanzkapital, Frankfurt a. M. 1968, 5. 406 ff., 
sowie Friedrich List: Das natürliche System der politischen Ökonomie, Berlin (DDR) 
1961, und Karl Marx, Friedrich Engels: Kritik der bürgerlichen Ökonomie, archiv- 
drucke, Berlin-W. 1972 

14) Es lohnt sich in diesem Zusammenhang das Referat von Wilhelm Hankel: Reformen des 
internationalen Währungssystems, zu lesen, das er im Juni 1970 als Leiter der Abteilung 
Geld und Kredit im BMWI gehalten hat. 

15) Die neuere Literatur greift die Stelle von Marx auf und begründet die Modifikation des 
Wertgesetzes mit Staatseingriffen. Gestützt wesentlich auf das o. a. Zitat aus dem 20. Ka- 
pitel im 1. Bd. des Kapitals wird der Unterschied zwischen nationaler und internationaler 
Zirkulation in der Leichtigkeit bzw. Schwierigkeit der Kapitalwanderung gesehen, bzw. 
der nationale Staat tritt als Modifikator auf (vgl. Karl Marx: Grundrisse, S. 811 ff.). Daß 
aber einerseits mit der Anführung eines Zitats noch nichts bewiesen ist, andereıseits der 
Staat, ja überhaupt die Zirkulation von Waren Resultat einer bestimmten Produktions- 
weise ist, aus der dies zu erklären wäre und nicht umgekehrt, daß also die Modifikation 
selbst in der Produktionsweise angeiegt sein muß, wird nicht geschen. „Modifikation“ 
kann hier nur heißen, daß die wirklichen Verhältnisse ihrem Begriff nicht bzw. nur der 
Tendenz nach entsprechen, was allerdings nicht, wie das in der Literatur häufig erscheint, 
ein Betriebsunfall der Geschichte ist, sondern gar nicht anders sein kann in einer Produk- 
tionsweise, deren Gesetzmäßigkeiten sich nur als blindwirkender Durchschnitt durchset- 
zen. Vg. dazu Neusüß, Blanke, Altvater: Kapitalistischer Weltmarkt und Weitwährungs- 
krise, in: Probleme des Klassenkampfs Nr. 1, insbes. S. 15 ff.; Christei Neusüß: Imperia- 
lismus...,2a.a.O., S. 125 ff.; Busch, Schöller, Seelow: Weltmarkt und Weltwährungskri- 
se, Bremen 1971, S. 25; Gunther Kohlmey: ‚Karl Marx‘ Theorie von den internationalen 
Werten, in: Probleme der Politischen Ökonomie, Bd. 5, Berlin (DDR) 1962, S. 43. Letz- 
terer geht als einziger der Genannten auf die Theorie Ricardos ein, ist dann aber von den 
Vorzügen der internationalen Arbeitsteilung derart beeindruckt, daß er weder die Kritik 
von Marx an Ricardo richtig zu formulieren vermag, noch über diesen hinauskommt. 
Ernest Mandel: Der Spätkapitalismus, Frankfurt a. M. 1972, 8. 324 f. 
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Doppelcharakter der Arbeit setzt zugleich, daß der Gebrauchswert zur Erschei- 
nungsform des Werts wird, oder daß die Privatarbeit zur Erscheinungsform der 
gesellschaftlichen Arbeit wird, womit die Konkurrenz als Notwendigkeit der Waren- 
produktion selbst bestimmt ist. So wie sie Exekutor der Gesetze des Kapitalismus 
ist, ist sie zugleich Resultat dieser Produktionsweise. 

Natürlich vollzieht sich auf dem Weltmarkt „ungleicher Tausch‘, nämlich 
Tausch von verschiedenen individuellen Arbeitsquanta. Aber dies ist keineswegs 
etwas qualitativ Neues, es vollzieht sich überall dort, wo private Arbeit auf dem 
Markt als ihr Gegenteil sich zu erweisen hat, überall dort also, wo überhaupt Waren- 
produktion existiert. Gerade diese Ungleichheit der individuellen Arbeitsquanta 
bringt die Tendenz zur Gleichheit hervor, und indem sie alle als geselischaftliche 
tatsächlich gleich gelten, wird die Ungieichheit ständig reproduziert. Nichts anderes 
aber als dieses beständige Setzen der Gleichheit in der Ungleichheit, damit jedoch 
Reproduktion der Ungleichheit, bedeutet das Prozessieren des Wertgesetzes (16). 
Dies aber heißt, daß der „ungleiche Tausch“ auf dem Weltmarkt nichts anderes ist 
als die Wirkungsweise des Wertgesetzes selbst. Damit reduziert sich aber die Frage 
nach „Modifikation“ oder ‚„gehemmter Durchsetzungsweise‘ auf eine quantitative 
Bestimmung historischer Hemmnisse, die immer dort existieren, wo die Anarchie 
der kapitalistischen Produktionsweise seibst nicht aufgehoben ist, die ihr selbst aber 
keineswegs äußerlich sind. 

Der Wert ist seinem Begriff nach bereits „internationaler Wert“, er ist allge- 
meiner, gesellschaftlicher Wert, die ihm immanente Tendenz, seinem Begriff zu 
entsprechen, setzt sich gerade erst durch, indem er in der Entwicklung der Produk- 
tionsverhältnisse alle regionalen — auch nationalen — Schranken überwindet; die 
Setzung eines „internationalen Werts‘ als von diesem Wert verschiedenen kann also 
nur die Beschreibung einer historischen Besonderheit sein. Und wer die Bewegung 
dieses „internationalen Werts“ ais dem vorgeblich nur national sich durchsetzenden 
Wert übergeordnetes allgemeines Gesetz ausgibt, erklärt die Allgemeinheit, die ei- 
gentlichen inneren Gesetzmäßigkeiten des Werts durch ihre Besonderheiten, statt, 
wie es allein adäquat sein kann, umgekehrt (16a). Genauso beim Geld, das ja nur 
verwandelte Form und Ausdruck des Werts ist. „Weltgeld‘ als vom Geld als Geld 
verschiedenes kann nur historische Besonderheit sein. 

Wenn also einige Theorien „internationalen Wert“ und „ungleichen Tausch“ 
begreifen als etwas dem Wertgesetz äußerliches, müssen sie zwangsläufig zur Eıklä- 
rung z.B. der Ausbeutung der Dritten Welt mystische Mächte und Kräfte eines 
omnipotenten Imperialismus bemühen; derartige Phänomene können nicht mehr 
aus der Produktionsweise selbst erklärt werden (17). 


16) Diese durch das Wertgesetz exekutierte Gleichheit des Äquivalententausches hat mit 
„Gerechtigkeit‘“ absolut nichts zu tun; eine Tatsache, die vor allem die französischen 
Imperialismustheoretiker um Emmanuel, Amin und Palloix ständig vergessen. 

162) Vel. Karl Marx: Kapital, Bd. 3, S. 197: „Der Austausch oder Verkauf der Waren zu ihren 
Werteist das Rationelle, das natürliche Gesetz ihres Gleichgewichts; von ihm ausgehend, 
sind die Abweichungen zu erklären, nicht umgekehrt aus den Abweichungen das Gesetz 
selbst.‘ 

17) Als exemplarisch für den o.a. Fehler können z. B. Busch, Schöller, Seelow, a. a. O., und 
Kohlmey, G., a. a. O., gelten: „Die Ursache hierfür liegt darin, daß das Kapital im inter- 


158 


Auf dieser Grundlage, d. h. vor dem Hintergrund der entwickelten Warenpro- 
duktion, des bereits konstituierten Weltmarkts oder anders gesagt, der realen Ten- 
denz des Kapitals, seinem Begriff zu entsprechen, güt es das heutige Papiergeid zu 
bestimmen. Dazu wird es nötig sein, das Kreditwesen herzuleiten; da dies von Marx 
in sehr unsystematischer Weise geleistet wurde, nimmt dieser Abschnitt einen etwas 
breiteren Raum ein, ais ihm in diesem Rahmen eigentlich zukommt. Im letzten 
Abschnitt wird dann versucht werden, eine zusammenfassende Bestimmung des 
heutigen Geldes als dem Stand der Produktivkräfte adäquates, eben imperialistisches, 
zu geben. 


Zweites Kapitel 
Das Kreditgeld — Repräsentant des Geldes in seiner Bestimmung als Geld 


Systematisch hätte an diesem Ort die Entwicklung der Geldkategorie aus der Wert- 
form ihren Platz, da das Geld logisch wie historisch dem Kredit vorausgesetzt ist. Es 
gehörte also hierher die Enifaltung der Wertform von der einfachen Wertform bis 
hin zum verselbständigten Tauschwert, zum fertigen Geld; weiter die Entwicklung 
der Funktionen des Geldes, Geld als Maß der Werte und Maßstab der Preise, als 
Zirkulationsmittel (Münze, Wertzeichen), bis hin schließlich zum Geld als Geld. 
Diese Entwicklung der Geidkategorie, wie Marx sie vor allem in den ersten drei 
Kapiteln des „Kapital“ leistet, wird hier vorausgesetzt. 

Im weiteren Verlauf wird zudem mehrfach von der im Begriff des Geldes 
enthaltenen Tendenz zu seiner Loslösung von der Geldware die Rede sein. Die 
Entfaltung der Wertform heißt immer gleichzeitig die Tendenz zur Emanzipation 
der Form von ihrer Substanz, eine Tendenz, die dem Widerspruch zwischen Ge- 
brauchswert und Wert entspringt und vor der Geldware selbst nicht haltmacht. 

Dem Geld als bloße Form des Werts ist seine stoffliche Gestalt und damit sein 
wirkliches Wert-Sein unwesentlich; als Maß der Werte und Maßstab der Preise ist 
seine Existenz nur ideell, als Zirkulationsmittel ist ihm seine Substanz überdies 
hinderlich, das Geld als bloßes Wert-Sein streift seine Gebrauchsgestalt ab (18). Der 
Widerspruch zwischen Gebrauchswert und Wert führt zur Verdoppelung der Ware in 
Ware und Geld, wonach die Ware als bloßer Gebrauchswert, das Geld als bloßer 
Wert erscheint. Die Emanzipation des Werts von seiner konkret-nützlichen Gestalt 


nationalen Rahmen zwar die Tendenz zur Ungleichmäßigkeit permanent reproduziert, 
aber aufgrund der oben angeführten Faktoren (geringer Fluß der Kapitale und der Ar- 
beitskräfte, Nationalstaat) nicht im selben Maße die entgegenläufigen Tendenzen produ- 
ziert“ (Busch, Schöller, Seelow, S. 25). Die undialektische Betrachtungsweise kommt 
dann bei der Ablehnung der Kategorie des individuellen Werts voll zum Tragen: „Marx 
spricht in diesem Zusammenhang“ (mit dem Extramehrwert, d. Verf.) „unglücklicher- 
weise von ‚individuellem‘ und ‚geselischaftlichem‘ Wert, obwohl doch der Charakter des 
Wertgesetzes als Ausdruck geselischaftlicher Beziehungen zwischen Privatproduzenten es 
verbieten sollte, von einer Kategorie wie ‚individueliem‘ Wert zu sprechen“ (ebd.,$S. 21). 
Ebenso Kohlmey, S. 59: „Die Tendenz zur Nivellierung wird eindeutig von der Tendenz 
zur ungleichmäßigen Entwicklung überlagert.“ 
18) Vgl dazu MEW 23,S. 110, S. 123 und S. 138 ff, 
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bedingt die Loslösung und damit die Mystifikation dieser Produktionsweise und 
setzt das Geid und damit die Zirkulation gegen die Produktion selbst. 

Wir sind also im Gegensatz zu Marx der Auffassung, daß auch das Fungieren 
des Geldes als Weltgeld nicht sein Auftreten in metallischer Leiblichkeit voraussetzt. 
Auf die Entwicklung dieser These durch alle Abstraktionsstufen wird hier ebenfalls 
verzichtet (19). Bei Marx selbst ist bereits klar, daß Geld als Maß der Werte nur als 
ideelles, vorgestelltes Gold fungiert, als Zirkulationsmittel nur verschwindendes 
Moment der Zirkulation ist usw., den Zwang zum realen Auftreten des gelben 
Metalls sieht er dort, wo Geld zum Weltgeid wird; wiederum eine Unterscheidung 
(s. 0.) von Geld an sich und Weltgeld, bei der er u. E. teilweise seiner historischen 
Schranke aufgesessen ist. 

Wir nehmen also die Analyse des Geldes und seiner Formbestimmungen wie- 
der auf beim Geld als Geld. Als solches wird es zur Grundlage des Kıedits, im 
Zahlungsmittel zur Grundlage des kommerziellen, im Schatz zur Grundlage des 
Bankkredits. 


I. Das Geld als Geld 


In der dritten Bestimmung des Geldes ist einerseits der Übergang vom Geld zum 
Kapital darzustellen. Es muß andererseits damit auch gezeigt werden, wie in diesen 
einfachen Bestimmungen das Ganze des nationalen Geldes bereits angelegt ist und 
mit der Entwicklung des Kreditwesens dann zu dem entfaltet wird, was es heute ist. 
Die genaue Darstellung der Basis des Kreditgeldes ist notwendig, da die Banknote 
nur als Kreditgeld zu begreifen ist. Die Banknote ist also der Repräsentant des 
Geldes als Geld, also Geld in der Negation seiner Bestimmung als Zirkulationsmittel, 
so wie die Münze eben aus dieser Funktion entsprang. Mit der Verallgemeinerung 
der Warenproduktion konstituierte sich zugleich die Bestimmung des Geldes gegen 
die Ware, andererseits aber auch seine Bestimmung als bloße Form des Wertes. 
Historisch setzte dieser Prozeß der Ablösung der Münze durch die Banknote die 
Entwicklung des Kreditwesens voraus, womit — wie Marx sagt — „das eigentliche 
Handelsgeld‘‘ entstand — der Wechsel. Zugleich entwickelte sich das Bankenwe- 
sen, mit dem die kapitalistische Form des Geldes entstand: die Banknote. Die 
Ausgabe von Papiergeld wird selbst zum Produkt des Kapitals, nämlich des Geld- 
handlungskapitais. 

Das Geld erscheint nun nicht nur als Wertmaß und Mittel der Zirkulation, 
sondern es wird selbst Endzweck der Bewegung. 


„Geld im Unterschied von Münze, das Resultat des Zirkulatiensprozesses in der Form W-G -W, 
bildet den Ausgangspunkt des Zirkulationsprozesses in der Form G-W-G, d.h. Geld gegen 
Ware auszutauschen, um Ware gegen Geld auszutauschen. In der Form W-G -W bildet die 
Ware, in der Form G -W -G bildet das Geld den Ausgangspunkt und Endpunkt der Bewegung. 


19) Dies u.a. deshalb, weil der Versuch einer solchen Entwicklung durch einen der Verfasser 
gleichzeitig mit diesem Aufsatz veröffentlicht werden wird. Vgl. Bernd Koch: Weltgeld 
und Wertgesetz — Zur Eısetzbarkeit der Geldware durch Zeichengeld, in: MEHRWERT 
Nr. 6, voraussichtliches Erscheinungsdatum April/Mai 1974 
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In der ersten Form vermittelt das Geld den Warenaustausch, in der letzten vermittelt die Ware 
das Werden des Geldes zu Geld“ (20). 


Das Geld als universelle Materiatur des Werts geht selbst aus der Zirkulation hervor. 
Als Zirkulation ist es Austausch in einer höheren Potenz und damit Austausch in 
einer besonderen Form. Alle ihre Beziehungen sind Beziehungen des Geldes und 
nicht des Naturgegenstandes Gold oder Silber. 


„seine Selbständigkeit ist nicht Aufhören der Beziehung zur Zirkulation, sondern negative 
Beziehung zu ihr. Dies liegt in dieser Selbständigkeit als dem Resultat vonG-W-W-G.Im 
Geld als Kapital ist an ihm selbst gesetzt, 1) daß es ebenso Voraussetzung der Zirkulation wie 
ihr Resultat ist; 2) daß seine Selbständigkeit daher selbst nur negative Beziehung, aber stets 
Beziehung auf die Zirkulation ist; 3) ist es selbst als Produktionsinstrument gesetzt, indem die 
Zirkulation nicht mehr in ihrer ersten Einfachheit erscheint, als quntitativer Umtausch, sondern 
als Prozeß der Produktion, der reale Stoffwechsel. Und so ist denn das Geld selbst bestimmt 
als besonderes Moment dieses Produktionsprozesses. In der Produktion handelt es sich nicht nur 
um einfache Preisbestimmung, d.h. um Übersetzen der Tauschwerte der Waren in eine gemein- 
schaftliche Einheit, sondern um Schaffen der Tauschwerte, also auch um Schaffen der Be- 
stimmtheit der Preise. Nicht nur um bloßes Setzen der Form, sondern des Inhalts. Wem daher in 
der einfachen Zirkulation das Geld insofern im allgemeinen als produktiv erscheint, insofern 
Zirkulation im allgemeinen selbst ein Moment des Systems der Produktion, so ist diese Be- 
stimmung nur noch für uns, noch nicht gesetzt am Geld. 4) Als Kapital erscheint das Geld daher 
auch gesetzt als Verhältnis zu sich selbst vermittelst der Zirkulation — im Verhältnis von Zins 
und Kapital“ (21). 


1.1 Der Schatz 


„Als allgemeine Form des Reichtums und als sein materieller Repräsentant ist es (das Gold 
—.d. Verf.) nicht mehr das ideelle Maß von anderem, von Tauschwerten. Denn es ist selbst die 
adäquate Wirklichkeit des Tauschwertes, und es ist diese in seinem metallischen Dasein. Die 
Maßbestimmung muß hier an ihm gesetzt werden. Es ist seine eigene Einheit und das Maß seines 
Wertes, das Maß seiner als Reichtum, als Tauschwert, ist die Quantität, die es von sich selbst 
darstellt. Die Anzahl eines Quantums seiner selbst, die als Einheit dient. Als Maß war seine 
Anzahl gleichgültig; als Zirkulationsmittel war seine Materialität, die Materie der Einheit gleich- 
gültig; als Geld in seiner dritten Bestimmung ist die Anzahl seiner selbst als eines bestimmten 
materiellen Quantums wesentlich... Wenn es der allgemeine Reichtum ist, so ist einer um so 
reicher, je mehr er davon besitzt, und der einzige wichtige Prozeß ist das Anhäufen desselben, 
sowohl für das einzelne Individuum, als für Nationen“ (22). 


Ist der Wert nur quantitativer Unterschiede fähig, so ist die Schatzbildung von sich 
aus maßlos. Sie ist beständiges Verkaufen ohne Kauf, Negation der Zirkulation, ein 
„en-Sicherheit-Bringen“ des allgemeinen Reichtums vor dem einzelnen, in der Kon- 
20) MEW13,S.101 

21) Karl Marx: Grundrisse... ., S. 130 f.; Hervorh. K. M. 

22) Karl Marx: Grundrisse ...., S.140. Bei den Verfassern bestand Uneinigkeit über diesen 
Punkt. Einer der Verfasser war der Ansicht, daß Marx hier weniger das Wesen des 
Schatzes selbst als vielmehr seine Mystifikation im Kopf des Schatzbildners beschrieben 
habe. Vgl. dazu Bernd Koch, a.a. O., Abschnitt 2.2.3.1. Dem wurde entgegengehalten, 
daß diese Mystifikation eben gerade dem Widerspruch dieser Gesellschaft entspricht, wo 
der abstrakte Reichtum sich im Geld vergegenständlicht und damit gegen die Ware und 
die Zirkulation bestimmt. Diese Mystifikation aber als nur im Kopf des Schatzbildners 
vorhanden zu sehen, wäre idealistisch, denn sie ist selbst rezler Schein. 
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sumtion verschwindenden Gebrauchswerts. 

Erscheint historisch das Aufhäufen des Schatzes einerseits als „Zur-Schau- 
Stellung‘ des eigenen Reichtums, so andererseits später „bei den Alten als Politik, 
der Staatsschatz als Reservefonds, und der Tempel sind die ursprünglichen Banken, 
worin das Allerheiligste konserviert wird. Das Aufhäufen und Aufspeichern erreicht 
seine letzte Entwicklung in den modernen Banken; hier aber mit weiterentwickelter 
Bestimmung‘ (23). Im Kapitalismus erhält die Aufhäufung von Geld, die Schatzbil- 
dung, eine eigene Rationalität. Die Negation der Zirkulation, der aus der Zirkula- 
tion heraustretende Wert, also Schatz beginnt selbst, indem er sich vermehrt, zu 
zirkulieren. Das Erstarren der Zirkulation war früher Ursache der Vermehrung, 
erscheint jedoch im Kapitalismus als Hindernis der Vermehrung, die eben Zirkula- 
tion voraussetzt. 


„Auf Grundlage der kapitalistischen Produktion ist die Schatzbildung als solche nie Zweck, 
sondern Resultat entweder einer Stockung der Zirkulation — indem größere Geldmassen als 
gewöhnlich die Geldform annehmen — oder durch den Umschlag bedingten Aufhäufungen, oder 
endlich: der Schatz ist nur Bildung von Geldkapital, einstweilen in latenter Form, bestimmt als 
produktives Kapitai zu fungieren“ (24). 


Die Aufbewahrung des latenten oder virtuellen Geldkapitals ist absolut unproduktiv 
und stellt ein Bleigewicht der kapitalistischen Produktion dar. 


„Die Sucht, diesen als virtuelles Geldkapital sich aufschatzenden Mehrwert sowohl zum Profit, 
wie zur Revenue brauchbar zu machen, findet im Kreditsystem in den ‚Papierchens‘ das Ziel 
ihizes.Strebens“ (25). 


So ist mit der Bestimmung des Kapitals als „prozessierender Schatz“ einerseits und 
mit der Möglichkeit der Stockung andererseits die Basis des Kreditsystems angelegt. 
Der Kredit entspringt also aus dem Kapitalbegriff selbst. 

‚Em folgenden soll nun die aus der Zirkulation heraus bestimmte Notwendig- 
keit der zeitweisen Brachlegung von Kapital entwickelt werden: Die Notwendigkeit 
der Schatzbildung im Kapitalismus ergibt sich aus den Bedingungen der Zirkulation 
und des Kaprtalumschlags selbst. Die wichtigsten Momente sollen stichwortartig 
aufgeführt werden: 

1. „Die Schatzbildung erfüllt verschiedene Funktionen in der Ökonomie der 
metallischen Zirkulation. Die nächste Funktion entspringt aus den Umlaufbe- 
dingungen der Gold- und Silbermünzen“ (26). Die beständige Repuision und 
Attraktion von Münzen aus und in die Zirkulation, die sich aus den beständi- 
gen Schwankungen der Preise, der Umlaufsgeschwindigkeiten und der Menge 
der umzusetzenden Waren ergibt, muß gewährleistet sein. „Diese Bedingung 
wird erfüllt durch die Schatzform des Geldes, welches seine Umlaufkanäle 


23) Ebd., S. 141; wie der heutige nationale Schatz in der Bundesbank .zusammengefaßt ist, 
soll weiter unten dargestellt werden. Es wird dort gezeigt werden, daß die Banknote als 
Repräsentant von Geld zugieich die Konzentration des Schatzes in einer Hand ermög- 
licht. 

24) MEW 24,8. 350 

25) MEW 24,5.494 

26) MEW 23,8.148 
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23) 


30) 
31) 


daher nie überfüllt.“ (27). Mit der Ausdehnung des Kreditgeldes verliert diese 
Funktion des Schatzes immer mehr an Bedeutung. Auf die Bedeutung des 
Schatzes, die aus der Funktion des Geldes als Zahlungsmittel und Weltgeld 
entspringt, wird an gegebener Stelle eingegangen. Viel wichtiger sind die be- 
ständigen Kapitalfreisetzungen (28), die sich aus dem Umschlag des Kapitals 
ergeben, d.h. wobei aus den Bedingungen des Umschlags notwendigerweise 
ein Verharren des Werts in Geldform hervorgeht. Dies ist im wesentlichen 
deshalb der Fall,weil 

die Umschlagsperiode des Kapitals länger ist als die Arbeitsperiode. Um 
während der Ein- und Verkaufszeit der Waren die Kontinuität der Produk- 
tion, die selbst eine Produktivkraft darstellt, zu wahren, bedarf es eines be- 
stimmten Quantums an Geldkapital, das allein in der Zirkulationssphäre 
haust. Je länger die Transportwege, die Verkaufs- und Einkaufszeiten, um so 
größer wird dieses Quantum unproduktiven Kapitals sein (29). 

Durch Preisverfall der Waren, die bei der Rückverwandlung des Geldkapitals 
in produktives Kapital benötigt werden, wird Geldkapital freigesetzt. Die Ent- 
wertung kann beide Kapitalteile — konstantes und variables Kapital — gleich- 
mäßig treffen, z.B. durch Produktivitätssteigerung in der Produktionsmittel- 
industrie (Abteilung I) oder durch die Senkung des Werts der Ware Arbeits- 
kraft durch die Steigerung des relativen Mehrwerts (30). 

Mit dem Begriff des fixen Kapitals ist die Möglichkeit der Schaffung leihbaren 
Geldkapitals gegeben. Das fixe Kapital, im Gegensatz zum zirkulierenden, 
fungiert mehrere Produktionsperioden im Produktionsprozeß. Während es sei- 
nem Gebrauchswert nach im Produktionsprozeß verharrt, so zirkuliert es sei- 
nem Wert nach sukzessiv im Wert der Produkte. Entsprechend der Wertabgabe 
ist auch sein Rückfluß zum Kapitalisten, nämlich nach und nach aus dem 
Wert der realisierten Waren. Dieses Geld muß gesammelt werden, damit die 
Maschine, wenn sie vollständig verschlissen ist, durch eine neue ersetzt werden 
kann (31). 

„Endlich wird Akkumulation von Geldkapital bewirkt durch die Anzahl von 
Leuten, die ihr Schäfchen ins trockene gebracht und sich von der Reproduk- 


MEW 23,8.148 

MEW 25, S.121: „Unter Freisetzung von Kapital verstehen wir, daß ein Teil vom Ge- 
samtmehrwert des Produkts, der bisher entweder in konstantes oder variables Kapital 
rückverwandelt werden mußte, disponibel und überschüssig wird, soil die Produktion 
innerhalb der Schranken der alten Stufenleiter fortdauern. Diese Freisetzung oder Bin- 


‚dung von Kapital ist verschieden von Freisetzung oder Bindung von Revenue. 


Vgl. dazu auch Bruno Fritsch: Die Geld- und Kredittheorie bei Karl Marx, Frank- 
furt a. M. 1968, S. 78 ff. und MEW 24, S. 282: „Ein sehr bedeutender Teil des jährlich 
umschlagenden geseilschaftlichen zirkulierenden Kapitals wird sich also während des 
jährlichen Umschlagszyklus periodisch in der Form von freigesetztem Kapital befinden.“ 
Ebd., S. 254: „Die so hervorgebrachten Verschiedenheiten im Umschlag bilden eine der 
materiellen Grundlagen der verschiedenen Kredittermine, wie denn der überseeische Han- 
delz.B. in Venedig und Genua überhaupt eine der Quellen des eigentlichen Kreditwesens 
bildet.‘ 

Vgl. MEW 25,8. 120 

Vgl MEW 24,5. 158 ff., insbes. S. 182 


163 


tion zurückziehen. Je mehr Profite im Laufe des industriellen Zyklus gemacht 

wurden, desto größer ihre Anzahl. Hier drückt die Akkumulation des leihba- 

ren Geldkapitals einerseits wirkliche Akkumulation aus (ihrem Umfang nach), 
andererseits bloß den Umfang der Verwandlung industrieller Kapitalisten in 

bloße Geldkapitalisten“ (32). 

6. Eine weitere Basis des Kredits besteht in der Bildung eines Akkumulations- 
fonds. Da die technische Zusammensetzung des Kapitals nicht beliebig ist, 
reicht oft der Teil des Mehrwerts, der zur Akkumulation bestimmt ist, nicht 
aus, um das konstante und variable Kapital in den gegebenen Proportionen 
einzukaufen. Der Akkumulationsfonds muß dann „durch die Wiederholung 
verschiedener Kreisiäufe zu dem Umfang heranwachsen, (...) worin er als 
zuschüssiges Kapital fungieren oder deKreislauf des prozessierenden Kapital- 
werts eingehen kann“ (33). 

Es soll hier keine vollständige Aufzählung der Stellen gegeben werden, an denen im 

gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß der prozessierende Kapitalwert in Geld- 

form verharren muß (34), d.h. in die Form des Schatzes zurückfällt. Es sollte hier 
nur illustriert werden, wie die Kapitalzirkulation selbst diese Notwendigkeit hervor- 
bringt und damit die Basis des Kredits legt, indem: 

1. anstatt des realen Geldes nur noch Zeichen dieses Geldes bzw. Schuldver- 
schreibungen zirkulieren und erst zu dem Zeitpunkt in wirklichen Wert einge- 
löst werden, wenn der Kapitalwert zurückgeflossen ist; 

2.  freigesetztes Kapital verschiedener Einzelkapitalisten gesammelt wird und so, 
gemäß der organischen Zusammensetzung eines bestimmten Produktionszwei- 
ges, wieder in den Reproduktionsprozeß eingesetzt werden kann. 

Der Widerspruch zwischen Gebrauchswert und Wert auf einer höheren Stufe legt 

also die Basis des Kredits, nur daß jetzt die Realisierung des Werts das treibende 

Moment für die Zirkulation bedeutet und die Notwendigkeit der Verwandlung des 

Werts in Waren, d.h. in Gebrauchswerte, als Hemmschuh für die Zirkulation er- 

scheint, während bei der einfachen Warenproduktion die Zirkulation die Realisie- 

rung des Gebrauchswertes zum Ziel hatte. Die Notwendigkeit der Verwandlung des 

Werts in Waren einerseits, die Maßlosigkeit des Werts andererseits, d. h. einerseits 

die Bindung des Wertes an die Warengestalt, andererseits seine Loslösung als End- 

zweck der Zirkulation, bringt das Kreditgeld als Loslösung des Werts von seiner 
materiellen Gestalt, seiner Warenform hervor. 

Aus der Bestimmung des Geldes „als Geld“ ergab sich zunächst die Form des 
Schatzes, d.h. das Verkaufen ohne zu kaufen. Die Zirkulation des Werts wird 
Endzweck. Es bildet sich die Charaktermaske des „rationalen Schatzbildners“, des 
Kapitalisten, wobei bei der Zirkulation des Kapitals der Gebrauchswert sich als 
Hemmschuh erweist. So ist es möglich, wie später zu zeigen sein wird, daß aus Geld 
mehr Geld wird, G -G’, wobei G’ größer als G ist, d. h. sich in zinstragendes Kapital 
verwandelt. Die Emanzipation des selbständigen Werts aus der Zirkulation setzt 
aber noch eine andere Form: das Kaufen, ohne zu verkaufen, die Form des Geldes 
als Zahlungsmittel. 


32) MEW 25,8.522 
33) MEW 24,8.83 
34) Vgl. dazu B. Fritsch, a.a. O.,S. 98 ff. und R. Hilferding, a. a. O., S. 84 ff. 
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12 Das Zahlungsmittel 


Das Geld als Zahlungsmittel soll nun kurz dargestellt werden, um die Formen des 

Kredits, die sich aus dieser Funktion des Geldes ergeben, bestimmen zu können. 

Damit entstehen Gläubiger und Schuldner. Das Geld funktioniert hier erstens als 

ideelles Wertmaß bei der Preisbestimmung der Ware, zweitens als ideelles Kaufmit- 

tel, da es nur als Geldversprechen des Käufers existiert. Erst am Fälligkeitstag muß 
das Geld nach Marx als selbständiges Dasein des Tauschwertes auftreten. Zugleich 
ist aber mit der Entstehung des Geldes als Zahlungsmittel das Kreditgeld als zirku- 
lierende Schuldverschreibung gesetzt, womit die Möglichkeit der Saldierung der 

Forderungen gegeben ist. Hier erscheint zum ersten Mal die eigentümliche Zirkula- 

tionsform des Kreditgeldes, das an einem bestimmten Datum zu seinem Ausgangs- 

punkt zurückkehrt und damit aus der Zirkulation verschwindet. Dies ist in mehrer 

Hinsicht von Bedeutung: 

1. Die Entwicklung des Kreditgeldes ist von der des Staatspapiergeldes wesent- 
lich unterschieden. Das Kreditgeld besteht aus zirkulierenden Schuldverschrei- 
bungen, die jederzeit ausstellbar sind, z. B. durch Ausstellung eines Wechsels; 
d.h. 'es ist in dem Maße, wie Käufe stattgefunden haben, vermehrbar und 
paßt sich somit den Schwankungen der benötigten Masse Zirkulationsmittel 
an. Dem Drucken von Staatspapiergeld hingegen ist keine ökonomische Gren- 
ze gesetzt. Der „Wert“ des Staatspapiergeldes bestimmt sich durch seine 
Quantität im Verhältnis zu der zur Zirkulation benötigten Goldmenge, während 
der Wert des Kreditgeldes sich ursprünglich durch den Preis (also dem im Gold 
ausgedrückten Wert) der gekauften Ware festmacht. Das Kreditgeld muß 
selbst in Wert einlösbar, konvertierbar sein. Es bedarf dazu einer Deckung. 
Staatspapiergeld dagegen repräsentiert allein Gold oder Wert, ohne jemals in 
Gold eingelöst werden zu müssen. Während das Kreditgeld in der Form des 
Wechsels nur durch private Garantie gedeckt ist, ist auf einer Stufe der Akku- 
mulation des Bankkapitals die zunächst privat ausgegebene Banknote auch 
vom Staat zu decken. In jedem Land bekommt die größte der Banken eine 
Staatssicherheit, womit die zunächst private Banknote das Aussehen des 
Staatspapiergeldes erhält, wobei sie allerdings, wie noch zu zeigen sein wird, 
im Kern die Eigentümlichkeit des Kreditgeldes behält. 

2. Soweit sich Zahlungen nicht ausgleichen, muß immer ein gewisser Bestand an 
Zahlungsmitteln gehalten werden, um die Zahlungen am Verfallstermin aus- 
gleichen zu können. 

3. Das Kreditgeld als Schuldzertifikat, das dadurch entsteht, daß gekauft wurde, 
ohne vorher zu verkaufen, findet historisch seine Form im kommerziellen 
Kredit. Er bildet die Basis des Kreditsystems. „Sein Repräsentant ist der 
Wechsel, Schuldschein mit bestimmtem Zahlungstermin, document of de- 
ferred payment“ (35). 

Im folgenden soll nun der dritte Pfeiler des Geldes „als Geld“, in der es — nach 

Marx — in seiner „goldenen Leiblichkeit‘“ erscheinen muß, dargestellt werden, um 

dann die Analyse des nationalen Geldes mit de;Entwicklung des Kreditsystems, so 

weit es für die vorliegende Fragestellung von Interesse ist, weiter voranzutreiben. 

35) MEW 25,S.496 
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13 Das Weltgeld 


War oben gesagt worden, die Marxsche Theorie wäre bei der Ableitung des auswär- 
tigen Handels der mangelnden Entwicklung desselben aufgesessen, was zu Wider- 
sprüchen in ihr selbst geführt hätte, so wird dies bei der Ableitung des Weltgeldes 
ebenso deutlich. Wird nämlich einerseits die Universalität des Wertes im Weltgeld 
und damit die „propagandistische Tendenz‘ des Kapitals, wie sie in der Bestim- 
mung der allgemein menschlichen Arbeit angelegt ist, gesehen, so zeigt sich anderer- 
seits deutlich die Schranke in der Entwicklung darin, daß der Ablösungsprozeß der 
allgemeinen Arbeit von der konkreten im Weltmaßstab anscheinend seine Grenze 
gefunden hat. Das Gold muß bei Marx in seiner stofflichen Gestalt auftreten, Wert 
muß zugleich Gebrauchswert sein, obwohl schon damals der Wechsel in der interna- 
tionalen Geldzirkulation eine bedeutende Rolle gespielt hat. Nur seweit sich die 
Zahlungen nicht ausglichen, mußte das Gold von einem Ort zum anderen getragen 
werden. Mit der Ausdehnung der kapitalistischen Warenproduktion entwickelt sich 
das Kreditwesen, das sein spezifisches Geld hervorbrachte: das heutige nationale 
Geld, das in seiner Bestimmung als nationales schon selbst einen Widerspruch zu 
seiner Bestimmung als Materiatur der universellen Arbeit darstellt. Die Schaffung 
des Weltmarktes durch die entwickelten kapitalistischen Nationen auf Kosten der 
weniger entwickelten setzt zugleich die Ablösung der Wertform von seiner Substanz 
auch in der internationalen Warenproduktion. Die Ausdehnung des Weltmarktes 
geht hier also Hand in Hand mit der Entwicklung des Kıeditwesens. Beides bildet 
jeweils einen wesentlichen Baustein in der Entwicklung des Kapitalismus zum Im- 
perialismus. Es ist gerade der Charakter des Weltgeldes als Kreditgeld, der die einzel- 
nen Länder in Gläubiger und Schuldner verwandelt und die Länder mit minder 
entwickelter Produktivität in immer größere Abhängigkeit stürzt. Hier wird deut- 
lich, wie das Kreditgeld nicht mehr allein Repräsentant von Wert ist — wie die 
Münze —, sondern Repräsentant von Geld, das gegen die Ware und ihre Zirkulation 
bestimmt ist. Im folgenden soll das Kreditwesen entwickelt werden, um die Ent- 
stehung des Kreditgeldes aus dem Kredit aufzuzeigen. Der letzte Abschnitt soll dies 
dann an Hand der Deutschen Mark und der Bundesbank deutlich machen. 


Drittes Kapitel 
Das Kreditwesen 


Die bisherige Darstellung verfolgte den logischen Ablösungsprozeß des Geldes von 
der Ware, der sich als Trennung der Form und seiner Wertsubstanz vollzog. In der 
dritten Bestimmung des Geldes hatte dieser Prozeß seinen Höhepunkt erlangt, wo 
das Geld als seibständige Materiatur des Wertes fungierte. Als selbständiges Ding, 
vollständig losgelöst von seiner Grundlage, ist die gesellschaftliche Beziehung, dessen 
Form das Geld darstellt, ausgelöscht. Als bloßes Ding kann es selbst zur Ware 
werden, und zwar in seiner Bestimmung als Geld, wie das Kreditwesen zeigt. 

Das Kreditgeld setzt sowohl begrifflich als auch historisch das voll ausge- 
bildete Banksystem voraus, während der Kredit selbst schon aus dem einfachen 
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Zirkulationsakt begrifflich entwickelt werden kann und auch historisch entstanden 
ist, Im folgenden soll nun in gebotener Kürze aus den Wurzeln des Kredits das 
Kreditsystem so weit wie notwendig entwickelt werden. 

Es wird von der fertigen Gestalt der Durchschnittsprofitrate ausgegangen, die 
einerseits die Konkurrenz hervorbringt, andererseits aber nur Resultat der Konkur- 
renz ist. Beweglichkeit der Kapitale und Arbeitskräfte innerhalb einer und zwischen 
den Anlagesphären ist also Bedingung für die Funktion der kapitalistischen Produk- 
tionsweise, obwohl sie selbst deren Negation, das Monopol, durch den Prozeß der 
Konzentration und Zentralisation hervorbringt. Die Konkurrenz ist also auch hier 
— wie oben dargestellt — notwendige Bedingung für das Funktionieren der kapitali- 
stischen Produktionsweise. Für das Stadium des Monopolkapitalismus kann es also 
sicht heißen, daß die Konkurrenz ganz ausgeschaltet wäre, sondern daß die Entste- 
hung von Monopolen einerseits die Konkurrenz auf höherer Stufenleiter reprodu- 
ziert (36), andererseits das Funktionieren der Produktionsweise selbst in Frage 
stellt (37). Weiter wird im Gang der Analyse unterstellt, daß das merkantile Kapital 
schon in den Ausgleich der Profitrate mit eingeht, Es scheint also, als ob gleichgroße 
Kapitale gleichgroße Profite produzieren. Jede beliebige Summe Geld erweist sich 
so in der verkürzten Form des bürgerlichen Denkens als Kapital, da sie scheinbar 
jederzeit die Möglichkeit hat, den Durchschnittsprofit zu produzieren. 


1. Kapital als Ware 


Die Basis des Kredits bildet das Geld, das seiner Möglichkeit nach Kapital ist. Der 
Bestimmung des Kapitals entsprechend hat sich der Gebrauchswert des Geldes (37a) 
im Kapitalismus gegenüber der einfachen Warenproduktion verdoppelt: 

1. Es ist zunächst Geld in seiner Funktion als Geld, allgemeine Materiatur (38) 
des Werts und damit allgemeines Kaufmittel; sein Gebrauchswert besteht 
darin, Waren kaufen zu können. Dies wird auf dem Devisenmarkt deutlich, 
wo Geld selbst zur Wäre wird, und des Gebrauchswerts wegen „etwas im 
anderen Land kaufen zu können,“ gekauft wird. 

2; Geld in seiner Funktion ais Kapital. Der Gebrauchswert besteht hier darin, 
mehr Geld, mehr Kapital zu produzieren. Diese Bestimmung Kann nicht ohne 
die erste existieren, denn der Gebrauchswert des Geldes als Kapital kann nur 
deshalb als Kapital fungieren, weil das Geld allgemeine Materiatur des Werts 
ist, d.h. vergegenständlichte Arbeit und damit stets in die produktiven Ele- 
mente des Kapitals, in Produktionsmittel und Arbeitskraft, umgewandelt wer- 
den kann. Nur durch die Ausbeutung der lebendigen Arbeitskraft erhält und 


36) Vgl. MEW4,S. 163. 

37) Vgl. Grundrisse, S. 544 f. 

372) Wird hier von Kapital, Geld etc. als Ware gesprochen und dieser Ware gleichsam noch ein 
Gebrauchswert angesetzt, obwohl sie eben bioßer Wert ist, also Nicht-Gebrauchswert, so 
ist dies immer als ein mystifiziertes Verhältnis zu verstehen, das aber logisch eben durch 
das Geld selbst entsteht. Vgl. dazu auch MEW 25, S. 351 

38} Wobei hier „Materiatur“ nicht den stofflichen Charakter des Goldes voraussetzt. Auch 
Zeichengeld in seiner von der Geldware gelösten Form fungiert als Geld. 
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vermehrt sich eine bestimmte Wertsumme, und nur dadurch fungiert sie wirk- 

lich als Kapital. Geld an sich ist noch kein Kapital, sondern es ist nur der 

Möglichkeit nach Kapital, latentes Geldkapital. Erst durch die Verwendung 

des Geldes als Kapital wird es Kapital. Es ist nur in seiner beständigen Bewe- 

gung Kapital, indem es sich einerseits beständig von seinem Ausgangspunkt 
entfernt, andererseits ebenso beständig wieder zu ihm zurückkehrt; es ist 
jedoch mit einem Inkrement versehen, also mehr Geld als zu Beginn der 

Bewegung. Würde die Summe sich nur erhalten und nicht vermehren, so wäre 

es sinnlos, tautologisch, z. B. 10 DM gegen 10 DM zu tauschen. Die Zirkula- 

tion des Kapitals erhält also folgende Form: G - G’, wobei G und G’ zusam- 
mengefaßt in einer Person Ausgangspunkt und Endpunkt der Bewegung sind. 

G’ wird größer als G sein. 

Diese abstrakteste Bestimmung des Kapitals soll genügen. Die Bestimmung des Kapi- 
tals als Ware setzt jedoch eine konkretere Stufe voraus. Aus dem im Abschnitt I. 
entwickelten Widerspruch zwischen Notwendigkeit der Zirkulation und Notwendig- 
keit des Stockens dieser Zirkulation, d. h. der beständigen Kapitalfreisetzung, ergibt 
sich zunächst, daß gesamtgesellschaftlich zu jeder Zeit eine mehr oder weniger 
große Summe an Geld nicht als Kapital verwendet wird, sondern in der Form des 
Schatzes verharrt. (,‚Kapital brachliegen lassen, es nicht arbeiten lassen‘) Dies ist 
die Basis dafür, daß Kapital selbst zur Ware wird, da die Warenform im Kapitalismus 
die adäquate Form des Übertragens darstellt. Als Ware hat Kapital einen Wert, der 
gleich der Summe ist, die sein Wert ausmacht und einen Gebrauchswert, der darin 
besteht, mehr Kapital, d.h. den Durchschnittsprofit zu produzieren. Da der Ge- 
brauchswert bei dieser spezifischen Ware Kapital selbst Wert ist, kann die Analyse 
der Bewegungsform des Geldes nicht mehr gegen ihren spezifischen Inhalt gleich- 
gültig sein. Es ist der Gebrauchswert des Geldes als Kapital, der hier selbst formbe- 
stimmend wird und in die Analyse eingehen muß (39). Entsprechend dieser neuen 
Formbestimmung müssen sich auch die Formen der Übertragung dieser Ware än- 
dern. Es gilt, die spezifischen Unterschiede zwischen der Übertragung des Kapitals 
als Ware und dem Kauf-Verkauf-Akt herauszuarbeiten. 

Das gemeinsame Moment der Warenmetamorphose in der einfachen 
(W-G-W) und der kapitalistischen (G-W...W’-G’) Warenzirkulation, die beide 
ein notwendiges Moment im gesamten Reproduktionsprozeß ausmachen, ist durch 
doppelten Besitzwechsel der Waren gekennzeichnet. Der Geldbesitzer A tauscht sein 
Geld gegen die Waren von B. Nach vollzogener Transaktion ist A Eigentümer der 
Ware und B im Besitz des Geldes, das vorher A gehörte. Anders verhält es sich bei 
der Übertragung der Ware Kapital. Der Geldbesitzer A überträgt seine Ware Kapital 
unter der Bedingung der Rückerstattung nach einer bestimmten Frist auf einen 
Kapitalisten, der die Ware Kapital produktiv konsumieren, also ihren Gebrauchswert 
realisieren will. Diese Übertragung ist kein notwendiges Moment im gesamten Re- 
produktionsprozeß des Kapitals, sondern bildet eine rein juristische Transaktion der 
beiden Kapitalisten auf der Grundlage des beiderseitigen Einverständnisses, das Ver- 
leihen und Borgen von Geldkapitai. Beim Verleihen findet nur ein einseitiger Stel- 


39) Vgl. dazu R. Rosdolsky: Zur Entstehungsgeschichte des Kapitals, Frankfurt a. M. 1968, 
8.98 ff. 
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lenwechsel der Ware statt. Der Geldgeber erhält kein Äquivalent, sondern nur einen 
Titel, der sein Eigentum an diesem Geld verbürgt und tritt deswegen auch nicht sein 
Eigentum an der Ware Kapital ab. Er erhält lediglich ein Zertifikat, auf dem neben 
seinem Eigentum die Transaktion bescheinigt ist, kurz einen Schuldschein über die 
verliehene Summe. Das ursprüngliche Geldkapital verdoppelt sich auf diese Weise, 
denn einerseits existiert es wirklich in dem verliehenen Geld, das nun als Kapital 
produktiv konsumiert wird, andererseits nur fiktiv in der Form des Schuldscheins, 
der Eigentumstitel ist (40). Es entsteht die Trennung von Besitz und Eigentum an 
Kapital, bzw. von Eigentum und Anwendung. 

Entsprechend der Veräußerung der Ware Kapital muß ihr Rückfluß sein, eine 
außerökonomische rein juristische Transaktion (41). Mit dem Rückfluß des Geldes 
zu seinem Ausgangspunkt ist erst eine der beiden Bedingungen der Verausgabung 
des Geldes als Kapital erfüllt, nämlich die Rückkehr des Werts. Die Vermehrung 
dieses Werts ist die zweite Bedingung, damit sich das Geld für den Eigentümer als 
Kapital erweise. Der Anwender des Kapitals muß also dem Eigentümer für die 
Realisierung des Gebrauchswerts Kapital einen Teil von dem damit produzierten 
Profit zahlen, den Zins. Daß durch die Konsumtion des Gebrauchswerts die Ware 
nicht aus der Zirkulation herausfälit, bleibt für den einzeinen Kapitalisten verbor- 
gen, denn das Kapital fließt für ihn wieder zurück und ist somit ausgeschieden. Der 
Kreislauf des zinstragenden Kapitals erhält folgende Form: G-G-W-G’, -G’,, 
wobei G’, das ursprüngliche Kapital plus Zins ist (42). Die Höhe des Zinses wird bei 
der ersten juristischen Transaktion als beiderseitiger Willensakt festgelegt, ebenso 
die Zeit des Rückflusses, die jedoch objektiv vom Verlauf des realen Reproduktions- 
prozesses abhängig ist. Diese Vereinbarung über den endgültigen Rückfluß des Kapi- 
tals zu seinem Ausgangspunkt verstärkt den Schein, daß das Geld auch unabhängig 
vom Reproduktionsprozeß als Kapital wirken könne, und es hat den Anschein, als 
ob es eine Eigenschaft des Geldes wäre, sich zu vermehren, „arbeiten“ zu können. 
Der spezifische Gebrauchswert der Ware Kapital hat also einerseits einen Markt für 
Geld überhaupt entstehen lassen, andererseits aber eine spezifische Form der Über- 
tragung hervorgebracht: das Leihen und Verleihen von Geld in seiner Eigenschaft 
als Kapital. 


2: Der Zins 


Im folgenden soll versucht werden, den Zins qualitativ und quantitativ zu bestim- 
men. Erst auf Grundlage dieser Bestimmung ist es möglich, die Konsequenzen, die 
sich aus der spezifischen Ware Kapital ergeben, zu fassen. Ausgangspunkt ist die 
Ware Kapital mit dem besonderen Gebrauchswert, Profit zu produzieren, nämlich 
den Durchschnittsprofit. 

Im Reproduktionsprozeß eines individuellen Kapitals ist Geld freigesetzt wor- 
den, wobei — wie schon oben betont — von dem entwickelten Kreditsystem ausge- 
40) Weitere Ausführungen dazu Abschnitt 4.: das fiktive Kapital 
41) Vgl. MEW 25,8. 360 
42) Vgl. MEW 25,5. 353 
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gangen wird, d.h. die Verallgemeinerung des Kapitals als Ware wird vorausgesetzt. 
Das individuelle Kapital soll also als „Durchschnittsexemplar seiner Art“ betrachtet 
werden. Der Kapitalist verleiht sein „brachliegendes“ Kapital an einen anderen 
Kapitalisten, der diese Summe produktiv verwenden will. Er veräußert nicht den 
Besitz an diesem Kapital, sondern nur die Verfügung über den Gebrauchswert des 
Geldes, seiner Kapitaleigenschaft, für eine bestimmte Zeit, z. B. ein Jahr. Der Borger 
wird dadurch in die Lage versetzt, als Kapitalist zu fungieren. Er produziert mit 
dem geborgten Kapital einen Profit, den Durchschnittsprofit. Nach Ablauf der ver- 
einbarten Frist fließt das verliehene Geld zum Verleiher zurück. Für den Borger hat 
es sich als Kapital erwiesen, da er für sich einen Profit realisiert hat. Damit es sich 
auch für den Verleiher als Kapital erweist, muß diese Summe, die ihm zurückfließt, 
größer sein als am Ausgangspunkt der Bewegung. Der Borger zahlt dem Verleiher 
des Geldes den Gebrauchswert dieser Summe, nämlich den Zins, der somit nichts 
anderes ist als ein Teil des produzierten Profits. Ist die qualitative Bestimmung des 
Zinses begriffen als „eine besondere Rubrik für einen Teil des Profits, den das 
fungierende Kapital, statt in die eigene Tasche zu stecken, an den Eigner des Kapi- 
tals wegzuzahlen hat‘ (43), sc sind damit einerseits die quantitativen Grenzen des 
Zinses angegeben. Andererseits wird deutlich, daß diese Teilung des Profits zwi- 
schen zwei Kapitalistengruppen nicht den allgemeinen Gesetzen des Kapitals unter- 
liegen kann, da, wie im vorherigen Abschnitt bereits ausgeführt, die Übertragung des 
Geldes vom Verleiher zum Berger keine ökonomische, d.h. für den gesamtgesell- 
schaftlichen Reproduktionsprozeß notwendige, sondern rein juristische Transaktion 
ist. Sollte die Zinsrate aus den allgemeinen Bewegungsgesetzen des Kapitals abgelei- 
tet werden, so müßte sie aus den Bewegungen des Kapitals im Produktionsprozeß 
herrühren. Im Produktionsprozeß erscheint dasselbe Kapital in doppelter Bestim- 
mung: 

1. als Leihkapital, als Eigentum des Verleihers, und 

2.  inder Hand des Borgers als produktives Kapital. 

Aber es wirkt nur einmal und produziert daher ‚nur einmal Profit. Im 
Produktionsprozeß geht der Charakter des Geldes als Leihkapital verloren, und es tritt 
erst wieder als solches hervor, wenn es darum geht, den erzeugten Profit zwischen den 
beiden Personen zu teilen. 


„Wie sich die beiden Personen darin teilen, die Ansprüche auf diesen Profit haben, ist an und für 
sich eine ebenso rein empirische, dem Reich des Zufälligen angehörige Tatsache wie die Teilung 
der Prozentanteile des gemeinschaftlichen Profits eines Kompaniegsschäfts unter die verschiede- 
nen Teilhaber“ (44). 


Die quantitativen Grenzen des Zinses sind durch die Forderung bestimmt, nämlich 
daß die verliehene bzw. geborgte Summe an Geld für beide, für Verleiher und 
Borger als Kapital fungieren soll. Die Zinsrate bewegt sich also zwischen der Profit- 
rate und gar keinem Zins. Damit ist jedoch noch nichts über die jeweilige konkrete 
Martkrate des Zinses ausgesagt. Sie bestimmt sich allein durch das Machtverhältnis 


43) MEW 25,S. 351 
44)  MEW 25,58. 376 
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von Anbieter und Nachfrager von Leihkapital (45). Die Bewegung der Marktrate ist 
also 

1. vom industriellen Zyklus und 

2. von der Ausgleichung des Zinsfußes auf dem Weltmarkt abhängig, 

Marx zeigt im 26. Kapitel des dritten Bandes (Kritik an der Currency Schule und 
der Begriffswirre des Lord Overstone, alias Samuel Jone Loyd, Bankier) am Beispiel 
eines Zyklus (1842-1847) und der darauf folgenden Krise, die eine Suspendierung 
des Bankgesetzes von 1844 nach sich zog, wie in Zeiten der Krise der Zinsfuß steigt. 
Diese Erhöhung des Zinsfußes rührt aus der vermehrten Nachfrage nach Geld als 
Zahlungsmittel her. Der Zinsfuß wird also im Zyklus nach der Krise wieder fallen, 
denn die Zirkulation der Waren geht wieder reibungslos vonstatten, die Akkumula- 
tion verläuft noch in ruhigen Bahnen. Die Profitrate ist allerdings hoch, da das 
Kapital in der Krise entwertet wurde. Die Höhe der Profitrate heizt die Akkumula- 
tion an. Sie verlangt eine Ausdehnung des Geschäfts. Die Kapazitäten werden erwei- 
tert und die Maschinerie wird ausgedehnt. Die Ausdehnung bedingt ab einem gewis- 
sen Grad eine verstärkte Nachfrage nach Leihkapital, das aber jetzt, im Unterschied 
zur Krise, als Kapital verwendet wird und nicht aus dem Stocken der Warenmeta- 
morphose herrührt. Der Zins beginnt sich „zu erholen“. Die Höhe der erwarteten 
Profitrate erlaubt sogar eine über das „Normalmaß“ hinausgehende Zinsrate. Sie 
steigt so im Boom, dem Vorläufer der Krise, auf ein überdurchschnittliches Niveau; 
die Profitrate fällt schon durch die überhöhte Akkumulation. Dies ist die Phase, von 
der es in der bürgerlichen Theorie heißt: „Der Grad der Selbstfinanzierung sinkt 
bedenklich.“ Mit fallender Profitrate durch die zu hohe Akkumulation setzt die 
Krise ein. Sie selbst läßt die Zirkulation der Waren stocken, und der „run“ auf das 
Geld als Zahlungsmittel setzt ein. Die Wechsel werden nicht mehr akzeptiert, da 
jeder Schulden machen, aber keiner Gläubiger sein will. Der Zinsfuß beeinträchtigt 
zudem noch die Höhe des Unternehmergewinns, so daß der Fall der Profitrate für 
den industriellen Kapitalisten verstärkt in Erscheinung tritt. Modifiziert werden 
kann dieser Zyklus, der nur in groben Umrissen gezeichnet ist, durch die Zinsent- 
wicklung, d.h. durch die Bewegung des industriellen Zyklus in anderen Ländern. 
Das Beispiel der Zinsentwicklung in der Bundesrepublik seit 1963 zeigt dies deut- 
lich (45a): 


45) Daß dieses Verhältnis selbst Resultat der Bewegung des Kapitals ist, ist ohne Zweitel, 
doch sind diese Gesetze nicht aus sich, sondern nur Resultat. 
45a) Quelle: Jahresgutachten des Sachverständigenrates 1971/72, 8. 59 
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4) Festgelder unter 1 Mill.DM mit vereinbarter Laufzeit von 3 Monaten. Vor 1.4.1967: Festgelder mit vereinbarter Laufzeit von 90 bis 179 Tagen (ab 1.7.1966 


SR 71652 SUSI UNEFLINDN. Queile: Deutsche Bundesbank 


Die Krise 1966/67 hatte eine enorme Steigerung des Zinsgefüges mit sich gebracht. 
1968 sarık die Diskontrate wieder auf 3 %. Die daraus folgende Steigerung, die sogar 
noch über das Maß von 1966/67 hinausgeht, läßt sich nur durch die Aufwertungs- 
spekulation erklären, die natürlich nicht ausschließlich mit eigenem Geld finanziert 
wurde, sondern den Kapitalmarkt sehr anspannte. Auch die stärker einsetzende 
Inflation wird auf die Höhe des Zinssatzes einen gewissen Einfluß gehabt haben, 
dennoch beruhigte sich nach erfolgter Aufwertung der Zinssatz wieder. Daß der 
Zinssatz in der Krise 1966/67 nicht höher gewesen ist, ist leicht durch das Auswei- 
chen der Banken auf den internationalen Kreditmarkt zu erklären (46). Das Beispiel 


46) Der Geschäftsbericht der Deutschen Bundesbank von 1966 formuliert das so (S. 5 ff. 
unter der Überschrift: Die außenwirtschaftlich bedingte Auflockerung der Devisenmark- 
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zeigt deutlich, von welchen Faktoren die Angebots- und Nachfrageverhältnisse auf 
dem „Kapitalmarkt“ abhängen. Obwohl durch das immer stärkere Zusammen- 
wachsen der Kapitalmärkte die Nachfrage und das Angebot vom Ausland eine zu- 
nehmende Rolle spielen, ist der nationale Zinszyklus durch die intemationale Ver- 
flechtung des Marktes noch nicht vollständig überlagert, wie das Beispiel der Krise 
1966/67 auch zeigt. 

Marx leitet aus dem Wachstum der Klasse der Rentiers und aus der Konzen- 
tration des Geldes aller Klassen als Leihkapital bei den Banken und Kreditinstituten 
eine sinkende Tendenz des Zinsfußes ab (47). Dem steht aber eine Anzahl entgegen- 
wirkender Tendenzen gegenüber — z. B. die Entwicklung der Aktiengesellschaften — 
so daß es außerordentlich spekulativ ist, über die langfristige Tendenz des Zins- 
fusses überhaupt eine Aussage machen zu wollen. Im Gegensatz dazu steht das 
Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate, das einer ganz anderen Abstraktions- 
stufe zuzuordnen ist und sich aus der inneren Logik des Kapitals ergibt. Da sich 
aber die Höhe des Zinsfußes nicht aus der Logik des Kapitals, sondern nur aus den 
zufälligen oder auch zyklischen Schwankungen von Angebot und Nachfrage ergibt, 
ist eine langfristige Tendenz des Zinsfußes wohl kaum ableitbar. In diesem Zusam- 
menhang wäre es interessant, der Frage nach den Regulierungsmöglichkeiten des 
Staates durch die Zinspolitik nachzugehen (48), was allerdings am Ziel dieser Arbeit 
vorbeigehen würde. 


3. Trennung von Eigentum und Anwendung von Kapital 


Die Warenform des Kapitals hat eine scheinbare Verdoppelung des Kapitals zur 
Folge gehabt. Es entstand neben dem real existierenden Wert der Schuldschein auf 
diesen Wert, der Wechsel. Das Eigentum des Kapitals wurde von der Anwendung des 
Kapitals im Produktionsprozeß unabhängig. Waren können jedoch nicht seibst zu 
Markte gehen und sich nicht selbst austauschen. Es stehen Personen dahinter; die 


te): „Die Devisenbilanz der Bundesrepublik, die noch in der ersten Hälfte von 1966 
Defizite aufgewiesen hatte, schloß vom Sommer 1966 an mit steigenden Überschüssen 
ab. Für die inländischen Kreditmärkte brachte dies die entscheidende Wende. Im Gegen- 
satz zu der Zeit bis Mitte 1966 wurden den Banken über die Auslandstransaktionen 
nunmehr laufend liquide Mittel zugeführt, und zwar von Juni 1966 an Beträge von 
durchschnittlich rd. 600 Mio. DM pro Monat. Unter Einschluß der Zunahme der unaus- 
genutzten Rediskontkontingente der Kreditinstitute bei der Bundesbank waren die freien 
liquiden Bankreserven schließlich Ende November 1966 mit 20,3 Mrd.DM um 
6,4 Mrd. DM oder knapp die Hälfte höher als sechs Monate zuvor, obgleich die Bundes- 
bank bis dahin keinerlei aktive liquiditätspolitische Maßnahmen eıgriffen hatte.“ 

47) Vgl. MEW 25, S. 373 f. oder auch R. Hilferding, a. a. O.,S. 128 ff. 

48) Die Teilung des Profits in Zins und Unternehmergewinn bedeutet, daß eine Senkung des 
Zinsfußes z. B. eine Erhöhung des Profits der industriellen und merkantilen Kapitalisten 
zur Foige hätte, was, da es eine Erhöhung der Profitrate bedeutete, eine „Ankurbelung 
der Wirtschaft‘ nach sich zöge. Die Bestimmung des Zinses durch den Staat wäre logisch 
insofern möglich, als seine Höhe allein durch Angebot und Nachfrage reguliert wird. 
Dennoch erscheint dies recht fragwürdig, wenn man die Entwicklung des Zinsfußes be- 
trachtet. Vgl. dazu Paul Mattik: Marx und Keynes, Frankfurt a. M. 1971, 8. 33 ff. 
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Beziehungen der Personen untereinander werden zu Beziehungen der Waren auf- 

einander, in der sich die Personen nur noch als Besitzer von besonderen Gebrauchs- 

werten gegenüberstehen. Der Warencharakter des Kapitals läßt das Geldhandlungs- 
kapital als Besonderheit des Kapitals entstehen. Der Geldkapitalist repräsentiert das 

Kapitaleigentum, die merkantilen und industriellen Kapitalisten sind die Anwender 

dieses Kapitals. Das Verhältnis zwischen den Geldkapitalisten einerseits und den 

industriellen-merkantilen Kapitalisten andererseits macht eben das Verhältnis aus, 
das durch die Warenform des Kapitals bestimmt wird. Dabei setzt der spezifische 

Gebrauchswert der Ware Kapital die besondere Form der Übertragung der Ware als 

Borgen und Verborgen fest. Das gleiche Kapital fungiert als Kapital für zwei 

Personen, die sich den von dem einen Kapital produzierten Profit teilen müssen. Der 

Gelökapitalist bezieht einen Zins, der grob durch die allgemeine Marktrate des 

Zinses bestimmt ist, aber in jedem Kreditvertrag gesondert geregelt ist. Für den 

produktiven Kapitalisten zerfällt sein Profit in Zins und Nettoprofit. Der Zins er- 

scheint ihm nicht mehr als Teil des Profits, sondern wird zum Kostenfaktor, d. h. er 
geht in den Kostpreis des industriellen-merkantilen Kapitalisten ein. Der Überschuß 
über diesen erweiterten Kostpreis erscheint ihm jetzt als Frucht seiner Arbeit, denn 
nur durch seine Verwendung des Geldes als Kapital hat dieses Kapital überhaupt 

Profit produzieren können, „lag es nicht brach“. Der Unternehmergewinn wird zum 

Lohn für die Anwendung von Kapital. Der besondere Charakter der Arbeit als 

wertschaffende Arbeit wird vollständig ausgelöscht. Damit wird auch der Wider- 

spruch zwischen Lohnarbeit und Kapital zum Widerspruch zwischen Geldkapi- 
talisten und den industriellen-merkantilen Kapitalisten mystifiziert. Die zunächst 
quantitative Scheidung des Profits wird zur qualitativen: Der Zins erscheint als 
bloße Frucht des Kapitaleigentums vom Produktionsprozeß losgelöst und unab- 
hängig, als Eigenschaft des Geldes, während der Unternehmergewinn als ausschließ- 
liche Frucht des prozessierenden, im Produktionsprozeß wirkenden Kapitals und der 
aktiven Rolle des Unternehmers zu entspringen scheint. Der Schumpetersche 
dynamische Unternehmer, der in schöpferischer Zerstörung immer neue Innova- 
tionen tätigt und dessen Bestimmungskriterium die Aktivität ist, entspringt genau 
dieser Mystifikation (49). Auch bei Keynes wird der Widerspruch zwischen Geld- 
kapitalisten und industriellem Kapitalisten zum bestimmenden Moment seiner 

Theorie. Während Schumpeter über die schwindende Unternehmerpersönlichkeit 

klagt, fordert Keynes den „Gnadentod desRentiers“ (50). 

49) Vgl. dazu W. Hofmann, a. a.0., S. 105: „Schumpeter bezeichnet als Unternehmer ‚‚die 
Wirtschaftssubjekte, deren Funktion die Durchsetzung neuer Kombinationen ist und die 
dabei das aktive Element sind“; S. 111: „Demnach ist der Zins „ein Preiselement der 
Kaufkraft als Herrschaftsmittel über die Produktionsgüter“.“ 

50) Ebd. 5. 214: „Obschon dieser Zustand (eines niedrigen Zinses, W. H.) sehr wohl mit 
einem gewissen Maß von Individualismus (gemeint: von privatwirtschaftlichem Gewinn- 
streben, W. H.) vereinbar wäre, würde er doch den Gnadentod des Rentners (the euthana- 
sia of the rentier) bedeuten und folglich die sachte Beseitigung der immer drückenderen 
Macht des Kapitalisten, der sich den Knappheitswert des Kapitals zunutze macht (the 
euthanasia cf ihe cumulative oppressive power of the capitalist to exploid the scarcity- 
value of capital). Der Zins ist heute ebensowenig eine Belohnung für ein wirkliches Opfer 


wie etwa die Pachtrente auf Grund und Boden. Der Eigentümer von Kapital kann Zins 
erhalten, weil das Kapital knapp ist, gerade so wie der Eigentümer von Land eine Pacht- 
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Für Hilferding hat der Widerspruch (51) zwischen Geld. und indusiriellem 
Kapitalisten im Finanzkapital seine Lösung gefunden (52). Die Herrschaft des Geld- 
kapitals über das industrielle Kapital ist die Folge der Ausdehnung des Kreditwesens 
und des Übergangs von der vorherrschend Form des Kreditwesens und des Über- 
gangs von der vorherrschenden Form des Kredits vom Zirkulationskredit zum 
Kapitalkredit (53). An dieser Stelle soll aber nur darauf hingewiesen werden, daß 
für Hilferding der Widerspruch Geld- und industrieller Kapitalist zum bestimmenden 
überhaupt wird, indem die Veränderungen des Kapitalismus allein aus den Macht- 
verhältnissen zwischen diesen beiden Kapitalistengruppen erklärt werden. Die 
treibende Kraft in der Entwicklung des Kapitalismus ist nicht mehr der Gegensatz 
zwischen Lohnarbeit und Kapital, sondern derjenige zwischen industriellen 
Unternehmem und Geidkapitalisten. Das Verschwinden der Unternehmerpersön- 
lichkeit führt auch hier — ähnlich wie bei Schumpeter — zu einer neuen Qualität 
von Kapitalismus. Das Verhältnis zwischen den beiden Kapitalfraktionen ist aber 
schon durch ihre Stellung im Pfoduktionsprozeß bestimmt und Veränderungen in 
den Machtkonstellationen zwischen ihnen könnten höchstens den Zins affizieren. 
Zum bestimmenden wird bei der Analyse der Produktionsverhältnisse nicht mehr 
die Produktion von Wert und damit Mehrwert, den sich verschiedene Kapitalisten 
teilen müssen, sondern die Machtverhältnisse zwischen den zwei Kapitalfraktionen. 
Begreift man die Verhältnisse der Menschen untereinander eben als Personifika- 
tionen der ökonomischen Verhältnisse, so ist dieses Verhältnis durch das Kapital 
bestimmt, das selbst zur Ware wird und damit notwendigerweise ein Auseinander- 
fallen zwischen Eigentümer und Anwender bedingt. Die Verabsolutierung der einen 


rente erhalten kann, weil der Boden knapp ist. Aber während es echte Gründe für die 
Knappheit von Land gibt, bestehen keine wirklichen Gründe für die Knappheit des 
Kapitals... Wir könnten somit in der Praxis auf eine Vermehrung der Masse des Kapitals 
zielen, bis dieses aufhört knapp zu sein; so daß der funktionslose Investor (gemeint: 
derjenige, der sein Kapital nur in Geldform als liquid capital ‚investiert‘ statt einer der 
beiden o.g. Formen des wirkenden Kapitals) nicht länger eine Prämie erhalten 
wird... Ich betrachte daher das Phänomen des Rentnerkapitalismus als eine vorüberge- 
hende Phase, die enden wird, wenn sie ihre Aufgabe erfüllt hat“ (zit. nach Allgemeine 
Theorie, S. 317). 

51) Es soll hier nicht versucht werden, eine Kritik der bisher angeführten Theorie zu liefern. 
Diese wäre sicher auch nicht allein aus der Mystifikation desLohnarbeit- und Kapitalver- 
hältnisses durch den Widerspruch zwischen Geld- und industriellen Kapitalisten zu ent- 
wickeln. Zumindest könnte dies nicht in einem derartigen Streifzug geschehen, wie dies 
hier getan wurde. Hier soll nur an verschiedenen theoretischen Ansätzen der Widerspruch 
klargemacht und verdeutlicht werden, daß diese Mystifikation in der ökonomischen 
Theorienbildung eine wesentliche Rolle spielt. 

52) VglR. Hilferding, a.a.0., S. 309: „Die Abhängigkeit der Industrie von den Banken ist 
also die Foige der Eigentumsverhältnisse. Ein immer wachsender Teil des Kapitais der 
industrie gehört nicht dem industriellen Kapitalisten, der es anwendet. Er erhält die 
Verfügung über das Kapital nur durch die Bank, die ihm gegenüber den Eigentümer 
vertritt. Andererseits muß die Bank einen immer wachsenden Teil ihrer Kapitalien in der 
Industrie fixieren. Sie wird damit in immer größerem Umfang industrieller Kapitalist. Ich 
nenne das Bankkapital, also Kapital in Geldform, das auf diese Weise in Wirklichkeit in 
industrielles Kapital verwandelt ist, das Finanzkapital.“ 

53) Zur Unterscheidung von „Zirkulationskredit‘ und „Kapitalkredit“ vgl. die Abschnitte 
6.1 Der kommerzielle Kredit und 6.2 Der Bankkredit 
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Seite, in diesem Fall die der Eigentümer, begreift nicht das dialektische Verhältnis, 
in dem die beiden zueinander stehen, worin mal der eine, mal der andere die 
Oberhand gewinnt. 

Die andere Seite, die des Unternehmers, verabsolutiert Galbraith, indem bei 
ihm der Gegensatz in der „Kapitalgesellschaft“ aufgehoben wird. Der Schumpeter- 
sche aktive Unternehmer wird durch die „Technostruktur“ abgelöst, der Aktionär, 
also der Geldkapitalist, verliert an Macht (54). Die bürokratische Maschinerie fällt 
jetzt die Entscheidungen, nicht mehr der Unternehmer. Das Eigentum selbst ist 
kaum noch von Bedeutung. Die Trennung von Eigentum und Anwendung von 
Kapital verwirrt hier derartig, daß nicht mehr das Wesentliche, nämlich seine 
Funktion als Kapital erfaßt wird. 

Bisher ist, ausgehend von der spezifischen Ware Kapital, die Kategorie des 
Zinses und die daraus entstehende Teilung der Kapitalistenklasse in Eigentümer und 
Anwender bzw. in Geldkapitalisten und industrielle-merkantile Kapitalisten ent- 
wickelt worden. Die Verallgemeinerung der Ware Kapital hat die allgemeine Tren- 
nung gesetzt und damit gesellschaftliche Veränderungen geschaffen. Ist sie einerseits 
Resultat des kapitalistischen Produktionsprozesses, so wird das Kreditwesen auf 
einer gewissen Stufe Voraussetzung. Die Akkumulation des Kapitals, die durch die 
Jagd nach Extramehrwert beständiger Prozeß wird, bringt selbst, wie anfangs ge- 
zeigt, seine Negation, das Monopel hervor. Durch das Kreditwesen Können nun die 
Beschränkungen der Eigentumsverhältnisse überwunden werden. Es ist möglich, 
Kapital konzentriert anzuwenden, ohne daß es als Eigentum ebenso konzentriert 
ist. 

Die absolute Größe der Kapitale, ihre organische Zusammensetzung, ihre Be- 
weglichkeit bestimmt die Art und Weise, wie der Marktmechanismus funktioniert, 
d.h. auch, wie sich der Ausgleich der Profitraten vollzieht (55). Die Trennung von 
Anwendung und Eigentum, das Kapital als Ware, ermöglicht eine neue Flexibilität 
des Kapitals und damit einen Ausgleich der Profitrate, der nicht mehr durch 
Konkurrenzkämpfe, Preisverfall etc. gekennzeichnet ist, was aber nicht bedeutet, 
daß damit die Konkurrenz aufgehoben ist. Konkurtenz ist notwendiges Resultat 


54) Vgl. dazu J.K. Galbraith: Die moderne Industriegesellschaft, München/Zürich 1970, 
8.73: „In der Vergangenheit schrieb man die führende Funktion in der Wirtschaft dem 
Unternehmer zu — dem Individuum, das über Kapital verfügte und gleichzeitig die Fähig- 
keit besaß, die anderen Produktionsfaktoren zu organisieren, meist in Verbindung mit 
einem ausgesprochenen Erfindertalent ... (Heutzutage:) An die Stelle des Unternehmers 
als richtungsweisende Kraft tritt das Management. Dieses Kollektiv ist eine unzureichend 
definierte Einheit;...Es gehören alle dazu, die zur Entscheidungsfindung durch die 
Gruppe spezielles Wissen, besondere Talente oder Erfahrungen beitragen. Diese Gruppe, 
und nicht das Management, ist die richtungsweisende Intelligenz — das Gehirn — des 
Unternehmers. Es gibt keinen Namen für alle diejenigen, die an der Gruppenentscheidung 
teilhaben, oder für die Organisation, die sie darstellen. Ich schlage vor, diese Organisation 
als Technostruktur zu bezeichnen.“ 

55) Und das heißt, daß es nun nicht etwa wie in der Stamokap-Theorie eins, zwei, drei viele 
Profitraten gibt, sondern daß sich lediglich der Ausgleichungsprozeß der Profitraten ver- 
ändert hat. Vgl. Fred Oelßner: Ein Beitrag zur Monopoltheorie, in: Jahrbuch des Insti- 
tuts für Wirtschaftswissenschaften, Bd. 3, Probleme der politischen Ökonomie, Berlin 
(DDR) 1960; Elmar Altvater: Probleme der empirischen Analyse der Akkumulationszyk- 
ien in Westdeutschland; unveröffent!. Manuskript, Berlin 1972 
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kapitalistischer Produktionsweise, Resultat der Warenproduktion als Produktion 
von einander unabhängiger Privatproduzenten. Die Konkurrenz selbst ist es, die 
überhaupt ein Fließen von einer Sphäre in die andere bewirkt, also eben auch den 
Zwang für den einzelnen Kapitalisten hervorbringt, sein Kapital auch zu verleihen 
und nicht nur selber anzuwenden. Ist also der Preismechanismus durch die 
Monopolisierung verändert, sind so z. B. in der säkularen Inflation die Monopok in 
der Lage, ständig sukzessive den Maßstab der Preise zu verändern (56), so zwingt die 
Konkurrenz dennoch die Kapitale zur Wanderung in die profitabelsten Branchen, 
was durch die Warengeigenschaft des Kapitals außerordentlich erleichtert wird. 
Handelt es sich um das Problem, wie sich das Wertgesetz im internationalen 
Rahmen durchsetzt, so erweist sich das Kreditwesen jetzt als Exekutor eben dieses 
Gesetzes. Die Bestimmung des „Wertes“ des Papiergeldes wird ein ähnliches 
Ergebnis aufzeigen. 


4. Das fiktive Kapital 


Entspringt das Kreditwesen aus den Widersprüchen des Kapitals, so mystifiziert es 
dieses aber auch wieder, indem bloße Papierzettel, Besitztitel, einen Wert bekom- 
men. War im zinstragenden Kapital ohnehin schon jedes Kapital nur in Geldform 
vorhanden, das aus sich heraus mehr Geld zu gebären schien, so wird durch das 
Kreditwesen, d.h. dadurch, daß Kapital selbst zur Ware wird, jede regelmäßige 
Einnahme zum Zins eines Wertes, der Wert selbst dadurch vollständig mystifiziert. 
Im folgenden ist nun der Begriff des fiktiven Kapitals zu entwickeln, denn die 
Banknote erscheint zunächst als ein rein fiktiver Wert, der auf dem Kreditwege 
entstanden ist. 

Die Basis des Kredits ist die Funktion des Geldes als Zahlungsmittel, die die 
Trennung des Zirkulationsaktes W-G -W in Kauf und Verkauf ermöglicht. Aus 
eben dieser Bestimmung des Geldes „als Geid“ entspringt auch der Begriff des sich 
verwertenden Werts, des zirkulierenden Werts, des Kapitals, dessen Zirkulation sich 
und seine Vermehrung zum Endziel hat. Aus der Möglichkeit des Stockens des 
Zirkulationsaktes W -G - W entwickelt sich das Kapital, das aber nur sich vermehren 
kann, indem es zirkuliert. So entsteht der Schein, das Kapital vermehre sich durch 
Zirkulation. Aus der Negation der Zirkulation entsteht eine neue Zirkulationsform: 
G -G’. Der Drang des Kapitals zur beständigen Zirkulation einerseits, wie anderer- 
seits die Notwendigkeit des Stockens dieser Zirkulation, — denn die Freisetzung von 
Kapital ist nichts anderes als Stocken des Zirkulationsaktes — machte die Organisie- 
rung des Kreditwesens auf gesellschaftlicher Ebene notwendig. Die einfache Kredit- 
gewährung eines Kapitalisten an einen anderen, die bereits auf der Ebene des ersten 
„Kapital“-Bandes abgeleitet ist, wird durch die Einrichtung von Kapitalsammel- und 
Ausleihstellen, den Banken, ergänzt. 

Der Wechsel, die Schuldverschreibung, hat doppelte Funktion: Er stellt einer- 


56) Vgl. dazu Alex Schubert: Warenzirkulation und die Formen des Geldes, in: Sozialistische 
Politik (SOPO) Nr. 5, Westberlin März 1970 


12 Probleme des Kiassenkampfs 11/12 177 


seits einen Ertragstitel auf eine Zinszahlung dar, andererseits ist er Zirkulationsmit- 
tel. Als Ertragstitel und somit als Kapital, das eine Summe Geldes darstellt, die beim 
Fälligkeitstag eine größere Summe ergeben wird, ist der Wechsel aber nicht Wert, 
sondern nur Repräsentant von Wert. Sein Wert ist rein fiktiv, er ist fiktives Kapital. 
Als Schuldforderung, die aus der zeitlichen Trennung des Zirkulationsaktes 
W-G -W entspringt, ist er Repräsentant von Wert oder Gold, also Geid, Papiergeld. 
im Wechsel erscheint das Kapital in seiner begrifflosesten Form. Er ist einerseits 
„geldheckendes Geld“, ohne selbst Wert zu besitzen, andererseits ist er aber auch 
wiederum dem Begriff des Kapitals adäquat, da Kapital nichts anderes als „geld- 
heckendes Geld“ ist. Geld selbst kann seinen Wert nicht ausdrücken, es erscheint 
wertlos. Das Wesen der Dinge kann von seinen Erscheinungsformen getrennt wer- 
den, es zeigt nur deren innere Struktur auf. 

Um den Wechsel als fiktives Kapital gelten zu lassen, sind einige Voraus- 
setzungen nötig: Es existiert nämlich ein gegebener Zins; das Kapital ist selbst zur 
Ware geworden. Dies bedeutet, daß das Bankensystem als kapitalistisches Geldhand- 
lungsinstitut schon gegeben ist. Die begriffliche Entwicklung des fiktiven Kapitals 
setzt also seine volle Entfaltung schon voraus. Mit der Verfestigung der begrifflosen 
bürgerlichen Vorstellung von Kapital als „geldheckendes Geld“, erscheint jede regel- 
mäßige Einnahme als Zins eines Kapitals von entsprechender Größe. Dabei wird 
kurzerhand die Berechnung umgekehrt. Während zunächst bei gegebenem Kapital 
und bei gegebener Zinsrate die Summe ermittelt wird, die als Zins ausgezahlt wer- 
den soll, so ist nun der Ausgangspunkt der Berechnung die regelmäßige Einnahme, 
die in der Vorstellung in Zins verwandelt wird. Das Problem besteht noch darin, zu 
diesem Zins bei gegebener Rate des Zinses die Hauptsumme zu finden, worauf der 
Zins gezahlt wird (57). So kann es in der bürgerlichen Theorie zu der Perversion des 
sogenannten Arbeitsvermögens (hier gemeint als Besitz des Arbeiters an seiner 
Arbeitskraft) kommen. Bei gegebenem Zinssatz ist so das Vermögen eines Arbeiters 
an seiner Arbeitskraft leicht auszurechnen (58). Als Kapital kann ein Arbeitsvermö- 
gen allerdings nur dann fungieren, wenn die Hauptsumme übertragbar und damit für 
57) Vgl. MEW 25, $.484 
58) Vgl. dazu z.B. „Vermögen für alle“, Schriftenreihe der Ludwig-Erhard-Stiftung Bd. 2, 

Düsseldorf und Wien, S. 39: „Arbeitsvermögen. Die Ausbildung einer Person, ‚soweit sie 

zur Einkommenserzielung auszunutzen und daher in Geld bewertbar‘ ist, und die Zurech- 

nung erworbener Fähigkeiten auf die einzelnen Einkommensschichten führen wahrschein- 
lich zu einer Nivellierung des Gesamtvermögens, vor allern wenn die Ausbildungschancen 
weiter egalisiert werden. Allerdings bleibt die ‚Rentabilität‘ der Ausbildung je nach den 
persönlichen Eigenschaften unterschiedlich. Außerdem ist die Vorstellung utopisch, der 

Bevölkerung ohne Rücksicht auf die Begabungsunterschiede etwa eine akademische Aus- 

bildung zuteil werden zu lassen. Dies käme einer gigantischen Fehlinvestition gleich, die 

auch kommunistische Länder keineswegs zulassen.‘ Dazu weiterhin Milton Friedmann: 

Die optimale Gelämenge, München 1970, S. 79: „Im weitesten und allgemeinsten Sinne 

umfaßt das Gesamtvermögen alle Quellen des Einkommens oder konsumierbarer Dienste. 

Eine derartige Quelle ist die produktive Kapazität (Hervorh. d. Verf.) des Menschen, und 

entsprechend ist dies eine der Formen, in denen Vermögen gehalten werden kann. Unter 


diesem Gesichtspunkt ist der Zinssatz ein Ausdruck für die Relation zwischen dem 
Vermögensbestand und dem Einkommensstrom, so daß, wenn Y der Gesamteinkom- 


mensstrom und ı der Zinssatz sind, das gesamte Vermögen gleich W = = ist.“ Vgl. dazu 
auch weiterhin MEW 25,S. 482 oder auch MEW 3, S. 392. 
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den Bezieher des Zinses in Geldform rückverwandelbar ist. Die Erklärung, wie der 
Arbeiter sein „Arbeitsvermögen“ in Geld verwandeln soll, ohne sich als Sklave zu 
verkaufen, bleibt die Ordo-Liberale-Schule noch schuldig. Für den Kapitalisten ist 
die Rückverwandelbarkeit des Schuldtitels in Geld äußerst wichtig, besonders in der 
Krise. Die Schwierigkeiten bei der Rückverwandlung eines Wechsels in Geld führten 
nicht zuletzt zur Ausdehnung des Bankensystems. Soweit sie aber rückverwandelbar 
sind, bilden Eigentumstitel, unabhängig ob es sich dabei um Schuldforderungen, 
Produktionselemente, wie z. B. Grundstücke oder Aktien handelt, ein fiktives Kapi- 
tal, dessen „Wert“ gleich der Hauptsumme des kapitalisierten Zinses ist. Die Schaf- 
fung von fiktivem Kapital vollzieht sich also durch die Verdoppelung eines vorhan- 
denen Werts in Wert und Repräsentant oder aber in einer rein fiktiven Summe, die 
durch Kapitalisieren zustande gekommen ist. Die Rückverwandelbarkeit des fiktiven 
Kapitals in Geld (Effektenmarkt) ist die Garantie dafür, daß diese Titel Geldkapital 
sind. 

Der Handelswechsel ist die einfachste Form des fiktiven Kapitals. Es soll 
ausschließlich auf ihn eingegangen werden. Die anderen Formen des fiktiven Kapi- 
tals (Aktie, Staatsschuld, Depositen usw.) sind aus dem im Wechsel bereits angeleg- 
ten Unterschied zwischen der Eigenschaft als Zahlungsmittel und Kapital herzulei- 
ten. So ist z.B. die Aktie wesentlich Kapital, während der Scheck Zahlungsmittel 
darstellt. 

Wenn ein Verkäufer seine Ware gegen einen Wechsel verkauft hat, hat sich der 
Wert der Ware scheinbar verdoppelt: Er existiert einerseits in der Form der Ware in 
der Hand des Käufers, als bloße Forderung auf Wert andererseits in der Hand des 
Verkäufers. Mit dieser Verdoppelung des Werts ist bereits eine Bedingung für die 
Bildung von fiktivem Kapital gegeben. Wie schon gezeigt, nimmt der Wechsel gleich- 
zeitig die Form des zinstragenden Papiers an. Für den Inhaber ist er ein Ertragstitel, 
da am Ende der Laufzeit nicht nur die Hauptsumme zu ihm zurückfließt, sondern 
sie sich durch einen entsprechenden Zins vermehrt hat. Damit der Wechsel ein 
vollwertiges zinstragendes Papier und damit auch wirklich fiktives Kapital darstellt, 
muß jederzeit die Möglichkeit der Veräußerbarkeit gegeben sein. Sie ist, wie bereits 
gezeigt wurde, dadurch gegeben, daß der Wechsel einerseits reine Geldfunktionen 
vollziehen, d.h. als Kreditgeld bis zum Verfallstermin zirkulieren kann. Anderer- 
seits können die Wechsel als Kreditpapiere an der Effektenbörse zirkulieren und 
somit wirklich Kapitalfunktionen verrichten. 
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5. Das Geldhandlungskapital (59) 
5.1 Die Genesis des Geldhandlungskapitals 


Im Rahmen der vorliegenden Arbeit ist es nicht möglich, die Genesis des Geldhand- 

lungskapitals in der ihr adäquaten Ausführlichkeit darzustellen. Hier an dieser Stelle 

gehört eigentlich die ausführliche Darstellung der historischen Entwicklung des 

Geldhandlungskapitals, angefangen vom einfachen vorkapitalistischen Wucherkapi- 

tal bis hin zur Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise. Es wäre damit 

gleichzeitig die Dialektik der geschichtlichen Entwicklung zu beschreiben, in der das 

Geldhandlungskapital einerseits eine notwendige Voraussetzung für die kapitalisti- 

sche Produktionsweise bildete, andererseits seine Form im Kapitalismus durch die 

Warenform des Kapitals neu bestimmt wurde. Es muß jedoch unter Berücksichti- 

gung des begrenzten Rahmens der vorliegenden Arbeit darauf verzichtet werden 

und so ist es nur möglich, relativ kurz auf die zweite Wurzel der kapitalistischen 

Banken, das Geldhandlungskapital, einzugehen. 

Das Geldhandlungskapital ist im Gegensatz zum Kaufmannskapital nicht aus 
den sachlichen Momenten der Metamorphose des industriellen Kapitals abgeleitet, 
sondern übernimmt mit der Entwicklung der gesellschaftlichen Arbeitsteilung die 
technischen Seiten der Metamorphosen des industriellen Kapitals: bezahlen, kassie- 
ren, saldieren, Geld aufbewahren usw. Daher ist dem Geldhandlungskapital keine 
spezifische Zirkulationsform nachzuweisen, außer der der allgemeinen Zirkulations- 
form des Kapitals G - G’. Die Bewegungen des Kapitals, die im Geldhandlungskapi- 
tal angelegt sind, müssen als „Bewegungen eines verselbständigten Teils des in sei- 
nem Reproduktionsprozeß begriffenen industriellen Kapitals“ (60) aufgefaßt wer- 
den. Die technischen Funktionen, die das Geldhandlungskapital vollzieht, sind nur 
als Refiex der Operationen der industriellen und kommerziellen Kapitalisten zu 
sehen. Die Tätigkeit des Geldhandlungskapitals ergibt sich aus den Funktionen des 
Geldes. 

1. Seine naturwüchsige Grundlage hat dieses Geschäft im Geld als Weltgeld. Der 
Geldhandlungskapitalist übernimmt den Umtausch der nationalen Münzfor- 
men in die absolute gesellschaftliche Materiatur des Reichtums überhaupt, in 
das Weltgeld, das Gold. 

2. Die Aufbewahrung des nationalen Schatzes in seinen beiden Formen (Reser- 
vefonds von Zahlungs- und Kaufmitteln für die nationale und internationale 
Zirkulation, Konzentration des unbeschäftigten und augenblicklich brachlie- 
genden Geldkapitals und das akkumulierte und noch nicht angelegte Geldka- 
pital der industriellen und kommerziellen Kapitalisten). 

3.  Ausgeben und Einnehmen von Zahlungen, gegenseitige Saldierungen von For- 


59) Der folgende Text beschränkt sich im wesentlichen auf eine „Kapitalrezeption“, da in 
einer derartigen Arbeit die historische Darstellung in ausführlicher Form keinen Platz 
finden kann. Hinzu kommt, daß der Abschnitt V des 3. Bandes des Kapitals sehr unge- 
ordnet ist und daher zunächst - unter dem Gesichtspunkt der Entwicklung der Bankno- 
te — neu gegliedert werden mußte. 

60) MEW 25,5. 327 
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derungen der industriellen und kommerziellen Kapitalisten gegeneinander. 

Historisch hat der Geldhandel in der Form des Wucherkapitals bereits im Mittelalter 
existiert. Martin Luther bekämpfte in verschiedenen Schriften das bestehende Han- 
dels- und Wucherkapital. Der Geldhandel in der vorliegenden Form hat jedoch nur 
die Funktion, die durch die Warenbewegungen notwendig gewordenen Geldtransak- 
tionen abzukürzen und zu vereinfachen, die Notwendigkeit der Schatzbildung für 
jeden einzelnen Kapitalisten durch Konzentration des nationalen Schatzes gegen- 
über der gesamten Kapitalistenklasse auf ein Minimum zu beschränken und die 
Bilanzen, soweit Geld als Zahlungsmittel im nationalen und internationalen Maß- 
stab gedient hat, auszugleichen. Aus dem Gesagten geht hervor, daß die Masse des 
Geldes, mit der der Geldhandlungskapitalist operiert, nur das in Zirkulation befind- 
liche Geldkapital der industriellen und merkantilen Kapitalisten ist. Sein Profit 
bedeutet daher einen Abzug vom Mehrwert der produktiven Kapitalisten, da er nur 
mit schon realisierten Werten zu tun hat. 


5.2 Die neue Bestimmung des Geldhandlungskapitals durch das Kapital als Ware 


Mit der Bestimmung des Kapitals als Ware ergibt sich für das Geldhandlungskapital 
eine wesentlich neue Funktion: der Bankier wird zum Mittler zwischen Verleiher 
und Borger und erscheint daher selbst als Verleiher von Kapital. Jede Summe an 

Geld ist im entwickelten Kapitalismus potentielles Leihkapital. Die Möglichkeit 

wird jedoch erst zur Wirklichkeit, wenn die beiden folgenden Bedingungen, abgese- 

hen vom Willen des Geldbesitzers, zu verleihen, erfüllt sind: 

1. Die Summe muß eine bestimmte Größe erreicht haben, damit sie als Kapital 
wirken kann, d.h. daß sie auf einer gegebenen Stufe der organischen Zusam- 
mensetzung des Kapitals in Arbeitskraft und Produktionsmittel verwandelt 
werden Kann. 

2. Der Geldbesitzer muß den produktiven Kapitalisten, bzw. der produktive 
Kapitalist muß den Geldbesitzer finden, der bereit ist, ihm das benötigte 
Geldkapital zu borgen. Während der Ort der Transaktion der Geldmarkt ist, 
so verfestigt sich die Funktion des Verleihens in der Person des Geldhand- 
lungskapitalisten, dem Bankier. 

Es wird zu einer gesonderten Funktion des Bankiers, das gesamte disponible Geldka- 

pital der Gesellschaft zu solchen Massen zusammenzufassen, daß es wirklich als 

Geidkapital wirken kann. Dieses Geldkapital ist verschiedenen Ursprungs: 

1.  Freigesetztes Geldkapital der industriellen und kommerziellen Kapitalisten 
und deren Reservefonds 

2. Die Depositen der Geldkapitalisten 

3. Die Geldersparnisse aller Schichten 

4. _ Deponierte Revenuen, die zum allmählichen Verzehr bestimmt sind (61). 

Der Bankier sammelt diese Gelder in Form von Depositen und zahlt den Eigentü- 

mern einen Zins. Der Bankier verleiht den größten Teil der Depositen — nicht alle, 


da sie jederzeit vom Eigentümer zurückgefordert werden können, es sei denn, es 
61) Vgl. MEW 25, 5.416 
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bestehen besondere Vereinbarungen gegen einen höheren Zins, als er ihn den Depo- 
sitoren gewährt, an die produktiven Kapitalisten. 

Auf diese Weise wird den industriellen und merkantilen Kapitalisten nicht nur 
das Geldkapital ihrer eigenen Klasse, sondern auch das aller anderen Klassen zur 
Verfügung gestellt. Damit ist die materielle Grundlage für den Bankierskredit gelegt. 
Seine besonderen Formen werden im folgenden Abschnitt 6. ‚Formen des Kre- 
dits‘‘, 6.2 „Der Bankkredit‘ näher ausgeführt. 


6. Formen des Kredits 


Entsprechend der doppelten Grundlage des Kredits, entwickeln sich auch zwei we- 

sensverschiedene Formen: 

1. Aus der Funktion des Geldes als Zahlungsmittel geht der kommerzielle Kredit 
hervor. 

2. Aus der periodischen Freisetzung und Brachlegung von Geldkapital im indu- 
striellen Zyklus geht der Bankkredit hervor. 


6.1 Der kommerzielle Kredit 


Die Basis des kommerziellen Kredits ist, wie bereits gesagt, die Funktion des Geldes 
als Zahlungsmittel. Sie wächst naturwüchsig aus der einfachen Warenzirkulation 
heraus. Das Verhältnis von Warenbesitzern zueinander wandelt sich in ein Verhält- 
nis von Gläubigern und Schuldnern, d. h. es wird gekauft, bevor verkauft wurde; es 
wird nicht gegen bares Geld, sondern gegen ein schriftliches Zahlungsversprechen an 
einem bestimmten Termin gekauft. Hinter dem Zahlungsversprechen steht nicht die 
gesellschaftliche, sondern nur die private Garantie des Käufers. Diese Zahlungsver- 
sprechen lassen sich unter dem allgemeinen Begriff ‚Wechsel‘ zusammenfassen. Sie 
können selbst bis zum Verfalistag zirkulieren und bilden damit die Grundlage des 
eigentlichen Handelsgeldes. Gleichen sich Forderungen und Schuld gegenseitig aus, 
so fungiert der Wechsel absolut an Stelle des Geldes, da keine Verwandlung in Geld 
notwendig ist (62). 

Im entwickelten Kapitalismus stehen sich jedoch nicht nur einfache Warenbe- 
sitzer, sondern Besitzer von Produkten, die ihnen Kapital bedeuten, gegenüber. Es 
verdoppelt sich daher die Form des Verkaufs und des Vorschusses: einerseits Ver- 
kauf und Vorschuß von Waren und andererseits Vorschuß von Kapital. Wird jedoch 
Kapital einem anderen Kapitalisten „‚vorgeschossen“, unabhängig von der besonde- 
ren Form des Vorschusses in Geld oder in Ware, muß sich dieser Wert für den 
Besitzer als Kapital erweisen, d. h. er muß sich verwerten. Das gegen einen Wechsel 
verkaufte Warenkapital verwandelt sich für den Besitzer in zinstragendes Kapital. Er 
erhält für die Zeit bis zum Verfallstermin des Wechsels einen Zins auf die Summe 
62) MEW 25, 8.413: „Wie diese wechselseitigen Vorschüsse der Produzenten und Kaufleute 


untereinander die eigentliche Grundlage des Kredits bilden, so bildet deren Zirkulations- 
instrument, der Wechsel, die Basis des eigentlichen Kreditgeldes, der Banknoten usw.“ 
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des veräußerten Warenwerts. Zugleich verdoppelt sich der Wert des Warenkapitals, 

da der Wert wirklich in den Waren und nur fiktiv oder vorgestellt in den Schuldfor- 

derungen existiert. Diese können bis zu ihrem Verfallstermin selbst Geldfunktionen 
vollziehen. Der Tauschakt ist jedoch erst vollständig vollzogen, wenn der Wechsel in 

Geld verwandelt wurde oder gegenseitige Forderungen sich aufgehoben haben. Ab- 

gesehen vom Reservekapital hängt die Zahlungsfähigkeit des einzelnen Kapitalisten 

bei allseitiger Wechselzirkulation von den Rückflüssen aus früheren Verkäufen ab, 
die ebenfalls gegen Wechsel erfolgt sind. Tritt an einer Stelle eine Stockung ein, so 
werden alle folgenden Kapitalisten zahlungsunfähig. 

Das Kreditsysiem vermindert zwar die Menge des zur Zirkulation der Ware 
notwendigen Geldes, aber es kann die Barzahlung nicht gänzlich beseitigen, da ein 
großer Teil der Auslagen, z.B. Arbeitslöhne, Steuern usw., stets in Geld gezahlt 
werden müssen. Es ist auch nicht zu erwarten, daß sich sämtliche Wechsel beständig 
gegenseitig saldieren. Die Forderungen gehen in der Regel vom Rohstoffproduzen- 
ten bis hin zum Endverkäufer, aber selten schließt sich der Zirkel in der Form, daß 
der Rohstoffproduzent auch der letzte Konsument ist. Einseitige Forderungen 
können daher ebenfalls nur durch bares Geld ausgeglichen werden. 

Der kommerzielle Kredit bezieht sich immer auf das Warenkapital. Es ist 
jedoch nur ein verschwindendes Moment, notwendiger Durchgangspunkt im Repro- 
duktionsprozeß des industriellen und kommerziellen Kapitals. Der Unterschied des 
Kredits, den sich die industriellen Kapitalisten und kommerziellen Kapitalisten un- 
tereinander geben, liegt in der Unterscheidung der beiden Kapitalsorten. Beim indu- 
striellen Kapital vermittelt der Kredit die „wirklichen sukzessiven Phasen in der 
Produktion desselben Artikels“ (63), d. h. den Übergang des industriellen Kapitals 
aus einer Phase der Produktion in die folgende, aus einer Produktonssphäre in die 
nächste. 

Beim kommerziellen Kapital dagegen wird durch den Kredit der Verkaufsakt 
W-G, einschließlich des Transports von einem Markt zu einem anderen, „bis zu 
ihrem definitiven Verkauf für Geld oder ihrem Umtausch mit einer anderen 
Ware‘ (64) vermittelt. Die Grenzen des rein kommerziellen Kredits sind bestimmt 
durch: 
1. den Reichtum der industriellen und kommerziellen Kapitalisten, d. h. deren 

Verfügung über Reservekapital im Fall verzögerter Rückflüsse. 

2. Diese Rückflüsse selbst. Je weiter die Märkte entfernt sind, desto langsamer 
sind die Rückflüsse und desto größer ist die Gefahr eines Preiswechsels der 
Waren vor ihrem definitiven Verkauf. 

Die Grenzen des kommerziellen Kıedits zeigen gleichzeitig die Notwendigkeit der 

Weiterentwicklung des Kreditsystems zum Bankkredit. 


63) MEW 25,$.499 
64) MEW 25,8. 499 
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6.2 Der Bankkredit 


Die Bestimmung des Geldes als Kapital macht aus dem Geldhandlungskapitalisten 
einen Bankier. Seine materielle Grundlage besteht in den periodischen Freisetzun- 
gen von Geldkapital im kapitalistischen Reproduktonsprozeß. Er konzentriert das 
leihbare Geldkapital aller Klassen gegenüber allen Borgern. Während dem Bankier 
jeglicher Vorschuß von Geld als Vorschuß von Geldkapital erscheint — das ist von 
seinem Bankiersstandpunkt auch richtig, denn jede vorgeschossene Summe verwer- 
tet sich für ihn, indem sie, durch Zinsen vermehrt, zu ihm zurückfließt — so diffe- 
renzieren sich die Vorschüsse der industriellen und merkantilen Kapitalisten da- 
durch, daß sie 
1. wirklich zusätzliches Geldkapital zu ihrem fortlaufenden Geschäft erhalten, 
und 
2. Geld in der Funktion von Zirkulations- und Kaufmitteln benötigen und daher 
einen Teil oder ihr ganzes produktives Kapital (z.B. in Form von Aktien) 
dem Bankier verpfänden, und 
3. ebenfalls Geld in der Funktion von Zirkulations- und Kaufmitteln benötigen 
und ihnen der Bankier daher einen Wechsel, der aus der Kreditgewährung 
eines Kapitalisten an einen anderen (kommerzieller Kredit) entsprang, in eine 
allgemeingültigere Form des Kreditgeldes, die Banknote, verwandelt. Im Rah- 
men der vorliegenden Arbeit, der Analyse des nationalen Geldes, ist besonders 
die letzte Form des Vorschusses durch den Bankier von Interesse. 
Der Wechsel hat, wie im vorhergehenden Abschnitt bereits angezeigt, eine doppelte 
Funktion; er vollzieht einerseits ais Kreditgeld reine Geldfunktionen, indem er, 
wenn auch eingeschränkt durch das Vertrauen in den Aussteller, zirkulationsfähig 
ist. Andererseits bedeutet dieser Wechsel für den Besitzer Kapital in der Form eines 
zinstragenden Papiers, da am Ende der Laufzeit dem Wechselinhaber die Hauptsum- 
me und ein entsprechender Zins zurückfließen. Diese zweifache Funktion des Wech- 
sels teilt sich in die Geschäfte des Geld- und industriell-merkantilen Kapitalisten. 
Dies sei kurz ausgeführt: 

Der produktive Kapitalist, der sein Warenkapital realisierte, hat vom Käufer 
statt Geld in der allgemeingültigen Form des Tauschwertes einen Wechsel erhalten. 
Da er jedoch Geld benötigt, um sein Geschäft fortzuführen, d. h. um die produkti- 
ven Elemente seines Kapitals einzukaufen, der Wechsel jedoch nur beschränkt zirku- 
lationsfähig und nicht teilbar ist, versucht der produktive Kapitalist die Geldform 
des Wechsels zu antizipieren. Für ihn ist der Wechsel nicht als zinstragendes Papier 
wichtig, sondern als potentielles Geld. Für den Bankier hingegen, dessen Geschäft im 
Zins besteht, ist der Wechsel als zinstragendes Papier von Bedeutung. Der produkti- 
ve Kapitalist überträgt die Schuldforderung vor Ablauf der Zahlungsfrist durch 
Indossament auf den Bankier, d. h. der Bankier diskontiert den Wechsel, und erhält 
dafür Banknoten des Bankiers. Der Zins am Ende der Laufzeit fällt nun dem Ban- 
kier zu. Das in seiner Zirkulationsfähigkeit sehr beschränkte Kreditgeld in der Form 
des Wechsels wurde durch ein anderes Kreditgeld, durch die Banknote, ersetzt. Sie 
wird allgemeiner akzeptiert, da sie zu Zeiten der Notenausgabe durch Privatbanken 
durch den Kredit dieser Banken gedeckt war; heute, nachdem die Notenausgabe in 
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der Nationalbank monopeolisiert ist, durch den Kredit der Nation. Die Form der 
Übertragung des Wechsels auf den Bankier und sein Ersatz durch Banknoten ist also 
objektiv gesehen kein Vorschuß von Geldkapital an den produktiven Kapitalisten, 
sondern ein einfacher Kauf-Verkauf-Akt, bei dem eine Form des Kreditgeldes durch 
eine andere Form ersetzt wird. 

Der eingangs erwähnten zweiten Form des Vorschusses des Bankiers an einen 
produktiven Kapitalisten entspricht die Form des Lombardkredits. Der Lombard- 
kredit ist ein „‚Bankkredit gegen Verpfändung von Waren oder Wertpapieren“ (65). 
Der Kapitalist, der solchen Kredit in Anspruch nehmen will, hat also Waren oder 
Wertpapiere wie Aktien, Staatsschuldscheine oder andere zinstragende Papiere in 
seinem Besitz. Sie sind für ihn also Kapital, welches sich jedoch nicht in einer 
mobilen, d. h. nicht schlagkräftigen Form des allgemeinen Äquivalents befindet. Da 
der Kapitalist Zahlungsmittel benötigt, verpfändet er diese Besitztitel dem Bankier, 
von dem er dafür Banknoten erhält, die nun die Funktionen des allgemeinen Kauf- 
mittels erfüllen. 

Die Anleihe auf persönlichen Kredit ist ein echter Vorschuß auf Kapital. Bei 
dieser Form des Kredits, was auch für das Überziehen der Depositen zutrifft, wird 
dem fungierenden Kapitalisten kein produktives Kapital zur Sicherstellung des Kre- 
dits entzogen. Er erhält einen echten Zuschuß zu seinem aktiven Kapital in Geld- 
form, den er in die produktiven Elemente seines Geschäfts umsetzen kann. Dieser 
Zuschuß dient ihm entweder zur Erweiterung seines bestehenden oder zur Eröff- 
nung eines Zweiggeschäftes oder zur Anlage innerhalb einer anderen Produktions- 
sphäre, in der die Profitrate momentan höher ist als in seinem ursprünglichen Ge- 
schäft. 

Ähnlich verhält es sich mit dem Kontokorrentkredit, bei dem nur die beson- 
dere Art des Vorschusses interessant ist. 


„Das Wesen des Kontokortentkredites besteht darin, ‚daß er dem Schuldner gestattet, über den 
vereinbarten Kredit im ganzen oder durch Teilbeträge zu verfügen und auch dementsprechend 
jederzeit Rückzahlungen zu leisten. Vorteilhaft für den Schuldner ist diese Eigenart des Konto- 
korrentkredits dadurch, daß er die Benützung der leihweise überlassenen Kapitale ganz dem 
Bedürfnis seines Geschäftsbetriebes anpassen und in ökonomischer Weise die Kosten derselben 
verringern kann. Dagegen bedeutet die Hingabe von Geldern im Wege des Kontokorrentkredits 
für die Banken eine ziemlich feste Anlage, deren Dauer zwar nicht begrenzt ist, die aber 
Rückzahlungen von Seiten des Schuldners fortwährend zuläßt‘ “ (66). 


An dieser Stelle sei nur kurz auf Hilferding eingegangen, der die Kategorien 
kommerzieller und Bankkredit durch Zirkulations- und Kapitalkredit ersetzt (67). 
Marx leitet die Unterscheidung zwischen dem kommerziellen und Bankkredit von 
den Wurzeln des Kredits her. Für Hilferding ist die Unterscheidung wesentlich durch 
die Verwendung des Geldes bestimmt. Diese ist jedoch sehr schwer zu bestimmen, 
da für jeden Kapitalisten eine Summe an Geld doppelte Funktion hat, nämlich 
einerseits Geld zu sein, andererseits ist eine zirkulierende Summe Geldes für den 


65) Dr. Gablers Wirtschafts-Lexikon, Bd. 4,$. 1789 
66) Prion, zit. nach R. Hilferding, a. a. O.,8. 121 
67) Vgl. ebd.,S. 100 und S. 108 f. 
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Kapitalisten gleichzeitig Geldkapital, um die produktiven Elemente des Geschäfts 
einzukaufen. Hilferding führt jedoch die Unterscheidung zwischen Zirkulations- und 
Kapitaikredit ein, um aus der stärkeren Zunahme des langfristigen Kapitalkredits, 
mit dem auch die Elemente des fixen Kapitals eingekauft werden können, den 
wachsenden Einfluß der Geldkapiialisten auf die industriellen und damit die Macht- 
übernahme des Finanzkapitals zu begründen. 

Die volle Entwicklung des Kreditsystems war einer der wichtigsten Hebel zur 
Durchsetzung der kapitalistischen Produktionsweise. Der kommerzielle und Geld- 
kredit machte die Produktion unabhängig von der Masse des zirkulierenden Geldes. 
Würden die industriellen Produkte von einer selbständigen Kapitalart, dem Kauf- 
mannskapitel, zirkuliert, so hätte das ohne kommerziellen Kredit eine Verdoppe- 
lung der Masse des zirkulterenden Geldes bedeutet. Geld, begriffen in seiner ur- 
sprünglichen Form als selbständiges Dasein des Wertes, in Gold oder Silber vergegen- 
ständlicht, ist eine faux frais, eine Unkost der Produktion, da es einen Teil des 
geselischaftlichen Mehrprodukts in dieser Form bindet, anstatt ihn produktiv zu 
verwenden. Es ist eine gesamtgesellschaftliche Steigerung der unproduktiven Zirku- 
lationskosten, was gleichzeitig einen Abzug vom gesamtgeselischaftlichen Mehrwert 
bedeutet. Durch den Ersatz einer großen Masse von Goldgeld durch Kreditgeld kann 
sich die Produktion in doppelter Weise von den Schranken, die ihr durch die alleini- 
ge Goldgeldzirkulatien auferlegt wurde, emanzipieren: 

1. Die Produktion wird unabhängig von der Masse des zirkulierenden Geldes und 
seiner Zirkulationsgeschwindigkeit. Die Waren werden gegen Wechsel ver- 
kauft, die entweder erst nach Ablauf einer Frist, nach dem Endverkauf der 
Produkte bezahlt werden oder mit der Entwicklung der Banken und ihren 
Verbindungen zu regionalen, nationalen und internationalen „‚clearing- 
houses“ von den Banken diskontiert und ihre gegenseitigen Forderungen in 
den clearing-Häusern ausgeglichen und nur die Differenzen in Bargeld gezahlt 
werden. Die Ersparnisse in der Geld- bzw. Goldproduktion durch Verminde- 
rung des Goldbedarfs erhöhen 

2. die disponible gesellschaftliche Arbeitszeit für andere Produktionssphären, die 
dort im gesamtgesellschaftlichen Sinne produktiv angewandt werden kann. 
Indem die Banken das disponible Geld aller Klassen zu größeren Massen sam- 

mein und damit die Notwendigkeit für jeden einzelnen Kapitalisten aufheben, einen 

Reservefonds zu bilden und zu halten, wurde ebenfalls die Masse des Kapitals, die 

beständig in Geldform gehalten werden mußte, verringert und den produktiven 

Kapitalisten in Form von Geldkrediten zugeführt. 

Dem Geldkredit kommt eine besondere Bedeutung in der Entwicklung der 
kapitalistischen Produktionsweise zu, denn er ist, neben anderen Faktoren, ein 
wichtiges Moment zur Herstellung der Proportionalität aus der Disproportionalität 
der verschiedenen Produktionssphärten, d.h. der Herausbildung einer allgemeinen 
Profitrate. Die Durchschnittsprofitrate beruht, wie bereits dargestellt, einerseits auf 
ger Mobilität der Arbeitskräfte und andererseits auf der Mobilität des Kapitals. Sind 
jedoch große Teile eines Kapitals in einer Sphäre angelegt, so sind sie relativ immo- 
bil, Mit fortschreitender Entwicklung der Produktivkräfte steigt die organische Zu- 
sammensetzung des Kapitals und damit zugleich der Kapitalteil, der in fixem Kapi- 
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tal angelegt ist; die relative Immobilität des Kapitals nimmt zu. Will z. B. ein Kapita- 
list sein Kapital, ohne den Kredit in Anspruch zu nehmen, von einer Produktions- 
sphäre in eine andere übertragen, da dort die Profitrate höher ist, so müßte er sein 
Unternehmen verkaufen und mit dem Erlös ein neues gründen. Anders verhält es 
sich beim entwickelten Kreditsystem. Derselbe Kapitalist kann gegen Sicherheit 
seines bestehenden Geschäfts von der Bank Kredit bekommen, d.h. Geldkapital, 
welches er in einer anderen Produktionssphäre profitabel anlegen kann. Es wird 
deutlich, daß bei stetig steigender organischer Zusammensetzung des Kapitals im- 
mer größere Kapitalmassen in einer Produktienssphäre immobilisiert werden. Die 
Ausgleichungsbewegung der Produktivitäten zwischen den einzelnen Sphären, auf 
der die ganze kapitalistische Produktionsweise beruht, und die Herstellung durch- 
schnittlicher Bedingungen ist dann nur noch möglich über den Kredit (68). 


6.3 Die Staatsschuld 


Die Staatsschuld soll hier nur als eine mögliche Form des Kredits erwähnt werden. 
Sie ist eine Schuldverschreibung des Staates über eine bestimmte Summe, die zu 
einem festen Zinssatz an ihn verliehen wurde. Der Staat hat diese Summe jedoch 
nicht als Kapital, sondern als Geid, d. h. definitiv verausgabt. Da seine wesentlichen 
Einnahmequellen die Steuern sind, beinhalten die Staatsschulden nichts als Anwei- 
sungen auf zukünftige, jährliche Steuereinnahmen, entsprechend der Verzinsung des 
Schuldscheines. Während der Laufzeit kann der Staatsgläubiger seinen Besitztitel 
jederzeit verkaufen, also sein eingesetztes Kapital zurückerhalten. Da der an den 
Staat geliehene Wert nicht als Kapital verausgabt wurde, und an sich dem Wert nach 
nicht mehr existiert, ist die Summe, die auf dem Staatsschuldschein steht, rein 
illusorisch. Der Staatsschuldschein ist lediglich fiktives Kapital. 


Viertes Kapitel 
Das Geld im Imperialismus 


I. Die Genesis des Geldes im Imperialismus 


Die Analyse des Geldes im Imperialismus, also des heutigen Papiergeldes, setzte 
zunächst die Analyse der internationalen Warenproduktion voraus. Im zweiten 
Schritt konnte dann gezeigt werden, wie die Loslösung des allgemeinen Ä quivalents 
als bloßer Wertform zur Trennung des Geldes von seiner Substanz drängte. Die 
Monopolisierung und damit die Einschränkung der Mobilität der Kapitale einerseits, 
die Internationalisierung der Warenproduktion andererseits bedingten die Entwick- 
lung des Kıeditwesens. Es sollte ferner gezeigt werden, wie die Entwicklung des 
Kıeditwesens und des Geldhandlungskapitals sowohl logisch als auch historisch ‚‚die 
besondere Ware“ — Gold —, das allgemeine Äquivalent sich reduziert auf die bloße 


68) Vgl. dazu MEW 25, S. 451 ff.: Die Rolle des Kredits in der kapitalistischen Produktion 
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Form des Wertes. Wenn Marx zeigen konnte, wie das Geld, indem es einen Maßstab 
der Preise liefert, zur Recheneinheit, zur bloßen Metrik wird, als Zirkulationsmittel 
zum Stellvertreter der allgemeinen Ware, so galt es zu zeigen, wie das Geld, das 
schlichtweg Reichtum darstelit, seiner Wertgestalt ledig werden konnte und zum 
Papierzettel degradiert wurde. 

Die Loslösung des Geldes von seiner stofflichen Gestalt bedingt also eine 
Loslösung der Darstellung der Form dieser Produktionsweise von der Produktion 
selbst, wobei sie diese nur in mystifizierter Form darstellen kann. Die Entwicklung 
des Bankenwesens stellt somit die Form kapitalistischer Produktionsweise (G -G’) 
in reinster, aber auch unbegriffenster Form dar. Die Emanzipation der Form dieser 
Produktionsweise von ihrem Inhalt bedeutet aber zugleich eine Verschärfung des 
Widerspruchs: die Form der Produktion wird immer mehr zum Hemmschuh der 
eigentlichen Produktion — der Reproduktion des Menschen. Die Banken werden 
zum Parasiten der Produktion. (‚Wieviel Banken braucht der Mensch? “) 


„Der Zahlungsverkehr kostet die amerikanische Wirtschaft heute mehr als ein Prozent des 
Bruttosozialprodukts. Wegen des überdurchschnittlichen Wachstums der Nachfrage nach Zah- 
lungsverkehisdienstleistungen, deren Kosten zudem zu zwei Drittein auf Löhne und Gehälter 
entfallen, steht zu befürchten, daß dieser Prozentsatz ansteigt... Wenn Geld in :einer heutigen 
Form und die Verwaltung der Geldübertragungen einen immer größeren Teil der Resourcen 
beanspruchen, so ist das eine Herausforderung an das Kreditwesen, wirtschaftlichere Zahlungs- 
formen zu entwickeln. Die Antwort darauf sind die Pläne für einen elektronischen Zahlungsver- 
kehr, die lange Zeit als utopisch galten... “ (69). 


Zeigt sich aber in der Konzentration des Bankenwesens als verselbständigter Form 
kapitalistischer Produktionsweise einerseits, daß diese Form selbst Hemmschuh der 
Produktion ist, so stellt sie aber auch zugleich die Konzentration der Distribution 
der gesellschaftlichen Arbeit in kapitalistischer Form dar. Die Konzentration der 
Banken ist also ebenso ein Moment, das zu bewußter gesellschaftlicher Planung und 
Verteilung der gesellschaftlichen Arbeit drängt. Der Charakter des Imperialismus als 
entfalteter Kapitalismus, dem die Form der Produktionsweise zum Hemmschuh 
seiner Entwicklung wird, wird deutlich. 

Solange das Kreditgeld als Wechsel zirkuliert oder durch seine Maßeinheit die 
Waren vergleicht, ist es bloßes Zirkulationsmittel. Ist der Wechsel aber abgelaufen, 
muß er sich in Geld verwandeln. Er ist somit Anweisung auf Geld. Ist, wie versucht 
wurde zu zeigen, die Banknote ebenfalls Kreditgeld, so stellt die Banknote eine 
Anweisung auf das Geld der Bank dar. Während das Geld, in der Zirkulation be- 
trachtet, den Käufer und den Verkäufer entstehen ließ, so konstituiert es als Anwei- 
sung auf Geld den Gläubiger und den Schuldner. Das Kapital, als „zirkulierender 
Schatz“, ließ die Trennung von Geldhandlungskapitalisten und merkantilen-indu- 
striellen Kapitalisten entstehen. Während dem letzten das freigesetzte Geldkapital 
als totes ein Hindernis bei der Verwertung war, so wurde dieses freigesetzte Kapital 
durch den Geldhandlungskapitalisten von der Geldform in Kapital verwandelt, es 


69) Kredit und Kapital, Heft 3/1973, S. 344, Von der Kıeditkarte und dem Scheck zur 
Geldkarte, drei amerikanische Pläne für den Übergang zum elektronischen Zahlungsver- 
kehr. 
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wurde einfach Geld heckendes Geld. Ist die Banknote also Anweisung auf Geld, so 
ist damit auch ihre Einlösung verbunden. Der Schuldschein ist nur dann Schuld- 
schein, wenn er eingelöst werden kann. Ist dem industriellen-merkantilen Kapital 
die Form des Geldes eine fremde, ein Hindernis in der Vermehrung, so ist die 
adäquate Form des Schuldscheines die Banknote, denn hier ist die Einlösung am 
ehesten gesichert, womit auch ihre Existenz als Geld und damit ihre Nichteiniösung 
gesichert ist. Die Banknote stellt somit eine Anweisung auf den Reichtum der Bank 
dar. Die Banknote ist somit zum nationalen Papiergeld geworden. Als solches dient 
es sowohl als Maßstab der Preise als auch als Zirkulationsmittel. 

Als Anweisung auf den nationalen Reichtum, die Masse der Waren, die in 
einem Land produziert wurden, hört es auf zu existieren, wenn dieser Reichtum 
nicht mehr existiert, wie dies z. B. in der Weltwirtschafiskrise der Fall war oder 
nach den beiden Weltkriegen. Als Anweisung auf den nationalen Reichtum dient 
das nationale Papiergeld am augenfälligsten im intemationalen Rahmen, wo das 
Geld „gekauft“ werden muß, um damit in dem entsprechenden Land einkaufen zu 
können. Ist die Grundlage dieses Reichtums die allgemein menschliche Arbeit, die 
geronnene gesellschaftliche Arbeit, gemessen in Zeit, so ist das nationale Geld eben- 
so nur quantitativer Unterschiede fähig. Als Anweisung auf Wert ist es aber nicht 
selbst Wert. Seinen ‚Wert‘ bekommt es allein durch den Reichtum, auf den es 
Anweisung ist. Der Ausdruck ‚Wert des Geldes“ selbst ist eine Mystifikation, denn 
Geld ist nur die Erscheinungsform des Wertes und nicht der Wert selber. Auch Goled- 
geld ist als Geld nur die Erscheinungsform des Wertes der Ware. Die Wertsubstanz 
ist ihm unwesentlich. Wert kann es nur als Ware haben. Ausdrücken kann es diesen 
Wert nur, wenn es in der relativen Wertform steht. Ein Geldwert kann also nur dann 
existieren, wenn das Geld selbst Ware ist, wie jede andere auch.’ Wird im folgenden 
vom Geldwert gesprochen, so bedeutet dies den relativen Wert der Geldware (also 
auch des Papiergeldes als Ware, auf dem Devisenmarkt z. B.), der sich im Verhältnis 
der Währungen untereinander und in Beziehung zum Gold als vergegenständlichtem 
Reichtum darstellt. Es ist dies eine Mystifikation, ebenso wie das Geld als Kapital 
keinen Wert und keinen Gebrauchswert haben kann, denn es ist bioße Erscheinungs- 
form des Wertes. Der Wert ist hier zum bloßen Verhältnis zum Gold degradiert 
worden. Da diese Mystifikation jedoch existiert, soll der Ausdruck weiterhin ge- 
braucht werden. 

Als Anweisung auf Geld und damit als Anweisung auf den Reichtum der 
Nation wird eine Verminderung des Reichtums der Nation notwendigerweise eine 
Verminderung des Wertes des Geldes zur Folge haben. Findet also z. B. in der Krise 
eine allgemeine Entwertung der Waren statt, so wird notwendigerweise der Wert 
des Geldes sinken. Es ist ein Phänomen des Imperialismus, daß die Geldentwertung 
in der Krise zumindest fortdauert, in den scharfen Krisen der 20er Jahre sogar noch 
verstärkt wurde. (Dies gilt ebenso für diejenigen Länder der Dritten Welt, die sich in 
verschärften Krisensituationen befinden, z. B. Chile.) 

Der Wert des Geldes im Imperialismus, also des Kreditgeldes, das durch mono- 
polistische Banken emittiert wird, ist bestimmt durch den Wert, auf den es Anwei- 
sung darstellt. So sind diese Phänomene nicht durch die Masse des zirkulierenden 
Geldes, die, wie die Quantitätstheorie behauptet, den Geidwert regelt, zu erklären, 
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sondern es ist die Bewegung des Wertes selbst, auf den das nationale Geld Anwei- 
sung darstellt, aus der das Phänomen der Inflation erklärt werden muß. Dennoch 
scheint durch den Emissionsprozeß des Papiergeldes durch die Bundesbank (siehe 
dazu weiter unten) die Bewegung und damit auch die Quantität des zirkulierenden 
Geldes in der Bewegung und der Masse der Waren losgelöst, weshalb in der bürger- 
lichen Theorie, aber auch bei einigen marxistischen Theoretikern, die Menge des 
Geldes als autonom gesetzt auftaucht (Ausnahme: Außenhandel) (70). 

Ist die einfachste Form des Kıeditgeldes der Wechsel, so Kann der Zusammen- 
hang zwischen Ware und Geld in der Zirkulation des Wechsels am einfachsten 
gezeigt werden: um zwei Waren zu tauschen, müssen zunächst beide produziert sein, 
und zwar in proportionellen Quanta durchschnittlich gesellschaftlich notwendiger 
Arbeitszeit. Durch das Dazwischentreten des Geldes zwischen den Austauschakt 
W-W entstehen Kauf und Verkauf und damit die allgemeinste Möglichkeit der 
Krise. Es ist aber nunmehr ebenfalis möglich, zu kaufen und später erst zu verkau- 
fen. Beim Kauf wird ein Schuldschein ausgestellt, ein Wechsel, den der Käufer, 
wenn er verkauft hat, einlösen muß. Der Wechsel stellt somit Anweisung auf produ- 
zierte oder noch zu produzierende Ware dar. Wenn diese Ware in der Zirkulation 
realisiert wurde, wird dieser Wechsel vernichtet. Gelingt die Realisierung des Wertes 
der Ware nicht, oder nicht in vollem Umfang, so ist der Wechsel nur noch ein Stück 
Papier oder zumindest weniger wert, der Wechseigläubiger erhält nur noch einen 
Teil aus der Konkursmasse. Ist dieser Prozeß im Wechsel — solange dieser nicht als 
Zirkulationsmittel fungiert — noch unmittelbar einsichtig, so wird der Zusammen- 
hang der Ware zum Papiergeld durch die Formverwandlung, die Diskontierung des 
Wechsels, verdeckt. Die Diskontierung des Wechsels ist aber nichts anderes als ein 
Kauf-Verkauf-Akt, wobei die doppelte Funktion des Wechsels, fiktives Kapital und 
Zirkulationsmittel zu sein, aufgespalten wird: derGeldkapitalist erhält den Wechsel 
und den Zins, der Wechselverkäufer erhält die Banknote als reines Zirkulationsmit- 
tel. Auch ein nochmaliges Diskontieren des Wechsels von den Geschäftsbanken an 
die Noten emittierende Bank ändert nichts an der Tatsache, daß der Entstehung des 
Wechsels und damit auch aller Formen des Geldes, die an die Stelle des Wechsels 
treten, ein zu realisierender Warenwert zugrundeliegt. Ist dieser Wert — wie eben in 
der Krise — nicht zu realisieren, ist das Papiergeld nur noch seine eigene stoffliche 
Gestalt: nämlich Papier. Eıscheint die Krise als Geldkrise, z. B. als eine übergroße 
Quantität Geldes, der ein relativ zu kleines Quantum an ‚realem Wert‘ gegenüber- 
steht, man also bloß die Quantität des Geldes anpassen muß (oder natürlich auch 
anders herum), so ist damit das Verhältnis von Ware und Geld, also der Grund der 
Krise, verdeckt (71). 


70) 8. dazu z. B. auch Busch, Schöller, Seelow, a.a.0., 8.55: „Mit dem Übergang von der 
reinen Goldumlaufswährung zur einlösbaren Goldkernwährung gewinnt allerdings die 
Quantitätstkeorie des Geldes praktische Bedeutung, denn — wie zu zeigen ist — ist auf 
die Papiergeldzirkulation dieses Währungssystems die Quantitätstheorie des Geldes voll 
anwendbar.“ Oder auch K. H. Domdey, D. H. Kühne: Die chronische Krise des 
kapitalistischen Währungssystems, Frankfurt a. M. 1972, S. 144 ff. Oder auch Marxismus 
Digest 3/72: Inflation und Währungsprobleme im heutigen Kapitalismus. 

71) Auf diesem Hintergrund wäre auch die Strategie des deficit spending zu diskutieren, die 
allein durch autonome {!} staatliche Geldschöpfung die Profite zu erhöhen versucht. 
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Begreift man also die Inflation als Krisenerscheinung des Kapitalismus in 
seinem imperialistischen Stadium, so ergibt sich aus dem obigen, daß die Inflation 
nicht aus einer Disproportionalität zwischen Geld und wirklichem Wert zu erklären 
ist (dies wäre eine platte Tautologie), sondern daß die Ursachen der Inflation in der 
Bewegung des Wertes und seiner Erscheinungsform, dem Preis selbst gesucht werden 
mnüssen. 

Die Notwendigkeit der ständigen Erhöhung der Preise ist doppelt bestimmt 
zum einen durch den tendenziellen Fall der Frofitrate, als Zoran zur Rettung des 
Profits, zum anderen durch die spezifische Klassenkampisituation im Im, Wsraus, 
die u.a. dadurch gekennzeichnet ist, daß die Arbeiterklasse analog zur T' 


PERTZ 


Tendenz des 
Kapitals zum Monopol ihre ökonomische Kampfkraft zu monopolsieren gezwun- 
gen ist. 

Da dieser Artikel im wesentlichen die Ableitung des Papiergeldes zum Ziel 
hat, würde die Darstellung der realen Durchsetzungsweise dieser Notwendigkeit 
seinen Rahmen sprengen, wir werden uns daher beschränken auf die Darstellung der 
Möglichkeit der säkularen Inflation. 

Diese Möglichkeit aber ist gesetzt zum einen durch die Ablösung des Papier- 
geldes von seiner stofflichen Wertgestalt, denn nur als Papiergeld kann das Geld 
einem beständigen Sinken seines ‚Wertes‘ ausgesetzt sein (Geld, das nicht nur auf 
Metallgewicht lautet, sondern Metallgewicht ist, kann nicht heute eine, morgen 
anderthalb Unzen sein). Zum anderen aber kann der Prozeß der Entwertung des 
Papierzettels nur begriffen werden als Ergebnis der Monopclisierung, d. h. als Bewe- 
gung des Wertes in der Form der monopolistischen Konkurienz, denn nur in ihrer 
monopolistischen Form erlaubt die Konkurrenz die ständige Erhöhung der Preise 
trotz tendenziell sinkender Werte. 

Deshalb soll im folgenden kurz zum Problem des Verhältnisses von Monopol 
und Konkurrenz Stellung genommen werden, wenngleich es einen Bruch im Ablei- 
tungszusammenhang darstellt, da bei der Ableitung auf die Ebene der Warenanalyse 
gesprungen wird. Es ist selbstverständlich, daß hier noch keine vollständige Bestim- 
mung geliefert werden kann, es soli aber vor allem auf zwei Dinge hingewiesen 
werden, die in der derzeitigen Diskussion immer wieder als Fehler auftauchen und 
die am konsequentesten von den Stamokap-Theoretikern verfochten werden: 

1. Das Verhältnis von Monopol und Konkurrenz wird als ein Neben- bzw. Nach- 
einander behandelt, gar als eine Frage der Fristigkeit oder der Hierarchie der 
Profitraten. 

2. Die Konkurrenz wird als dem Wertgesetz Äußerliches betrachiet. 

So schreibt z. B. F. Oelsner in: Zur geschichtlichen Rolle und zum Begriff des 

Monopols (72): 


„Das moderne Monopol ist das Korrelat der Konkurzenz als dem Wesenszug der ganzen kapitah- 
stischen Produktionsweise. Es ist aus der freien Konkurrenz gewachsen, nachdem diese zum 
herrschenden Prinzip der Produktion und des Austauschs geworden war, es steht aber im 
Widerspruch zu diesem Wesenszug und stört und ändert das Wirken der ökonomischen Gesetze 
des Kapitalismus, die der Konkurrenz als ihres Mechanismus bedürfen (1) 


72) in: Marxismus Digest 3/71,8.7 


151 


1.1 Exkurs: Zum Verhältnis Monopol — Konkurrenz 


Das Verhältnis von Monopol und Konkurrenz ist unmittelbar in der einfachsten 
Kategorie der kapitalistischen Produktionsweise, der Ware, enthalten. Es gelangt 
jedoch erst in der entwickelten, kapitalistischen Warenproduktion zu seiner vollen 
Entfaltung. In der arbeitsteiligen warenproduzierenden Gesellschaft wird die kon- 
kret-nützliche Arbeit als Privatarbeit verausgabt, die sich jedoch auf dem Markt als 
ihr Gegenteil, als abstrakt-menschliche, d. h. als unmittelbar gesellschaftliche Arbeit 
beweisen muß. Dieser Vergleichungsprozeß bezieht sich sowohl auf die Waren glei- 
cher Art, als auch auf die verschiedener Art. Daß ein Produzent, z. B. ein Produzent 
von Stühlen, zu viel gesellschaftlich durchschnittlich notwendige Arbeitszeit veraus- 
gabt hat, erfährt er erst auf dem Markt, indem sein Konkurrent, ein anderer Stuhl- 
produzent, seine Stühle gegen andere Waren tauschen konnte und der erstere nicht. 
Seine Arbeit hat sich nicht als gesellschaftliche erwiesen, da er mehr als die gesell- 
schaftlich notwendige Arbeitszeit auf die Produktion der Stühle verwendet hat. Die 
Abstraktion auf geselischaftlich durchschnittlich notwendige Arbeitszeit wird real 
in der Form der Konkurrenz. Die Konkurrenz erscheint hier bereits als Exekutor 
des allgemeinen Gesetzes, daß Waren tendenziell zu ihren Werten getauscht werden, 
und sie ist selbst ihr Bestandteil. Der Austausch von Stühlen auf demselben Markt 
stellt sich anders dar, wenn zunächst nur ein Stuhlproduzent auf diesem Markt ist 
und somit ein, wenn auch zufälliges Monopol geltend machen kann. Er ist dadurch 
in der Lage, sofern eine Nachfrage nach Stühlen besteht, seine Stühle über dem Wert 
zu verkaufen, d.h. sich mit relativ geringer eigener Arbeit viel Arbeit der anderen 
Produzenten anzueignen. Diese besonders günstige Marktsituation wird — bei durch- 
schnittlichen Bedingungen der Produktion — andere Stuhlproduzenten auf den 
Markt ziehen, wodurch das Monopol des ersten gebrochen ist und sich die Kon- 
kurrenzsituation wiederherstellt. 

Zur Entstehung dieses Monopols sei hier — auf der Ebene der einfachen Wa- 
renzirkulation — nur folgendes gesagt: Versucht man das Verhältnis von Monopol 
und Konkurrenz als Resultat dieser Produktionsweise zu begreifen, so heißt das, 
daß der Widerspruch dieser Gesellschaft, der Doppelcharakter der Arbeit, auch 
dieses Verhältnis bestimmen muß. Daraus wäre also abzuleiten, daß — wenn die 
Kategorie des Wertes seinem Inhalt nach die durchschnittliche Arbeit und damit die 
Konkurrenz impliziert, nur die Seite des Gebrauchswertes als Hemmnis der Konsti- 
tution des Wertes und der Konkurrenz bestimmt werden kann. Die Schwierigkeit 
kommt allerdings dadurch herein, daß der Gebrauchswert selbst als formbestimm- 
ter, das gesellschaftliche Bedürfnis nur als Quantum zahlungskräftiger Nachfrage, 
auftritt. Es seien hier drei Beispiele genannt, die allerdings keinen Anspruch auf eine 
vollständige Katalogisierung erheben können, sondern relativ beliebig bleiben. 

1. Marx beschreibt im 10. Kapitel des 3. Bandes, wie das Verhältnis von Nach- 
frage und Zufuhr selbst Resultat der Bewegung des Wertes ist (73). Ist also 

— wodurch auch immer — die Nachfrage größer als das Angebot an Waren, so 

„verhält sich die momentan stärkere Seite wie ein Monopol“. Neben den 


73)  S. dazu vor allem MEW 25, S. 199 £. und S. 203 f. 
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konjunkturellen Schwankungen wird diese Disproportionalität zwischen An- 

gebot und Nachfrage bei einer Veränderung des „gesellschaftlichen Bedürfnis- 

ses“ auftreten. Die oben genannte Schwierigkeit taucht auch hier auf. Das 
gesellschaftliche Bedürfnis — zum Beispiel nach Heizöl — ist selbst Resultat 
seines Tauschwertes, d.h. bei einem höheren Preis wird die gesellschaftliche 

Nachfrage sinken. Wie aus diesem Zirkel herauszufinden ist und welche Kon- 

sequenz diese Subsumtion des Gebrauchswertes unter den Wert hat, kann hier 

nicht behandelt werden, zumal dies den Verfassern selbst noch reichlich un- 
klar ist. 

2. Ein Monopol kann noch durch die Anwendung einer besonderen Produktions- 
methode entstehen, wodurch ein Produzent seine Waren unter dem Wert der 
übrigen verkaufen kann, die dann aus dem Felde geschlagen werden. Es ist hier 
also eine Veränderung des Arbeitsprozesses, eine technologische Veränderung, 
die einem Kapital eine besondere Verwertung garantiert. Diese Art der Entste- 
hung eines Monopols soll in seiner entwickelteren Form, der Kategorie des 
Extramehrwerts, später noch dargestellt werden. 

3. Eine dritte Art des Monopols war uns schon im Abschnitt A begegnet. Die 
relativ geringe Stufenleiter der Produktion, ihr dadurch bedingter relativ ge- 
ringer Ausstoß an Waren und die weite lokale Differenz, verbunden mit der 
geringen Entwicklung des Transport- und Kommunikationswesens, garantierte 
England lange Zeit ein Monopol auf dem Weltmarkt. 

Versuchen wir nun, dieses dialektische Verhältnis zwischen Konkurrenz und Mono- 

pol für die entfaltete kapitalistische Warenproduktion auf verschiedenen Stufen zu 

entwickeln. Der Widerspruch der Ware ließ zunächst das Geld und damit das Kapital 
entstehen. Dieses ist, wie die Ware selbst, nur Ware in Bezug auf andere Waren, nur 

Kapital in Bezug auf andere Kapitale. Ist die Bewegung des Kapitals von sich aus 

schrankenlos, so stellt der gesellschaftliche Bezug der Einzelkapitale aufeinander, 

also die Konkurrenz, sich als Schranke der Verwertung dar. Ist das Kapital aber nur 
quantitativer Unterschiede fähig, in seiner Bestimmung als Kapital jedoch gleich 
jedem anderen Kapital, so muß seine Verwertung ebenfalls gleich sein. Die Vorstel- 
lung einer Hierarchie der Profitraten setzte aber eine Ungleichheit der Kapitale 
voraus. Diese Ungleichheit kann aber nichts anderes hervorbringen, als eben die 

Gleichheit. Das Verhältnis von Monopol und Konkurrenz muß auch hier begriffen 

werden als das Verhältnis der Gleichheit zur Ungleichheit, die die Existenzweise der 

Gleichheit ist. Nur eine undialektische Betrachtungsweise kann es fertigbringen, den 

Kapitalismus als statisch zu betrachten und potentere und weniger potente Kapitale 

zu schaffen. Der Bezug der einzelnen Kapitale, d. h. auch der Ausgleichsprozeß der 

Profitraten ist somit im Begriff des Kapitals selbst enthaltzn. Die Konkurrenz ist 

also selbst ein Stück des Kapitals. Dies soll im folgenden an der Entwicklung des 

Extramehrwertes dargestellt werden. 

Ein Kapitalist ist durch die Anwendung einer Arbeit von ausnahmsweiser 
Produktivkraft in der Lage, eine bestimmte Ware in kürzerer Zeit als der gesell- 
schaftlich durchschnittlichen Arbeitszeit zu produzieren, d. h. der individuelle Wert 
dieser Ware liegt unter dem gesellschaftlichen Wert. Die Erhöhung der Produktiv- 
kraft geht meist einher mit einer Erhöhung der Quantität der produzierten Waren. 
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Da die kapitalistische Gesellschaft, d. h. der Markt bzw. die zahlungsfähige Nachfra- 
ge nur ein begrenztes Quantum Waren nachfragt, nämlich das Quantum in der 
zweiten Bestimmung der gesellschaftlich notwendigen Arbeitszeit, in der der Ge- 
brauchswert in die Formbestimmung miteingeht (74), ist es zwangsläufig, daß ein 
Teil der gesamten produzierten Warenmasse dieser Art keinen Absatz finden kann, 
nämlich derjenige, der mit der schlechtesten Produktivität produziert wurde und 
dessen Preis daher am höchsten ist. So fällt eine Erhöhung der Produktivkraft der 
Arbeit bei einem Kapitalisten meist mit dem Bankrott bzw. der Produktionsein- 
schränkung dieses Produkts bei jenen Kapitalisten zusammen, die auf der Stufenlei- 
ter der Produktivität zuunterst stehen. Diese werden entweder den Produktivitäts- 
vorsprung aufholen oder sie werden vom Markt verdrängt und das produktive Kapi- 
tal eignet sich diese Marktanteile an. Mit der Ausdehnung des Marktanteils eines 
individuellen Kapitals ist auch einerseits eine wesentliche Voraussetzung zur be- 
schleunigten Akkumulation, d. h. zur wachsenden Konzentration gesellschaftlicher 
Produktionsmittel in den Händen individueller Kapitalisten gegeben. Andererseits 
führt derseibe Mechanismus zu einer anderen Art der Konzentration, die Zentralisa- 
tion ist: 


„Es ist Konzentration bereits gebildeter Kapitale, Aufhebung ihrer individuellen Selbständig- 
keit, Expropriation von Kapitalist durch Kapitalist, Verwandlung vieler kleinerer in weniger 
größere Kapitale. Dieser Prozeß unterscheidet sich von dem ersten dadurch, daß er nur verän- 
derte Verteilung der bereits vorhandenen und funktionierenden Kapitale voraussetzt, sein Spiel- 
raum durch das absolute Wachstum des geselischaftlichen Reichtums oder die absoluten Gren- 
zen der Akkumulation nicht beschränkt ist. Das Kapital schwilit hier in einer Hand zu großen 
Massen, weil es dort in vielen Händen verlorengeht. Es ist die eigentliche Zentralisation im 
Unterschied zur Akkumulation und Konzentration“ (75). 


Im folgenden beschreibt Marx den Mechanismus, den wir bereits im Zusam- 
menhang mit der Kategorie des Extramehrwerts dargestellt haben: 


„Der Konkurrenzkampf wird durch Verwohlfeilerung der Waren geführt. Die Wohlfeilheit der 
Waren hängt, unter sonst gleichbleibenden Bedingungen, von der Produktivität der Arbeit, diese 
aber von der Stufenleiter der Produktion ab. Die größeren schlagen daher die kleineren. Man 
erinnert sich ferner, daß mit der Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise der Mini- 
malumfang des individuellen Kapitals wächst, das erheischt ist, um ein Geschäft unter seinen 
normalen Bedingungen zu betreiben. Die kleineren Kapitale drängen sich daher in Produktions- 
sphären, deren sich die große Industrie nur noch sporadisch oder unvollkommen bemächtigt 
hat. Die Konkurrenz rast hier im direkten Verhältnis zur Anzahl und im umgekehrten Verhält- 
nis zur Größe der rivalisierenden Kapitale. Sie endet stets ınit Untergang kleinerer Kapitalisten, 
deren Kapitale teils in die Hand des Siegers übergehen, teils untergehen“ (76). 


Dies bedeutet in letzter Konsequenz die Tendenz zum Monopol, d. h. die Konkur- 
renz hat ihr unmittelbares Gegenteil, das Monopol hervorgebracht. Dieses Monopol 
soll zunächst einmal als ein bestimmtes Monopol in einer bestimmten Branche 
betrachtet werden, da unser methodischer Ausgangspunkt die Kategorie des Extra- 
mehrwerts bildete, die selbst wiederum auf eine Branche bezogen ist. 

74) Vgl. MEW 25,8. 648 


75) MEW 23,5. 654 
76) MEW 23,8. 654 f. 
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Die Bewegung vom Monopol zur Konkurrenz ist einerseits die Verallgemeine- 
rung der neuen Produktionsmethode durch die übrigen Kapitale und damit die 
Reproduktion der Konkurrenz auf einer höheren Stufenleiter, und andererseits Pro- 
zeß der Ausgleichung von Profitraten zwischen den verschiedenen Anlagesphären 
des Kapitals. Daher soll im folgenden auf die Marxsche Analyse des Verhältnisses 
von Marktwert — Marktpreis — Produktionspreis zurückgegriffen werden, die we- 
sentlich im 10. Kapitel des 3. Bandes des Kapitals entwickelt ist. 

Die Schwierigkeit, die Wirkungsweise des Wertgesetzes im Kapitalismus zu 
beschreiben, liegt darin, daß sich der Profit nicht im Verhältnis zu den durch die 
Einzelkapitale produzierten Werten verteilt, sondern pro rata des vorgeschossenen 
Kapitals. 


„Die ganze Schwierigkeit kommt dadurch hinein, daß die Waren nicht einfach als Waren ausge- 
tauscht werden, sondern als Produkt von Kapitalen, die im Verhältnis zu ihrer Größe, oder bei 
gleicher Größe, gleiche Teilnahme an der Gesamtmasse des Mehrwerts beanspruchen. Und der 
Gesamtpreis der von einem gegebenen Kapital in einer gegebenen Zeitfrist produzierten Waren 
soll diese Forderung befriedigen“ (77). 


Die Waren werden also nicht zu ihren Werten, sonder zu Produktionspreisen ge- 
tauscht, jedoch: 


„in welcher Weise immer die Preise der verschiedenen Waren zuerst gegeneinander festgesetzt 
oder geregelt sein mögen, das Wertgesetz beherrscht seine Bewegung“ (78). 


Um die Kategorie des Produktionspreises richtig zu begreifen, wird es zunächst 
notwendig sein, das Verhältnis von Marktwert zu Marktpreis kurz zu erläutern. 

Die Formbestimmung des Marktwertes ist nur doppelt zu fassen, einerseits 
von der Wertseite her, andererseits von der Gebrauchswertseite her. Zunächst soll 
die Bestimmung des Marktwertes durch den Wert entwickelt werden: der Marktwert 
bildet sich für eine Warenart auf dem Markt durch die Konkurrenz aus den verschie- 
denen individuellen Werten unter Berücksichtigung des Quantums der jeweils produ- 
zierten Waren heraus. Ist die große Masse der Waren unter den durchschnittlichen 
Bedingungen produziert und weicht nur ein geringer Teil der Waren, die unter 
besseren und schlechteren Bedingungen produziert wurden, so ab, daß sie sich 
jeweils kompensieren, sc wird der Marktwert dieser Warenart durch den individuel- 
len Wert der Masse der Waren bestimmt. Ist dagegen die Masse der Waren unter 
besseren als den durchschnittlichen (als nichtgewogenes arithmetisches Mittel) Be- 
dingungen produziert worden und nur ein verschwindender Teil unter 'unterdurch- 
schnittlichen bzw. schlechteren als den durchschnittlichen Bedingungen;,; so wird 
sich der Marktwert tendenziell bei dem individuellen Wert der besten Produktions- 
bedingungen einstellen. Entsprechend wenn die große Masse der produzierten Wa- 
ren unter schlechteren als den durchschnittlichen Bedingungen produziert worden 
ist. 


77) MEW 25,5.184 f. 
78) MEW 25,3.186 
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„Diese hier abstrakt dargestellte Festsetzung des Marktwerts wird auf dem wirklichen Markt 
vermittelt durch die Konkurrenz unter den Käufern, vorausgesetzt, daß die Nachfrage so groß 
ist, um die Warenmasse zu ihrem so festgesetzten Werte zu absorbieren“ (79). 


Soweit die Bestimmung des Marktwertes von der Wertseite her. Wie bereits erwähnt, 
wird in der Bestimmung des Marktwerts der Gebrauchswert selbst formbestimmend 
und muß daher in die Analyse miteingehen (80). 

Ein bestimmter Gebrauchswert muß ein bestimmtes Bedürfnis befriedigen. 
Bei der Bestimmung des Marktwerts sind wir ausgegangen von der gesamten produ- 
zierten Warenmasse eines Produktionszweiges, die nun ein Bedürfnis in gesellschaft- 
lichem Umfang befriedigen soll. 


„Gesetzt, diese Masse (gemeint ist die gesamte produzierte Warenmasse einer Art) sei das 
gewöhnliche Quantum der Zufuhr, .... Bleibt nun die Nachfrage für diese Masse auch die ge- 
wöhnliche, so wird die Ware zu ihrem Marktwert verkauft, welche der drei vorhin untersuchten 
Fälle auch den Marktwert regulieren mögen. Die Warenmasse befriedigt nicht nur ein Bedürfnis, 
sondern sie befriedigt es in seinem gesellschaftlichen Umfang. Ist dagegen das Quantum kleiner 
oder größer als die Nachfrage dafür, so finden Abweichungen des Marktpreises vom Marktwert 
statt“ (81). 


Zusammenfassend läßt sich für das Verhältnis von Marktwert zu Marktpreis folgen- 
des vereinfachend sagen: Der Marktpreis bewegt sich durch den Wechsel von Ange- 
bot und Nachfrage um den Marktwert, der die entfaltete Bestimmung des Werts auf 
gesamtgesellschaftlicher Ebene darstellt. In diesem Zusammenhang entwickelte 
Marx, wie die Konkurrenz das Monopol und das Monopol die Konkurrenz hervor- 
treibt: 


„Ist für eine bestimmte Sorte Waren die Nachfrage größer als die Zufuhr, so überbietet — inner- 
halb gewisser Grenzen — ein Käufer den anderen und verteuert so die Ware für alle über den 
Marktwert, während auf der anderen Seite die Verkäufer gemeinsam zu einem hohen Marktpreis 
zu verkaufen suchen. Ist umgekehrt die Zufuhr größer als die Nachfrage, so fängt einer an, 
wohlfeiler loszuschlagen, und die anderen müssen folgen, während die Käufer gemeinsam 
daraufhinarbeiten, den Marktpreis möglichst tief unter den Marktwert herabzudrücken. Die 
gemeinsame Seite interessiert jeden nur, solange er mehr mit ihr gewinnt als gegen sie. Und die 
Gemeinsamkeit hört auf, sobald die eine Seite als solche die schwächere wird, wo dann jeder auf 
eigene Hand sich möglichst gut herauszuwinden sucht. Produziert ferner einer wohlfeiler 
und kann er mehr losschlagen, sich größeren Raum vom Markt bemächtigen, indem er unter dem 
laufenden Marktpreis oder Marktwert verkauft, so tut er es, und so beginnt die Aktion, die nach 
und nach die anderen zwingt, die wohlfeilere Produktionsart einzuführen, und die die gesell- 
schaftlich notwendige Arbeit auf ein neues geringeres Maß reduziert. Hat eine Seite die Ober- 
hand, so gewinnt jeder, der ihr angehört; es ist, als hätten sie ein gemeinschaftliches Monopol 
geltend zu machen. Ist eine Seite die schwächere, so kann jeder für seinen eigenen Teil suchen, 
der Stärkere zu sein (z. B. wer mit weniger Produktionskosten arbeitet) oder wenigstens so gut 
wie möglich davonzukommen, und hier schert er sich den Teufel um seinen Nebenmann, 
obgleich sein Wirken nicht nur ihn, sondern auch alle seine Kumpane berührt“ (82). 


79) MEW 25,5. 194 

80) Vgl. Rosdolsky: Zur Entstehungsgeschichte des Kapitals, S. 116 
81) MEW25,S. 194 £. ; 

8) MEW 25,5. 204 
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Bisher war die Betrachtung beschränkt auf eine einzige Produktionssphäre, jedoch 
erscheinen in der Realität auf dem Markt eine Vielzahl von Gebrauchswerten, Wa- 
ren, die Produkte von Kapital sind. Da der immanente Zweck der kapitalistischen 
Produktion die Selbstverwertung des Kapitals ist, ist das Kapital auch gleichgültig 
gegen den besonderen Inhalt der Produktion, sofern es Profit abwirft. Die Höhe des 
Profits ist daher das einzige Kriterium für die Entscheidung, in welcher besonderen 
Produktionssphäre das Kapital angelegt werden soli. 


„Werden die Waren aber zu ihren Werten verkauft, so entstehen, wie entwickelt, sehr verschie- 
dene Profitraten in den verschiedenen Produktionssphären, je nach der organischen Zusammen- 
setzung der darin angelegten Kapitalmassen. Das Kapital entzieht sich aber einer Sphäre mit 
niedriger Profitrate und wirft sich auf die andere, die höheren Profit abwirft. Durch diese 
beständige Aus- und Einwanderung, mit einem Wort, durch seine Verteilung zwischen den 
verschiedenen Sphären, je nachdem, ob dort die Profitrate sinkt, hier steigt, bewirkt es solches 
Verhältnis von Zufuhr und Nachfrage, daß der Durchschnittsprofit in den verschiedenen 
Sphären derselbe wird und daher die Werte in Produktionspreise sich verwandeln“ (83). 


Betrachten wir unter diesem Gesichtspunkt, dem Ausgleich der Profitraten, noch- 
mals eine besondere Angebot-Nachfrage-Konstellation: gesetzt den Fall, es stehe 
eine große Nachfrage einem kleineren Angebot gegenüber. Das Kapital bzw. die 
anbietenden Kapitale verhalten sich wie ein Monopol, d.h. sie erhöhen die Preise 
über den Wert und realisieren einen Monopolpreis. Die Profitrate steigt. 


„Der Monopolpreis gewisser Waren würde nur einen Teil des Profits der anderen Warenprodu- 
zenten auf die Waren mit dem Monopolpreis übertragen. Es fände indirekt eine örtliche Störung 
in der Verteilung des Mehrwertes unter die verschiedenen Produktionssphären statt, die aber die 
Grenze dieses Mehrwertes selbst unverändert ließe‘ (84). 


Was passieren wird, ist teilweise schon gesagt: entweder die Monopolisten akkumu- 
lieren so schnell, daß das Angebot an die Nachfrage angepaßt wird, oder aber die 
Kapitale anderer Branchen brechen in diese profitträchtige Branche ein. Die Folge 
ist: Das Angebot und die Nachfrage gleichen sich aus, die Preise werden reduziert 
auf den Produktionspreis, d. h. die Profitraten gleichen sich ebenfalls aus. 

Insofern sind es beide Bestimmungen des Marktwertes, seine Bestimmung. 
durch den Wert und durch den Gebrauchswert, die einerseits die Tendenz zum 
Monopol, andererseits jedoch, vermittelt über den Extraprofitmechanismus, die Re- 
produktion der Konkurrenz auf höherer Stufenleiter hervorbringen. Insofern sind 
Monopol und Konkurrenz gleichzeitig einander bedingende und einander aus- 
schließende Kategorien: die Konkurrenz führt zum Monopol, das Monopol führt zur 
Konkurrenz. Daher kann Marx an Annenkow schreiben: 


„Aber betrachten Sie einen Augenblick das wirkliche Leben. Im ökonomischen Leben unserer 
Zeit finden Sie nicht nur die Konkurrenz und das Monopol, sondern auch ihre Synthese, die 
nicht eine Formel, sondern eine Bewegung ist. Das Monopol erzeugt die Konkurrenz, die 
Konkurrenz erzeugt das Monopol“ (85). „In der Praxis des Lebens findet man nicht nur Kon- 
kurrenz, Monopol und ihren Widerstreit, sondern auch ihre Synthese, die nicht eine Formel, 


8) MEW 25,5. 205 
84) MEW 25,S. 869 
85) MEW 27,S. 458; vgl. dazu auch das folgende Zitat MEW 4, S. 164 
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sondern eine Bewegung ist. Das Monopol erzeugt die Konkurrenz, die Konkurtenz erzeugt das 
Monopol. Die Monopolisten machen sich Konkurzenz, die Konkurrenten werden Monopolisten. 
Wenn die Monopolisten die Konkurtenz unter sich durch partielle Assoziationen einschränken, 
so wächst die Konkurrenz unter den Arbeitern, und je mehr die Masse des Proletariats gegen- 
über den Monopolisten einer Nation wächst, umso zügelloser gestaltet sich die Konkurrenz 
unter den Monopolisten der verschiedenen Nationen. Die Synthese ist derart beschaffen, daß 
das Monopol sich nur dadurch aufrechterhalten kann, daß es beständig in den Konkurrenz- 
kampf eintritt.“ 


2. Kreditgeld und Staatspapiergeld mit Zwangskurs 


Marx bestimmte die Münze, oder auch das Staatspapiergeld mit Zwangskurs aus der 
Zirkulation der Waren heraus, als in der Zirkulation der Waren verschwindendes 
Element. Da auch in seiner Funktion als Maß der Werte das Geld nur als vorgestell- 
tes notwendig ist, ist damit die Möglichkeit des Wertzeichens gesetzt. Dieses erhält 
seine Denomination von Gold oder Silber (86). Als Zirkulierendes ist sein Wert 
unwesentlich, nur als Nicht-Zirkulationsmittel ist der Wert des Geldes selbst wich- 
tig. Für Marx bedeutete das, daß dieses Geld dann selbst Gold sein mußte. Die 
Ersetzung des Goldgeldes als Darstellung des allgemeinen Reichtums durch Papier- 
geld setzte die Entwicklung des Geldhandlungskapitals voraus. 

Ist die Münze als Maßstab der Preise und als Zirkulationsmittel gleichgültig 
gegen die in ihr vergegenständlichte Arbeit, so ist Geld als Darstellung des Reich- 
tums wesentlich Darstellung der vergegenständlichten abstrakten Arbeit. Die Bank- 
note als Anweisung auf Geld ist immer direkt auf die menschliche Arbeit bezogen, 
sie ist Darstellung derselben, also Geld als Geld. Ist sie selbst als Anweisung auf den 
nationalen Reichtum an diesen gebunden, so muß ihre Entstehung und Vernichtung 
mit ihm selbst erfolgen. Die Produktion einer Ware produziert ihr Gegenüber, die 
Banknote, das Geld. Es ist dies die eigentümliche Zirkulationsform des Kreditgel- 
des: 

1. als Wechsel von jedem Kapitalisten ausstellbar zu sein, oder diesen durch 
einen reinen Kauf-Verkauf-Akt in eine Banknote zu verwandeln; 
2. mit dem Abschluß des Zirkulationsvorgangs wieder zu seinem Ausgangspunkt 

zurückzukehren und sich somit zu vernichten. . 

Die Zirkulation der Münze ist von diesem wesentlich verschieden. Wurde sie ausge- 
geben vom feudalen Staat oder dem jeweiligen Fürsten, um dessen Ausgaben zu 
finanzieren, so ging sie damit in die Warenzirkulation ein und blieb dort, bis auf 
diejenigen Münzen, die in der Form der Steuer wieder zurückflossen. Da die Steuer 
im Feudalstaat aber wesentlich Naturalsteuer war, blieb die Münze also bis zu ihrer 
physischen Vernichtung durch Abnutzung in der Zirkulation, ähnlich wie die heuti- 
gen Münzen, die auch vom Staat ausgegeben werden. Mit der Emanzipation des 
Bürgertums und damit des Geldhandlungskapitals entwickelte sich das Staatspapier- 
geld zur Banknote. Die Geschichte Preußens, dessen feudaler Staat einen harten 
Kampf gegen die privaten Banken führte, zeigt dies deutlich. Die wesentlichen 
Marksteine in der Geschichte der „Mark“ sind die Revolution von 1848 und die 


86) S. dazu auch Karl Marx: Grundrisse... .,S. 51 


198 


Reichsgründung, der die Gründung der Reichsbank folgte. Der historische Prozeß 
der Ablösung des Staatspapiergeldes durch die Banknote, also das private Kredit- 
geld, soli im folgenden Exkurs aufgezeigt werden. Es soll hier die Herausbildung der 
monopolistischen Banken und damit die Entstehung des imperialistischen Geldes, 
also des Kreditgeldes mit Staatsgarantie in seiner historischen Entwicklung aufge- 
zeigt werden. Die Darstellung endet mit der Gründung der Deutschen Reichsbank, 
die einen Meilenstein in der Entwicklung des deutschen Imperialismus und in der 
Brechung des englischen Weltmarktmonopols darstellt. Mit der Reichsgründung und 
der Schaffung der Reichsmark hatte sich das Geld zu seiner heutigen Gestalt verän- 
dert, die vollständige Ablösung des Geldes vom Gold (1914 in Deutschland, in den 
USA erst in den letzten Weltwährungskrisen) war somit nur ein Nachvollziehen 
einer im Begriff des Geldes im Imperialismus angelegten Entwicklung. 


2.1 Exkurs: Die deutsche Bankgeschichte bis 1875 


Der folgende Exkurs ist fragmentarisch und dient wesentlich dazu aufzuzeigen, daß 
die Geschichte der deutschen Banken im 18. und 19. Jahrhundert durch die Ausein- 
andersetzung des Bürgertums mit dem feudalen Staat gekennzeichnet ist. Es wäre 
Aufgabe einer weiteren Arbeit, die Geschichte der deutschen Banken auch über die 
Reichsbankgründung 1875 hinaus begrifflich geordnet darzustellen. Die späte Ent- 
wicklung des Kapitalismus in Deutschland gegenüber England hatte die Besonde- 
rung des Geldhandlungskapitals in Deutschland erst spät einsetzen lassen. Hatte die 
Entwicklung des Bankwesens in England schon während des Emanzipationskampfes 
des Bürgertums im 17. Jahrhundert eingesetzt und dann 1694 mit der Gründung der 
Bank von England seinen ersten Höhepunkt erreicht, so hatte sich in Deutschland, 
und auch dort nur in den Hansestädten, im 18. Jahrhundert die erste Entwicklung 
gezeigt. Die langen Umschlagszeiten im Seehandelsverkehr führten hier zum ersten 
Mal zu einem organisierten Bankwesen. In Preußen gründete Friedrich I. die See- 
handlung; in Hamburg existierte schon die Hamburger Girobank. 1765 wurde dann 
ebenfalls auf königlichen Beschluß die Königliche Bank zu Berlin gegründet. Wäh- 
rend in Ländern mit entwickeltem Kapital die Banken zumeist als Aktiengesell- 
schaften gegründet waren, konstituierte sich diese Bank noch als Staatsbank und 
diente neben dem spärlichen Diskont- und Girogeschäft auch wesentlich der Ausga- 
be von Staatspapiergeld, den sogenannten Tresorscheinen, und der Finanzierung der 
Staatsausgaben. Mit Hilfe von halbstaatlichen Geldern (Mündel-, Gerichts- und Stif- 
tungsgeldern) konnte die Bank sich nur mühsam entwickeln. Die Ausgabe von Bank- 
noten war außerordentlich beschränkt. Die Schlacht bei Jena, 1806, zog dann auch 
die Bank mit, teilweise weil ihre Gelder in Hypotheken verlorener Gebiete angelegt 
waren, teilweise weil sie als Staatsbank den Krieg mit hatte finanzieren müssen. Die 
Befreiung Preußens von der napoleonischen Herrschaft und die darauffolgende Wirt- 
schaftskrise von 1815/16 bildeten die Basis für die partielle Sanierung der Bank, die 
durch die Ausgabe von sogenannten Kassenscheinen erreicht worden war. Etwas 
später entstanden dann auch die ersten privaten Banken. Am 23. 2. 1824 wird der 
Berliner Kassen-Verein gegründet. Hier wurden Wechsel diskontiert, Depositen ange- 
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nommen und im wesentlichen eine Verrechnung der Forderungen einzelner Kapita- 
listen untereinander vorgenommen. Lotz bezeichnet ihn als eine „Art Clearing-Hou- 
se“ (87). Ebenfalls 1824 wurde die mehr auf das Junkertum zugeschnittene „‚Ritter- 
schaftliche Privatbank zu Stettin“ gegründet. Die Restaurierung des preußischen 
Staates nach den napoleonischen Niederlagen machte auch ein schärferes Vorgehen 
des Staates gegen die private Geldausgabe möglich, die für den Staat eine wesentli- 
che Einnahmequelle darstellte. Der Papiergeldumlauf war, nicht zuletzt durch die 
Ausgabe napoleonischen Papiergeldes, 1827 auf über 17 Millionen Thaler vermehrt 
worden. 1806 hatte der Papiergeldumlauf (privates Papiergeld), einschließlich des 
Staatspapiergeldes, noch 1,8 Millionen Thaler betragen. Die Finanzierung der Rü- 
stungsausgaben machte für den Staat die Erschließung der Quelle „Notenausgabe“ 
notwendig. 1833 wurde die Ausgabe von Inhaberpapieren genehmigungspflichtig 
gemacht, wobei allerdings keine Genehmigungen ausgegeben wurden. Der Berliner 
Kassen-Verein, die Königliche Bank und die Pommer’sche Privatbank mußten ihre 
Notenausgaben einstellen. 1836/37 wurden die Noten der Banken weitgehendst 
eingezogen und durch staatliche Kassenanweisungen ersetzt. Im gleichen Betrag wie 
die Banken Kassenanweisungen erhalten hatten, wurden ihnen ‚zur Deckung“ 
Staatsschuldscheine gegeben, die allerdings verzinst werden mußten, „um eine Über- 
schreitung des Staatsschuldenetats zu vermeiden“ (88). Wenn auch die Kassenschei- 
ne keinen statlich festgesetzten Zwangskurs mehr besaßen, so wurde doch durch die 
Festsetzung der Steuern, die zu einem gewissen Betrag in Kassenanweisungen zu 
zahlen waren, ein Kurs indirekt festgesetzt. Außerdem war es möglich, jederzeit 
neue Kassenscheine auszugeben, die allerdings dann wieder durch Schuldscheine 
gedeckt werden mußten. Wie hoch die Verzinsung angesetzt war, ist leider in der 
bearbeiteten Literatur nicht angegeben. Die Vermutung liegt nahe, daß der Zinssatz 
gegenüber dem Marktzins ein außerordentlich geringer gewesen ist. Apologeten des 
preußisch-feudalen Staates, die Kameralistenschule, rechtfertigten die Ersetzung der 
Banknoten durch Staatspapier damit, „daß Banknoten und Papiergeld gleichartige 
Umilaufsmittel seien, unter welchen aus finanzpolitischen Gründen dem Staatspa- 
piergeld der Vorzug gebühre“ (89). War in Preußen der Vorstoß des Bürgertums auf 
dem Gebiet des Geldwesens noch einmal weitgehend zurückgedrängt worden, so 
entstanden in den anderen deutschen Ländern die ersten Notenbanken. Bremen und 
Lübeck erhielten Diskontkassen. In Hamburg machte die Girobank gute Geschäfte. 
1838 wurde die Leipziger Bank gegründet. Sie mußte mindestens Zweidrittel der 
ausgegebenen Noten und Kassenscheine bar decken. In München entstand die Baye- 
tische Hypotheken- und Wechselbank. Sie diente wesentlich den Grundbesitzern. 
Dreifünftel ihres Fonds sollten It. Statut in Darlehen auf Grund und Boden beste- 
hen. Die Bayernhypo bekam schon bei ihrer Gründung das Notenausgabemonopol 
in Bayern und damit staatlichen Schutz. Sie diente wesentlich dazu, den Grundbe- 
sitz zu kapitalisieren, d.h. den in Grund und Boden festgelegten ‚‚Wert“ zirkula- 
tionsfähig zu machen und damit dem bayrischen Junkertum den Eintritt in das 
87) Vgl. Walther Lotz: Geschichte und Kritik des deutschen Bankgesetzes von 1875, Leipzig 
1888. 


88)  Poschinger: Bank und Bankwesen in Preußen, Berlin 1878, S. 226 
89) Lotz,a.a.0.,S. 27 
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Bürgertum zu ermöglichen. Daneben wurden in den übrigen deutschen Kleinstaaten 
einige Bankengründungen vorgenommen. 

Die Bildung des Deutschen Zollvereins, 1833, hatte zu einer enormen Auswei- 
tung des Handels und damit zur Ausdehnung der Warenproduktion geführt, was 
wiederum eine Ausweitung des Kreditwesens zur Folge hatte. Deutlichstes Indiz 
dafür ist die zunehmende Ablösung des schwerfälligen Silbergeldes, das in Deutsch- 
land vorherrschte, durch Kreditgeld. Nach Lotz sollen Staatspapiergeld und Bank- 
noten in dieser Zeit (zweite Hälfte der vierziger Jahre) gegenüber dem Silbergeid ein 
Agio gehabt haben (90). Bislang hatte sich der preußisch-feudale Staat erfolgreich 
gegen die Pläne verschiedener Geldkapitalisten, Privatbanken einzurichten, wehren 
können. Der Plan des dessauischen Kleinstaates, auf seinem Hoheitsgebiet eine No- 
tenbank zu gründen, deren Noten dann in dem preußischen Staatsgebiet zirkuliert 
hätten, zwang — nach anfänglichen diplomatischen Vorstößen -—- die preußische 
Staatsbürokratie, in Preußen eine Notenbank einzurichten. Der Plan, eine rein staat- 
liche Notenbank zu gründen, scheiterte an den Finanzen der Staatskasse. Die König- 
liche Bank war noch nicht sehr finanzkräftig; 1820 hatte der König sein „‚Königs- 
wort gegeben‘, bei Bewilligung neuer Gelder die Stände einzuberufen (91), die sie 
ihm sicher verweigert oder dafür andere Zugeständnisse abgepreßt hätten. So wurde 
1846 die Umwandlung der Königlichen Bank in die Preußische Bank im wesentli- 
chen privat finanziert. (10 Millionen Reichsthaler privater Anteilscheine standen 
einer staatlichen Beteiligung von etwas mehr als 1 Million Reichsthaler gegenüber.) 
Der Erlaß von 1836/37, keine Banknoten mehr auszugeben, wurde praktisch aufge- 
hoben. Die Bank hatte das Recht, bis zu 1 Million Reichsthaler Banknoten auszuge- 
ben; dafür wurden einige Millionen Kassenanweisungen eingezogen. Dennoch konn- 
te der Staat seine beiden Ziele durchsetzen: 

1. die Bank zu einer möglichst einträglichen Quelle für den Staat zu machen; 

2. die Möglichkeit einer evtl. Verstaatlichung der Bank zu bewahren. 
Beispielsweise wurden die Einnahmen aus der Bank besteuert. Der Profit der Bank 
wurde nicht nach der Größe des Kapitals aufgeteilt, sondern 1:1. Die Noten durften 
nicht unter 25 Reichsthaler gestückelt sein. Sie wurden an allen Zweigstellen überall 
in Deutschland angenommen, allerdings bestand nur in Berlin der Zwang zur Einlö- 
sung. Als gesetzliches Zahlungsmittel fungierten diese Noten nicht; es bestand kein 
Zwang zur Annahme. Die Noten mußten zu einem Drittel gedeckt sein, jedoch 
konnte diese Deckung auch in Staatsschulden bestehen. Die wesentlichen Geschäfte 
dieser Bank waren der Goldmetallhandel, das Diskont- und Lombardgeschäft. 
Außer dem Valutenhandel diente sie noch als „Gehülfin der Staatskassenverwal- 
tung“ und erledigte den Giroverkehr. Die Revolution 1848 brachte auch in der 
Frage der Banknoten keinen vollständigen, d. h. nur einen vorübergehenden Sieg der 
Bourgeoisie. Im Jahre 1848 entstand die Städtische Bank zu Breslau und die 


90) Vgl. dazu auch R. Hilferding, a. a. O., S. 45 ff.: Entwicklung des Verhältnisses Silbergul- 
den — Papiergulden in Österreich 

91) Vgl. dazu Friedrich Engels: Die Verletzung der preußischen Verfassung, erschienen in: 
The Northern Star vom 30. Mai 1846, in: MEW4, S. 18 f., und Friedrich Engels: Über 
die preußische Bank, erschienen in: The Northern Star vom 4. Juli 1846, in: MEW 4, 
S. 23. 
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Chemnitzer Stadtbank, die beide Banknoten ausgaben. Die durch die hohen Kosten 
des Revolutionsjahres 1848 entstandene Finanzlücke sollte durch die Ausgabe von 
10 Millionen Darlehenskassenscheinen gestopft werden. Die Darlehenskassen nah- 
men in den Provinzen Waren entgegen und gaben dafür Papiergeld aus. Der Geld- 
markt war aufgrund der Krisenzeit sehr angespannt und nahm das Geld sehr schnell 
auf. Die liberale Bankpartei hatte einen Fortschritt erzielt: es durften jetzt grund- 
sätzlich private Banknoten ausgegeben werden. Der Staat hatte zwar immer noch 
das Recht der Verweigerung, allerdings in genau präzisierten Fällen: das Geschäfts- 
volumen durfte eine gewisse Grenze nicht überschreiten, die Noten mußten zu 
einem Drittel in bar gedeckt sein. Auf diese Weise bekam der Berliner Kassenverein 

seine Konzession wieder, ebenso die Ritterschaftliche Privatbank in Pommern. 1850 

wurden diese Eingeständnisse allerdings schon wieder zurückgenommen. 1851 er- 

hob man sogar die Darlehenskassenscheine zum Staatspapiergeld. Die Staatsschuld 
betrug zu dieser Zeit 30 Millionen Reichtsthaler. Von nun an vereinigten sich drei 

Fraktionen der Bourgeoisie, um die freie Notenausgabe zu erzwingen, d.h. das 

staatliche Monopol auf dem Geldmarkt zu brechen: 

1. Nach Lotz: die Händler und Gewerbetreibenden, d. h. das industrielle und das 
Warenhandlungskapital, 

2.  dasGeldhandlungskapital mit der liberalen Bankfreiheitsschule, 

3 der Großgrundbesitz, der durch Hypotheken einerseits seinen schmaler wer- 
denden Konsumtionsfonds (,‚Verarmung des Adels‘) weiterbetreiben, andere- 
rseits den Absprung in das Bürgertum schaffen wollte und, wie in Bayern, den 
Grund und Boden „kapitalisieren‘, d. h. zirkulationsfähig zu machen gedach- 
te. 

Im wesentlichen sollte die Preußische Bank in den nächsten Jahren so weiterbeste- 

hen. Die weitere Entwicklung verlief außerhalb Preußens. Die Konkurrenz der ein- 

zelnen Staaten führte dazu, daß die Feudaiherren zu immer größeren Konzessionen 
gezwungen waren. Die starke Stellung des preußischen Staates ließ die Entwicklung 
bis 1875, der Gründung der Reichsbank, stagnieren. Daß die Reichsbank ein Sieg 
des Bürgertums war, zeigte sich auch in der Entwicklung der Besonderung des 

Geldhandlungskapitals. Mit der Gründung der Reichsbank wurde von nun an die 

Reichsmark ausgegeben, die zu Anfang allerdings noch gewissen Deckungskriterien 

gehorchen mußte. 

Die Reichsgründung von 1871 und die Gründung der Reichsbank bildete die 
Grundlage für den wirtschaftlichen Aufschwung des Deutschen Reiches und damit 
für den Eintritt in die imperialistische Konkurrenz. Der Erste Weltkrieg bedeutete 
dann die endgültige Brechung des englischen Weltmarktmonopols. 
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3. Die Emission von nationalem Geld durch die Bundesbank 


Die Emission von Banknoten und ihre Vernichtung soll nun am Beispiel der Bundes- 
bank gezeigt werden. Die Bilanz der Deutschen Bundesbank (92) weist entspre- 
chend den Käufen und Verkäufen, die sie getätigt hat, auf der Aktivseite ihre 
Bestände, also das, was sie gekauft hat, aus und auf der Passivseite die Banknoten, 
die dafür ausgegeben wurden. Ebenso stehen auf der Passivseite noch Guthaben des 
Staates und von Banken, die aber jederzeit in Banknoten abgerufen werden können, 
für die also der Gegenwert schon auf der Aktivseite gebucht wurde. Die Emission 
von Banknoten erfolgt also durch reine Kauf- und Verkaufsakte. Es finden nur 
Formverwandlungen statt. Während der Staat durch die Münzung Einnahmen hat, 
ist der Gewinn der Bundesbank, wie der jeder Bank allein Zinsgewinn. Die wesent- 
lichen Transaktionen sind, wie sie die Bilanz ausweist, die Ausgabe von Banknoten 
für Gold, Devisen und Auslandswechsel, Wechsel und Lombardkredite und die 
Staatsschuld. Die Posten 15—22 stellen das Eigenkapital dar, auf das bei einer priva- 
ten Bank der Durchschnittsprofit bezogen wird. Bis auf die Staatsschuld entspricht 
dies genau den Formen des selbständigen Daseins des Geldes, wie Marx es im 
3. Kapitel entwickelte: Schatzhaltung, das Geld als Zahlungsmittei und das Welt- 
geld. Es soll mit der Analyse des Schatzes, also des Goldes, begonnen werden. 


3.1 Das Gold 


Die Konzentration des nationalen Goldschatzes bei der Nationalbank ist zugleich 
der Schatz der Nation für den internationalen Handel. Im Falle eines Nichtaus- 
gleichs von Import und Export diente es als Zahlungsmittel, um das Saldo auszuglei- 
chen. Je höher also der Goldbestand ist, um so sicherer ist das nationale Geld im 
internationalen Zahlungsverkehr. Er garantiert auch heute noch teilweise, daß das 
nationale Geld eingelöst wird, wenn nicht gegen gewöhnliche Waren, so gegen Gold. 
Das gegen Gold emittierte Zeichengeld stellt also eine Anweisung auf Gold dar, 
soweit die Käufe und Verkäufe, d.h. also Import und Export, sich nicht ausglei- 
chen. Die Zahlungsunfähigkeit der USA, ihre Unfähigkeit, das Saldo durch Gold 
auszugleichen, also ‚‚durch Dollarkäufe zu stützen“, war nicht zuletzt Grund für die 
Flucht aus dem Dollar. 

Das Gold wird im Ursprungsland eingekauft gegen Papiergeld, z. B. Deutsche 
Mark, die allein aus der Druckpresse stammen. Es werden hier in der Tat ungleiche 
Werte getauscht, nämlich Gold gegen Papiergeld. Jedoch ist dieses Papiergeld An- 
weisung auf den Reichtum der BRD, also Anweisung auf Waren der BRD, die damit 
eingekauft werden können. 

Indem es alle Waren miteinander ins Verhältnis setzt, dient es als Maßstab der 
Preise, indem es dazu dient, Waren aus der BRD einzukaufen, ist es ein bloßer 
Vermittler des Austauschs BRD-Waren gegen Gold. Wird es aber dem Schatz der 
Nation eines anderen Landes einverleibt, um z.B. zur Deckung des nationalen 
Geldes zu dienen, so ist es Anweisung auf Waren der BRD, Schuldschein der BRD. 
92) Siehe Anhang 
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Es wird also Anweisung auf ein Quantum vergegenständlichter Arbeit der BRD-Ar- 
beiter sein, das dem Quantum, das in Gold vergegenständlicht ist, entspricht, oder 
aber Anweisung auf dieses Geld selbst. Ist seine Verpflichtung, die Banknote in Geld 
einzulösen, aufgehoben, wie jetzt auch in den USA, so ist dies solange unwesentlich, 
wie andere Waren statt des Goldes gekauft werden können. Steigt der ‚Preis des 

Goldes“ (93), d.h. also das Repräsentationsverhältnis zum Gold, so bedeutet das 

entweder, 

— daß bei gleicher Produktivität in der Goldproduktion die Produktivität in der 
Produktion der anderen Waren gestiegen ist, oder, was dasselbe ist, bei Stei- 
gerung der Produktivität aller Waren, die des Goldes weniger gestiegen ist,oder 

_ daß sich der Maßstab verändert hat. 

Ein Stück Papiergeld stellt somit Anspruch auf weniger gesellschaftliche Arbeit als 

vorher dar. Dient die DM zunächst zum Kauf des Goldes, so kehrt dieses Geld erst 

dann wieder zu seinem Ausgangspunkt zurück, wenn dieses Gold verkauft wird. Im 

Gegensatz zu den Noten, die für ausländische Devisen emittiert werden, geht diese 

Bankenote — kehrt sie aus dem Ausland in die BRD zurück — in die nationale 

Zirkulation ein, Sie ist also Anspruch auf Gold. 

Die Quantität Gold, die als nationaler Schatz gehalten wird, ist abhängig von 
dem Quantum Arbeitszeit, das für die Produktion von Gold aufgewendet werden 
soll. Da aber die Banknote, solange sie eingelöst werden kann, d.h. man mit ihr 
etwas kaufen kann, selbst als Geld existiert, ist es möglich, mehr Banknoten — auch 
in den internationalen Zahlungsverkehr — zu emittieren, als Waren und Gold expor- 
tiert werden. In dem Moment, wo aber die Möglichkeit des Exports des Quantums 
Waren, auf das dies nationale Geld Anweisung ist, nicht mehr gegeben ist, ist der 
Schuldschein, die Banknote nichts mehr wert. Konnte der Dollar, solange die USA 
auf dem Weltmarkt die produktivste Nation war, als Weltgeld funktionieren, also 
auch als Zahlungsmittel zwischen anderen Ländern, wie das auf dem Euro-Dollar- 
Markt der Fall ist, so verliert er diese Funktion dann, wenn der individuelle Wert 
der US-Waren über dem Wert liegt bzw., was dasselbe ist, wenn die Steigerungsraten 
der Produktivität der EG und Japans größer sind als die der USA. 


3.2 Die Devisen 


Als Weltgeld dient das nationale Geld entweder wie oben dargestellt, wenn es das 
nationale Geld der produktivsten Nation ist, oder vermittelt über den Devisenmarkt. 
Als nationales Kreditgeld ist seine unmittelbare Schlagkräftigkeit als Geld einge- 
schränkt, es bedarf zunächst einer Formverwandlung in das andere nationale Geld. 
Ist diese Formverwandiung behindert durch Devisenbewirtschaftung, so bedeutet 
das nichts anderes als eine Schranke für die internationale Warenproduktion (und 
nicht eine Modifikation des Wertgesetzes). Die Verwandlung von Ware in Geld ist 
unmöglich geworden. Die Form des nationalen Geldes ermöglicht also eine lokale 
Beschränkung der Warenproduktion, weshalb die Devisenbewirtschaftung für Über- 
gangsgesellschaften von Bedeutung ist, deren Ziel es ist, die Warenproduktion ganz 
93) Der Preis für Gold ist in der Zeit von 1968-1973 um mehr als das Doppelte gestiegen. 
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abzuschaffen. Zugleich stellt die Form des nationalen Geldes für das Kapıral eine 
doppelte Unsicherheit dar, da die Verwandlung von Ware in Geld jetzt auf dem 
Weltmarkt einer doppelten Metamorphose bedarf. Die Zirkulationsform der Waren 
ist hier W-G -G -W, die des Kapitals G-W-G’-G’ oder auchG-G-W-G’-G’, 
wobei die Transaktion der Formverwandlung des Geldes G - G vom Geldhandlungs- 
kapital übernommen wird. Die Ablösung des Geldes, seine Selbständigkeit gegen- 
über der Ware, läßt die Formverwandlung in einen doppelten „Salto mortale“ über- 
gehen. Die Verfestigung dieser selbständigen Existenz konstituiert die Besonderung 
des Geldhandlungskapitals. So erscheint der Devisenmarkt vollständig losgelöst von 
den Warenbewegungen, auf ihm ist die Mystifikation des Geldschleiers auf die Spit- 
ze getrieben. Jede Handelskrise erscheint nur noch als Geldkrise, also als Krise auf 
dem Devisenmarkt. Der Devisenmarkt erweist sich als Schranke für die Ausdehnung 
des Kapitals, denn kann einerseits z. B. ein BRD-Kapitalist seine Waren in den USA 
verkaufen, so ist er oder ein anderer westdeutscher Kapitalist auf die Dauer gezwun- 
gen, wieder Waren aus den USA zu kaufen. Die Abschaffung des nationalen Geldes 
Dollar als Weltgeld und Ersetzung durch internationales Kreditgeld, die Sonderzie- 
hungsrechte, die von der Weltbank emittiert werden, liegt also im Interesse der 
produktivsten Kapitale. Die SZR stellen nichts anderes dar als eine Formverwand- 
lung verschiedener nationaler Währungen, die in einem Pool zusammengefaßt wer- 
den, und auf die Kreditscheine ausgegeben werden, eben die SZR. Die weniger 
produktiven Länder haben durch das nationale Geld die Möglichkeit, ihre nationa- 
len Kapitale teilweise vor dem Untergang zu retten, indem entweder der Devisen- 
handel eingeschränkt oder der Kurs künstlich festgehalten wird. Um die nationalen 
Waren verkaufen zu können, wird der Kurs zugunsten der nationalen Währung 
festgesetzt werden, d.h. die Währung wird „überbewertet“, womit der Verkauf der 
Waren unter ihrem individuellen Wert, zum Wert, ermöglicht wird, ohne daß der 
individuelle Kapitalist auf seinen Profit verzichten müßte. 

Dient also das Geld, vermittelt über den Devisenmarkt und das internationale 
Geldhandlungskapital, als Weltgeld, so entspringt dies noch seiner Funktion als 
internationales Zirkulationsmittel, es wurde aus der internationalen Warenproduk- 
tion und -zirkulation abgeleitet. Dient es aber, wie etwa der Bundesbank, als Schatz, 
als Deckung des nationalen Geldes, so ist es bestimmt gegen die Zirkulation. Schatz 
kann das nationale Geld nur als Anweisung auf ein bestimmtes Quantum menschli- 
cher Arbeit sein. Die DM wird gedruckt und emittiert zum Ankauf von anderen 
nationalen Währungen. Sie stellt somit ebenfalls eine Anweisung auf den Reichtum 
der BRD dar und dient selbst als Darstellung dieses Reichtums. Sie wird selbst zur 
Erscheinungsform der menschlichen Arbeit. 

Im internationalen Zahlungsverkehr wird die Zirkulationsform des Kreditgel- 
des besonders deutlich. Jede Ware, die für den Export produziert wird, bewirkt 
zugleich die Emission des entsprechenden Geldes, also ihre Verdoppelung, denn um 
die Ware in der BRD zu kaufen, benötigt der Käufer zunächst DM, die er gegen 
ausländische Währung einkauft. Dieser Akt erscheint letztendlich, wenn sich Käufe 
und Verkäufe nicht vorher ausgeglichen haben, bei der Bundesbank als Ankauf von 
Devisen gegen Emission von DM. Produzierte der Verkauf also Geld, so wird es 
beim Kauf, dem Import, wieder vernichtet, es fließt zur Bundesbank zurück, wenn 
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der Zirkulationsakt W-G -W vollzogen ist, und dort können dann DM-Guthaben 
des Auslandes gelöscht werden. Die Aufhäufung von Devisen, wie sie in den vergan- 
genen Währungskrisen erschien, ist so betrachtet also eine Überproduktion an Wa- 
ren; es wird mehr nationale Arbeit aufgewandt als Gebrauchswerte Konsumiert 
werden, was als Auseinanderfallen von Kauf und Verkauf bzw. Import und Export 
erscheint (94). Die Verselbständigung des Wertes dem Gebrauchswert gegenüber, 
der Doppelcharakter der Arbeit, setzt somit die allgemeinste Möglichkeit der 
Währungskrisen, wie jeder anderen Krise auch. 

Zugleich aber ist mit dem nationalen Geld eine Lokalisierung der allgemeinen 
Krise gesetzt. Diese erscheint erst wieder in den Währungskrisen als internationale. 
Die Möglichkeit der Krise ist gegeben, wie wir sahen, durch die Notwendigkeit des 
Geldes. Indem der Tauschakt W-W sich auflöst in W-G -W, ist die Möglichkeit 
gegeben, zu kaufen, ohne zu verkaufen, oder zu verkaufen, ohne zu kaufen. Da- 
durch, daß in die internationale Geldzirkulation der Devisenmarkt eingeschaltet ist, 
ist jedes Land gezwungen, auf die Dauer gleich viel zu importieren, wie es exportiert 
hat, Verkauf und Kauf auszugleichen, was im nationalen Rahmen letztendlich 
durch die Krise geschieht. Es besteht dennoch ein direkter Zusammenhang zwischen 
nationaler und internationaler Krise. Mit dem nationalen Geld ist noch keineswegs 
die Unmöglichkeit einer Weltkrise gesetzt, sondern allein die Möglichkeit der Loka- 
lisierung, da die Krise im nationalen Rahmen früher erscheint. Es wird von der 
Schwere der nationalen Krisen und von ihrer Gleich- bzw. Ungleichzeitigkeit abhän- 
gen, wieweit sie die internationale Warenproduktion und -zirkulation ins Stocken 
bringen (94a). 

Erscheint eine Währungskrise zunächst auf dem Devisenmarkt als reine Speku- 
lationskrise, hervorgerufen durch Kaufen und Verkaufen von Geld, so kann dieses 
nur auslösendes Moment sein. Soviel Konnte gezeigt werden. Nur wenn berechtigte 
Hoffnung auf eine Auf- oder Abwertung einer Währung besteht, wird die Spekula- 
tion einsetzen und eine Änderung der Paritäten erzwingen — indem die aufwer- 
tungsverdächtige Währung in einem solchen Maß aufgekauft wird, daß sich ein 
höherer Preis für diese Währung herstellt. Aufwertungsverdächtig kann aber nur die 
Währung der Nation sein, deren Exporte auf die Dauer größer sind als die Importe. 
Da jedem Export eine Zahlung einer ausländischen Währung nachfolgt, diese aber 
erst wieder für einen Import ausgegeben wird, folgt daraus, daß, wenn die Summe 
der Preise der exportierten Waren größer ist als die der importierten Waren, sich ein 
Schatz bildet. 


94) Vgl. MEW 23, 8.127 f., MEW 26.2., 5. 508 ff. 

94a) Es erscheint plausibel, daß die nationalen Krisen in dem Maße sich zu synchronisieren 
beginnen, in dem das Kapital auf dem Weltmarkt seinem Begriff entspricht. Vg. dazu 
Neusüß, Blanke, Altvater, a.a.0. 
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3.3 Die Wechsel 


Steliten die Devisen, Auslandswechsel etc. in der Bilanz der Deutschen Bundesbank 
den größten Posten dar, so ist quantitativ der Posten der Inlandswechsel ebenso 
bedeutend wie das Gold. Hatten wir gesehen, daß das Geld, das auf Gold und 
Devisen ausgegeben wurde, nur durch den Export von Waren in die inländische 
Zirkulation gelangen konnte, so ist die Schaffung von Geid für die inländische 
Zirkulation durch jeden Kapitalisten möglich, der einen Wechsel ausstellt, und die- 
ser Wechsel dann diskontiert wird. Es war schon bei der Ableitung des Kreditgeldes 
gezeigt worden, wie die Verwandlung von Wechseln in Banknoten durch die Ent- 
wicklung des Kreditgeldes notwendig wurde. Der Rückfluß der Banknoten ist mit 
dem Verfall der Wechsel gesichert. Ähnlich verhält es sich mit den Lombardforde- 
rungen. Die Bundesbank erscheint hier als Buchführer über sämtliche Käufe und 
Verkäufe. Stellt der Wechsel eine Anweisung auf Geld dar, so erhält zunächst die 
Bundesbank den Wert der Waren, indem sie den Wechsel kauft, verpflichtet sich 
aber zugleich über eine Summe gleicher Höhe, indem sie Banknoten dafür hergibt. 
Der Banknoteninhaber erhält also eine Anweisung auf ein Quantum nationaler Ar- 
beit. Die Banknote ist damit zum Geld geworden. Sie zirkuliert losgelöst von dem 
Wert der Ware, auf den sie ausgestellt wurde, bis zum Verfallstag des Wechsels. Am 
Verfallstag muß dem ursprünglichen Kauf ein Verkauf gefolgt sein, womit der Wa- 
rentausch auf nationaler Ebene ausgeglichen ist. Ist dem Kauf kein Verkauf gefolgt, 
so platzt der Wechsel, es kommt zur Krise. Die Anweisung auf ein Quantum gesell- 
schaftlicher Arbeit hatte sich als leer erwiesen, da die individuelle Arbeit des einen 
Kapitalisten sich nicht als gesellschaftliche erweisen konnte. 


3.4 Die Staatsschuld 


Die letzte Möglichkeit der Emission von Banknoten stellt die Verschuldung des 
Staates dar. Der Staat stellt einen Schuldschein aus, auf dem er eine regelmäßige 
Zahlung verspricht und verkauft diesen an die Bundesbank. Ähnlich wie bei dem 
Finanzwechsel beruht das Geld, das dem Staat dabei gegeben wurde, nicht auf der 
Produktion von Waren, es stellt eine beliebig vermehrbare Summe dar, die nur 
durch die Zinslast, die dem Staat dafür aufgebürdet wird, begrenzt ist. Diese Zinsen 
sind umverteilte Steuern, die den Geldhandlungskapitalisten gezahlt werden. Der 
Staat erwirbt dadurch Anweisungen auf ein Quantum nationaler Arbeit, die gar 
nicht geleistet wurde. Der Staat erhält damit die Möglichkeit zu kaufen, ohne zu 
verkaufen, was mit Sicherheit eine der Ursachen der Inflation darstellt. Wenn die 
Ausgabe von Banknoten für Staatsverschuldungen im Grunde nichts anderes dar- 
stellt als ein reines Papiergelddrucken, mit dem einzigen Unterschied, daß der Staat 
einen Zins zahlen muß, so ist dennoch formal die Emission der Banknoten als ein 
reiner Kauf-Verkauf-Akt und damit der Charakter der Banknote als Kreditgeld 
gewährleistet; bei Ablauf der Schuld fließt das Geld wieder der Bundesbank zu, es 
ist vernichtet. Der besondere Charakter der Staatsschuld rührt aus der Möglichkeit 
des Staates, auf seine zukünftigen Einnahmen (Steuern) Schuldscheine auszustellen, 
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ohne dabei selber Werte schaffen zu müssen. 

Der folgende Exkurs über die Staatsverschuldung versucht in aller Kürze die 
jeweils historische Rolle der Staatsverschuldung zu kennzeichnen, um dann zu ihrer 
gegenwärtigen Rolle im inflationären Prozeß Stellung zu nehmen. 


3.5 Exkurs über die Bedeutung der Staatsschuld für die Entwicklung des Kapita- 
lismus und der Herausbildung der Nationalbanken 


Die Staatsschuld ist neben dem Kolonialsystem, dem modernen Steuersystem und 
dem Protektionssystem (95) einer der energischsten Hebel der ursprünglichen Akku- 
mulation (96). 


„Das System des öffentlichen Kredits, d. h. der Staatsschulden, dessen Ursprünge wir in Genua 
und Venedig schon im Mittelalter entdecken, nahm Besitz von ganz Europa während der Manu- 
fakturperiode. Das Kolonialsystem mit seinem Seehandel und seinen Handelskriegen diente ihm 
als Treibhaus. So setzte es sich zuerst in Holland fest. Die Staatsschuld, d. h. die Veräußerung 
des Staates — ob despotisch, konstitutionell oder republikanisch — drückt der kapitalistischen 
Ära ihren Stempel auf. Der einzige Teil des sogenannten Nationalreichtums, der wirklich in den 
Gesamtbesitz der modernen Völker eingeht, ist — ihre Staatsschuld. Daher ganz konsequent die 
moderne Doktrin, daß ein Volk um so reicher wird, je tiefer es sich verschuldet. Der öffentliche 
Kredit wird zum Credo des Kapitals“ (97). 


Diese Doktrin beruht auf dem Verständnis, daß Geld an sich schon Kapital 
sei und sich kraft seiner ihm innewohnenden Eigenschaften vermehren 
könnte. Dabei wird völlig von den Bedingungen der Reproduktion und der Arbeit 
abgesehen, die die materielle Grundlage der Vermehrung des Werts ist. Diese Theo- 
rie, die von Dr. Price aufgestellt wurde und ihren politischen Ausdruck in einem 
Gesetz von Pitt über den Staatsschulden-Tilgungsfonds (sinking fund) von 1786 
fand, bildete die Basis der englischen Staatsschulden. 


„1 sh. ausgelegt bei der Geburt unseres Erlösers zu 6 % Zinseszinsen, würde angewachsen sein zu 
einer größern Summe als das ganze Sonnensystem einbegreifen könnte, wenn in eine Kugel 
verwandelt einem Durchmesser gleich der Bahn des Saturn. Ein Staat braucht deswegen sich nie 
in Schwierigkeiten zu befinden, denn mit den kleinsten Ersparnissen kann er die größte Schuld 
abzahlen in so kurzer Zeit wie sein Interesse erfordern mag“ (98). 


Mit der Entwicklung der Staatsschuld in England ist die Entwicklung der Bank von 
England, die 1694 gegründet wurde, eng verknüpft. 


„Die Bank von England begann damit, der Regierung ihr Geld zu 8 % zu verleihen; gleichzeitig 
war sie vom Parlament ermächtigt, aus demselben Kapital Geld zu münzen, indem sie es dem 
Publikum nochmals in Form von Banknoten verlieh. Sie durfte mit diesen Noten Wechsel 
diskontieren, Waren beleihen und edle Metalle einkaufen. Es dauerte nicht lange, so wurde dies 
von ihr selbst fabrizierte Kreditgeld die Münze, worin die Bank von England dem Staat Anleihen 
95) MEW 23,5. 779 

96) MEW 23,8. 782 

97)  MEW 23,S. 782 

98) MEW 25, S.408, R. Prize, zit. nach Marx, a. a. O. Vgl. weiterhin Kari Marx: Das Budget 

des Herrm Disraeli, in: MEW 12, S. 445 ff. insbes. S. 448 f. 
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machte und für Rechnung des Staates die Zinsen der öffentlichen Schuld bezahlte. Nicht genug, 
daf sie mit einer Hand gab, um mit der anderen mehr zurückzuempfangen; sic blieb auch, 
während sie empfing, ewige Gläubigerin der Nation bis zum letzten gegebenen Heller. Allmäh- 
lich wurde sie der unvermeidliche Behälter der Metalischätze des Landes und das Gravitations- 
zentrum des gesamten Handelskredites‘ (99). 


Hier wird schon von Marx angedeutet, was in den übrigen Ländern erst später 
nachvollzogen wurde: die Monopolisierung der Notenausgabe bei einer Bank, die 
dadurch zur Nationalbank wird. Die Banknotenausgabe wird damit durch den Kre- 
dit der Nation gedeckt, was ein „Verschmelzen‘“ des Notenausgabemonopols mit 
dem Staat bedeutet. Daß beide Institutionen dennoch getrennt sind, ist im Begriff 
der Staatsschuld bereits impliziert. Es wäre zu prüfen, ob diese historische Entwick- 
lung die Basis für den Leninschen Begriff des Staatsmonopolistischen Kapitalis- 
mus (100) bildete, der später in der DDR-Theorie pervertiert wurde. Mit der Ent- 
wicklung der Staatsschulden begann das Kreditsystem sich auch international zu 
entwickeln. So verborgte das untergehende Venedig große Geldsummen an Holland. 
Als die englischen Manufakturen die holländischen schon weit überflügeit hatten, 
war für Holland eines seiner Hauptgeschäfte das Verborgen von Geldkapital an 
England (1701-1776). Ähnliches hatte sich zwischen England und den USA ent- 
wickelt (100a). 


„Die meisten Banken in Australien, Westindien, Kanada sind mit britischem Kapital gegründet, 
die Dividenden sind in England zu zahlen. Ebenso besitzt England vicle ausländische Staatspa- 
piere, europäische, nord- und südamerikanische, worin es die Zinsen zu empfangen hai. Dazu 
kommen noch seine Beteiligungen bei ausländischen Eisenbahnen, Kanälen, Bergwerken ctc. 
mit den entsprechenden Dividenden“ (101). 


Eine weitere Folge der Staatsschuld war die Einführung des modernen Steuer- 
systems, das den Rückhalt für die Schulden bildete. 


„Die Anleihen befähigen die Regierung, außerordentliche Ausgaben zu bestreiten, ohne daß der 
Steuerzahler es sofort fühlt, aber sie erfordern doch für die Folge erhöhte Steuern. Andererseits 
zwingt die durch Anhäufung nacheinander kontrahierter Schulden verursachte Steucererhöhung 
die Regierung, bei neuen außerordentlichen Ausgaben stets neue Anleihen aufzunehmen. Die 
moderne Fiskalität, deren Drehungsachse die Steuern auf die notwendigsten Lebensmittel (also 
deren Verteucrung) bilden, trägt daher in sich selbst den Keim automatischer Progression. Die 
Überbesteuerung ist nicht ein Zwischenfall, sondern vielmehr ein Prinzip‘ (102). 


Das Anwachsen der Staatsschuld, das die wachsende Verbindung zwischen dem 
monopolisierten Bankkapital und dem Staat handgreiflich macht, hebt allerdings 
nicht — wie von der Stamokap-Theorie implizit vorausgesetzt — den Gegensatz zwi- 
schen Privatheit und Staat auf, sondern gibt diesem Widerspruch eine neue Bewe- 
gungsform, wie im Exkurs zum Verhältnis von Monopol und Konkurrenz angedeu- 
tet wurde. Die wesentlichen Charakteristika des Imperialismus, die Verbindung des 


99) Vgl. MEW 23,8. 784 

100) MEW 23, S. 783 

100a) Vgl. Lenin: Staat und Revolution, in: Lenin Werke, Bd. 25, S. 395 
101) MEW 25, S. 605 

102) MEW 23,S. 784 
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Staates mit dem großen Kapital, die Monopolisierung zur monopolistischen Kon- 
kurrenz und die Entwicklung des Kreditwesens zum Bankenwesen spiegeln sich in 
der Entwicklung des Geldes wider. 

Hier erweist sich auch das Interdependenzverhältnis, in dem die oben ent- 
wickelten Kategorien stehen. Bereits J. M. Keynes, theoretisches Kind der Weltwirt- 
schaftskrise, hat begriffen, daß bei Existenz starker Gewerkschaften Nominallohn- 
senkungen wie hohe Arbeitslosigkeit unvereinbar sind mit der Fortexistenz des 
Kapitalverhältnisses. Unterbeschäftigung aber, so Keynes, „ist vorhanden, weil die 
Unternehmer ihre Profite eingebüßt haben... Wollen wir nicht zum Kommunismus 
übergehen, so gibt es kein anwendbares Mittel, um der Unterbeschäftigung Herr zu 
werden, als den Unternehmern wieder eine angemessene Profitspanne zu verschaf- 
fen“. Und genau zu diesem Zweck ist das deficit spending da, die Vorverlegung 
staatlicher Nachfrage qua Staatsschuld, als Anweisung auf künftige Steuern und 
damit auf zukünftige nationale Produktion. Dient aber bei Keynes die Profiterhö- 
hung zur Sicherung der Wirtschaft und damit zum sogenannten „Gesamtwohl“, so 
übersieht er schlicht, daß entweder die Profite oder die Löhne erhöht werden 
können, d.h. eine Profiterhöhung sich in einer Erhöhung der Ausbeutungsrate nie- 
derschlagen muß. Seine subjektive Werttheorie schlägt ihm auch hier ein Schnipp- 
chen. 

Dieser pfiffig ausgedachte Mechanismus zur Profiterhöhung funktioniert nur, 
wenn die Arbeiter, wie Keynes voraussetzt, der sog. „Geldillusion“ unterliegen. 
Zwar: Der Kapitalist hat ein Interesse daran, die Preise zu erhöhen, selbst dann, 
wenn alle seine Konkurrenten und die Lieferanten seiner Produktionsmittel das 
auch tun, wenn er so die Ausbeutungsrate erhöhen kann, weil entweder seine Löhne 
gleichbleiben oder aber er erhöhte Löhne an die Preise weitergeben kann; und er 
kann auch die Preise erhöhen, eben weil alle seine Konkurrenten das auch tun, er 
also nicht durch seine Preiserhöhungen in Konkurrenznachteile gerät. Damit ist aber 
gleichzeitig gesagt, daß Profiterhöhung qua Staatsverschuldung bei gleichzeitiger 
säkularer Inflation nur funktioniert durch Erhöhung der Ausbeutungsrate, nicht 
aber über den Extraprofitmechanismus, denn die toten Teile des Kostpreises erhö- 
hen sich in eben dem Maße, wie sich der Maßstab der Preise verändert. 

Das aber heißt, daß diese Profitrettungsaktionen nur da funktionieren, wo die 
Arbeiterklasse stillhält und sich spätestens da als Illusion erweisen, wo Inflation 
bewußt in gewerkschaftliche Lohnkämpfe einbezogen wird. Wenn so z. B. Gewerk- 
schaften Inflationsgleitklauseln, verkürzte Laufzeiten oder gar in günstigen Situa- 
tionen durch hohe Tarifabschlüsse Vorwegnahmen künftiger Inflationsraten errei- 
chen können, so wird zwar, solange überhaupt Kapitalismus existiert, der Kapitalist 
immer noch schneller die Preise erhöhen bzw. die erhöhten Löhne an die Preise 
weitergeben können, zumindest bis er damit seine Konkurrenzfähigkeit auf dem 
Weltmarkt ruiniert hat. Das bedeutet aber lediglich, daß die Arbeiterklasse ihre 
Kämpfe politisch gegen den bürgerlichen Staat wenden muß und nicht etwa, daß 
sich das Keynesche Instrumentatium vielleicht doch als probates Mittel zur Rettung 
des Kapitalismus erweisen könnte. Und eben dies ist ein Prozeß, der sich derzeit 
vollzieht. 


Ölkrise, Energiekrise oder Krise des Kapitalismus? 


Vorbemerkung zu den nachfolgenden Aufsätzen von M. Massarrat und A. Tahmas- 
sebi 


Die PROKLA druckt nachfolgend zwei Aufsätze zu den Problemen der sog. ‚Ölkri- 
se‘ ab. Im Beitrag von M. Massarrat wird der Versuch unternommen, auf der Grund- 
lage der Marxschen Werttheorie die gegenwärtige Auseinandersetzung um Ölpreis 
und Verteilung des Profits zwischen Ölproduzierenden Ländern einerseits, multina- 
tionalen Ölkonzernen und hochentwickelten kapitalistischen Staaten andererseits 
politisch einzuschätzen. Im Aufsatz von A. Tahmassebi hingegen wird eher ver- 
sucht, durch eine Untersuchung der politischen Entwicklung und Verhältnisse in 
den arabischen Ölproduzierenden Staaten und durch eine Einschätzung der politi- 
schen Machtverhältnisse die Chancen für eine Umverteilung der bei der Ölproduk- 
tion gewonnenen Surplusprofite zugunsten der ölproduzierenden Staaten zu bestim- 
men. So sind die beiden Beiträge durchaus auf verschiedenen Ebenen der Analyse 
angesiedelt und könnten einander ergänzen. Dies geschieht auch in gewissem Rah- 
men. Während von Massarrat mit der Untersuchung der Wertbewegung in der Ener- 
giebranche die Grenzen für die Ölpreissteigerung und die Verteilungsverhältnisse des 
Surplusprofits mit Hilfe der Marxschen Grundrententheorie bestimmt werden, 
während für ihn also die Konkurrenz in der Energiebranche zwischen den verschie- 
denen Energieträgern (Steinkohle, Erdgas, Erdöl usw.) und die Verteilung von Sur- 
plusprofiten bestimmten Gesetzen unterworfen ist, behandelt Tahmassebi die 
Machtkonstellationen und das daraus resultierende Handeln der Ölförderländer, der 
Ölkonzerne und der Verbraucherländer. Daß gerade durch die Versuche aller Betei- 
ligten, für sich möglichst viel herauszuholen, einen möglichst großen Anteil am 
Surplusprofit der Ölproduktion zu ergattern, die Gesetze, denen die Wirkungsweise 
der Konkurrenz unterworfen ist, durchgesetzt werden, bleibt den Beteiligten ver- 
borgen und wird von Tahmassebi nicht behandelt. In seiner Darstellung erscheinen 
die multinationalen Ölmonopole eher als Souveräne des Prozesses. Dennoch ist die 
Darstellung dieser Bewegungen sehr wichtig, ist es doch durchaus möglich, an einem 
derzeit politisch wichtigen Fall, Macht und Ohnmacht von Staaten gegenüber dem 
Kapital zu exemplifizieren. 

In einem wichtigen Punkt widersprechen sich die Aufsätze. Dies liegt einmal 
an den unterschiedlichen analytischen Ebenen, auf denen sie ihre Argumentation 
entfalten, zum anderen aber auch an der Schwierigkeit, genaue Informationen über 
die konkrete Ölpreisbildung zu erhalten. Es ist klar, daß der Marktpreis des von den 
Ölförderländern in eigener Regie verkauften Öls in den vergangenen Jahren, insbe- 
sondere aber seit dem 16. 10. 1973 erhöht worden ist. Umstritten allerdings ist 
folgende Frage: Ob die Erhöhung der Listenpreise — die der Berechnung der Abga- 
ben der Ölkonzerne an die Förderländer zugrundegelegt werden — nur einem Vor- 
schlag der Förderländer entspricht, der noch der verbindlichen Aushandlung mit 
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den Ölkonzernen bedarf, also noch eine Machtauseinandersetzung nach sich zieht, 
deren Ausgang keineswegs klar ist (Tahmassebi) oder aber bereits realiter eingefor- 
dert wird, weil die Wirkungsweise des Wertgesetzes dies zuläßt (Massarrat). Zur 
Klärung der Kontroverse ist es nützlich, zwei Tabellen über die Zusammensetzung 
des Ölpreises anzuführen (Neue Zürcher Zeitung vom 25. 1. 1974). 


Persischer Golf 
„Arabian Light“ Libyen 
34 ° API 40 ° API 
($ pro Faß) 
„Posted Price“ 11.65 15.768 
- Royalty 12,5% 1.46 1.97 
- Förderkosten — 12 — ‚40 
Steuerbemessungsgrundlage 10.07 13.40 
Steuersatz von 55 % 5.54 7.37 
+ zusätzlich Royalty 1.46 1.97 
Direkte Steuer an Förderstaat 7.00 9.34 
+ Förderkosten — 12 — .40 
Selbstkosten der Gesellschaft 7.12 9.74 


DIE ENTWICKLUNG DES „POSTED PRICE“ 
„Arabian Light“ 


(Saudiarabien) Libyen 40 ° API 
($ pro Faß) 
Posted Direkte Steuern Posted Direkte Steuern 
Stichtag Price an Förderland Price an Förderland 
1. 8.70 1.80 -.91 2.23 1.09 
15. 2.71 2.18 1.26 2.99 1.39 
20. 1.72 2.48 1.45 3.64 2.13 
1. 1.73 2.59 1.52 3.78 2.20 
1.10.73 3.01 1.77 4.60 3.20 
16.10.73 5.12 3.05 8.92 5.59 
1. 1.74 11.65 T.— 15.77 9.34 
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Aus der ersten Tabelle geht die Unterschiedlichkeit der Preise je nach Fördergebiet 
hervor, wobei ein Teil der Unterschiedlichkeit auf Qualitätsunterschiede des Öls 
reduzierbar ist, ein anderer Teil aber auf eine unterschiedlich hohe Aneignung von 
Teilen des Surplusprofits durch die Förderländer. Bei einem einheitlichen Verkaufs- 
preis des Öls und verschiedenen Selbstkosten der Konzerne sind die als Grundrente 
bezogenen Teile des Surplusprofits für die einzelnen Länder unterschiedlich. Daß 
dies von der politischen Macht der jeweiligen Staaten mit abhängt, ist durchaus 
einsichtig, wenn die Macht auch nicht allein entscheidend ist. 

Die zweite Tabelle zeigt die Entwicklung des Listenpreises (posted price) seit 
1970 und dokumentiert, daß, gleichgültig um welches Fördergebiet es sich handelt, 
dieser Preis permanent gestiegen ist und mit ihm auch die Abgaben an das Förder- 
land. Die Tendenz, daß ein Teil des Surplusprofits nun den Förderländern in größe- 
rem Umfang zukommt, wird hier sehr deutlich. 

So scheint sich die von Massarrat abgeleitete und begründete These zu bestäti- 
gen. Ein Gesichtspunkt allerdings bedarf der Erwähnung. Zunächst stellt sich der 
auf die Förderländer entfallende Teil des Surplusprofits in Geld, d. h. in der Regel 
in Form von Dollardevisen dar. Solange diese nicht gegen Waren aus den hochent- 
wickelten kapitalistischen Verbraucherländern des Öls eingetauscht sind, stellt der 
erhöhte Anteil am Surplusprofit nichts anderes dar als eine Vergrößerung des Kre- 
dits, den die armen Ölförderländer den reichen Ölverbraucherländern gewähren. Die 
riesigen Dollarbeträge der arabischen Länder bei europäischen Banken sind nichts 
anderes als ein solcher riesiger Kredit, der nur insofern nachteilig für die hochent- 
wickelten kapitalistischen Länder werden kann, als die Geldmassen von den arabi- 
schen Staaten selbst oder von den Banken, die mit ihnen „arbeiten“, spekulativ 
verschoben werden und Währungskrisen herbeiführen können. 

Die Einlösung des Kredits kann nur in Waren erfolgen. So begründet sich u. a. 
auch die Forderung z. B. Saudi-Arabiens nach Produktionsmitteln zur Industrialisie- 
rung des Landes. Daher aber auch gleichzeitig die enormen Waffengeschäfte der 
arabischen Länder mit den hochentwickelten kapitalistischen Staaten wie erst jüngst 
das 800 Millionen Dollargeschäft: Öl gegen Waffen zwischen Saudi-Arabien und 
Frankreich. Die Möglichkeiten und Konsequenzen einer Industrialisierung und die 
Bedeutung der Aufrüstung solcher Regime wie im Iran oder in Saudi-Arabien als 
Ausdruck der neuen Verhältnisse im Energiesektor bedürfen noch einer eingehen- 
den Analyse. 

Auf ein Problem, das in beiden Aufsätzen nicht behandelt wird, aber für die 
politische Lage in den hochentwickelten kapitalistischen Ländern wichtig ist, soll 
hier noch kurz hingewiesen werden. Zwar wäre es falsch, die Energiekrise als ein 
bewußtes Manöver des internationalen Kapitals zu interpretieren, aber die Ausnut- 
zung der zeitweisen Ölverknappung diente ganz eindeutig „zum Vorwand einer 
psychologischen Notstandsdramarturgie“, durch die das „Krisenbewußtsein wach 
(gehalten wird), das wiederum die Betroffenen empfänglich machen soll für die 
wiederentdeckten Maßhalteappelle. Das zur ‚Erdölkrise‘ stilisierte Embargo bietet 
ein eindrucksvolleres Szenarium für nationale Solidaritätsaufrufe oder gar für die 
Gewissenserforschung der Nation.“ So schreibt die Neue Zürcher Zeitung vom 
17.1.1974. Wie richtig diese Einschätzung ist, wurde in den Tarifrunden von 
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1973/74 mehr als deutlich gemacht; die Krise des Kapitalismus wurde flugs zur 
Ölkrise umdefiniert. Nicht mehr die Widersprüche des kapitalistischen Systems und 
der Klassengegensatz eklatieren in der Krise, sondern diese ist „von außen dutch die 
Araber aufgezwungen“ worden und erfordert von allen das ihrige: von der Arbeiter- 
klasse Lohnverzicht und von den Mineralölkonzernen enorme Profite, damit sie in 
der Zukunft ebenso enorme Investitionen finanziell bewältigen können (zum letz- 
ten vgl. die Argumentation in der Süddeutschen Zeitung vom 26./27. 1. 1974,S.4). 
Diese Reaktionsweise des bürgerlichen Staates im Verein mit den bürgerlichen 
Massenmedien ist durchaus nicht auf Westdeutschland beschränkt. Die Einführung 
der Dreitagewoche in England zur Niederwerfung der streikenden englischen Bergar- 
beiter wurde auch mit der ‚Ölkrise‘ begründet. Die Antwort der Bergarbeiter und 
der britischen Arbeiterklasse generell war bisher aber die einzig richtige Antwort 
darauf: der Notstandsdramaturgie der Heath-Regierung (z.B. durch militärische 
Besetzung des zivilen Flugplatzes London-Heathrow) die verschärfte Militanz der 
Kämpfe enigegenzusetzen und sich nicht mit „Solidaritäts“- und Maßhalteappellen 

ins Bockshorn kapitalistischer Krisenregulierung jagen zu lassen. 
E.A. 
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Energiekrise oder die Krise des Kapitalismus 


M. Massarrat 


1. Vorbemerkung 


Die sogenannte Energiekrise hat wahrscheinlich die höchste Publizität unter allen 
anderen Krisenerscheinungen des Kapitalismus der letzten Jahre erreicht. Um so 
größer scheint aber auch die Verwirrung über die eigentlichen Ursachen dieser Krise 
zu sein. Die einen bringen die „Energiekrise‘“ mit dem Nahost-Konflikt in unmittel- 
baren Zusammenhang und die anderen erblicken hinter der Krise die gezielte Politik 
der USA-Regierung mit der Absicht, die Position des Dollars zu stärken. 

Während die reaktionären Massenmedien auf die „Ölscheichs“ verweisen und 
aktiv dabei sind, Rassenhaß zu schüren, indem sie die Misere des Kapitalismus 
anderen Völkern anzulasten versuchen, sehen Teile der Sozialisten die Ursache der 
„Energiekrise‘ in der Existenz der multinationalen Ölkonzerne begründet. 

Hinter der gezielten Propaganda der einen und den Spekulationen und Illusio- 
nen der anderen bleiben notwendig die wirklichen Hintergründe verborgen. 

Geht man aber, um die Besonderheiten der Wertproduktion in der Sphäre der 
Energieproduktion zu erfassen, von der Marxschen Analyse der kapitalistischen 
Wertproduktion aus, so stellt sich die sog. Energiekrise als eine besondere Krisener- 
scheinung der kapitalistischen Produktion heraus. Dies soll im folgenden Beitrag 
erklärt werden. 

Hierzu ist zunächst erforderlich, die spezifische Wirkungsweise des Wertgeset- 
zes in der extraktiven Sphäre, wozu auch die Sphäre der Energieproduktion gehört, 
kurz darzustellen. Diesem Schritt folgt dann, auf der Grundlage der modifizierten 
Wirkungsweise des Wertgesetzes, die Ableitung der Wertproduktion, des Tausch- 
wertzusammenhangs verschiedener Energieträger, der Konkurrenz und der Bestim- 
mungsmomente der Wert- bzw. Preisbildung auf dem Energiesektor. 

Es ist klar, daß gerade im Zusammenhang mit der Produktion von Rohöl im 
Energiesektor der Frage der Aneignung des bei der Rohölproduktion erzielten Sur- 
plusprofits besondere Bedeutung zukommt. Deshalb soll dieser Frage und der Pro- 
blematik des veränderten Verhältnisses des Imperialismus zu den rohstoffreichen 
Gesellschaften überhaupt und den hieraus folgenden Tendenzen besondere Auf- 
merksamkeit geschenkt werden. 


2. Die doppelte Modifikation des Wertgesetzes in der Sphäre der Rohstoffpro- 
duktion 


Im zehnten Kapitel des dritten Bandes des „Kapital“ leitet Marx die Wirkungsweise 
des Wertgesetzes unter der Voraussetzung seiner vollständigen Entfaltung ab, indem 
er von allen dem Kapital gegenüber fremden Kräften abstrahiert. Im sechsten Ab- 
schnitt desselben Buches, wo er die „Verwandlung des Surplusprofits in Grundren- 


219 


te“ und damit seine Rententheorie ableitet, behandelt Marx in Wirklichkeit die 
modifizierte Wirkungsweise des Wertgesetzes in den unmittelbar von der Natur 
abhängigen Produktionssphären der Agrikultur und der Extraktion (1). In diesen 
Sphären wird das Wertgesetz in doppelter Weise modifiziert: zum einen durch die 
Unmöglichkeit der Verallgemeinerung der höheren an die Naturkraft gebundenen 
Produktivkraft der Arbeit in der Sphäre, einen Umstand also, der die Konkurrenz 
einschränkt, und zum anderen durch das Grundeigentum — in allen Fällen, wo 
Grund und Boden bzw. die Rohstoffquellen unter das Grundeigentum subsumiert 
sind —, das ebenfalls der Konkurrenz Schranken setzt. Im folgenden sollen diese 
beiden Formen der Modifikation des Wertgesetzes näher erläutert werden, da nur so 
die grundlegenden Kategorien zu einer umfassenden Behandlung der Ökonomie der 
Rohstoffproduktion auf dem Energiesektor abgeleitet werden können. 


2.1 Die erste Modifikation des Wertgesetzes 


Die eigentlichen Ursachen der potenzierten Produktivkraft der Arbeit und die 
Möglichkeiten der Verallgemeinerung dieser Produktivkraft in einer Produktions- 
sphäre sind an einer anderen Stelle ausführlich behandelt worden (2). Wir haben 
dort gesehen, daß die höhere Produktivkraft der Arbeit unter normalen Bedingun- 
gen aus dem Kapital selbst entspringt. Entweder dadurch, daß 


„Kapital in größren als den durchschnittlichen Massen angewandt wird,“ 
oder aber dadurch, daß 


„bessre Arbeitsmethoden, neue Erfindungen, verbesserte Maschinen, chemische Fabrikgeheim- 


1) Die Bedeutung der Marxschen Rententheorie wurde bisher u.E. nur in beschränktem 

Umfang erkannt. Ihre Anwendung reduziert sich in der uns bekannten marxistischen 
Literatur auf die konkrete Erforschung des Kapitalverhältnisses zum Grundeigentum in 
der nationalen Agrikultursphäre. Die Bedeutung der Marxschen Rententheorie reicht aber 
weit über ihren bisherigen Anwendungsbereich hinaus. Sie ist der geeignetste theoretische 
Ansatz zur Erforschung des Verhältnisses des Kapitals zum Grundeigentum im internatio- 
nalen Ausmaß und zur Ableitung der Modifikation des Wertgesetzes in allen unmittelbar 
von der Natur abhängigen Produktionssphären auf dem Weltmarkt. Der vorliegende Auf- 
satz liefert ein exemplarisches Beispiel für die Bedeutung der Marxschen Rententheorie, 
ohne deren Erkenntnis die Ableitung der wesentlichen Gründe für die sog. Energiekrise 
nicht möglich wäre. Die Marxsche Rententheorie ist u. E. auch die fundierteste theoreti- 
sche Grundlage der klassischen Weltarbeitsteilung. 
im Wintersemester 1973/74 wurde die Marxsche Rententheorie im Rahmen einer Übung 
am Otto-Suhr-Institut der Freien Universität Berlin eingehend behandelt. Im Sommer- 
semester 1974 soll diese Übung, in deren Mittelpunkt die konkrete Anwendung der 
Rententheorie steht, fortgesetzt werden. 

2) Massarrat, M.: Zur Problematik der gleichen Mehrwertrate und Kritik der Marxschen 
Theorie der absoluten Grundrente. Dieser Aufsatz, in dem sich der Verfsser mit der 
Annahme der gleichen Mehrwertrate und mit der Marxschen Theorie der absoluten 
Grundrente kritisch auseinandersetzt, wurde zwar im Oktober 1973 verfaßt, soll jedoch 
zunächst intern diskutiert und erst zu einem späteren Zeitpunkt veröffentlicht werden. 
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nisse etc., kurz neue, verbesserte, über dem Durchschnittsniveau stehende Produktionsmittel 
und Produktionsmethoden angewandt werden“ (3). 


Es wird dort ferner abgeleitet, daß diese höhere Produktivkraft der Arbeit in der 
Sphäre verallgemeinert, also in die durchschnittliche Produktivkraft der Arbeit, die 
in der Sphäre angewandt wird, verwandelt werden kann. Der Marktpreis bzw. der 
allgemeine Produktionspreis (Kostpreis plus Durchschnittsprofit) der Waren in der 
Sphäre wird durch den individuellen Produktionspreis der Waren jener Kapitale 
reguliert, die den bedeutenden Anteil der Waren in der Sphäre produzieren. Kapita- 
le, die unter besseren Bedingungen produzieren, also eine Produktivkraft anwenden, 
die höher ist als die mittlere Produktivkraft der Arbeit, realisieren einen Surpluspro- 
fit, da der individuelle Produktionspreis ihrer Waren unter dem allgemeinen Produk- 
tionspreis derselben liegt; und Kapitale, die unter den Bedingungen produzieren, die 
ungünstiger sind als die mittleren Bedingungen derselben Sphäre, sind nicht in der 
Lage, den Durchschnittsprofit zu realisieren, da der individuelle Produktionspreis 
ihrer Waren über dem Marktpreis derselben liegt, weshalb sie auch über kurz oder 
lang die Produktion einstellen müssen. 

Wenn aber beim Gleichgewichtszustand der Nachfrage und der Zufuhr oder 
aber auch bei kurzfristiger Abweichung der Nachfrage von der Zufuhr nicht die 
unter den schlechtesten Bedingungen produzierenden Kapitale in einer Produktions- 
sphäre den Marktpreis regulieren, sondern jene, die unter den mittleren Bedingun- 
gen produzieren, so deshalb, weil unter Konkurrenzbedingungen die Kapitale, die 
unter mittleren bzw. unter günstigsten Bedingungen der Sphäre produzieren, durch 
die Ausweitung ihres Marktanteils das anstehende gesellschaftliche Bedürfnis nach 
Waren dieser Sphäre kurzfristig und vollständig decken können, die unter den 
schlechtesten Bedingungen produzierenden, die gesellschaftliche Arbeit vergeuden- 
den Kapitale also ersetzen können. 

Anders als unter den Konkurrenzbedingungen, z.B. in der Industriesphäre, 
kann in den unmittelbar von der Natur abhängigen Produktionssphären weder die 
höhere Produktivkraft der Arbeit verallgemeinert werden, noch wird daher der 
Marktpreis durch den individuellen Produktionspreis der unter den „mittleren Be- 
dingungen“ produzierten Waren reguliert. 

In der extraktiven Sphäre (wie in der Agrikultur, die wir aber der Einfachheit 
halber in unserer Betrachtung ausnehmen) ist die stoffliche Basis der höheren Pro- 
duktivkraft der Arbeit die Naturkraft, eine von der Natur vorgegebene Produktions- 
bedingung also, die bestimmten Kapitalen eine höhere Verwertung dieser von ihnen 
angewandten Produktivkraft der Arbeit erlaubt, vorausgesetzt, daß alle in der 
Sphäre fungierenden Kapitale die gleiche mittlere organische Zusammensetzung ha- 
ben. Die höhere Produktivkraft der Arbeit in der extraktiven Sphäre entspringt also 
nicht aus dem Kapital, sondern 


„ sie entspringt aus der größren naturwüchsigen Produktivkraft der Arbeit, gebunden an die 
Benutzung einer Naturkraft, aber nicht einer Naturkraft, die allem Kapital in derselben Produk- 
tionssphäre zur Verfügung steht, (...) sondern einer monopolisierten Naturkraft, die wie der 


3) Marx, Karl: Das Kapital. Kritik der politischen Ökonomie. Berlin 1969. Bd. II, S. 657 
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Wasserfall nur denen zur Verfügung steht, die über besondre Stücke des Erdbodens und seine 
Appartenentien zu verfügen haben“ (4). 


Kapitale, die eine an die ausnahmsweise günstige Naturkraft gebundene Produktiv- 
kraft der Arbeit anwenden, erzielen einen Surplusprofit, der sich von der Verwer- 
tungsseite her von dem gewöhnlichen Surplusprofit durch nichts unterscheidet. 
indes ist die ausnahmsweise günstige Naturkraft selbst keineswegs die Quelle des 
Surplusprofits: 


„Die Naturkraft ist nicht die Quelle des Surplusprofits, sondern nur eine Naturbasis desselben, 
weil die Naturbasis der ausnahmsweise erhöhten Produktivkraft der Arbeit. So ist der Ge- 
brauchswert überhaupt Träger des Tauschwerts, aber nicht seine Ursache“ (5). 


Der wesentliche Unterschied der extraktiven Sphäre zur Industriesphäre ist also die 
Tatsache, daß in der extraktiven Sphäre die durch die Natur bedingte höhere Pro- 
duktivkraft der Arbeit nicht verallgemeinert werden kann, weil die Bestimmtheit 
ihrer stofflichen Basis eine vom Kapital unabhängige, von der Natur vorgegebene ist. 
Die erste Modifikation des Wertgesetzes in dieser Sphäre findet also ihren Ausdruck 
darin, daß der Konkurrenz der Einzelkapitale Schranken gesetzt sind, die Produktiv- 
kraft der Arbeit zu steigern und diese vermittels Ausdehnung ihres Marktanteils in 
der Sphäre zu verallgemeinern, den regulierenden Marktpreis also tendenziell zu 
senken. Die Konkurrenz der Einzelkapitale besteht in der Sphäre in der Hauptsache 
nur noch darin, das Monopeol an der besonders günstigen, von der Natur vorgegebe- 
nen stofflichen Basis der Produktivkraft zu erwerben, um sich einen dauerhaften 
Surplusprofit zu sichern, um die eigentliche Konkurrenz also auszuschalten. 

Da auf der einen Seite die Naturbasis der Produktivkraft — sei nun diese 
Naturbasis Grund und Boden oder aber sei sie mineralischer Rohstoff — nicht belie- 
big reproduziert werden kann, hängt der Marktanteil der Einzelkapitale an den 
Waren dieser Sphäre davon ab, über welches Monopol von Quantität und Qualität 
der natürlichen Basis der Waren dieser Sphäre die Einzeikapitale verfügen. Auf der 
anderen Seite ist es ein außergewöhnlicher Zufall, daß die denkbar günstigste von 
der Natur vorgegebene stoffliche Bedingung der Produktion eines Rohstoffs, ob an 
einem einzigen Ort oder an mehreren Teilen des Erdballs verteilt, in uneinge- 
schränktem Umfang vorkommt. In der Regel kommt die stoffliche Basis der Roh- 
stoffproduktion in relativ beschränkter Quantität vor und ist mit gravierendem 
Unterschied in der Qualität sowie im Standort auf unseren Erdball verteilt. Die 
höhere bzw. mindere stoffliche Qualität eines Rohstoffes, die sich letztlich auf dem 
Markt ökonomisch niederschlägt, ergibt sich aus der chemischen Zusammensetzung 
des Rohstoffes, den natürlichen Verhältnissen seiner Produktion, seiner Transpor- 
tierbarkeit und den Bedingungen seiner stofflichen Verarbeitung. Es darf als erwie- 
sen gelten, daß z. B. Rohöl gegenüber der Steinkohle als Energieträger in allen oben 
aufgezählten Punkten erhebliche Vorteile aufweist. 

Diese von der Natur vorgegebenen stofflichen Bedingungen der Rohstoffpro- 
duktion bedeuten für die Kapitalverwertung, daß der individuelle Produktionspreis 


4)  Ebd.,S.658 
5) Ebd.,S.659f. Hervorh. d. Verf. 
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der von Einzelkapitalen produzierten Rohstoffe einer Sphäre, z. B. des Eneigiesek- 
tors, je nachdem, ob sie über das Monopol von minderer oder besserer Qualität der 
Naturbasis des Rohstoffs verfügen, unterschiedlich ist. An der Tatsache, daß der 
individuelle Produktionspreis der Rohstoffe einer Sphäre von verschiedenen Quellen 
mit unterschiedlicher Qualität und unterschiedlichem Standort verschieden ist, 
ändert sich auch nichts, wenn das Monopol der gesamten verfügbaren Quellen dieses 
Rohstoffes einem einzigen Kapital unterworfen ist. Die Frage ist aber hier, wodurch 
eigentlich der Marktpreis der Rohstoffe dieser Sphäre reguliert wird. 

Zur vollständigen Befriedigung des gesellschaftlichen Bedürfnisses — im natio- 
nalen wie im internationalen Sinne — nach einem bestimmten Rohstoff müssen der 
Voraussetzung nach Rohstoffe derselben Art aber mit verschiedenen individuellen 
Produktionspreisen produziert werden. Wir haben gesehen, daß in der Industrie 
Kapitale mit ungünstigsten Produktionsbedingungen gesellschaftliche Arbeit vergeu- 
den und daher von den Kapitalen mittlerer oder günstigster Produktionsbedingun- 
gen vom Markt verdrängt werden können, weil der Ausdehnung des Marktanteils 
der letzteren keine äußerlichen Schranken gesetzt sind. Wir haben aber auch gese- 
hen, daß in der extraktiven Sphäre die angewandte höhere Produktivkraft der Ar- 
beit, weil ihre Naturbasis, nicht verallgemeinert werden kann. 

Unter diesen Bedingungen verwertet sich in der extraktiven Sphäre auch die 
vom Kapital angewandte niedrigste Produktivkraft der Arbeit als die gesellschaftlich 
notwendige Arbeit. Dies allerdings nur dann, wenn die vollständige Befriedigung des 
gesellschaftlichen Bedürfnisses auch die Produktion von Rohstoffen der qualitativ 
oder standortmäßig ungünstigsten Naturbasis, an die die Produktivkraft der Arbeit 
gebunden ist, erforderlich macht. Das bedeutet aber, daß auch das Kapital, das die 
niedrigste Produktivkraft der Arbeit anwendet, den normalen, den durchschnittli- 
chen Profit erzielen, daß also der individuelle Produktionspreis seiner Ware, zumin- 
dest dem Marktpreis entsprechen muß. Daher wird der Marktpreis in der extrakti- 
ven Sphäre im Unterschied zur Industriesphäre, durch den individuellen Produk- 
tionspreis der unter den schlechten Bedingungen produzierten Waren reguliert. 

Steigt nämlich das gesellschaftliche Bedürfnis nach Produkten der Sphäre an, 
so daß die Produktion von qualitativ oder standortmäßig noch ungünstigeren Roh- 
stoffen unvermeidlich wird, deren individueller Produktionspreis höher ist als der 
bisher den Marktpreis regulierende individuelle Produktionspreis, so muß der Markt- 
preis soweit ansteigen, bis die durchschnittliche Verwertung des Kapitals auch bei 
der Produktion von Rohstoffen unter den ungünstigsten Verhältnissen möglich ist. 

Sinkt dagegen das geselischaftliche Bedürfnis nach dem Rohstoff oder werden 
neue qualitativ bzw. standortmäßig günstigere Quellen dieser Rohstoffe entdeckt, so 
kann das Kapital, das bisher unter den ungünstigsten Bedingungen produzierte, 
dessen Waren also den höchsten den Markt regulierenden individuellen Produktions- 
preis hatten, den Durchschnittsprofit nicht mehr realisieren, da unterdiesen Bedin- 
gungen die Konkurrenz der unter besseren Bedingungen produzierenden Kapitale 
den Marktpreis herabdrückt, und zwar auf den individuellen Produktionspreis jener 
Rohstoffgruppe in der Sphäre, deren Produktion das gesellschaftliche Bedürfnis 
gerade noch deckt. Die vom Kapital bisher unter den schlechtesten Bedingungen 
angewandte Produktivkraft der Arbeit erweist sich unter den veränderten Bedingun- 
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gen als gesellschaftlich vergeudete Arbeit, weshalb auch dieses Kapital vom Markt 
ausgeschaltet wird. 

Unter allen diesen Bedingungen wird der Marktpreis der Rohstoffe auf jeden 
Fall durch den individuellen Produktionspreis der unter den ungünstigen Bedingun- 
gen produzierten Rohstoffe derselben Art reguliert. Kapitale, die diese Gruppe von 
Rohstoffen produzieren, erzielen lediglich den Durchschnittsprofit. Die übrigen Ka- 
pitale, die unter günstigen Bedingungen in der Sphäre produzieren, deren individuel- 
ler Produktionspreis also niedriger ist als der Marktpreis, erzielen je nachdem wie 
günstig Qualität und Standort der Naturbasis des Rohstoffes sind, über deren Mono- 
pol sie verfügen, einen geringeren oder höheren Surplusprofit. Und diese Surplus- 
profite fallen an, unabhängig davon, ob die Rohstoffquellen unter das Grundeigen- 
tum subsumiert sind oder nicht. Das Grundeigentum kann höchstens bewirken, daß 
der Surplusprofit in Grundrente verwandelt wird, ein Umstand, der aber vom histo- 
rischen Verhältnis des Kapitals zum Grundeigentum abhängt. Darauf gehen wir 
später noch ein. 


2.2 Die zweite Modifikation des Wertgesetzes 


Bei der obigen Analyse der ersten Modifikation des Wertgesetzes im extraktiven 
Sektor haben wir unterstellt, daß der Konkurrenz der Kapitale in der Sphäre keine 
Schranken gesetzt sind, neue qualitativ bzw. standortmäßig günstigere Rohstoff- 
quellen zu erwerben, ihren Konkurrenzkampf also durch permanente Zuflucht zu 
Rohstoffquellen höherer Qualität auszutragen. Der Konkurrenz waren, wie oben 
beschrieben, nur insofern Schranken gesetzt, als Kapitale, die die höhere Produktiv- 
kraft anwenden, diese in der Sphäre nicht verallgemeinern können. Hier lassen wir 
diese Annahme fallen und gehen davon aus, daß die Naturbasis der Rohstoffe 
insgesamt unter das Grundeigentum subsumiert ist, daß also das Grundeigentum, als 
ein dem Kapital fremdes Moment, das Kapital an der uneingeschränkten Wahl der 
Naturbasis seiner Produktion hindert, daher der Konkurrenz der Kapitale untereinan- 
der um die Steigerung der Produktivkraft der Arbeit durch die Anwendung der 
günstigeren Naturbasis Schranken setzt. 

Das Grundeigentum schließt die besonders günstige Naturbasis der Rohstoffe 
solange von der Produktion aus, bis ihm für die Erlaubnis, diese günstige Naturbasis 
für die Rohstoffproduktion anzuwenden, eine Gebühr, eine Steuer bezahlt wird. Die 
Konkurrenz der Kapitale um das Monopol an der günstigeren Naturbasis befähigt 
das Grundeigentum, solange die Gebühr hochzuschrauben, wie die Kapitale den 
gesamten Surplusprofit an das Grundeigentum abgeben und nur noch gerade den 
normalen Durchschnittsprofit erzielen Können. 

Unter diesen Bedingungen fehlt dem Kapital jeder Anreiz, die Produktivkraft 
der Arbeit durch die Anwendung von qualitativ bzw. standortmäßig günstigerer 
Naturbasis der Rohstoffe zu steigern, da der zu realisierende Extraprofit sowieso 
vom Grundeigentum abgezweigt wird. Das Grundeigentum wirkt also hier insofern 
als Schranke des Kapitals, als es verhindert, die der Konkurrenz entgegenwirkenden 
Momente dadurch aufzuheben, daß eine immer vorteilhaftere Naturbasis der Pro- 
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duktion angewendet wird. 

Das Grundeigentum modifiziert das Wertgesetz in der extraktiven Sphäre also 
noch einmal, um das Kapital daran zu hindern, die erste Modifikation desselben in 
der Sphäre aufzuheben. 


2.3 Die Verwandlung des Surplusprofits in Grundrente 


Ist die gesamte Naturbasis der Rohstoffe unter das Grundeigentum subsumiert, so 
wird der Surplusprofit in Grundrente verwandelt. Marx unterscheidet dem Wesen 
nach zwei verschiedene Formen der Grundrente: die Differentialrente und die abso- 
lute Grundrente. 

Bei dem oben angeführten Fall des Surplusprofits, der aus der Differenz des 
individuellen Produktionspreises der Einzelkapitale und des allgemeinen Produk- 
tionspreises in der Sphäre entspringt, handelt es sich um die Differentialrente, wenn 
dieser Surplusprofit vom Grundeigentum angeeignet wird. 


„Es ist Klar, daß diese Rente immer Differentialrente ist, denn sie geht nicht bestimmend ein in 
den allgemeinen Produktionspreis der Ware, sondern setzt ihn voraus. Sie entspringt stets aus 
der Differenz zwischen dem individuellen Produktionspreis des Einzelkapitals, dem die mono- 
polisierte Naturkraft zur Verfügung steht, und dem allgemeinen Produktionspreis des in der 
fraglichen Produktionssphäre überhaupt angelegten Kapitals“ (6). 


Die absolute Grundrente wird dagegen bestimmt vom Grundeigentum jener in jeder 
Hinsicht ungünstigsten, vom Kapital aber angewendeten, Naturbasis des Rohstoffes. 
Das Kapital wendet diese vergleichsweise fragliche ungünstigste Naturbasis noch an, 
weil es sich aufgrund des gegebenen Verhältnisses der Nachfrage zur Zufuhr gerade 
noch durchschnittlich verwerten kann. Aber diese durchschnittliche Verwertung des 
Kapitals ist kein Anlaß für das Grundeigentum, die diesem unterworfene Naturbasis, 
so schlecht sie auch sein mag, dem Kapital umsonst zur Verfügung zu stellen. Das 
Grundeigentum schließt diese ihm gehörige ungünstigste Naturbasis solange von der 
Produktion aus, bis ihm eine Gebühr gezahlt werden kann, bis also das gesellschaftli- 
che Bedürfnis nach dem Rohstoff dieser Naturbasis die Zufuhr langfristig übersteigt, 
folglich der Marktwert, und damit der Marktpreis, über den allgemeinen Produk- 
tionspreis des in der Sphäre überhaupt angelegten Kapitals ansteigt. Diese Differenz 
des Marktpreises der fraglichen Ware von dem allgemeinen Produktionspreis dersel- 
ben, als eine besondere Form des Surplusprofits, des natürlichen Monopolprofits, 
der in den Preis der Ware eingeht, verwandelt sich in Grundrente, in absolute 
Grundrente, indem sie vom Grundeigentum angeeignet wird. 

Wie wir in der Auseinandersetzung mit der Marxschen Theorie der absoluten 
Grundrente gesehen haben (7), kann sich aber das Grundeigentum in der kapitalisti- 
schen Gesellschaft nur dann als solches verwirklichen, als Schranke des Kapitals also 
fungieren, wenn die unter das Grundeigentum subsumierte stoffliche Basis einer Wa- 
re nach der ein zahlungsfähiges gesellschaftliches Bedürfnis existiert, in relativ be- 


6)  Ebd.,S. 659 
7) Vgl. dazu Massarrat, M.: Zur Problematik der gleichen Mehrwertrate ..., 
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schränktem Umfang vorhanden ist. 

Ist dagegen die Naturbasis der fraglichen Ware in der extraktiven Sphäre, in 
der Agrikultur etc. unbeschränkt vorhanden, wie z. B. das Meerwasser als Naturbasis 
von Fischen, dann führt die Konkurrenz der Grundeigentümer untereinander — falls 
diese Naturbasis überhaupt unter das Grundeigentum subsumiert wird — zur tenden- 
ziellen Senkung der Grundrente (sowohl die Differentialrente wie die absolute 
Grundrente) und schließlich zur vollständigen Aufhebung des Grundeigentums als 
Schranke des Kapitals. 


3. Das Wertgesetz und der Energiesektor 


Die oben aufgezeigten theoretischen Grundvoraussetzungen gestatten uns nun, der 
Behandlung des eigentlichen Problems, nämlich der Analyse der Besonderheit der 
Wert- und Preisbildung, der Konkurrenz etc. auf dem Energiesektor, einen Schritt 
näherzukommen. Es ist klar, daß der Energiesektor nicht auf nationaler Ebene, 
sondern international gesehen werden muß, da der Marktpreis für die Produkte 
diese Sphäre, wie für die Produkte aller von der Natur unmittelbar abhängigen 
Produktionssphären, im internationalen Zusammenhang überhaupt ableitbar ist. Der 
Einfachheit halber abstrahieren wir von der Modifikation des Wertgesetzes durch 
die Währungsmechanismen und beschränken uns auf die Wirkung der sich unmittel- 
bar im Produktionsprozeß durchsetzenden beiden oben aufgezeigten Modifikatio- 
nen des Wertgesetzes, da die erstgenannte Form eine selbständige, also getrennt zu 
behandelnde Modifikationsform desselben ist. 

Die kohlenstoffhaltigen Energieträger Rohöl, Steinkohle, Braunkohle, Erdgas, 
Ölschiefer etc., so wie sie als Gebrauchswertform in der Natur vorkommen, unter- 
scheiden sich in ihrer Form, in ihrer chemischen Zusammensetzung und einer Reihe 
physikalisch-chemischer Eigenschaften grundlegend. Ihre einzige gebrauchswertmä- 
Bige Gemeinsamkeit besteht darin, daß sie alle kohlenstoffhaltig sind. Nehmen wir 
die wichtigsten nicht kohlenstoffhaltigen Energieträger, wie die Kernenergie, ther- 
modynamische Energiequellen, Stauseen etc. noch hinzu, dann ist in allen Formen 
der Enrgieträger nicht einmal eine stoffliche Gemeinsamkeit feststellbar. Die allge- 
meine Bestimmung dieser Energieträger als Ware auf dem Markt ist, daß sie, wie 
jede Ware überhaupt, einen Tauschwert besitzen. Ihre besondere Bestimmung und 
ihre zweite Gemeinsamkeit als Ware besteht aber darin, daß sie alle miteinander in 
einem Tauschwertzusammenhang stehen, weil sie alle die verschiedenen Gebrauchs- 
wertformen einer und derselben Ware sind. 

Die Energieträger haben — von den Nebenprodukten zunächst abstrahiert — 
ausschließlich deshalb einen Tauschwert, weil sie alle die stofflichen Träger einer 
und derselben Warenform, der Energie also, sind, die sich unter den verschiedensten 
technischen Stoffwechselprozessen schließlich in Wärme verwandeln. Der Wert, da- 
her also der Marktpreis, einer bestimmten Menge der oben aufgeführten Energieträ- 
ger ergibt sich also daraus, wieviel Energie, in Kalorien ausgedrückt, diese schließlich 
abgeben und welche Kosten für die Trennung der Wärmeenergie von ihrem stoffli- 
chen Träger jeweils anfallen. 
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Um nun die Wirkungsweise des Wertgesetzes auf dem internationalen Energie- 
sektor anschaulich darzustellen, lassen wir alle jene Formen der Energieträger unbe- 
rücksichtigt, denen wegen ihres relativ geringen Anteils an der Energieversorgung 
der Welt insgesamt keine Bedeutung zukommt und die daher auf die Wert- und 
Preisbestimmung der Energieträger keinen Einfluß haben. Hierzu gehören alle nicht 
kohlenstoffhaltigen Energieträger sowie Ölschiefer, Erdgas und Braunkohle. Zurück 
bleiben also, wie aus Abbildung 1 (7a) hervorgeht, die beiden gegenwärtig als 
Hauptenergieträger der Welt geltenden Rohstoffe Steinkohle und Rohöl. 
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Die Annahme dürfte unzweifelhaft zutreffen, daß Rohöl als besondere Gebrauchs- 
wertform der Energie gegenüber der Steinkohle als einer anderen Gebrauchswert- 
form ‘derselben in allen Bereichen, von seiner unmittelbaren Produktion bis zu 
seiner unmittelbaren Verwandlung in Wärmeenergie, erhebliche Vorteile aufweist. 
Hinzu kommt die Tatsache, daß die Nebenprodukte des Rohöls in allen Industrie- 
sektoren zu vielfältigen Zwecken Verwendung finden, daß aber die Beseitigung von 
Rückständen der Steinkohle zusätzliche Kosten verursacht. 

Wenn wir selbst von allen Vorteilen des Rohöls gegenüber der Steinkohle bei 
der Verarbeitung und von allen sich ökonomisch hoch verwertenden Ölnebenpro- 
dukten absehen und lediglich die Menge von Kalorien, die Rohöl bzw. Steinkohle 
beinhaltet als die Hauptbestimmung des Marktwertes bzw. des Marktpreises beider 
Gebrauchswertformen der Energieträger zugrundelegen, so müssen wir feststellen, 
daß der individuelle Produktionspreis (Kostpreis, worin Transportkosten einge- 
schlossen + Durchschnittsprofit) einer Tonne Steinkohle, auf die darin enthaltene 
Menge Kalorien umgerechnet, ein vielfaches vom individuellen Produktionspreis 
einer Tonne Rohöl darstellt, da zur Produktion von einer bestimmten Menge Ener- 
gie in Form von Steinkohle aufgrund ihrer besonders ungünstigen Gebrauchswert- 
form die mehrfache Kapitalmasse notwendig ist als es zur Produktion von derselben 
Kalorienmenge in Form von Rohöl erforderlich wäre. 

72) Quelle: Erdöl und Kohle, Herrnhausen 1973, Dez. 1973, S. 715 a.a.O. (vgl. Fußnote 2) 
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Die Produktivkraft der Arbeit bei der Produktion von Rohöl ist also mehrfach 
höher als jene bei der Produktion von Steinkohle, da die stoffliche Basis der erste- 
ren eine günstigere ist als jene der letzteren. Da die stoffliche Basis der Produktiv- 
kraft der Arbeit in der Sphäre eine von der Natur vorgegebene ist, die also nicht 
verallgemeinert werden kann, sind dieselben Gesetze auf dem Energiesektor wirk- 
sam, die oben unter 2. abgeleitet wurden. Demnach reguliert der individuelle Pro- 
duktionspreis der Steinkohle den Marktpreis für alle anderen zumindest kohlen- 
stoffhaltigen Gebrauchswertformen der Energieträger, weil erstens dieser der 
höchste in der Sphäre ist und weil zweitens und dennoch nach Steinkohle auf dem 
internationalen Energiemarkt ein großes zahlungsfähiges Bedürfnis vorhanden ist. 

Daß auch in der Tat die Steinkohle den Marktpreis aller anderen Formen der 
Energieträger bestimmt, kommt u.E. darin zum Ausdruck, daß der mittlere Ener- 
giegehalt der Steinkohle sich als die Umrechnungsbasis für alle anderen Formen der 
Energieträger durchgesetzt hat (8). 

Das folgende Schema (9) zeigt deutlich, daß der individuelle Produktionspreis 

— im Schema Förderkosten (10) — des Rohöls z. B. am Persischen Golf im Oktober 
1973 weniger als 2% des Markipreises ausmachte und daß heute bei einem Preis 
von durchschnittlich 10 Dollar pro Barrel Rohöl dieser lediglich 1 % des Marktprei- 
ses ausmacht. 
Aus diesem Schema geht übrigens auch deutlich hervor, daß der Marktwert und der 
Marktpreis des Rohöls am Persischen Golf mit seinem individuellen Produktions- 
preis nicht das geringste zu tun hat, der Marktpreis des Rohöls also durch den 
individuellen Produktionspreis anderer Arten von Energieträgern reguliert werden 
muß. 

Indes sind die individuellen Produktionspreise der Steinkohle verschiedener 
Regionen durchaus unterschiedlich, genau so wie die individuellen Preise des Rohöls 


8 Der Begriff Steinkohleneinheit (SKE) entspricht dem mittleren Energiegehalt von 1 kg 
Steinkohle = 7 000 kcal. Die SKE wird in der Energiewirtschaft vielfach als bloße tech- 
nisch statistische Größe bezeichnet, dürfte aber in Wirklichkeit eher ökonomisch begrün- 
det sein. Der Energiegehalt von verschiedenen Energieträgern auf kg umgerechnet, beträgt 
demnach für Erdölgas 1,471, Rohöl 1,429, Erdgas 1,286, Steinkohle 1,0 und für Braun- 
kohle 0,286 SKE. 

9) Quelle: Die Zeit vom 13. 12. 1973. Der Gewinnanteil der Förderländer am Surplusprofit 
beträgt zwar formal 55 %. Dadurch aber, daß bisher nicht der Marktpreis am Bestim- 
mungsort, sondern der sog. „Posted Price“, also der Rohölpreis am Golf von Mexiko 
minus Transportkosten vom Persischen Golf bis zum Golf von Mexiko und unter Abzug 
von US-Zollkosten, also Kosten, die in Wirklichkeit gar nicht entstanden, ermittelt wurde, 
ergab sich für die Förderländer real ein wesentlich niedrigerer Rohölpreis und daher 
Gewinnanteil der weiter unter 55 % des aus dem wirklichen Marktpreis errechneten Ge- 
winnanteils lag. Vgl. dazu: Frankfurter Rundschau vom 31.10. 1973, S. 3. Wie manipu- 
liert die wirklichen Relationen in der bürgerlichen Presse wiedergegeben werden, geht 
auch aus dem Veigleich des obigen Schemas mit der graphischen Darstellung der Abb. 4 
hervor. 

10) Aus dem Begriff „Förderkostien“ geht nicht hervor, ob es sich dabei um den Kostpreis 
oder aber um den Produktionspreis handelt. Selbst wenn in „Förderkosten“ der Durch- 
schnittsprofit nicht berücksichtigt ist, dürfte sich das Ergebnis, angesichts der kaum ins 
Gewicht fallenden, im Bereich der Rohölproduktion insgesamt angelegten Kapitalmasse, 
auf die sich der Durchschnittsprofit bezieht, nicht wesentlich ändern. 
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Gewinnanteil 
„der. 
Förder- 
geselschal) 


(45%) 


2,418 Gewinnanteil 
(85%) 


8,011 Dollar pro Barrel? *(7,33:= 1Tonne) 8,119 Dollar pro Barrel? 
am 1. 10.1973 am 16. 10. 1973 


Verchedenn Gebiete aralierendk Unterschiede aufweisen. Det individuelle Produk- 
tionspreis des Rohöls am Persischen Golf und in Afrika ist erheblich niedriger als 
jener des amerikanischen Rohöls, weil nicht nur die Qualität der ersteren besser ist, 
im Durchschnitt weniger schädliche Beimengungen wie Schwefel etc. und mehr 
SKE enthält, die Produktionskosten auf SKE umgerechnet, also niedriger sind, 
sondern weil aufgrund der von der Natur vorgegebenen günstigen Bedingungen die 
Förderung des Rohöls am Persischen Golf und in Afrika bis zur Erdoberfläche mehr 
oder weniger auf natürliche Weise erfolgt, die Förderleistung je Sonde daher bis zu 
tausendfach höher als jene in Amerika ist (11). 

Der individuelle Produktionspreis der amerikanischen Steinkohle ist wie- 
derum niedriger als der der europäischen Steinkohle. Auch hier ist der Unterschied 
der Produktionspreise zunächst auf die Unterschiede der natürlichen Bedingungen 
der Produktion zurückzuführen. Die Beimengungen der amerikanischen Steinkohle, 
z.B. der Aschegehalt, sind geringer, der Wärmegehalt daher höher als der der euro- 
päischen Steinkohle, so daß der individuelle Produktionspreis der amerikanischen 
Steinkohle, auf SKE umgerechnet, geringer ist als der der europäischen Steinkohle. 
Außerdem kommt die Hauptmasse der amerikanischen Steinkohle in geologisch 
besonders günstiger Form und nahe der Erdoberfläche vor, deren Produktion daher 
eine geringere Kapitalmasse erfordert, als vergleichsweise die europäische Steinkoh- 
le, die in geologisch weniger günstiger Form und vergleichsweise tiefer unter der 
Erdoberfläche vorkommt als die amerikanische. Hinzu kommt noch die höhere 
Produktivkraft der Arbeit im US-amerikanischen Bergbau gegenüber jener der eurc- 
päischen Bergarbeiter, die aus dem Kapital selbst entspringt. Das technologische 
Niveau der Produktion und damit die organische Zusammensetzung des amerikani- 


1) Die Förderleistung des Rohöls pro Sonde und Tag beträgt z. B. in den USA durchschnitt- 
lich nur zwei Tonnen, im Nahen Osten beträgt sie aber je nach Ölquelle zwischen 
500-1 900 Tonnen. 
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schen Steinkohlenbergbaus ist höher als das europäische Niveau der Technik in 
derselben Produktionssphäre. 

Der durchschnittliche individuelle Produktionspreis der europäischen Stein- 
kohle ist so hoch, daß sie durch die Konkurrenz der amerikanischen Steinkohle und 
in stärkerem Maße noch durch die des Rohöls schon längst vom Markt verdrängt 
werden wäre, wäre ihre Produktion nicht über die unmittelbare „Sozialisierung der 
Verluste“ durch die Verstaatlichung der Sphäre wie in Frankreich und in Großbri- 
tannien bzw, über die mittelbare „Sozialisierung der Verluste“ durch die Subventio- 
nierung der Produktion in der Sphäre nicht aufrechterhalten worden. Die Stillegung 
zahlreicher Kohlenbergwerke und die Vernichtung von ungeheuren Kapitalmassen, 
also der gesellschaftlichen Arbeit, mußte vorgenommen werden, weil sich das Kapi- 
tal dort nicht durchschnittlich verwerten konnte, weil also der individuelle Produk- 
tionspreis der Einzelkapitale über dem allgemeinen, den Markt regulierenden Pro- 
duktionspreis lag. Nur durch den politischen Eingriff des Staates und aus politi- 
schen Überlegungen wurde bisher in den wichtigsten europäischen steinkohleprodu- 
zierenden Staaten dafür gesergt, daß nicht noch größere Teile der Produktionsanla- 
gen stillgelegt wurden. Dagegen verwerten sich Kapitale, die in Amerika Steinkohle 
produzieren, durchschnittlich, realisieren also den marktmäßigen Durchschnittspro- 
fit. 

Insofern reguliert der individuelle Produktionspreis der amerikanischen Stein- 
kohle den Marktwert und den Marktpreis aller Energieträger, da ihr individueller 
Produktionspreis den Durchschnittsprofit gerade noch abwirft. Obwohl also andere 
Energieträger, wie die europäische Steinkohle, produziert und dem Energiemarkt 
zugeführt werden, deren individueller Produktionspreis noch höher ist als der indivi- 
duelle Produktionspreis der amerikanischen Steinkohle, wird der Marktpreis für 
Energieträger nicht durch den individuellen Produktionspreis der europäischen 
Steinkohle bestimmt, da vom kapitalistischen Standpunkt die in dieser Sphäre ange- 
wandte Arbeit vergeudete Arbeit ist und daher von der kapitalistischen Gesellschaft 
nicht honoriert werden Kann. Unter der Bedingung, daß die europäische Steinkohle 
durch staatliche Subventionen überhaupt produziert werden kann, wird der Markt- 
preis für Energieträger in der Sphäre so reguliert, als wäre die europäische Steinkoh- 
le auf dem Energiemarkt nicht existent. 

Wollten wir den Tauschwertzusammenhang der Hauptenergieträger auf dem 
Weltmarkt, das Rohöl am Persischen Gclf, das Rohöl in Amerika, die Steinkohle in 
Amerika und die Steinkohle in Europa veranschaulichen und die Relation des 
Marktpreises für Energie zum individuellen Produktionspreis der jeweiligen Energie- 
träger, alle auf SKE umgerechnet, graphisch darstellen, so würde sich aufgrund der 
oben angeführten Analyse folgendes Bild ergeben (12): 


12) Diese graphische Darstellung soll weniger die Verteilungsstruktur der Hauptenergieträger 
nach Art und Region, bzw. die Relation von deren individuellen Produktionspreisen zum 
segulierenden Marktpreis nach absoluten Größen genau wiedergeben, als vielmehr ihren 
tauschwertmäßigen Zusammenhang. Uns liegt hier sehr daran, zunächst die Zusammen- 
hänge des Energiemarktes auf der Ebene der Abstraktion anschaulich zu machen. Dieses 
Bild dann aufgrund von genauen Angaben neu zu rekonstruieren, wäre ein empirisches 
Problem. 
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Wie aus der Abbildung 3 hervorgeht, ist die Produktivkraft der Arbeit auf dem 
Energiesektor am Persischen Golf am höchsten, die im europäischen Steinkohlen- 
bergbau am niedrigsten, da die stoffliche Naturbasis der Energieträger am Persischen 
Golf am günstigsten, jene in Europa am ungünstigsten ist. Die Produktivkraft der 
Arbeit in der Sphäre ist an eine Naturbasis gebunden und, wie wir unter 2.1 ausführ- 
ten, kann daher in der Sphäre nicht verailgemeinert werden. Kapitale, die die höhe- 
re Produktivkraft der Arbeit am Persischen Golf anwenden, erzielen ungeheure 
Massen von Surplusprofit (13). Wir haben unter 2.1 festgestellt, daß der Konkur- 
renz in der extraktiven Sphäre dadurch, daß die höhere, auf der günstigeren Natur- 
basis beruhende Produktivkraft der Arbeit nicht veraligemeinert werden kann, 
Schranken gesetzt sind, daß also die in der Sphäre angewandte gesellschaftlich 
notwendige Arbeit, damit also der Marktwert und der Marktpreis, nur in dem Maße 
sinkt, wie die durchschnittliche, aus dem Kapital selbst entspringende Produktiv- 
kraft der Arbeit in der Sphäre gesteigert werden kann. Das Wertgesetz erfährt also 
insofern die erste Modifikation als die Produktivkraft der Arbeit in der Sphäre auf 
einer Naturbasis beruht. 

Auf den ersten Blick scheint aber nun die wirkliche Entwicklung in der Ener- 
giesphäre diesem allgemeinen ökonomischen Gesetz, der ersten Modifikation des 
Wertgesetzes in der extraktiven Sphäre also, zu widersprechen. Denn der Marktpreis 
für die wichtigsten Eneigieträger, auf SKE umgerechnet, ist über lange Zeiträume, 


13) Auf die Frage der Aneignung dieses Surplusprofits kommen wir noch später zurück. 
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und zwar seit den 50er Jahren bis vor kurzem, konstant geblieben (14), real aber im 
Hinblick auf die allgemeine Geldentwertung sogar gesunken, obwohl, wie aus der 
graphischen Darstellung der Abbildung 1 und der folgenden Tabelle 1 hervorgeht, 
das geselischaftliche Bedürfnis nach Energie gewaltig gestiegen ist. 

Vom marxistischen Standpunkt bedeutet diese Entwicklung eine gewaltige 
Steigerung der Produktivkraft der Arbeit, eine solche, die, wie wir noch sehen 
werden, nicht aus dem Kapital selbst entspringen kann. Sie deutet aber auch auf 
eine Verschärfung der Konkurrenz in der Sphäre hin. Wie kommt es also zu dieser 
Entwicklung; ist die erste Modifikation des Wertgesetzes in der Energiesphäre aufge- 
hoben? Und welches sind die Bedingungen dieser Aufhebung? Die folgende Tabel- 
le (14a) beinhaltet selbst eine Teilantwort auf diese Frage. 


Der Weltenergieverbrauch*® 1958 und 1967 


Jahresdurch- 
schnittliche 
Iinergieträger Veränderung 


AHA i Mint B 1958/67 
(vH) 


Weltenergieverbrauch 
davon: 
Feste Brennstoffe 
Flüssige Brennstoffe 
Naturgas 
Elektrizität 


a Welt ohne sozialistische Länder (Osteuropa, UdSSR und VR China). — d Gemessen in Mill. t Kohle- 
äquivalenten. 


Wie hieraus und aus der Abbildung I zu sehen ist, hat sich mit dem ständigen 
Ansteigen des Weltenergiebedarfs auch die Verteilungsstruktur unter den Haupt- 
energieträgern ständig gewandelt. Der Anteil_.der festen Brennstoffe, also der Stein- 
kohle, an der Weltenergieproduktion ist ständig gesunken, ihre absolute Produktion 
fast konstant geblieben und der Anteil der flüssigen Brennstoffe, also des Rohöls, 
ständig gestiegen. Unter den die verschiedenen Energieträger produzierenden Kapi- 
talen hat also eine verschärfte Konkurrenz stattgefunden, als deren Folge die rohöl- 
produzierenden Kapitale ihren Marktanteil an der Gesamtenergieproduktion, in 
SKE umgerechnet, zu Lasten der steinkohleproduzierenden Kapitale erheblich ver- 
größern konnten. 

Die erste Modifikation des Wertgesetzes in der Energiesphäre ist also in der 
Tat dadurch aufgehoben, daß jene Kapitale, die die höhere Produktivkraft der 
Arbeit, weil die günstigere Naturbasis der Produktivkraft, anwenden, ihren Marktan- 
teil erheblich vergrößerten. Yom Standpunkt des Wertgesetzes ist die Wirkung der 
Vergrößerung des Marktanteils der die höhere Produktivkraft anwendenden Kapita- 
le in der Sphäre dieselbe, als wäre die durchschnittliche Produktivkraft der Arbeit 
selbst in der Sphäre gesteigert worden. Die Folge davon ist, wie wir in der Energie- 
14) Die Weltwirtschaft. Tübingen 1970, Heft 1,S. 81 


14a) Quelle: UN, Statistical Yearbook, New York 1967, S. 63, 1968, S. 63, übernommen aus: 
Die Weltwirtschaft, Tübingen 1970, Heft 1,8. 81 
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sphäre jahrzehntelang beobachten konnten, die tendenzielie Senkung des Marktprei- 
ses, weil infolge der ständigen Senkung der durchschnittlichen gesellschaftlich 
notwendigen Arbeit in der Sphäre die tendenzielle Senkung des Marktwertes. 

Während auf der einen Seite also der allgemeine, den Markt regulierende 
Produktionspreis in der Energiesphäre gesunken ist, ist der individuelle Produktions- 
preis jener die Steinkohle produzierenden Kapitale konstant geblieben bzw. zumin- 
dest in Europa nicht so weit gesunken, daß sie sich auch ohne die unmitteibare bzw. 
mittelbare Subventionierung durch den Staat (wie in England, Frankreich und in 
der BRD) hätten durchschnittlich verwerten können (vgl. Abb. 3). 

Damit ist aber die oben gestellte Frage nur zum Teil beantwortet worden. 
Denn die natürlichen Quellen des Rohöls als die z. Z. günstigste Naturbasis der 
Produktivkraft der Arbeit in der Sphäre sind einerseits beschränkt, eine Beschränkt- 
heit, die heute so konkret ist wie die Beschränktheit keines anderen natürlichen 
Rohstoffes. Andererseits sind die Rohstoffquellen der Welt einschließlich der Roh- 
ölquellen, in welcher Form und wie auch immer, unter das Grundeigentum subsu- 
miert. Es ist klar, daß die besondere Form des Grundeigentums an Rohstoffquellen 
nicht das Privateigentum, sondern in der Regel das Gemeineigentum ist. Die 
herrschende Klasse insgesamt ist also jeweils die mittelbare Grundeigentümerin der 
Rohstoffquellen, deren Verhältnis zum Grundeigentum vermittels des diese Klasse 
repräsentierenden Staates geregelt wird (15). 

Was aber das Verhältnis des Grundeigentums zum Kapital anbetrifft, ist es 
lediglich die Form, worin sich das private Eigentum an Rohstoffquellen vom Ge- 
meineigentum an denselben unterscheidet, genau so wie es lediglich eine Formver- 
änderung ist, wenn das Privateigentum an agrikulturellem Grund und Boden in das 
Staatseigentum übergeht. 


„Das Grundeigentum wird so von zwei Seiten her negiert; die Negation von seiten des Kapitals 
ist nur Formveränderung, zu seiner Alleinhersschaft. (Grundrente als die allgemeine Staatsrente 
(-steuer), so daß die bürgerliche Gesellschaft in anderer Weise das mittelaltrige System, aber als 
die vollständige Negation desselben, reproduziert.)“ (16) 


Die Formveränderung des Grundeigentums und die Verwandlung des Privateigen- 
tums in das Eigentum des das Kapital repräsentierenden Staates bedeutet also kei- 
neswegs die Aufhebung des besonderen Verhältnisses des Grundeigentums zum Ka- 
pital. Die Grundrente verwandelt sich unter dieser Bedingung in die ‚allgemeine 
Staatssteuer“, sie wird jedoch nicht aufgehoben. Und wir haben an einer anderen 
Stelle gesehen, daß dieses besondere Verhältnis, in dem das Grundeigentum unmit- 
telbar als Schranke des Kapitals fungiert, nur dann vollständig aufgehoben werden 
kann, wenn die Beschränktheit des Grund und Bodens und der Rohstoffquellen 
15) Diese Aussage bezieht sich nicht auf die europäischen Gesellschaften, wo das Privateigen- 
tum am Grund und Boden (einschließlich der Rohstoffquellen) das herrschende vorkapi- 
talistische Eigentumsverhältnis war, sondern sie bezieht sich insbesondere auf die orienta- 
lisch-asiatischen Gesellschaften, wo das Gemeineigentum am Grund und Boden das heır- 
schende vorkapitalistische Eigentumsverhältnis war und wo der Übergang zur kapitalisti- 
schen Produktionsweise auch ohne die Entfaltung des Privateigentums zum herrschenden 
Grundeigentum verhältnis erfolgte. 
16) Marx, Karl: Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie. Berlin 1953, S. 190 
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vollständig aufgehoben ist (17). 

Bei Beschränktheit der unmittelbar von der Natur vorgegebenen Produktions- 
bedingungen und unter der Voraussetzung, daß diese Produktionsbedingungen un- 
ter das Gemeinsigentum subsumiert sind, verhält sich der Eigentümerstaat einer 
Gesellschaft dem Kapital gegenüber wie der wirkliche Eigentümer, obgleich dieser 
seinem Wesen nach ais der ideelle Gesamtkapitalist derselben Gesellschaft fungiert. 

Es ergibt sich demnach von selbst, daß auf der Weltmarktebene das Grundei- 
gentum, wenn auch als Staatseigentum, dem auf ihm produzierenden Kapital erst 
recht Schranken setzen muß, wenn der als der ideelle Gesamteigentümer auftreten- 
de Staat weit davon entfernt ist, zugleich auch als der unmittelbare Repräsentant 
jenes Kapitals zu erscheinen. 

Wie kommt es aber, daß in der Praxis auf dem Energiesektor das Grundeigen- 
tum an Rohöiquellen nicht als Schranke des Kapitals fungiert, also dem Konkur- 
renzkampf der Einzelkapitale in der Sphäre, die Produktion von Rohöl zu Lasten 
der Steinkohle verstärkt. zu steigern, keine Schranken setzt? Ferner ist zu fragen, 
unter welchen Bedingungen sich das Grurideigentum durch die Modifikation des 
Werigesetzes, wie oben unter 2.2 abgeleitet wurde, als solches nicht verwirklichen 
kann. 

Dieser Fragenkomplex kann allerdings nur im Zusammenhang mit dem beson- 
deren Verhältnis des Kapitals zum Grundeigentum einerseits und dem besonderen 
historischen Charakter des Grundeigentums selbst andererseits beantwortet werden. 


4. Das historische Verhältnis des Kapitals zum Grundeigentum 


Es sind dem Wesen nach zwei Formen des Grundeigentums zu unterscheiden: Die 
alte Form des Grundeigentums in der vorkapitalistischen und die moderne Form 
desselben in der bürgerlichen Gesellschaft: 


„sowohl seiner Natur nach, wie historisch ist das Kapital der Schöpfer des modernen Grundei- 
gentums, der Grundrente; wie seine Aktion daher auch als Auflösung der alten Form des 
Grundeigentums erscheint. Die neue entsteht durch die Aktion des Kapitals auf die alte“ (18). 


Mit dem Grundeigentum als Schranke des Kapitals in unseren obigen Ausführungen 
war selbsiverständlich immer dessen moderne Form gemeint. Denn erst durch die 
Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise in den unter das Grundeigentum 
subsumierten Produktionssphären ist das Grundeigentum überhaupt in der Lage, 
einen Teil des produzierten Mehrwerts als Grundrente abzuzweigen: 


„In demselben Maß, wie sich mit der kapitalistischen Produktion die Warenproduktion ent- 
wickelt, und daher die Produktion von Wert, entwickelt sich die Produktion von Mehrwert und 
Mehrprodukt. Aber in demselben Maß, wie letztre sich entwickelt, entwickelt sich die Fähigkeit 
des Grundeigentums, einen wachsenden Teil dieses Mehrwerts, vermitteist seines Monopols an 
der Erde abzufangen, daher den Wert seiner Rente zu steigern und den Preis den Bodens 
selbst‘ (19). 

17) Massarrat, M.: Zur Problematik der gleichen Mehrwertrate .. ., a. a. O., (vgl. Fußnote 2) 
18) Marx, Karl: Grundrisse... .,a.a. O.,8S. 187 

19) Marx, Karl: Das Kapital...,a. a. O., Ba. III, S. 651 
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Das Kapital und das moderne Grundeigentum stehen in einem dialektischen Ver- 
hältnis zueinander. Das Kapital, selbst als Produkt der Zersetzung der alten Grund- 
eigentumsverhältnisse, schafft das moderne Grundeigentum und verwandelt es in 
seinen Gegensatz! 


„Das Kapital geht aus der Zirkulation hervor und setzt die Arbeit als Lohnarbeit; bildet sich so 
aus, und als Ganzes entwickeit, setzt (es) das Grundeigentum, sowohl als seine Bedingung wie 
als seinen Gegensatz“ (20). 


Das moderne Grundeigentum mit der kapitalistischen Gesellschaft insgesamt einmal 
national voll entwickelt, muß als Schranke des Kapitals aufgehoben werden, kann 
sich das Kapital selbst historisch als ein noch entwicklungsfähiges gesellschaftliches 
Verhältnis durchsetzen. 

In der Tat hebt auch das Kapital das Grundeigentum als seine Schranke 
zunächst auf nationaler Ebene auf. Dieser Prozeß erfolgt dadurch, daß das Kapital 
die Beschränkthei der unmittelbar von der Natur vorgegebenen Produktionsbedin- 
gungen historisch aufhebt, indem es die nationalen Schranken überwindet, erstmalig 
also den kapitalistischen Weltmarkt — zu unterscheiden vom bereits herausgebilde- 
ten Handelsweltmarkt — schafft, sich also dorthin bewegt, wo Grund und Boden 
und Rohstoffquellen in relativ unbeschränktern Umfang existieren. Sind Grund und 
Boden sowie Rohstoffquellen auf internationaler Ebene in relativ unbeschränktem 
Umfang vorhanden, so hört das nationale Grundeigentum auf, wie unter 2.3 ange- 
führt, als Schranke des Kapitals zu fungieren. 

Indes stößt das Kapital, das nationale Grundeigentum als seine Schranke auf- 
hebend, als historisch fertiges Produkt international auf die alte vorkapitalistische 
Form des Grundeigentums, das es sich zunächst unterwerfen muß, soll das Kapital 
verhindern, daß anstelle des nationalen Grundeigentums nun das fremde Grundei- 
gentum als seine Schranke auftritt. /nsofern ist die Subsumtion des internationalen 
Grundeigentums unter das Kapital als historische Bedingung seiner Entfaltung die 
Kehrseite der Negation des nationalen Grundeigentums als sein Gegensatz. 

Der historische Zeitraum dieses Verwandlungsprozesses des Kapitalverhältnis- 
ses zum Grundeigentum ist u. E. die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts, in dem das 
vorkapitalistische Grundeigentum im internationalen Umfang unmittelbar durch 
Annexion bzw. Kolcnisation oder aber mittelbar durch die Eingliederung der auf 
dem Grundeigentum beruhenden Ökonomie in den Weltmarkt unter das Kapital 
subsumiert wird (21). 

Das Kapital ist unter der Bedingung des besonderen Verhältnisses zum Grund- 
eigentum in der Lage, die von der Natur vorgegebenen relativ unbeschränkten Pro- 
duktionsbedingungen, also den agrikultureilen Grund und Boden sowie die minerali- 
schen Rohstoffquellen, uneingeschränkt anzuwenden, und zwar jene, die dessen 
höchste Verwertung erwarten lassen, ohne den gesamten eızielten Surplusprofit an 
das Grundeigentum abgeben zu müssen. 

20) Marx, Karl: Grundrisse... .,a.2.0.,$. 189 
21) Dieser historische Verwandlungsprozeß wird in einer noch nicht abgeschlossenen Unter- 


suchung über „Die politische Ökonomie der Entwicklung und Unterentwicklung im inter- 
nationalen System“ vom Verfasser näher ausgeführt und begründet. 
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Der Profit des Kapitals wird insofern beschnitten, als es einen Teil des erziel- 
ten bzw. des zu erwartenden Mehrwerts zur Herstellung der allgemeinen Preduk- 
tionsbedingungen anwenden muß. Hierzu gehören nicht nur eine für die kapitalisti- 
sche Produktion unumgängliche Infrastruktur und Verwaltung, sondern die Kosten 
für die Reproduktion der auf den vorkapitalistischen Grundeigentumsverhältnissen 
beruhenden Herrschaftsformen. Denn das besondere Verhältnis des Kapitals zum 
Grundeigentum, in dem das letztere nicht als Schranke des ersteren fungiert, kann 
nur solange bestehen, wie die vorkapitalistischen Grundeigentums- und Klassenver- 
hältnisse aufrechterhalten bleiben können. 

Die herrschenden Klassen der vorkapitalistischen Gesellschaften ihrerseits als 
die mittelbaren Gesamteigentümer des nationalen Grund und Bodens und der natio- 
nalen Rohstoffquellen dieser Gesellschaften geben sich damit, daß das Kapital ihr 
Grundeigentum als die Naturbasis seiner Produktion anwendet, mit einem Tribut 
gänzlich zufrieden, mit einer Art vorkapitalistischer Grundrente also, auf der ihre 
Macht und Herrschaft seit eh und je beruhte. 

Es ist klar, daß dieser Tribut, diese Grundrente, mit der vom Kapital selbst 
geschaffenen kapitalistischen Grundrente nicht das geringste zu tun hat und daß 
dieser Tribut des Kapitals an das Grundeigentum nur einen kleinen Teil der eigentli- 
chen kapitalistischen Grundrente, des vom Kapital insgesamt erzielten Surpluspro- 
fits also, ausmacht. Insofern fungiert das vorkapitalistische Grundeigentum nicht als 
Schranke des Kapitals, schließt also keineswegs Grund und Boden bzw. die Roh- 
stoffquellen von der Produktion aus, um die Grundrente hochzuschrauben. Daher 
können Kapitale in der Sphäre der Rohstoffproduktion einschließlich der Produk- 
tion von Energieträgern miteinander konkurrieren, indem sie durch die Anwendung 
von immer günstigerer Naturbasis ihrer Produktion in den vorkapitalistischen Gesell- 
schaften — vorausgesetzt, daß die günstigere Naturbasis der Rohstoffproduktion 
auch in der Tat in den vorkapitalistischen Gesellschaften in ausreichendem Umfang 
vorhanden ist — die von ihnen angewandte Produktivkraft der Arbeit zu steigern 
und ihren individuellen Produktionspreis herabzudrücken suchen. 

Damit ist also klar, weshalb in der Sphäre der Energieproduktion, obgleich die 
Naturbasis der Produktion beschränkt und unter das Grundeigentum subsumiert, 
diese dem Kapital als unbeschränkt erscheint und weshalb also in der Sphäre eine 
Konkurrenz stattfinden und das Wertgesetz wirken kann. 

Es ist ebenso klar, weshalb einige Jahrzehnte lang nicht das Grundeigentum, 
und im Fall der Rohölproduktion also die Rohölförderländer, sondern das Kapital, 
also die multinationalen Ölkonzerne, über die zu produzierende Menge, über den 
Marktpreis und selbst über die Höhe der dem Grundeigentum zufallenden Grund- 
rente bestimmen konnte. Die Frage ist nun, wie und unter welchen Bedingungen 
sich seit Beginn der 70er Jahre eine deutliche Tendenzwende im Verhältnis des 
Kapitals zum Grundeigentum im Falle der Rohölproduktion abzuzeichnen begann. 

Wir haben oben ausgeführt, daß das Grundeigentum dem Kapital nur als 
dessen vorkapitalistische Form unterworfen bleibt, also nicht als Schranke des letz- 
teren fungiert. Von diesem Standpunkt kann das unmittelbare Interesse des Kapi- 
tals, die auf dem Grundeigentum beruhenden vorkapitalistischen Herrschaftsformen 
aufrechtzuerhalten, abgeleitet werden. Dieses unmittelbare Interesse des Kapitals 
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reflektiert sich auch in der Tat in der jahrzehntelangen bedingungsliosen Unterstüt- 
zung despotischer Herrschaftsformen der rohstoffreichen vorkapitalistischen Gesell- 
schaften durch den Imperialismus. 

Dem Kapital war zwar eine Zeitlang möglich, die auf vorkapitalistischen 
Grundeigentumsverhältnissen beruhenden Herrschaftsformen mit politischen Ein- 
griffen und militärischer Gewalt zu erhalten, wenn diesen die Gefahr drohte, durch 
den beginnenden Auflösungsprozeß alter Verhältnisse beseitigt zu werden. Was aber 
das Kapital nicht schafft, ja auch nicht schaffen kann, ist, die Auflösung der vorka- 
pitalistischen Produktionsverhältnisse und die Entwicklung der kapitalistischen 
Mehrwertproduktion zu verhindern, weil das Kapital selbst die eigentliche Ursache 
der Zersetzung des vorkapitalistischen Grundeigentums und der unmittelbare Träger 
der kapitalistischen Produktionsweise in den vorkapitalistischen Gesellschaften ist. 

Wie das Kapital um die Jahrhundertwende des 18. zum 19. Jahrhunderts in 
die Agrikultur Englands, später in die der Kolonien eindrang, das vorkapitalistische 
Grundeigentum zunächst als seine Bedingung zersetzte und dieses in seine Gegen- 
satz verwandelte — um die historische Parallele dazu aufzuzeigen — zersetzt das 
Kapital über 150 Jahre später in internationalem Umfang das vorkapitalistische 
Grundeigentum rohstoffreicher Gesellschaften und verwandelt dieses zwangsläufig 
auch in seinen Gegensatz. 

Het sich einmal die kapitalistische Mehrwertproduktion als die bestimmende 
Form der Produktion in den ehemals vorkapitalistischen Gesellschaften durchge- 
setzt und haben sich dort die Klassenverhältnisse grundlegend verwandelt, dann 
hört die herrschende Klasse auf, sich dafür, daß sie dem Kapital die Naturbasis der 
Produktion von Rohstoffen, als deren Eigentümerin sie auftritt, zur Verfügung 
stellt, mit dem bloßen Tribut des Kapitals zufriedenzugeben, wo nun ihre eigene 
Macht auf der Produktion von Mehrwert beruht. Sie beginnt, der wahllosen Ausbeu- 
tung nationaler Rohstoffe durch das Kapital, zumal fremdes Kapital, dadurch also 
dem Konkurrenzkampf der Kapitale in einer Sphäre, die Produktivkraft der Arbeit 
durch die beliebige Anwendung günstigerer Naturbasis zu steigern, ein Ende zu 
setzen und auf diese Weise auch auf die Gestaltung des Marktpreises in der Sphäre 
Einfluß zu nehmen. 

Die herrschenden Klassen dieser Gesellschaften beginnen, als faktische Eigen- 
tümer der Rohstoffquellen, die Höhe des ihnen gezahlten Tributs selbst zu bestim- 
men und den Tribut so weit hochzuschrauben, wie es ihnen auch als Grundeigentü- 
mer im kapitalistischen Weltsystem in Wirklichkeit zusteht. Es handelt sich um den 
gesamten vom Kapital aufgrund der Anwendung von günstigerer Naturbasis der 
Produktion erzielten Surplusprofit. Die Konkurrenz der Kapitale um die Erwerbung 
von besonders günstiger Naturbasis der Rohstoffproduktion, falls sie unter ganz 
bestimmten politischen Bedingungen und mit Hilfe von politischen Eingriffen nicht 
ausgeschaltet würde, wird dafür sorgen, daß der gesamte, durch die Anwendung 
dieser Naturbasis erzielte Surplusprofit sich in die kapitalistische Grundrente ver- 
wandelt und vom Grundeigentümerstaat angeeignet wird. 

Was das Verhältnis des Kapitals zum Grundeigentum auf dem Energiesektor 
betrifft, so hat der oben dargestellt Wandlungsprozeß vom alten Verhältnis des 
Kapitals zum vorkapitalistischen Grundeigentum zu einem neuen Verhältnis des 
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Kapitals zum von ihm selbst geschaffenen modernen Grundeigentum schon längst 

begonnen, dessen Folgen wir genau jetzt erleben. 

Die Tendenzwende in dem Verhältnis der multinationalen Ölkonzerne zu den 
rohölreichen Gesellschaften ist also weder das Resultat der besonders klugen Politik 
einiger Harvard-Absolventen in den Ölförderländern noch die Folge der schlechten 
Außenpolitik der USA, noch ist der letzte Nahostkrieg selbst die eigentliche Ursache 
dieser Tendenzwende, wie seitens der bürgerlichen Presse und der Politiker verein- 
facht dargestellt wird, sondern sie ist das Resultat der kapitalistischen Entwicklung 
in den rohölreichen Gesellschaften selbst. Der Nahostkrieg hat die Tendenzwende 
allenfalls beschleunigt. 

Hieraus kann allerdings nicht gefolgert werden, daß die kapitalistische Pro- 
duktionsweise sich in allen diesen Gesellschaften schon durchgesetzt haben muß, 
wie auch daraus nicht gefolgert werden kann, daß diese Gesellschaften mit der 
Entwicklung des nationalen Kapitalismus bereits ökonomisch und politisch völlig 
selbständig geworden sind. Ferner kann daraus auch nicht geschlossen werden, daß 
die kapitalistisch am weitesten entwickelte Gesellschaft in dem Umbruchsprozeß 
der Beziehungen zwischen den multinationalen Ölkonzernen und den Rohölförder- 
ländern automatisch die führende politische Rolle haben muß. Es spielen zu viele 
Einflußfaktoren eine Rolle, als daß das Verhältnis der Ökonomie zur Politik auf 
dieses einfache Verhältnis reduziert werden könnte. 

Zu diesen Einflußfaktoren gehören z.B. die besondere innere politische 
Struktur, der politische und militärische Abhängigkeitsgrad vom Imperialismus, die 
Abhängigkeit der übrigen Sektoren der nationalen Wirtschaft vom Weltmarkt etc. 
Ferner darf das besondere Kräfteverhältnis der sozialistischen Staaten einerseits und 
der kapitalistischen Staaten andererseits als reales Machtverhältnis nicht unberück- 
sichtigt bleiben, ein Faktor, der allerdings nicht allein auf die Funktion eines einzi- 
gen Staates in diesem Verwandlungsprozeß bestimmend wirkt, sondern auf die 
Tendenzwende im Verhältnis der Ölförderländer zu den multinationalen Konzernen 
insgesamt. Dieses Kräfteverhältnis und die reale Macht der sozialistischen Staaten 
hat zwar diese Tendenzwende nicht verursacht und auch nicht ausgelöst, sondern 
dahingehend begünstigt, als es die Verschiebung dieser Tendenzwende durch militä- 
rische Gewalt seitens des Imperialismus von vornherein ausschloß. 

Libyen, als ein unter den rohölfördernden Ländern kapitalistisch am wenig- 
sten entwickeltes Land, hat neben Algerien bei der Herbeiführung der Tendenzwen- 
de im Verhältnis der multinationalen Konzerne zu den rohölfördernden Ländern 
zweifellos nicht nur in der Preispolitik die führende Rolle gespielt, während dem 
Iran, als dem unter diesen Ländern kapitalistisch am weitesten entwickelten Land, 
neben Saudi-Arabien bisher in diesem Prozeß die Bremserrolle zukommt (22). 

22) Charakteristisch für die Rolle Libyens und des Iran in diesem Zusammenhang ist die 
Preisentwicklung für Rohöl seit 1971. „Bis zum Teheraner Beschluß, den Listenpreis pro 
Barrel (159 Liter) Rohöl auf 11,65 Dollar reichlich zu verdoppeln, hatten die libyschen 
Steusrreferenzpreise am stärksten angezogen: dort erhöhten sie sich je Barrel von 
2,55 Dollar in 1971 auf 8,925 Dollar am 1.11.1973. In der gleichen Zeit stieg der 
Barrel-Preis für venezolanisches Öl von 2,09 Dollar auf 7,261 Dollar, für nigerisches Öl 
von 2,42 Dollar auf 8,31 Dollar, für arabisches Öl von 2,55 Dollar auf 5,17 Dollar und für 


persisches Öl von 1,72 Dollar auf 5,046 Dollar.“ Frankfurter Rundschau vom 
29.12.1973. 
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Es ist klar, daß Libyen nur deshalb die führende Rolle in den Auseinanderset- 
zungen der OPEC-Staaten mit den Ölkonzernen spielen konnte, weil die objektiven 
Bedingungen für eine Tendenzwende in den wichtigsten OPEC-Staaten schon gege- 
ben waren, diese Staaten also über kurz oder lang selbst ähnliche Schritte hätten 
unternehmen müssen, was schon in der Gründung der OPEC selbst, als die institutio- 
nelle Bedingung einer notwendigen Veränderung des alten Verhältnisses der mult- 
nationalen Konzerne zu den Ölförderländern, zum Ausdruck kommt. Hätte nämlich 
diese libysche Regierung schon vor der Gründung der OPEC dieselben Maßnahmen 
getroffen, wie seit 1971, so wäre sie diesen aller Wahrscheinlichkeit nach selbst zum 
Opfer gefallen. 

Das historische Beispiel dafür liefert uns der erste, offensichtlich bereits ver- 
gessene, Versuch des nationalen Bürgertums im Iran, schon 1951 die erst in der 
Gegenwart erfolgte Tendenzwende im Verhältnis des Weitkapitals zum Grundeigen- 
tum herbeizuführen. Als die Auflösung der vorkapitalistischen Bigentums- und Pro- 
duktionsverhältnisse im Iran sehr weit vorangeschritten war und das nationale 
Bürgertum unter der Führung von Dr. Mossadegh mit der Verstaatlichung der ge- 
samten Ölproduktionsanlagen der BP im Iran den Imperialismus und seinen damali- 
gen einheimischen Verbündeten, die iranische Großgrundbesitzerklasse, empfindlich 
zu treffen drohte, war der Imperialismus deshalb in der Lage, durch den organisier- 
ten Wirtschaftsboykott von außen und die Verschwörung von innen -- ähnlich wie 
im Fall Chile, allerdings auf einer anderen qualitativen Ebene — die Machtübernah- 
me durch das nationale Bürgertum zu verhindern und damit diesen ersten Versuch 
zu vereiteln, weil die objektiven Bedingungen in den übrigen ölproduzierenden Staa- 
ten für die Veränderung des Verhältnisses. des Weltkapitals zum Grundeigentum zu 
diesem Zeitpunkt noch weitgehend fehlten. 

Bevor nun dieser Abschnitt abgeschlossen wird, soll noch auf die logische 
Konsequenz der historischen Entwicklung des Verhältnisses des Kapitals zum 
Grundeigentum eingegangen werden. Hierzu ist das in diesem Zusammenhang be- 
reits gesagte zunächst zusammenzufassen: Das Kapital selbst, als Produkt der Zer- 
setzung der vorkapitalistischen Grundeigentumsverhältnisse, erst national herausge- 
bildet, schafft das moderne Grundeigentum auf nationaler Ebene und verwandelt 
dieses, obgleich ursprünglich seine Bedingung, in seinen Gegensatz. Diesen Gegen- 
satz hebt das nationale Kapital auf, indem es sich zum Weltkapital machtund als 
Kehrseite dieser Aufhebung sich das vorkapitalistische Grundeigentum im interna- 
tionalen Umfang unterwirft. Somit reproduziert sich historisch das ursprüngliche 
Verhältnis des Kapitals zum Grundeigentum, aber diesmal im internationalen Um- 
fang und mit dem Unterschied, daß hier, weil das Kapital bereits als fertiges Pro- 
dukt auftritt, das vorkapitalistische Grundeigentum nicht die Bedingung seiner Ent- 
stehung, sondern die Bedingung seiner Weiterentwicklung darstellt. Die Weiterent- 


Doch auch dem Teheraner Beschluß, den Ölpreis auf 11,65 Dollar pro Barrel zu erhöhen, 
war kurz zuvor eine Rohölpreiserhöhung durch Libyen auf über 15 Dollar voraugegan- 
gen. Während Libyen unter den OPEC-Staaten den Ölkonzernen immer als ersies Forde- 
rungen stellte und den Rohölpreis heraufsetzte, die anderen OPEC-Staaten also immer 
nachziehen mußten, befleißigte sich der Schah ständig mit Maßhalteappellen und ging 
selbst, wie die Preisentwicklung für das persische Öl eindeutig zeigt, mit „gutem Beispiel“ 
voran. 
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wicklung des Kapitals im internationalen Umfang setzt aber die Zersetzung der 
vorkapitalistischen Grundeigentumsverhältnisse im internationalen Umfang voraus, 
ein Prozeß, der sich in unserer Gegenwart beschleunigt vollzieht. 

Setzt sich die kapitalistische Produktionsweise in allen vorkapitalistischen Ge- 
sellschaften einmal durch, verwandelt sich die alte vorkapitalistische Form des inter- 
nationalen Grundeigentums in die moderne Form desselben, so reproduziert sich 
historisch der alte Gegensatz des Grundeigentums zum Kapital, aber diesmal im 
internationalen Umfang. In der Konsequenz dieses historischen Verhältnisses des 
Kapitals zum Grundeigentum liegt es auch, daß dieser Gegensatz, weil er dann voll 
entwickelt ist, nur mit dem Kapitalverhältnis selbst aufgehoben werden kann. 


5. Die Aneignung des Surplusprofits auf dem Energiesektor 


Die allgemeine Verwirrung, die über die Mechanismen der Preisbestimmung auf dem 
Energiesektor herrscht, und die gezielte Propaganda von bestimmten bürgerlichen 
Massenmedien haben den Eindruck entstehen lassen, als würde der Rohölpreis er- 
stens von den Ölförderländern und zweitens willkürlich festgesetzt. Wir haben aber 
oben gesehen, daß der Preis für Rohöl in einem unmittelbaren Zusammenhang mit 
dem Preis anderer Energieträger steht und daß dieser Preis durch die Konkurrenz 
der Kapitale in der Sphäre, und zwar von den steinkohleproduzierenden Kapitalen, 
bestimmt wird. Es ist andererseits auch bekannt, daß es sich bei den in der Eneıgie- 
sphäre im Konkurrenzverhältnis stehenden Kapitalen nicht um die Konkurrenz der 
nationalen Kapitale der Ölförderländer im Nahen Osten mit den Kapitalen handelt, 
die in Europa oder Amerika andere Formen von Energieträgern produzieren, son- 
dern, daß die gesamte Energiesphäre von einigen wenigen euro-amerikanischen Ka- 
pitalen, die in der Sphäre miteinander auch konkurrieren, beherrscht wird. 

Die Ölförderländer setzen, wie oben abgeleitet, unter bestimmten historischen 
Bedingungen der Konkurrenz der Kapitale in der Sphäre Schranken, also dadurch, 
daß sie im Verhältnis des Kapitals zum Grundeigentum als kapitalistisches Grundei- 
gentum auftreten und der Konkurrenz der Kapitale in der Sphäre auch deshalb 
Schranken setzen können, weil die Rohölquellen nunmehr beschränkt werden. 
Wären nämlich die Rohölquellen unbeschränkt, so würde die Konkurrenz unter den 
Grundeigentümerstaaten, ihre Ölquellen zur Ausbeutung zu verpachten, dazu füh- 
ren, daß das Grundeigentum als Schranke des Kapitals aufgehoben wird. 

Wie dem auch sei, haben weder die Staaten der Ölförderländer irgendeinen 
Einfluß auf die Gestaltung des Marktpreises für Rohöl, solange sie als bloße Eigentü- 
mer der Ölquellen auftreten, noch steht der Marktpreis des Rohöls als Energieträger 
in irgendeinem Zusammenhang mit dessen individuellem Produktionspreis, solange 
ungünstigere Arten von Energieträgern, wie die Steinkohle, in bedeutendem Umfang 
produziert werden. Die eigentliche Funktion der Ölförderstaaten, solange sie als 
bloße Verpächter auftreten, besteht darin, einen Teil der von den kapitalistischen 
Pächtern, den multinationalen Konzernen also, erzielten ungeheuren Massen von 
Surplusprofit als Grundrente (genauer Differentialrente) abzuzweigen. 

Man könnte aber zu Recht dagegen einwenden, daß die OPEC-Staaten im 


240 


Dezember 1973 in Teheran gerade eine Verdoppelung des Ölpreises beschlossen 
haben und daß daher die Wirklichkeit der obigen These widerspricht. Denn auf der 
einen Seite haben wir begründet, weshalb der Marktpreis auch für Rohöl durch den 
individuellen Produktionspreis der Steinkohle bestimmt wird und auf der anderen 
Seite sehen wir aber hier, daß die Rohölförderstaaten den Rohölpreis erhöht haben. 
Wir werden im folgenden sehen, daß dies nur ein Scheinwiderspruch ist, daß also die 
Rohölförderstaaten in der Tat keinen unmittelbaren Einfluß auf die Gestaltung des 
wirklichen Marktpreises haben. Dennoch macht dieser berechtigte Einwand klar, 
daß die Problematik der Preisbildung auf dem Energiemarkt komplizierter ist, als 
wir im Abschnitt 3. darstellten. 

Dort haben wir bewußt das Preisverhältnis der Steinkohle zum Rohöl auf das 
Verhältnis der in beiden Rohstoffen enthaltenen Energiemenge je Tonne reduziert, 
und zwar aus zwei Gründen: Erstens deshalb, weil für Rohöl zunächst und in der 
Hauptsache als Energieträger ein bestimmtes gesellschaftliches Bedürfnis existiert, 
Rohöl also einen Preis als Energieträger besitzt, der auch in der Tat von den multi- 
nationalen Konzernen für die Berechnung der Abgaben an die Ölförderstaaten zu- 
grundegelegt wird. Zweitens deswegen, weil die Ableitung des Marktpreises auf dem 
Energiesektor, und vor allem die Darstellung des Tauschwertzusammenhangs in der 
Sphäre, dadurch sehr erleichtert wurde. 

Der wirkliche Marktwert und Marktpreis für Rohöl wird aber nicht ausschließ- 
lich durch die Energiemenge, die, in SKE ausgedrückt, darin enthalten ist, be- 
stimmt, sondern noch zusätzlich dadurch, um welchen Betrag die Kosten für die 
Gewinnung von modifizierten Energieträgern, wie Benzin, Heizöl etc., aus Rohöl 
geringer sind, als bei der Gewinnung derselben Energieträger aus der Steinkohle. 

Nehmen wir an, der individuelle Produktionspreis von Steinkohle, in SKE 
umgerechnet, betrage PiDM. Da Steinkohle und Rohöl zunächst lediglich Rohstof- 
fe sind, erst also zur Verwandlung in Endprodukte verarbeitet werden müssen, 
bestimmen die Verarbeitungskosten der Steinkohle und des Rohöls zu Endproduk- 
ten die Konkurrenzfähigkeit der beiden Energieträger und die Substituierbarkeit des 
einen durch den anderen entscheidend. Es ist auch bekannt, daß die Verarbeitungs- 
kosten des Rohöls von durchschnittlicher Qualität zu Endprodukten um ein viel- 
faches geringer sind als jene der durchschnittlichen Steinkohle (23). 

Nehmen wir also an, die Verarbeitungskosten für eine bestimmte Menge SKE, 
in Gebrauchswertform von Steinkohle umgerechnet, betrügen V DM. Der durch- 
schnittliche Marktpreis für die aus Steinkohle gewonnenen Endprodukte, bezogen 
auf die Menge SKE, betrüge dann insgesamt Pi + V DM. 

Sind dagegen die Verarbeitungskosten derselben Menge SKE in Form von 
Rohöl zu Endprodukten x < V DM, dann ist der Marktpreis für Rohöl als Rohstoff 
für eine bestimmte Menge SKE um den Betrag von V—x=Z DM höher als der 
Marktpreis bzw. der individuelle Produktionspreis Pi derselben Menge SKE in Form 
von Steinkohle als Rohstoff. Da also der Marktpreis für die Menge SKE durch den 


23) Der endgültige Preis für das aus Rohöl gewonnene Benzin ohne die Steuern beträgt zwi- 
schen 10-15 Pfg. pro Liter. Dagegen beträgt It. einer Angabe des Spiegels (vom 7. 1. 1974, 
S. 79) der Preis für das aus Steinkohle gewonnene Benzin ebenfalls ohne Steuern zwiehen 
35-45 Pfg. pro Liter. 
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individuellen Produktionspreis von SKE in Form von Steinkohle (Pi) reguliert wird, 
würde der wirkliche Marktpreis von derselben Menge SKE in Form von Rohöl 
Pi+Z DM betragen, dies aber unabhängig davon, ob nun alle Endformen von Ener- 
gieträgern, wie z.B. Benzin, Heizöl etc., auch in Wirklichkeit aus der Steinkohle 
gewonnen werden oder nicht. Denn der Marktpreis für Rohöl kann so weit nach 
oben steigen, wie er der Gesellschaft unter Berücksichtigung der geringeren Kosten 
seiner Verarbeitung gerade noch gegenüber der Steinkohle als eine Alternative er- 
scheint. Die Gesellschaft ist also bereit, solange auf die Anwendung von Steinkohle 
als Energieträger zu verzichten, wie der Marktpreis für Rohöl als Energieträger unter 
Pi+ Z DM liegt, oder diesen Preis gerade noch erreicht (24). 

Zu dem Marktpreis für Rohöl als bloßer Energieträger, der gegenüber der 
Steinkohle also erhebliche Vorteile auch bei der Verarbeitung aufweist, muß noch 
der Preis für die sog. Nebenprodukte hinzugezählt werden, die bei der Verarbeitung 
anfallen, für die aber in der chemischen und der pharmazeutischen Industrie eine 
große zahlungsfähige Nachfrage vorhanden ist. Wie hoch sich die Nebenprodukte, 
bezogen auf die Tonne Öl, verwerten, ist nicht bekannt, da die Mineralölkonzerne 
darüber wie über ihren wirklichen Gewinn und über ihre wirklichen Kosten nichts 
veröffentlichen. Tatsache ist aber, daß die Rohölnebenprodukte bei der Verarbei- 
tung ein gesellschaftliches Bedürfnis befriedigen, daß sie also einen selbständigen 
Tauschwert besitzen, der im Marktwert und Marktpreis des Rohöls seinen Nieder- 
schlag finden muß. Wir nehmen an, daß der Wert und der Preis der Ölnebenproduk- 
te, auf die SKE einer bestimmten Ölmenge umgerechnet, N DM beträgt. Demnach 
setzt sich der wirkliche, auf dem Energiemarkt auch in der Tat realisierbare Markt- 
wert und Marktpreis einer Tonne des durchschnittlichen Rohöls (1 Tonne = 
10 000 SKE) aus folgenden Komponenten zusammen: 


PitZ+N=M, DM 
Pi= Individueller Produktionspreis von 10 000 SKE Steinkohle 


Z= Der Differenzbetrag der Verarbeitungskosten von 10 000SKE Rohöl ge- 
genüber den Verarbeitungskosten von 10 000 SKE Kohle 


N= Der Wert bzw. der Preis für die Ölnebenprodukte bezogen auf 10 000 SKE 
Rohöl 


M.„j “Der wirkliche Marktwert bzw. Marktpreis für 10 000 SKE Rohöl 


Wir werden sehen, daß auf dem Energiesektor in der Praxis zwei Preise für Rohöl 
existieren: zum einen der fingierte Rohölpreis (der sogenannte Listenpreis), der 


24) Der individuelle Produktionspreis von SKE in Form von Steinkohle Pi muß nicht unbe- 
dingt mit dem wirklichen Produktionspreis von Steinkohle übereinstimmen. Pi ist in 
Europa z. B. der subventionierte Produktionspreis, der also geringer ist als der wirkliche 
Produktionspreis. Er erscheint aber auf dem Markt als der wirkliche Marktpreis der Stein- 
kohle, weshalb auch der subventionierte Marktpreis (gleich dem individuellen Produk- 
tionspreis) der Steinkohle auf dem Markt als Vergleichsmaß® mit dem Marktpreis für 
Rohöl herangezogen wird. 
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ausschließlich auf der Grundlage der in einer Tonne Rohöl enthaltenen Menge SKE 
berechnet und bei der Ermittlung von Abgaben an die Ölförderstaaten zugrundege- 
legt wird. Die Höhe dieses Preises schwankt um Pi. Und zum anderen der Marktpreis 
des Rohöls, der seinem wirklichen Wert entspricht, also um M.,, schwankt, und 
letztlich auf dem Weltmarkt auch realisiert wird, der also erheblich höher liegt als 
der fingierte Ölpreis. Die letzten Rohölpreiserhöhungen seitens der Ölförderstaaten 
trafen ausschließlich die fingierten Ölpreise und hatten nicht den geringsten Einfluß 
auf den wirklichen Marktpreis des Rohöls. Doch sollen im folgenden die oben 
aufgestellten Thesen näher begründet werden. 

Legen wir die bekanntgegebenen Rohölpreise vom 1.10.1973 und 
15.10. 1973 am Persischen Golf zugrunde, wonach der Rohölpreis also pro Barrel 
(7,33 Barrel= 1 Tonne) erst 3,011 und dann 5,119 Dollar betrug (vgl. dazu 
Abb. 2), so ergibt sich bei dem damaligen Wechselkurs von 1 Dollar = ca. 2,50 DM 
am Persischen Golf am 1. 10. 1973 ein Rohölpreis von ca. 55 DM pro Tonne und 
am 16.10. desselben Jahres ein Preis von ca. 94 DM pro Tonne. Setzen wir 
diesem Preis noch die Frachtkosten hinzu, die laut offiziellen Angaben bis zum 
deutschen Verbrauchermarkt durchschnittlich 30 DM pro Tonne betragen (vgl. 
dazu Abb. 4), so betrug der Rohölpreis trotz mehrfacher Erhöhung noch am 
16. 10. 1973 vorigen Jahres auf dem deutschen Markt 1/24 DM pro Tonne. 

Berücksichtigen wir nun, daß der Energiegehalt des Rohöls gegenüber dem der 
Steinkohle, bezogen auf die Tonne, in einem Verhältnis von 10 000 : 7 000 SKE 
bzw. 1,42: 1 SKE steht und daß der Produktionspreis Pi für die deutsche Steinkoh- 
le etwa 80-90 DM pro Tonne und 115-129 DM, auf 10 000 SKE umgerechnet, 
beträgt, so sehen wir erstens, daß der Rohölpreis tatsächlich durch den Produktions- 
preis der in der Steinkohle enthaltenen Energiemenge reguliert wird (25), und wir 
sehen ferner, daß der bislang als Berechnungsgrundlage für die Abgaben an die 
Ölförderstaaten zugrundegelegte Ölpreis lediglich den Preis für die darin enthaltene 
Energiemenge einschließt, die oben abgeleiteten Komponenten Z und N nicht bein- 
haltet, daher also erheblich unter dem wirklichen Rohölmarktwert liegt (26). 

25) Die Tatsache, daß der Rohölpreis noch am 1. 10. 1973 auf dem deutschen Markt lediglich 
55 DM plus Frachtkosten, also 85 DM pro Tonne, betragen hat, widerspricht dem Preiszu- 
sammenhang der Steinkohle und des Rohöls als Energieträger keineswegs, da der Preis von 
85 DM pro Tonne Rohöl nur die Folge von permanenten, diesem Datum vorangegangenen 
Dollarabwertungen war. Mit der ersten erheblichen Preiserhöhung im Oktober von 3,011 
auf 5,119 Dollar pro Barrel haben die Ölförderstaaten erst die negativen Folgen der 
Dollarabwertungen aufheben können. erst die negativen Folgen der Dollarabwertungen 
aufheben können. 

26) Daß bisher die oben genannten Komponenten bei der Berechnung von Abgaben an die 
Ölförderstaaten nicht berücksichtigt wurden, geht auch aus der Ankündigung des Schahs 
von Persien im Anschluß an das OPEC-Treffen im Dezember 1973 hervor, bei künftigen 
Preiskalkulationen diese Faktoren in Rechnung zu stellen. In einer Meldung der Frankfur- 
ter Rundschau vom 24. 12. 1973 heißt es dazu: „Nach den Worten des Schahs werden die 
Ölländer des Persischen Golfs künftig ihrer Preiskalkulation die Gestehungskosten alterna- 
tiver Energiequellen, wie sie bei der Aufbereitung von Ölschiefer, bei der Verflüssigung 
von Kohle und bei der Erzeugung von Atomenergie entstünden, sowie den Mehrwert des 
Öls zugrundelegen, der sich aus seiner leichten Transportierbarkeit, seiner Umweltfreund- 
lichkeit und aus den bei der Raffination anfallenden vielen wertvolen Nebenprodukten 
ergebe.“ Unabhängig davon, wie ernst auch diese Ankündigung ist, bringt sie doch zu- 
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Es ist bekannt, daß die Ölförderstaaten dafür, daß sie die Rohölquellen an die 
Ölkonzerne verpachten, einen prozentualen Anteil des von den Ölkonzernen reali- 
sierten Surplusprofits als Pachtgebühr erhalten. Es ist von daher also klar, daß die 
multinationalen Ölkonzerne — und, wie wir sehen werden, auch die kapitalistischen 
Hauptverbraucherstaaten insgesamt — ein besonders großes Interesse daran haben, 
daß der als Berechnungsgrundlage für die Pachtgebühr an die Ölförderstaaten zu- 
grundegeiegte Rohölpreis so weit wie möglich unter den wirklichen Marktwert für 
Rohöl herabgedrückt wird. Würde nämlich nicht der fingierte Rohölpreis, sondern 
der wirkliche, dem Rohölmarktwert entsprechende Marktpreis für die Berechnung 
der Pachigebühr zugrundegelegt werden, so wäre der Anteil der Ölförderstaaten am 
wirklich realisierten Surplusprofit um ein vielfaches höher als diesem tatsächlich 
gezahlt wird. 

Nun sind aber in diesem Zusammenhang zwei wesentliche Fragen zu beant- 
worten, nämlich wie hoch der wirkliche Marktwert für Rohöl ist und von wem die 
Masse des bei der Produktion von Rohöl auf dem Energiesektor wirklich anfallen- 
den Surplusprofits angeeignet wird. 

Es ist sehr schwer, die Höhe des wirklichen Marktwertes für Rohöl zu bestim- 
men, weil sowohl die wirklichen Verarbeitungskosten des Rohöls zu Endprodukten 
wie der Erlös für die Ölnebenprodukte zu den Betriebsgeheimnissen der Mineralöl- 
konzerne gehören und dies auch sicherlich aus „wohl verständlichen Gründen“. Wir 
wollen aber versuchen, an Hand der spärlichen Angaben über die Preisstruktur des 
Mineralöls eines Ölkonzerns in der BRD, die wir in folgender graphischer Darstel- 
lung wiedergeben, die oben gestellten Fragen annähernd zu beantworten (27). 
Aufgrund dieses Beispiels der Preisstruktur des Mineralöls im Jahre 1971 auf dem 
deutschen Energiemarkt beträgt der Konzernpreis für Mineralöl, allerdings nach der 
Verarbeitung zu Endprodukten, 135 DM pro Tonne. Von diesem Betrag die unbe- 
kannte Größe der Verarbeitungskosten abgezogen, ergibt sich der Rohölpreis der 
u. E. dem individuellen Produktionspreis der Steinkohle, in SKE umgerechnet (also 
der Kategorie Pi), entsprechen muß. Von dem Rohölpreis auf dem deutschen Markt 
die Frachtkosten abgezogen, ergibt sich der Rohölpreis, der für die Berechnung von 
Abgaben an die Ölförderstaaten zugrundegelegt wird. 

Es fragt sich nun, was eigentlich mit den oben abgeleiteten Komponenten Z 
und N des wirklichen Marktwertes für Rohöl passiert. Denn, daß diese Komponen- 
ten bei der Berechnung der Abgaben an Ölförderstaaten überhaupt nicht berücksich- 


nächst das eindeutige Zugeständnis der herrschenden Klasse in den Staaten am Persischen 
Golf zum Ausdruck, bisher auf einen erheblichen Teil des Werts ihrer nationalen Rohstof- 
fe zugunsten des Imperialismus freiwillig verzichtet zu haben. 

27) Die Angaben dieser graphischen Darstellung haben wir aus der Zeitschrift: Erdöl und 
Kohle...,a.a.O.,S. 717 übernommen. Hierzu ist folgendes zu bemerken: 
}. Der Einfachheit halber haben wir den Betrag von -5 DM als Ergebnis der Gewinn- und 
Verlustrechnung nicht berücksichtigt. 
2. im Original sind die Gewinne der Ölkonzerne unter „Kosten für Verarbeitung + Trans- 
port + Lagerung + Vertrieb + Verwaltung“ getarnt aufgeführt. Wir haben oben den ent- 
sprechenden Betrag von 56 DM/t Öl als „Gewinne der Ölkonzerne + Verarbeitungsko- 
sten“ umschrieben. 
3. Beim Verkaufspreis für Mineralöl von 265 DM/t handelt es sich um den durchschnittli- 
chen Preis von Endprodukten. 
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tigt werden, heißt noch lange nicht, daß sie auf dem Weltmarkt auch nicht realisiert 
werden. 

Eine erste Antwort darauf kann erteilt werden, wenn man vor Augen führt, 
daß die Tonne importiertes Mineralöl im Jahre 1971 mit einem Steuersatz von 
nahezu 100 % des Ölkonzernpreises belastet wird. Wie kommt denn der Staat zu 
dieser ungewöhnlich hohen Besteuerung, und ist gerade dieser Steuersatz eine will- 
kürliche Größe? U.E. ist der Betrag von 130 DM/t ein unmittelbarer Bestandteil 
des wirklichen Marktwertes für Rohöl, der auf dem Wege der Besteuerung des 
importierten Mineralöls statt von den Ölförderstaaten, von den kapitalistischen 
Ölverbraucherstaaten angeeignet wird. Für diese These sprechen mindestens zwei 
Gründe: 

l. Würde man statt des importierten Öls die nationalen Hauptenergiequellen, 

z.B. die Steinkohle, anwenden, so würden die Preise für Endprodukte wahr- 

scheinlich auch ohne Steuern im Durchschnitt genau so hoch liegen wie die 
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gegenwärtigen Preise für die Endprodukte aus importiertem Mineralöl trotz so 
hoher Steuern. Demnach dürften sich die Mineralölsteuern mit der oben abge- 
leiteten Kategorie Z decken. 

2. Obgleich die kapitalistischen Staaten unterschiedliche Steuerpolitik betrei- 
ben, ist es sicherlich nicht zufällig, daß sie alle das importierte Mineralöl 
ähnlich hoch belasten wie z. B. in der BRD. 

Aber auch selbst der die Steuern beinhaltende Marktpreis für Rohöl dürfte unter 

dessen wirklichem Marktwert liegen. Denn darin ist der Wert für die hochwertigen 

Ölnebenprodukte, also die Komponente N noch in keiner Weise berücksichtigt. Es 

ist auch unwahrscheinlich, daß die Mineralölsteuern den Wert der Ölnebenprodukte 

in irgendeiner Weise berücksichtigen. Diese Komponente kann nur aufgrund der 

Erlöse ermittelt werden, die die multinationalen Konzerne für den Verkauf der 

Ölnebenprodukte an die chemische Industrie erhalten. Daß der wirkliche Marktwert 

für Mineralöl höher ist als dessen Marktpreis, zeigt auch die Tatsache, daß seit 1971 

z.B. sowohl der Berechnungspreis für die Abgabe an Ölförderstaaten (real um das 

Doppelte), wie auch die Mineralölsteuern wesentlich gestiegen sind (vgl. dazu 

Abb. 5), ohne daß das importierte Rohöl gegenüber anderen Energieträgern an Kon- 

kurrenzfähigkeit verloren hätte. In der folgenden Abb. 5 (27a) ist die neue durch- 

schnittliche Preisstruktur für die Erdölprodukte für das Jahr 1973 wiedergegeben. 

Diese Angaben sind zwar etwas detaillierter aufgeschlüsselt, weisen aber dieselben 

Probleme auf, wie wir sie bei den Angaben in der Abb. 4 feststellten. Das Neue und 

zugleich Interessante dabei ist, daß nun selbst die offiziellen Stellen die inzwischen 

gestiegenen Steuern als einen echten Bestandteil des Marktpreises für Rohöl offen 


5 FISKUS IM TANK 


Zusammensetzung des Durchschnittspreises für Erdöl- 
Produkte in den wichtigsten Konsumentenländern 
1973 (in Prozent) . 
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Es ist durchaus anzunehmen, daß der wirkliche Marktwert für Rohöl noch höher 
liegt als dessen Preis, der auch die erhöhten Steuern einschließt. Denn es ist allem 
Anschein nach auch für die nahe Zukunft nicht geplant, statt des importierten 
Rohöls Steinkohle oder andere Energiequellen in erheblichem Umfang zur Energie- 
gewinnung anzuwenden, obgleich weitere Preiserhöhungen seitens der Ölförderstaa- 
ten nicht ausgeschlossen werden. 

Der wirkliche Marktwert für Rohöl ist dann erreicht, wenn dessen offizieller 
Marktpreis so weit nach oben ansteigt, daß entweder Kapitale für die Gewinnung 
von Benzin, Heizöl etc. auf die Anwendung von Steinkohle als Energierohstoff 
übergehen, oder aber daß der Staat anfängt, die Mineralölsteuer zu senken. 

Inzwischen hat sich aber auf dem Energiemarkt ein unbedeutender, aber in 
der Tendenz richtungweisender freier Ölmarkt durch die Ölversteigerung im Dezem- 
ber 1973 in Teheran gebildet, wo das persische Öl, obgleich qualitativ sicherlich 
nicht das beste, zu einem Preis von 17 Dollar je Barrel verkauft wurde (28). Auf 
Tonne und DM bei einem Wechselkurs von 1 Dollar= 2,70 DM umgerechnet, ist 
also die Tonne Rohöl zu einem Preis von ca. 336 DM am Persischen Golf verkauft 
worden. Wenn wir nun die Frachtkosten berücksichtigen, ist der Marktpreis für 
dieses Rohöl auf dem deutschen Markt ca. 366 DM pro Tonne. 

Dieser Rohölpreis dürfte ziemlich nahe dem heute wirklichen Marktwert für 
Rohöl liegen, selbst wenn mann von einem Marktpreis von 265 DM pro Tonne im 
Jahre 1971 ausgeht (siehe Abb. 4), also letzteren als den wirklichen Marktwert für 
Rohöl annimmt, und die Erhöhung des fingierten Rohölpreises sowie die inzwi- 
schen von 49 % (Abb. 4) auf fast 62 % (Abb. 5) gestiegenen Mineralölsteuern hinzu- 
zählt. 

Es stellt sich daher die wichtige Frage, weshalb die multinationalen Ölkonzer- 
ne, wo sie in den kapitalistischen Ölverbraucherstaaten als unmittelbare Verkäufer 
des Rohöls auftreten, das Rohöl nicht zu seinem wirklichen Marktwert bzw. Markt- 
preis verkaufen, weshalb sie also „freiwillig“ einen Preis verlangen, auf den dann der 
kapitalistische Staat noch die gewaltig hohen Steuern zuschlagen kann? Was das 
Verhältnis der multinationalen Ölkonzerne zu den kapitalistischen Staaten betrifft, 
so ist es beiden Seiten gleichgültig, ob nun die Gewinne der Ölkonzerne entspre- 
chend hoch besteuert werden oder aber dieselbe Steuermasse einem Ölverkaufspreis 
zugeschlagen wird, der um den Steuerbetrag niedriger ist als der wirliche Marktpreis. 
In beiden Fällen bleibt ein erheblicher Bestandteil des Rohölmarktwertes in den 
kapitalistischen Staaten. 

Ganz anders wirkt sich aber die eine oder die andere Art von Besteuerung aus, 


28) Der Spiegel vom 7.1.1974, S. 78, schreibt dazu: „Doch für 17 Dollar je Barrel gingen 
— obwohl der offizielle Verkaufspreis zu jener Zeit noch bei 3,65 Dollar lag (heute: rund 
7 Dollar) - Mitte Dezember von den Persern versteigerte Spitzenmengen an Rohöl weg. 
Auf solch einer Preisbasis wird nahezu jede Art der Ölproduktion in die Bereiche der 
Rentabilität geschoben.‘ Die Verfasser der Artikelserie im Spiegel, und nicht nur diese, 
übersehen aber, daß es sich bei dem „offiziellen Verkaufspreis‘ um den fingierten Preis 
für die Berechnung der Förderabgaben handelt. Der wirkliche Marktpreis für Rohöl, der 
auch auf dem Weltmarkt schon längst realisiert wird, bewegt sich um 17 Dollar je Barrel, 
und wahrscheinlich darüber, ohne daß aber irgend eine andere Art von Energieträgern bis- 
her mit Öl konkurrieren konnte. 
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wenn man vom Verhältnis der multinationalen Konzerne und kapitalistischen Staa- 
ten einerseits zu den Ölförderstaaten andererseits ausgeht. Würden nämlich die 
Ölkonzerne das Rohöl auf den freien Märkten und zu dessen wirklichem Marktwert 
verkaufen, so erhöiıte sich automatisch die absolute Höhe des Gewinnanteils der 
Ölförderstaaten, da der Gewinnanteil der Förderstaaten prozentual und vertraglich 
festgesetzt ist, so würde also dementsprechend der Teil des Rohölwerts sinken, der 
insgesamt in die kapitalistischen Staaten fließt. Der Anteil der Ölförderstaaten 
bleibt aber auf ein Minimum beschränkt, wenn die Ölkonzerne das Rohöl nicht auf 
den freien Energiemärkten verkaufen, dank ihrer Monopolstellung in der Sphäre 
den Rohölpreis auf einen wesentlich niedrigeren Preis festsetzen, der ungefähr dem 
Preis für dieselbe Menge SKE Steinkohle entspricht, und wenn die kapitalistischen 
Staaten, anstatt die hohen Gewinne der Ölkonzerne entsprechend hoch zu be- 
steuern, gewaltige Steuermassen dem fingierten Rohölpreis zuschlagen. 

Dieser ungeheure Betrug an den Ölförderstaaten funktioniert allerdings nur 
dann, wenn die multinationalen Ölkonzerne mit den kapitalistischen Ölverbraucher- 
staaten in allen wesentlichen Fragen der Ölpreisstruktur eng zusammenarbeiten und 
die notwendigen Vereinbarungen treffen. Es gibt auch keinen Grund, an einer sol- 
chen unmittelbaren Liiertheit der Ölkonzerne mit den kapitalistischen Staaten zu 
zweifeln, wo es doch darum geht, einen höchstmöglichen Anteil des Rohölwertes 
von den Ölförderländern in die Zentren der Kapitalakkumulation in der kapitalisti- 
schen Weltwirtschaft zu transferieren. 

Die obige These kann auch durch die Tatsache unterstützt werden, daß in den 
kapitalistischen Ölverbraucherstaaten nur das importierte Rohöl so hoch besteuert 
wird, der Steuerbetrag auf das nationale Rohöl aber einen kleinen Bruchteil der 
Steuern auf importiertes Rohöl ausmacht (in der BRD beträgt der Steuersatz des 
nationalen Rohöls ca. 5 %). Und wenn in den USA die Rohölprodukte vergleichs- 
weise billiger sind als in Europa und die Mineralölsteuer kaum ins Gewicht fällt, 
dann nur deshalb, weil die USA über 90 % des Rohölbedarfs aus nationalen Quellen 
bestreiten, daher also eine künstliche Spaltung des Rohölpreises, wie es im Falle der 
anderen Staaten praktiziert wird, überflüssig ist. 

Wir haben oben gesehen, daß die multinationalen Konzerne und die kapitali- 
stischen Staaten versuchen, auf zwei Ebenen de’ı Anteilder Ölförderstaaten am wirk- 
lichen Wert des Rohöls so gering wie möglich zu halten. Auf der einen Seite durch 
künstliche Spaltung des Rohölpreises und durch die Zugrundelegung eines wesent- 
lich niedrigeren Ölpreises für die Berechnung der Förderabgaben und auf der ande- 
ren Seite dadurch, daß, von diesem zu niedrig festgelegten Ölpreis ausgehend, selbst 
der Gewinnanteil der Ölförderstaaten möglichst niedrig angesetzt wird. So kommt, 
daß, wie aus Abb. 5 hervorgeht, im Jahre 1973 die Ölförderstaaten insgesamt nur 
7% des wirklichen Marktwertes ihres Rohöls erhielten, während fast 62% des 
Rohölwertes in Form von Steuern und etliche Prozente desselben von den multina- 
tionalen Konzernen angeeignet wurden. 

Nach der erfolgreichen Tendenzwende im Verhältnis des Kapitals zum Grund- 
eigentum versuchen die Ölförderstaaten ihren Anteil an dem erzielten Surplusprofit 
auf den obengenannten zwei Ebenen, aber in umgekehrter Richtung, zu steigern, 
nämlich zum einen, den künstlichen Rohölpreis so weit wie möglich dem wirklichen 
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Marktwert des Rohöls anzunähern und zum anderen durch neue Verträge mit den 
multinationalen Konzernen die Förderabgaben zu erhöhen. Ob es diesen Staaten 
gelingt, den gesamten, ihnen gemäß der Logik der kapitalistischen Wertproduktion 
zufallenden Surplusprofit in Grundrente zu verwandeln und anzueignen, hängt da- 
von ab, ob sie auch wirklich in der Lage sind, die Durchsetzung eines freien Energie- 
marktes in der kapitalistischen Weltwirtschaft zu erzwingen. Alle Anzeichen spre- 
chen aber dafür, daß die Regierungen kapitalistischer Staaten unter dem Deckman- 
tel „Solidarität“ ihre Monopolposition gegenüber den Ölförderstaaten verstärken 
wollen, indem sie durch politische Vereinbarungen die aufgrund von entstandener 
Energieknappheit ausgelöste Konkurrenz untereinander wieder auszuschalten su- 
chen. 

Wenn es auch den Ölförderstaaten gelingen würde, ihren Anteil am gesamten 
Surplusprofit bei der Ölproduktion zu erhöhen, dürfte die Energiepolitik der kapita- 
listischen Staaten im wesentlichen unverändert bleiben. Ihre Politik besteht darin, 
die Rohölreserven der Welt, zumal sie in der Hauptsache in den unterentwickelten 
Gebieten liegen, auszuschöpfen, solange sie überhaupt einen Teil des dabei erzielten 
Surplusprofits, in welcher Form auch immer, abzweigen können. Die räuberische, 
also eindeutig imperialistische Energiepolitik geht aus den Prognosen offizieller 
Eneıgieplaner hervor. Diese zeigen, wie aus der Abbildung 1 auch hervorgeht, daß 
bis zum Jahre 2000 die Produktion von Steinkohle absolut fast konstant bleibt, 
relativ aber um ein Vielfaches sinkt, obwohl fast 80 % der bekannten Energiereser- 
ven der Welt in Form von Steinkohle vorkommen — deren bedeutender Anteil 
wiederum in Europa und in den USA liegen —, daß aber gleichzeitig bis zu diesem 
Datum die Produktion von Rohöl um 100% gesteigert werden soll, obwohl die 
bekannten Rohölreserven der Welt insgesamt nur 15 % der derzeitigen Weltenergie- 
reserven ausmachen. 


6. Resultate 
6.1 Die Grenzen des kapitalistischen Wachstums 


Die obige Analyse der Wert- und Preisbildung sowie die der Aneignung des Surplus- 
profits in der Sphäre der Energieproduktion kann auf die gesamte extraktive Sphäre 
in der kapitalistischen Weltwirtschaft verallgemeinert werden, da auch in den übri- 
gen Sphären der Rohstoffproduktion dem Wesen nach dieselben ökonomischen 
Mechanismen wirken wie in der Sphäre der Energieproduktion. Die extraktive 
Sphäre insgesamt betrachtet, wird erst klar, in welchem Umfang über lange Zeiträu- 
me das hohe Wachstum des Kapitalismus dadurch mitfinanziert wurde, daß für die 
Rohstoffe, soweit sie in den vorkapitalistischen Gesellschaften produziert wurden, 
effektiv ein Preis gezahlt wurde, der weit unter deren wirklichem Marktwert lag. 
Doch diese Entwicklung war solange möglich, wie in den rohstoffreichen 
Gesellschaften der Welt ausschließlich vorkapitalistische Produktionsverhältnisse 
vorherrschten. Das Kapital, indem es sich in den vorkapitalistischen Gesellschaften 
als herrschendes Verhältnis durchsetzt, verwandelt das vorkapitalistische Grundei- 
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gentum in seinen Gegensatz und reproduzieri damit — wie alle anderen seiner Wi- 
dersprüche — auch diesen Widerspruch selbst. Dem Wachstum der kapitalistischen 
Produktion in Zentren der Kapitalakkumulation werden nun erstens dadurch Gren- 
zen gesetzt, daß die Konkurrenz der Kapitale, die günstigere Naturbasis in den 
unterentwickelten Ländern für die Rohstoffproduktion anzuwenden, eingeschränkt 
wird, und zweitens dadurch, daß die Staaten der rohstoffreichen Gesellschaften 
beginnen, den Preis für ihre Rohstoffe zu fördern, der deren wirklichem Wert auch 
entspricht. 

Die Tendenzwende in den Beziehungen zwischen den multinationalen Ölkon- 
zerınen und den Ölförderstaaten darf nur als der Beginn der Veränderung des Ver- 
hältnisses des Kapitals zum Grundeigentum überhaupt angesehen werden. Erst die 
Durchsetzung dieses neuen Verhältnisses wird die neuen kapitalistischen Widersprü- 
che in ihrer wirklichen Ausmaß zum Tragen bringen. 

Die Äußerungen der bürgerlichen Politiker lassen darauf schließen, daß sie 
selbst auch eine solche Entwicklung vermuten. Die Reaktion der imperialistischen 
Staaten auf diese mögliche Entwicklung kann man auf zwei Ebenen verfolgen. 

Auf der einen Seite versuchen die kapitalistischen Staaten durch die erneute 
Verstärkung ihrer monopolistischen Machtposition gegenüber den rohstoffproduzie- 
renden Ländern, nachdem sie offensichtlich von einer Tendenzwende ihrer Bezie- 
hungen zu jenen überrascht worden waren, die begonnene Veränderung des Kapital- 
verhältnisses zum Grundeigentum möglichst zu verschieben bzw. diese nicht voll 
wirksam werden zu lassen, wobei die Gewaltanwendung hierzu ganz offen als die 
letzte Möglichkeit nicht ausgeschlossen wird. 

Auf der anderen Seite ist die Reaktion des Kapitals auf propagandistischer 
Ebene zu verfolgen. Während die „nüchterne‘“ Kapitalfraktion und ihre Massenme- 
dien die Massen psychologisch auf künftige Krisen (,‚Null-Wachstum, Massenarbeits- 
losigkeit etc. als Folge der steigenden Rohstoffpreise‘) vorbereiten, sind die reaktio- 
nären Massenmedien dabei, Sündenböcke für die künftige Krise des Kapitalismus 
aufzubauen. Für die beginnende Krise des Kapitalismus, die offenbar vom Energie- 
sektor auszugehen scheint, werden „die Araber“ verantwortlich gemacht. Diese 
reaktionären Massenmedien gehen sogar so weit, selbst die kapitalistische Währungs- 
krise bei der Gelegenheit den „Arabern“ zur Last zu legen. Mit dieser besonderen 
Art von Verschleierung der wirklichen Zusammenhänge gehen zahlreiche Zeitungen, 
Zeitschriften und Fernsehkommentatoren keineswegs sparsam um. Es wird der Ein- 
druck erweckt, als würden die „Ölscheichs“, nachdem sie „die kapitalistischen Staa- 
ten sogar durch Erpressung so schamlos ausbeuten“, mit ihren Währungsreserven 
auch noch das kapitalistische Währungssystem zerstören, indem sie die Erzielung 
von Spekulationsgewinnen anstreben. Dieser ungeheuren Lüge werden zahlreiche 
Kommentare und Leitartikel gewidmet, wohingegen die Wahrheit nur am Rande 
Erwähnung findet: 


„Die mit erhöhten Rohölpreisen verdienien Dollar-Milliarden der arabischen Förderländer 
können zum größten Teil nicht aus den Depots westlicher Banken abgezogen werden. Große 
Beträge der auf rund 50 Milliarden Dollar geschätzten Reserven dienen zur Finanzierung bereits 
bestellter industrieller Ausrüstungsgüter. Der überwiegende Rest ist langfristig in Wertpapieren 
westlicher Industrieländer angelegt oder befindet sich auf Bankkonten in den USA, der Schweiz 
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oder Großbritannien. 

Zuverlässige Quellen bestätigen, daß beispielsweise die westlichen Devisenguthaben Iraks, 
das die Boykottpolitik nicht mitgemacht hat, den Wert der besteilten Importgüter derzeit um 
die Hälfte unterschreiten. Der Wert der von Saudi-Arabien bestellten Waren soll den gleichen 
Quellen zufolge den Wert der verfügbaren Devisenreserven des reichsten arabischen Öllandes um 
etwa ein Drittel übersteigen. 

So wird Frankreich in Kuwait und Abu Dhabi Industrieanlagen zur Verwertung von 
Erdölgasen im Wert von rund 120 Millionen Dollar bauen. Weiteres Geld benötigen diese beiden 
Länder, um für eine mit Frankreich betriebene Reederei eine Äthylen-Transportflotte zu bauen, 
die aus Schiffen von 30 000 bis 40 000 BRT bestehen soll. In Irak bewerben sich derzeit 
amerikanische und europäische Firmen um Aufträge für ähnliche Projekte‘ (29). 


Diese offensichtlich auf „zuverlässige Quellen“ gestützte Meldung beweist, wie ge- 
zielt die reaktionären Massenmedien Lügen verbreiten und die ganzen Miseren des 
Kapitalismus diesmal anstatt dem ‚internationalen Judentum“ dem „internationa- 
len Arabertum“ zuzuschieben suchen. Diese Rassenhaß schürende, dem Faschismus 
den besten Nährboden liefernde Propaganda wird um so gefährlicher, je langsamer 
und unentschiedener die Sozialisten ihr entgegenwirken. 


6.2 Die Verstaatlichung multinationaler Ölkonzerne — eine Illusion 


In den obigen Ausführungen wurde dargestellt, daß auf der Basis der kapitalisti- 
schen Wertproduktion der Wert und der Preis der in der extraktiven Sphäre produ- 
zierten Produkte nicht durch die wirklich in der Sphäre durchschnittlich angewand- 
te Arbeitszeit, sondern durch die Arbeitszeit bestimmt wird, die für die Produktion 
desselben Produkts unter den ungünstigsten Bedingungen erforderlich ist. 

An diesem Wertzusammenhang ändert sich auch nicht das geringste, wenn 
bestimmte Formen der Organisation durch andere ersetzt werden. Im aktuellen 
Zusammenhang ist also die Verstaatlichung der multinationalen Ölkonzerne, wie sie 
von den Jungsozialisten und den linken Gewerkschaftskreisen gefordert wird, eine 
Illusion, würde man sich langfristig davon auf dem Energiemarkt eine Preissenkung 
und daher die Verbesserung des Lebensstandards versprechen. An dieser Situation 
würde sich unter Beibehaltung kapitalistischer Wertproduktion selbst dann nichts 
ändern, wenn die multinationalen Konzerne verstaatlicht, die ganze Welt sich in 
eine einzige Gesellschaft und die ganzen Staaten sich in einen einzigen Staat verwan- 
deln würden. Unter den gegenwärtig gegebenen Bedingungen kommt den multina- 
tionalen Ölkonzernen, den kapitalistischen Staaten und den Ölförderstaaten inso- 
fern eine spezifische Bedeutung zu, als es um die Verteilung des auf der Basis der 
kapitalistischen Wertproduktion erzielten Surplusprofits geht. 

Ganz anders stellt sich das Problem, wenn die kapitalistische Wertproduktion 
selbst aufgehoben ist. Was Marx im sechsten Abschnitt des dritten Bandes des 
„Kapital“ in diesem Zusammenhang, bezogen auf eine kapitalistische Gesellschaft, 
schreibt, gilt heute für die gesamte kapitalistische Weltwirtschaft: 


29) Öl-Milliarden sind blockiert, in: Frankfurter Rundschau vom 5. 1. 1974 
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„es ist dies die Bestimmung durch den Marktwert, wie er sich auf Basis der kapitalistischen 
Produktionsweise vermittelst der Konkurrenz durchsetzt; diese erzeugt einen falschen sozialen 
Wert. Dies entspringt aus dem Gesetz des Marktwerts, dem die Bodenprodukte unterworfen 
werden. Die Bestimmung des Marktwerts der Produkte, also auch der Bodenprodukte, ist ein 
gesellschaftlicher Akt, wenn auch ein gesellschaftlich unbewußt und unabsichtlich vollzogner, 
der mit Notwendigkeit auf dem Tauschwert des Produkts beruht, nicht auf dem Boden und den 
Differenzen seiner Fruchtbarkeit. Denkt man sich die kapitalistische Form der Gesellschaft 
aufgehoben und die Gesellschaft als bewußte und planmäßige Assoziation organisiert, so stellten 
die 10 qrs. ein Quantum selbständiger Arbeitszeit vor, gleich dem, das in 240 sh. enthalten ist. 
Die Gesellschaft würde also dies Bodenprodukt nicht erkaufen zu dem 2 1/2fachen der wirkli- 
chen Arbeitszeit, die darin steckt; die Basis einer Klasse von Grundeigentümern fiele damit weg. 
Es würde dies ganz ebenso wirken wie eine Verwohlfeilerung des Produkts zu gleichem Betrag 
durch fremde Einfuhr. So richtig es daher ist zu sagen, daß - die jetzige Produktionsweise 
beibehalten, aber vorausgesetzt, daß die Differentialrente dem Staat zufiele — die Preise der 
Bodenprodukte bei sonst gleichbleibenden Umständen dieselben bleiben würden, so falsch ist es 
zu sagen, daß der Wert der Produkte derselbe bliebe bei Ersetzung der kapitalistischen Produk- 
tion durch Assoziation. Die Dieselbigkeit des Marktpreises für Waren derselben Art ist die Weise, 
worin sich der geselischaftliche Charakter des Werts auf Basis der kapitalistischen Produktions- 
weise und überhaupt der auf Warenaustausch zwischen einzelnen beruhenden Produktion durch- 
setzt. Was die Gesellschaft, als Konsument betrachtet, zuviel zahlt für die Bodenprodukte, was 
ein Minus der Realisierung ihrer Arbeitszeit in Bodenproduktion bildet, bildet jetzt das Plus für 
einen Teil der Gesellschaft, die Grundeigentümer“ (30). 


Also nicht die bloße Formveränderung, sondern die Aufhebung der kapitalistischen 
Wertproduktion ist es, die — um auf den aktuellen Zusammenhang Bezug zu neh- 
men — grundlegende Veränderungen in der Sphäre der Energieproduktion herbei- 
führt. Die ganze Frage der Verstaatlichung oder der Beibehaltung der multinationa- 
len Ölkonzerne reduziert sich also zwangsläufig darauf, ob nun der Staat oder die 
Konzerne besser in der Lage sind, den den Ölförderstaaten beraubten Teil des 
Surplusprofits effektiver in der kapitalistischen Wertproduktion einzusetzen. 

Die illusionäre Forderung nach der Verstaatlichung der multinationalen Öl- 
konzerne, wenn sie von Sozialisten erhoben und propagiert wird, wird insofern 
sogar schädlich, als sie dem Proletariat als eine Alternative erscheint und sie es 
dadurch davon ablenkt, die wirklichen Zusammenhänge zu erkennen. Dem Proleta- 
riat geht es aber darum, die tiefgreifenden Zusammenhänge und Beziehungen des 
ihm gegenüber fremden gesellschaftlichen Verhältnisses zunächst zu erkennen, will 
es über sein Schicksal als gesellschaftliche Klasse endlich selbst bestimmen. In der 
Erforschung und Erkenntnis eben dieser Beziehungen sowie in der Vermittlung 
derselben innerhalb des Proletariats findet die sozialistische Intelligenz ihre wichtig- 
ste Aufgabe. 


30) Marx, Karl: Das Kapital ...,a.a. O., Bd. III, S. 673 £. 
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Zur Situation der erdölexportierenden Länder des Nahen Ostens 


Ahmad Tahmassebi 


Die Ursachen der gegenwärtigen Ölkrise lassen sich weder mit der simplen Darstel- 
lung von den „erpresserischen Ölscheichs‘“, noch mit dem Klischee einer endlich im 
Kampf gegen den Imperialismus geeinten arabischen Welt, ausreichend erklären. 

Je weiter man die Entwicklung verfolgte, um so deutlicher zeigte sich, daß 
nicht die arabischen Ölscheichs, sondern die multinationalen Ölgesellschaften die 
ausschlaggebenden Kräfte in dieser Krise sind. Eine Analyse wird deshalb um so 
komplizierter, da diese mächtigen Konzerne weder von den kapitalistischen Regie- 
rungen noch von der Öffentlichkeit gezwungen werden können, ihre Geschäftsprak- 
tiken offen zu legen. Die bürgerliche Presse berichtet zwar über all Ereignisse und 
veröffentlicht alle ihr zur Verfügung stehenden wichtigen Fakten, vermeidet es aber 
geschickt, diese in den Zusammenhang zu bringen, in den sie gehören und betreibt 
so eine allgemeine Verwirrung und oft genug eine bewußte Manipulation. 

Um aber die Zusammenhänge der Ölkrise verstehen zu können, muß man sich 
in einer Untersuchung mit den drei wichtigsten Faktoren auseinandersetzen, die die 
gegenwärtige Situation bestimmen. Das sind einmal die arabischen Länder und ins- 
besondere die ölfördernden Staaten in dieser Region, die sich aufgrund ihrer wirt- 
schaftlichen und politischen Lage für eine Öldrosselung entschieden haben. Zum 
anderen sind es die Mineralölgesellschaften, die diesen Umstand zum willkommenen 
Anlaß nahmen, ihre eigenen Interessen besser durchsetzen zu können. Und drittens 
spielt die sich allgemein abzeichnende Wirtschaftskrise der kapitalistischen Länder 
eine Rolle, zu deren Verschleierung die sog. Energiekrise beitragen soll. In diesen 
Ausführungen werden wir uns auf die ersten beiden Faktoren konzentrieren, die 
komplizierten Zusammenhänge zwischen der Ölkrise einerseits und der allgemeinen 
Wirtschaftskrise in den kapitalistischen Ländern andererseits müssen einer anderen 
Untersuchung vorbehalten bleiben. 

Um die Gründe zu verstehen, die die arabischen ölexportierenden Staaten 
dazu veranlaßten, einen Ölboykott auszusprechen, wollen wir zuerst einmal kurz 
auf die Entwicklung des antiimperialistischen Kampfes der arabischen Länder einge- 
hen. 


Kurzer Überblick über den antiimperialistischen Kampf der arabischen Länder nach 
dem Il. Weltkrieg 


Nach dem II. Weltkrieg nahmen die Befreiungsbewegungen in der Dritten Welt 
einen starken Aufschwung. Die wenigsten dieser Bewegungen standen unter der 
Führung einer starken kommunistischen Partei. Die meisten hatten mehr nationalen 
Charakter und blieben entweder erfolglos oder stagnierten in einer gewissen Phase. 

Um eine ähnliche Entwicklung handelte es sich auch in den meisten arabi- 
schen Ländern. Da es keine eigenständig gewachsenen kommunistischen Parteien 
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gab, standen die sich bildenden sozialistischen Parteien unter dem traditionellen 
Einfluß der Sowjetunion. Sie waren mehr das Produkt internationaler Auseinander- 
setzungen, als das Produkt langwieriger Klassenkämpfe in ihren eigenen Ländern 
und es gelang ihnen nicht, die Führung der unterdrückten Klassen zu übernehmen. 
Andererseits war die nationale Bourgeoisie noch zu schwach entwickelt, als daß sie 
die Bewegungen in ihrem Sinne hätte leiten können. 

In dieser Situation gewann die Kleinbourgeoisie in den wichtigsten arabischen 
Staaten an entscheidendem Einfluß und setzte sich an die Spitze des Kampfes gegen 
den Imperialismus. Die Kleinbourgeoisie stand zwar im Widerspruch zu den kapitali- 
stischen Industrieländern, es fehlte ihr aber sowohl die ökonomische Grundlage, als 
auch die revohitionäre Massenbasis, auf der grundlegende Veränderungen in diesen 
Ländern hätten erfolgreich durchgeführt werden können. Wo eine langfristige Mobi- 
lisierung der Massen — wie z. B. im Kampf Algeriens gegen die Kolonialherrschaft 
Frankreichs — nicht möglich war, versuchte die Kleinbourgeoisie in der Armee Fuß 
zu fassen, um mit einem Putsch die politische Macht zu übernehmen und somit die 
Möglichkeit für ihre Entfaltung zu schaffen. Diese Form der Machtübernahme fin- 
den wir auch in den meisten arabischen Ländern und insbesondere in Ägypten. 

In Ägypten ist die Phase von 1952-56, d.h. zwischen der Machtübernahme 
der Offiziere und der direkten Intervention englischer, französischer und israelischer 
Truppen, die Zeit, in der Nasser und seine Offiziere als Vertreter der Kleinbourgeoi- 
sie ihre Position festigen konnten. Es war für sie unbedingt wichtig, für ihre Ausein- 
andersetzung mit dem Imperialismus die Massen für sich zu gewinnen. Der politi- 
sche Erfolg während der Suezkrise brachte Nasser die volle Unterstützung der anti- 
imperialistischen Massen. 

Die Sowjetunion, von deren Politik und der ihrer Bruderparteien (besonders 
wegen der Ereignisse nach dem HI. Weltkrieg im. Zusammenhang mit der Gründung 
des Staates Israel} die arabische Bevölkerung bislang enttäuscht gewesen war, konn- 
te mit ihrer massiven Unterstützung der Nasserregierung ihr Ansehen in diesen 
Ländern beträchtlich steigern. Dort zeigten sich zwar auch jetzt keine starken 
Sympathien für eine marxistische Bewegung, aber man hatte auch keine traditionel- 
le Abneigung gegen die sozialistische Gesellschaftsordnung. 

Die Phase von 1956 bis Anfang der 60er Jahre brachte der Nasserregierung 
permanente politische Erfolge und die allmähliche ökonomische Entwicklung der 
Kleinbourgeoisie. Da es am Anfang wegen der starken Unterentwicklung in fast 
allen Bereichen kaum möglich war, privates Kapital in die Industrie zu ziehen, 
mußte der Staat die Industrialisierung des Landes mit öffentlichen Mitteln finanzie- 
ren. Diese staatlichen Aktivitäten ermöglichten es der Bourgeoisie und der Klein- 
bourgeoisie sich leichter auf dem Gebiet des Handels und der Industrie zu engagie- 
ten. Außerdem konnten sich die — durch die Bodenreform entmachteten, aber 
materiell entschädigten — Großgrundbesitzer an der Kapitalisierung des Landes be- 
teiligen. Schließlich bildete sich noch eine bürokratische Schicht im öffentlichen 
Sektor, die auch stark im privaten Wirtschaftsbereich Kapital investierte. 

All diese Faktoren schufen Anfang bis Mitte der 60er Jahre eine Situation, in 
der die wachsende einheimische Bourgeoisie nach und nach eine starke Position im 
Staatsapparat eroberte. Parallel zu den innenpolitischen Fortschritten gelangen Nas- 
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ser auch Erfolge auf internationaler Ebene und bald wurde er einer der wichtigsten 

Führerfiguren der Dritten Welt. Sein Einfluß in den arabischen Ländern war so 

groß, daß sich mit Ausnahme der Volksrepublik Jemen alle Emanzipationsbewegun- 

gen nach dem ägyptischen Modell richteten. 

Bei der Entwicklung der arabischen Kleinbourgeoisie sind vor allem zwei 
dialektisch-widersprüchliche Faktoren zu berücksichtigen. Einmal ist da die histori- 
sche antiimperialistische Aufgabe, die sie zu lösen übernommen hat, aber zum ande- 
ren baute sie naturgemäß eine starke Schranke gegen die Emanzipation der Arbei- 
ter- und Bauernklasse auf und verhinderte eine breite Entfaltung des Klassenbe- 
wußtseins. Um aber diese Klassen ganz davon zu überzeugen, daß die politische und 
wirtschaftliche Entwicklung auch in ihrem Interesse geführt würde, brauchte die 
Kleinbourgeoisie eine einleuchtende ideologische und theoretische Formulierung, 
mit der sich alle antagonistischen Widersprüche überbrücken ließen. Dieser An- 
spruch wurde mit der Formel vom „islamischen Sozialismus“ erfüllt. 

Nassers politische Erfolge waren so groß, daß die arabischen Völker und auch 
die Palästinenser in ihm den Deus ex machina sahen, der das israelische Problem 
allein zu lösen vermag. Die Niederlage Ägyptens, Syriens und Jordaniens im Juni- 
Krieg 1967 zerstörte nicht nur diese Illusion, sondern brachte auch viele neue 
Probleme mit sich: 

1. Der Verlust großer arabischer Gebiete und die Schließung des Suezkanals. 

2.  Verstärkte wirtschaftliche und politische Abhängigkeit von der Sowjetunion. 

3. Die arabischen Massen sind von ihrer Führung enttäuscht und die Palästinen- 
ser sehen ein, daß sie sich für ihre Interessen selbst mobilisieren müssen. Es 
bilden sich unabhängige marxistische Zellen, doch im großen und ganzen wird 
auch diese Bewegung von der radikalen Kleinbourgeoisie beherrscht. 

4. Die Bourgeoisie, die speziell in Ägypten in einer starken Verbindung zu der 
Sowjetunion keine Möglichkeit für ihre Kapitalentwicklung sah, zeigte großes 
Interesse, sich dem westlichen Kapitalmarkt anzuschließen. Sie geriet in einen 
scharfen Widerspruch zum radikalen Flügel der Regierung. 


Die Entwicklung nach dem Juni-Krieg 1967 


Nasser starb 1970 und überließ die Lösung dieser schwierigen Probleme seinen 
Nachfolgern. 

Sadat, als Vertreter des rechten Flügels des „Islamischen Sozialismus“, über- 
nimmt Nassers Platz. Sabri und die Anhänger des linken Flügels werden als erste 
ausgeschaltet. 

Sadat war von Anfang an bestrebt, die Beziehung zu den USA zu normalisie- 
ren. Dies lag im allgemeinen Interesse des expansionsbedürftigen Industrie- und 
Handelskapitals. Er hoffte auch durch geschicktes diplomatisches Taktieren, die von 
Israeli besetzten Gebiete zurückzuerhalten. Die USA waren auch tatsächlich zu 
größeren Zugeständnissen bereit und unterbreiteten den Rogers-Plan, der alle Par- 
teien zufriedenstellen sollte. Dieser Plan sah u.a. vor, daß Israel einen Teil der 
besetzten Gebiete räumt, daß die Palästinenser ein Stück Land erhalten und auf alle 
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weiteren Forderungen verzichten sollten. Der Plan — der auch die Unterstützung der 
Sowjetunion fand — scheiterte aber vor aliem aus zwei Gründen. Einmal an der 
Ablehnung Israels, weiches bis jetzt nur militärische Erfolge kannte und auf keinen 
seiner Ansprüche verzichten wollte, und zum anderen scheiterte er an dem Wider- 
stand der Palästinenser, die in seiner Durchführung ihre totale Kapitulation sahen. 

Unter diesen Umständen gab es für Sadat keine andere Möglichkeit, als entwe- 
der die Besetzung der arabischen Gebiete zu dulden — wobei er mit einem Putsch- 
versuch der unzufriedenen radikalen Offiziere rechnen mußte — oder die politischen 
und wirtschaftlichen Erfolge der Nasserregierung zu wiederholen. Für die Durchfüh- 
rung seiner Pläne brauchte er aber einen starken Verbündeten, der ihn sowohl 
finanziell als auch ideologisch stark unterstützen konnte. 

Da er sich noch immer als Vertreter der radikalen Kleinbouigeoisie präsentie- 
ren wollte, suchte er zunächst die Unterstützung Libyens, dessen Kapitalüberschuß 
den Plänen der ägyptischen Bousgeoisie sehr nützlich sein könnte. Auch Ghaddafi 
seinerseits neigte zu einer ägyptisch-libyschen Föderation, allerdings mit einer ande- 
ren Motivation. Er ist tatsächlich der Vertreter der radikalen antiimperialistischen 
Kleinbourgeoisie und er versprach sich aus einer Verbindung mit dem volkreichsten 
arabischen Nachbarn diese Kleinbourgeoisie zum Herrscher des gesamten arabischen 
Raumes zu machen — wie es Nasser immer wollte und anfangs auch versuchte (z.B. 
mit der gescheiterten ägyptisch-syrischen Föderation). 

Aber wie konnten die Vorstellungen Ghaddafis, dem Vertreter der verspäte- 
ten libyschen Kleinbourgeoisie, in Erfüllung gehen, wenn es selbst Nasser in seiner 
besonderen historischen Situation nicht gelingen konnte. Er versuchte es trotzdem, 
aber die verwöhnte ägyptische Bourgeoisie war nicht bereit, seinen Radikalismus zu 
dulden. Sie wollte das libysche Kapital nach ihrer Vorstellung verwenden und nicht 
davon kontrolliert werden. Der Marsch von 50 000 Libyern, die zur symbolischen 
Vereinigung beider Staaten an die ägyptische Grenze zogen, fand zwar starke 
Sympathien bei den Studenten und radikalen Offizieren, aber die ägyptische Bour- 
geoisie und Staatsbürokratie stoppte den Marsch der Libyer und zerbrach damit alle 
Wünsche und Illusionen Ghaddafis. Er kritisierte die ägyptische Staatsbürokratie 
vergeblich, denn Sadat ließ sich davon nicht erschüttern und entschied sich für einen 
Weg, den er bis jetzt noch nicht so offen zu gehen gewagt hatte. Kurz nach seiner 
Auseinandersetzung mit Libyen erfuhr die erstaunte Weltöffentlichkeit, daß sich 
Sadat zu geheimen Gesprächen in Saudi-Arabien aufhielt. 

Die Öffentlichkeit wunderte sich mit Recht, denn bisher gab es wenig Ge- 
meinsamkeit zwischen dem reaktionären saudiarabischen Regime und der Regierung 
in Kairo. Ägyptische Soldaten kämpften jahrelang in Jemen gegen saudiarabische 
Einheiten, die die nordjemenitische Regierung unterstützten. Saudi-Arabien war 
auch ein Geldgeber Hosseins, der zweimal auf den Befehl des Pentagons die palästi- 
nensischen Fedajin abschlachten ließ. Man mußte vermuten, daß die Gespräche 
zwischen Sadat und Feisal zu einer Wende in der gesamten arabischen Politik führen 
würden. 

Die Isolation Ghaddafis, die Depression der arabischen Bevölkerung durch die 
Verluste im Juni-Krieg und die ständigen Niederlagen der palästinensischen Organi- 
sationen gaben nun den rechten Kräften die Möglichkeit, ihren Einfluß zu verstär- 
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ken, um die arabische Politik in Zukunft stärker nach ihren Vorstellungen zu be- 
stimmen. Die allgemeine Depression wurde auch noch durch die fortwährenden 
Anschläge der Israelis vertieft. Sie entführten ein Flugzeug, schossen eine libysche 
Passagiermaschine ab, sandten Kommandounternehmen in die palästinensischen 
Wohnviertel im Libanon, wo sie die Bewohner im Schlaf ermordeten und bombar- 
dierten schließlich permanent libanesisches Gebiet. 

Die einzige Reaktion auf diese Aggressionen war entweder das Protestgeschrei 
Ghaddafis, der sich nach Nassers großer Zeit zurücksehnt und manchmal fortschritt- 
liche Einzelaktionen unternimmt, oder die selbstmörderischen und anarchistischen 
Aktionen einiger von den Massen isolierter, palästinensischer Organisationen (wie 
z.B. „Schwarzer September‘). Doch all diese sporadischen Reaktionen konnten 
keine Lösung aus der ausweglos scheinenden Situation bringen. Um sein politisches 
Ansehen nicht zu verlieren, war Sadat, der seit seinem Amtsantritt immer wieder 
lauthals Vergeltungsaktionen gegen die Israelis angekündigt hatte (obwohl seine 
ganze Politik in eine andere Richtung lief), gezwungen, eine direkte Lösung des 
israelisch-arabischen Konflikts anzustreben. 

Mit der Rückdeckung Feisals und dem Einverständnis der Sowjetunion, die 
ebenfalls an einer Lösung des Nahost-K.onfliktes interessiert war, aber nicht von der 
gegenwärtigen schwachen Position aus verhandein wollte, führten die ägyptischen 
und syrischen Armeen am 6. 10. 1973 einen Überraschungsangriff gegen Israel 
durch. Der militärische Teilerfolg Ägyptens wurde nach dem Waffenstillstand durch 
die Drohung mit einem Ölboykott der arabischen Ölforderländer unterstrichen. 
Feisal, einer der reaktionärsten arabischen Politiker, sah hierin eine Chance, seinen 
bisher geringen politischen Einfluß in den arabischen Ländern zu verstärken und die 
Konferenz von Algier zeigte auch den Erfolg der neuen ägyptisch-saudiarabischen 
Koalition. 


Die politischen und wirtschaftlichen Gründe der Erdöldrosselung 


Nach der Konferenz in Kuwait am 16. 10. 1973 gaben die OAPEC-Mitgliedsländer 
(Organisation der arabischen ölexportierenden Länder) eine Erdöldrosselung von 
5% bekannt und am 5.11.1973 faßten sie auf einer weiteren Sitzung in Kuwait 
den Beschluß, die Ölförderung im Verhältnis zur Produktion im September 1973 
bis Ende des Jahres um 25 % zu reduzieren. Begründet wurde der Beschluß mit der 
Forderung an die kapitalistischen Staaten, Druck auf Israel auszuüben, seine Trup- 
pen aus den besetzten arabischen Gebieten abzuziehen, damit eine Lösung des 
Nahost-Konfliktes gewährleistet werden könne. Doch je weiter die Auseinanderset- 
zung führte, um so deutlicher zeigte sich, daß den erdölproduzierenden Ländern im 
arabischen Raum nicht allein an einem politischen Erfolg gelegen war. Es zeigte sich 
viel mehr, daß die arabischen Regierungen versuchten, den politischen Anlaß zu 
einer Drosselung zu nutzen, um gleichzeitig ihre dringenden ökonomischen Proble- 
me zu lösen. 

Wir wollen hier einmal auf die wichtigsten Fragen eingehen, die die Motiva- 
tion für die Öldrosselung abgaben. Am Anfang dieses Artikels haben wir versucht, 
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die politische Lage darzustellen, wobei wir feststellen mußten, daß die konservati- 
ven Kräfte im arabischen Raum stark an Einfluß gewonnen haben. Sadat und Feisal 
sind nun die zwei einflußreichsten Politiker in der arabischen Welt. Die ägyptische 
Bourgecisie will ihre politische Niederlage wettmachen und sich zwecks besserer 
ökonomischer Entfaltung (die für sie in der engen Zusammenarbeit mit der Sowjet- 
union in dieser Weise nicht möglich ist) den kapitalistischen Ländern nähern. 

Saudi-Arabien seinerseits ist (wie auch die meisten a ıderen arabischen Staaten 
am Persischen Golf) daran interessiert, mehr politischen Einfluß zu gewinnen, und 
sucht außerdem nach einer Lösung seiner ökonomischen Schwierigkeiten, die sich 
um so stärker aufdrängen, je mehr Öl aus dem Lande hinausfließt. Sie nehmen nun 
die Chance wahr, sich den arabischen Massen als kämpferische Vertreter der gesam- 
ten arabischen Interessen zu präsentieren und propagieren einen ökonomischen 
Kampf gegen die westlichen Industriestaaten mit ihrer sog. „Ölwaffe“, ven deren 
Wirksamkeit später noch die Rede sein wird. 

Wie schon so oft, erleben wir auch heute wieder einmal ein Beispiel für die 
bewährte Methode. arabischer Führungskräfte, mit großen Reden, kraftvollen Dro- 
hungen und theatralischen Gesten der Bevölkerung eine Stärke, Kampfbereitschaft 
und Einigkeit zu suggerieren, die bis jetzt die Probleme der arabischen Massen nicht 
zu lösen vermochten und letzten Endes immer wieder in Enttäuschungen mündeten. 
Die Artikel und Karrikaturen arabischer Zeitungen über die verängstigten Europäer 
und Amerikaner, die jetzt frieren müssen und weniger Auto fahren können, sind ein 
Beispiel für die bewußt betriebene falsche Einschätzung der Lage und für die dema- 
gogische Aufputschung eines emotionalen Stolzes. Mit dem wachsenden Interesse 
der arabischen Oberschicht, sich enger an das westliche Wirtschaftssystem anzu- 
schließen, wuchs auch das Interesse an der Lösung des Palästina-Problems, welches 
einerseits ein Hindernis für die neue Politik sein könnte und andererseits eine ständi- 
ge Radikalisierungsgefahr für die arabischen Massen mit sich bringt. Deshalb erkann- 
te man auf der Konferenz in Algier zum erstenmal die PLO (Palästinensische Be- 
freiungsorganisation) als Repräsentant des palästinensischen Volkes an. Ihr Ziel war 
die Integration des gemäßigten und einflußreichsien Palästinenserführers Arafat. 

Doch der politische Anlaß war nicht der Hauptgrund für die beschlossene 
Herabsetzung der Ölförderung. Hinter dem ganzen Konflikt stehen ökonomische 
Ursachen. 

Bei der momentanen Krise der kapitalistischen Weltwirtschaft ist klar, daß die 
Länder der Dritten Welt, als die schwächsten Glieder des gesamten kapitalistischen 
Weltsystems, mehr darunter zu leiden haben als die stärkeren. Damit eine katastro- 
phale Ausweitung der Krise in ihren Ländern vermieden wird, müssen die arabischen 
Regierungen ihre wirtschaftliche Stabilität — die jetzt kopflastig auf dem Rohölex- 
port beruht — festigen. Als Kapitalist versteht Herr Feisal — bisher nur Empfänger 
der Grundrente — genauso gut wie Herr Rockefeller, wie er sein Kapital am profi- 
tabeisten anlegen könnte. Für Saudi-Arabien und die meisten anderen ölexportie- 
renden Länder, wie z.B. Kuwait, Abu Dhabi, Dubai usw., zeigte sich immer deutli- 
cher, daß sie die Produktion ihrer einzigen wertvollen Ware Erdöl gezwungener- 
maßen überproportional nach dem Bedarf der westlichen Industrieländer steigern 
mußten, wogegen sie ein Äquivalent erhalten, dessen Wert ständig fällt. Mit der 
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Aussicht auf versiegende Ölguellen und auf eine zukünftige Verlagerung des Haupt- 
energieträgers auf andere, wie z. B. auf die Atomkraft, müssen die Länder größeres 
Gewicht auf eine vom Rohölexport unabhängigere Wirtschaft legen und den Aufbau 
— nicht nur der ölverarbeitenden Industrie — sondern auch den anderer Wirtschafts- 
zweige und der gesamten Infrastruktur vorantreiben. Bisher stieß jede Bestrebung 
dieser Länder nach gezielter Industrialisierung auf den erbitterteWiderstand der 
Ölgesellschaften und deren kapitalistische Regierungen, die an der alleinigen Be- 
herrschung des Weltmarktes festhalten wollen. So waren diese Länder in den letzten 
Jahren zwar reich an Dollars, die in westlichen Geldinstituten gehortet wurden, aber 
arm an Infrastruktur, Arbeitsplätzen und profitablen Industriezweigen, die ihnen 
eine eigenständige Kapitalakkumulation ermöglicht hätten. Einige ölexportierende 
Länder waren wenigstens teilweise in der Lage, diese Probleme zu lösen. Libyen und 
Algerien setzten ihre Ölförderung bewußt herab, und Algerien und der Iran haben 
bereits eine wenn auch bescheidene Industrie, in die sie einen Teil ihres Kapitals 
investieren können. Länder wie Saudi-Arabien, Kuwait und der Iran, die sehr stark 
von den USA abhängig sind, mußten für einen beträchtlichen Teil ihrer Ölgewinne 
riesige Mengen amerikanischer Waffen kaufen. Die USA verkauften z. B. 1973 allein 
für 3 Mrd. Dollar Waffen an die persische Regierung — ein Handel, dessen Größen- 
ordnung selbst für die Vereinigten Staaten einmalig ist. Auf diese und ähnliche 
Weise fließt ein Großteil des Geldes wieder in die kapitalistischen Industrieländer 
zurück und in den Förderländern selbst findet keine Kapitalakkumulation statt. Die 
seit Jahren an die kapitalistischen Staaten und an die mächtigen Ölkonzerne gerich- 
tete Forderung nach einem Aufbau von petrochemischer Industrie und Raffinerie- 
anlagen in ihren Ländern wurde brüsk abgelehnt. Natürlich sind die kapitalistischen 
Länder nicht daran interessiert, sich für die ökonomische Unabhängigkeit dieser 
Staaten einzusetzen, da dies einerseits der Verlust von Absatzmärkten zur Folge 
haben könnte und andererseits sogar eine Gefahr der Konkurrenz in sich birgt. 

Dem Drängen der Förderländer versuchten die Ölgesellschaften zögernd damit 
zu begegnen, daß sie ihnen Beteiligungen in Industriezweigen anboten, in denen die 
Kapitalinvestition am größten und die Gewinne am niedrigsten sind. Ein Beispiel 
hierfür ist die Beteiligung des Iran und einiger arabischer Länder an den Bohrungen 
in der Nordsee, wo die Investitionen besonders hoch und die zu erwartenden Ge- 
winne relativ begrenzt sind. 

Der Widerstand der Ölgesellschaften gegen den Bau eigener Raffinerieanlagen 
und petrochemischer Industrie in den Förderländern war bisher nicht nur erfolg- 
reich, sondern man bemühte sich auch, die konzerneigenen Raffinerieanlagen, die in 
den Förderländern bereits vorhanden waren, nach dem Zweiten Weltkrieg allmäh- 
lich in die Hauptverbraucherländer zu verlegen. Drei wichtige Gründe waren hierfür 
vorhanden. Einmal die für sie politisch unsichere Lage der Ölländer, zum zweiten 
der kostspielige Transport von Ersatzteilen (die in den Industriemetropolen herge- 
stellt werden) und zum dritten war der Transport von Fertigprodukten in die 
Hauptverbraucherländer wesentlich teurer als die einfache Verschiffung des Rohöls. 
Außerdem sollte auch ein zu starker Devisenabfluß verhindert werden. 

Petrochemische Industrie, die der profitabelste Zweig der Ölwirtschaft ist, 
konnte ebenfalls in den Förderländern nicht angesiedelt werden, da jeder Versuch 
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in dieser Richtung an dem starken Widerstand der kapitalistischen Länder scheiter- 
te. Die Petrochemie ist für die Weltwirtschaft so wichtig, daß selbst Länder wie die 
BRD, die weder über eigene Ölquellen noch über eine nennenswerte nationale Ölge- 
sellschaft verfügt, eine umfangreiche Industrie in dieser Richtung aufgebaut hat und 
daraus riesige Gewinne erzielt. 

In einem Interview mit dem Spiegel am 3. 12. 1973 drückte der saudiarabi- 
sche Ölminister Jamani auch ganz deutlich den Wunsch seines Landes nach einer 
Industrialisierung aus. Auf die Frage des Spiegel-Reporters, welchen Beitrag die 
westlichen Nationen denn leisten könnten, damit Saudi-Arabien soviel Öl produ- 
ziert, wie die ölhungrigen Verbraucherstaaten benötigen, antwortete Herr Jamani: 
„Das ist sehr einfach. Industrialisieren sie Saudi-Arabien, dann geben wir ihnen 
soviel Öl wie sie brauchen.“ 

Es ist klar, daß Jamani nicht als Vertreter der arabischen Bevölkerung spricht, 
der die Verbesserung ihrer Lebensbedingungen vorantreiben will, sondern als Ver- 
treter der Großbourgeoisie, die die gleichen Ziele verfolgt wie ihre kapitalistischen 
Freunde im Westen. Daß die westliche Welt versucht, Jamani (der früher selbst 
Direktor der ARAMCO war) als einen führenden Vertreter der arabischen Völker 
darzustellen, ist eine der üblichen Manipulationen, da man genau weiß, daß er und 
viele seiner Kollegen aus den OPEC-Ländern mehr die Interessen der Ölgesellschaf- 
ten, als die ihrer arbeitenden Massen wahrnehmen. In den zahlreichen Interviews, 
die Jamani in der letzten Zeit gegeben hat, erwähnt er kein einziges Mal die Rolle 
des Ölkartells, obwohl auch ihm bekannt sein dürfte, daß dieses Kateli dergefähr- 
lichste und parasitärste Faktor in seinem Lande ist. 

Der Druck, den die Förderländer mit ihrem Ölboykott nun ausüben, ist zwar 
nicht sehr stark (eine Dollarspekulation dieser Länder hätte vor allem die USA in 
eine viel größere Verlegenheit bringen können, und inwieweit sich die beschlossene 
Öldrosselung tatsächlich realisieren ließ, ist immer noch nicht klar), dennoch hat er 
die Auseinandersetzung um die Industrialisierungsfrage wieder in Gang gesetzt. 
Nach Meldungen der jüngsten Zeitungsberichte zu urteilen, werden sich in Zukunft 
die Industrieländer — vor allem einige EG-Mitglieder — stärker für die Projekte in 
den arabischen Ländern interessieren. 


Die Problematik der Listenpreise und die Rolle der Mineralölgeselischaften bei den 
jüngsten Auseinandersetzungen 


Da über den Preis, den die ölexportierenden Länder für ihr Rohöl bekommen, große 
Verwirrung herrscht, wäre es besonders jetzt — wo wir fast täglich über neue Preiser- 
höhungen in der Mineralölbranche lesen können — notwendig, etwas über die Preis- 
entwicklung und die Beziehungen der Förderländer zu den Ölkonzernen und den 
kapitalistischen Staaten zu sagen. 

Wir wollen hier nicht die gesamte historische Entwicklung behandeln, doch 
wir wollen hier einmal ein Beispiel dafür anführen, wie ungleichmäßig die Profitver- 
teilung in der Erdölbranche ist. Im Jahre 1947 überprüfte eine amerikanische Senats- 
kommission die Preise für das Rohöl, welches die US-Marine während des II. Welt- 
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krieges von der ARAMCO (die Arabian American Oil Company war 100prozentig 

im Besitz der vier größien amerikanischen Ölgesellschaften) bezogen hatte. Die 

Kommission kam zu dem Ergebnis, daß im Jahre 1945 die US-Marine für einen 

Barrel (159 Liter oder 1 Faß) Rohöl 1,05 Dollar an die ARAMCO zahlte. Von 

diesem Preis erhielt die saudiarabische Regierung 21 Cents und die Scheichs von 

Kuwait 15 Cents pro Barrel, das restliche Geld floß der ARAMCO als Gewinn in die 

Tasche, da sie bei diesem Geschäft weder Verarbeitungs- noch Verteilerkosten hatte 

und obwohl ihr auch keine Belastung durch den Transport entstand, da das Rohöl 

am Persischen Golf — wo man es förderte — durch die Schiffe der US-Marine selbst 
verladen wurde. An dieser ungleichen Gewinnverteilung hat sich bis jetzt wenig 
geändert. 

Das erste Land, welches gegen diese Ausplünderung den Kampf aufgenommen 
hatte, war der Iran. Dort wurde 1951 unter der Führung des damaligen Ministerprä- 
sidenten Mossadegh die gesamte Erdölindustrie verstaatlicht. Mossadegh legte dem 
Internationalen Gerichtshof in Den Haag Dokumente vor, in denen die Ausbeutung 
durch die Konzerne so krass zum Ausdruck kam, daß ihm das Gericht in seinen 
Forderungen Recht geben mußte. Der CIA stürzte 1953 die Mossadegh-Regierung 
und statuierte damit ein Exempel für all die Länder, die evtl. ähnliche Wege be- 
schreiten wollten. Der Putsch schuf gleichzeitig für die größten amerikanischen 
Ölgesellschaften die Möglichkeit, mit dem größten Anteil an der iranischen Ölförde- 
rung in das persische Ölgeschäft einzusteigen, welches früher allein von den Englän- 
dern beherrscht wurde. 

Als sich Ende der 50er Jahre die Ölkonzerne einen erbitterten Preiskampf 
lieferten, unter dem die ölexportierenden Länder am meisten zu leiden hatten, 
wurde unter der Initiative der damaligen irakischen Regierung die OPEC (Organisa- 
tion der ölexportierenden Länder) gegründet in der Hoffnung, gemeinsam auf die 
Preisbildung einen gewissen Einfluß nehmen zu können. In den ersten Jahren ihres 
Bestehens konnte die OPEC wegen der geringen Zahl ihrer Mitglieder, ihrer inneren 
Widersprüche und der starken Abhängigkeit der einzelnen Mitgliedstaaten von den 
Ölgesellschaften keinen nennenswerten Einfluß ausüben. In der Anfangsphase lehn- 
ten es die Ölgesellschaften sogar ab, mit dieser Organisation zu verhandeln. Erst 
Ende der 60er Jahre kam es allmählich zu ernsthaften Verhandlungen. Es gab 
folgende Gründe für diese Wende: 

1. Mittlerweile hatten sich alle wichtigen ölexportierenden Länder (die Mitglie- 
derzahl stieg von 4 auf !1 an) der OPEC angeschlossen und verliehen der 
Organisation mehr Gewicht. 

2. Die ernsthaften Forderungen Libyens und Algeriens und deren Erfolge ebne- 
ten den anderen Mitgliedstaaten den Weg, selbst auch höhere Forderungen zu 
stellen. Allerdings waren die Forderungen Libyens und Algeriens auch mit 
dem antiimperialistischen Kampf verknüpft, wogegen die übrigen Länder nur 
ein paar Cents mehr für ihr Öl verlangten und das auch nur unter dem Druck 
der öffentlichen Meinung in ihren eigenen Ländern. 

3. Das Heranwachsen von hauptsächlich italienischen, französischen und japani- 
schen Ölgesellschaften, die vom Ölkartell unabhängig waren, bildete 
allmählich eine starke Konkurrenz für die „Großen Sieben‘ auf dem interna- 
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tionalen Ölmarkt und veranlaßte sie, den OPEC-Ländern bessere Verträge 

anzubieten. 

4. Mit der allgemeinen Entwicklung des politischen Bewußtseins in der Dritten 
Welt — insbesondere in den arabischen Ländern — mußten sich auch die reak- 
tionärsten Regierungen stärker für die Rechte ihrer Länder engagieren. 

Die Konferenzen von Caracas, Teheran und Tripolis waren die verschiedenen Etap- 

pen einer langen Auseinandersetzung, die Ende der 60er Jahre begann und bis 1971 

andauerte. 

Eines der wichtigsten Ergebnisse der Konferenz in Caracas war die am 
12.12. 1970 verabschiedete Resolution Nr. 120, die u.a. besagte, daß .der Listen- 
preis aller OPEC-Mitgliedstaaten immer an den Preis angeglichen werden muß, der 
von einem OPEC-Land in Einzelverhandlungen mit den Ölgesellschaften erzielt wor- 
den ist. 

Da zu diesem Zeitpunkt Libyen und Algerien bereits mit den einzelnen Öl- 
konzernen in Verhandlungen standen und abzusehen war, daß diese beiden OPEC- 
Länder sowohl wegen ihrer bevorzugten geographischen Lage am Mittelmeer, als 
auch wegen ihrer konsequenteren Haltung relativ günstige Preise erzielen würden, 
wäre es eigentlich vernünftig gewesen, wenn die übrigen Mitgliedstaaten das Resultat 
dieser Verhandlungen abgewartet hätten, bevor sie sich zu neuen Preisverhandlun- 
gen trafen. Es muß also als großer Erfolg für die Ölgesellschaften gewertet werden, 
daß sich die Länder vom Persischen Golf bereits vor dem Abschluß der libysch-alge- 
rischen Verhandlungen in Teheran trafen. In dieser Konferenz wurden zum ersten- 
mal gemeinsam die Rohölpreise zwischen den ölexportierenden Ländern am Persi- 
schen Golf und den Ölgesellschaften für die nächsten fünf Jahre festgesetzt. Der 
Listenpreis wurde auf etwa 2,25 Dollar pro Barrel (dies ist nur ein Durchschnitts- 
wert, da sich die Preise im einzelnen nach der unterschiedlichen Qualität des Öls 
richten) festgesetzt, wovon den Förderländern etwa 1,30 Dollar pro Barrel Rohöl 
als fiskalische Abgaben ausgezahlt werden sollten. Außerdem kalkulierte man eine 
2,5 %ige jährliche Inflationsrate ein, obwohl die Geldentwertung des Dollars bereits 
damals über 3,5 % lag. Eine zusätzliche Liefergarantie sicherte den Ölkonzernen 
eine unumschränkte Menge Rohöl, welches sie je nach Bedarf fördern konnten. 
Damit hatten die Konzerne der schon damals drohenden Öldrosselung mancher 
Länder vorgebeugt. 

Gemessen an der damaligen politischen und wirtschaftlichen Weltlage, hatte 
das Ölkartell mit Hilfe der Regierungen am Persischen Golf — die eng mit den 
Konzernen zusammenarbeiten — erfolgreiche Verträge abschließen können. Für die 
paar Cents, die die OPEC-Länder jetzt mehr erhielten, veranstaltete damals die 
westliche Presse eine solche Hetzkampagne, daß man den Eindruck gewinnen 
mußte, als sei all das, was die kapitalistische Welt im Laufe ihrer Geschichte den 
anderen Völkern geraubt hatte, jetzt mit einem Schlag durch die ölproduzierenden 
Länder zurückgeholt worden. Aber hält man sich einmal die Problematik der Preis- 
bildung beim Rohöl vor Augen und analysiert die tatsächliche Gewinnverteilung, so 
wird offensichtlich, wie schlecht die Förderländer ihre oft einzigen nationalen Bo- 
denschätze verkaufen. 

Die Preispolitik der Ölkonzerne ist so raffiniert angelegt, daß selbst Experten 
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nicht in der Lage sind, ihre tatsächlichen Gewinne zu ermitteln. Ihre Taktik besteht 
darin, niemals den effektiven Preis anzugeben, den sie für das Rohöl zahlen, sondern 
sie operieren mit verschiedenen Preisen, die sich nach verschiedenen Kriterien auf- 
schlüsseln lassen. Bei Preisverhandlungen mit den OPEC-Ländern wird z. B. immer 
von einem Listenpreis gesprochen, über den auch die Presse ausführlich berichtet 
und der das zu sein scheint, was diese Länder für ihr Rohöl bezahlt bekommen. In 
Wirklichkeit liegt der Betrag, den die Förderländer erhalten, sehr viel niedriger. Der 
Listenpreis (auch posted price oder fiktiver Preis genannt) ist aber lediglich die 
Basis, auf der die fiskalischen Abgaben an die Förderländer errechnet werden. 

Der Listenpreis regelt aber nicht nur den Anteil, den die Förderländer erhal- 
ten, sondern er bestimmt auch den Gewinnanteil der Fördergesellschaften am Roh- 
öl. Die Berechnung der Gewinnanteile wird so gehandhabt, daß man vom Listen- 
preis die Förderkosten (die am Persischen Golf bei 10-12 Cents pro Barrel liegen) 
und die Förderzinsen (die auch Royalties genannt werden und immer 12,5 % des 
jeweiligen Listenpreises ausmachen) für die Ölländer abzieht und die verbleibende 
Summe im Verhältnis 55 : 45 zwischen den Förderländern und den Ölgesellschaften 
aufteilt. Dabei wird der Gewinnanteil der Förderländer als Steuerabgabe deklariert, 
was für die Konzerne den Vorteil hat, daß diese als Auslandssteuern bei der Gewinn- 
ermittlung in ihren Heimatländern abgesetzt werden können. Wird der Listenpreis 
heraufgesetzt, so erhöhen sich also nicht nur die fiskalischen Abgaben an die För- 
derländer, sondern auch der Gewinnanteil der Ölgesellschaften steigt automatisch 
prozentual mit an. Auf diese Tatsache wird in der Presse nie deutlich genug hinge- 
wiesen, so daß der Eindruck entsteht, als brächte die Erhöhung der Listenpreise nur 
finanzielle Vorteile für die OPEC-Länder. 

Um diese Verrechnungsart einmal zu veranschaulichen, sei hier die halbamtli- 
che Teheraner Zeitung Ettelaat vom 22. 12. 1973 zitiert, die den iranischen Rohöl- 
preis, der in der Teheraner Konferenz 1971 ausgehandelt wurde, folgendermaßen 
aufschlüsselt: 


Listenpreis pro Barrel Rohöl 227,4 US-Cents 
Davon entfielen auf die: 

Förderländer für fiskalische Abgaben 132,3 US-Cents 
Förderkosten 12,0 US-Cents 
Ölgeselischaften als Provision 25-35,0 US-Cents 
Ölgesellschaften als Rabatt 48,1-58,1 US-Cents 


Diese Aufstellung erwähnt nicht den Royalty, aber er muß in diesem Fall in den 
fiskalischen Abgaben an den Iran enthalten sein. Es entfielen also ganze 1,32 Dollar 
pro Barrel Rohöl auf das Förderland. 

Doch die Ölländern schneiden nicht nur im Vergleich mit den Ölgesellschaf- 
ten (die neben dem 45prozentigen Gewinn aus dem Listenpreis ja auch noch die 
Einnahmen aus Transport, Verarbeitung und Verteilung an jedem Barrel Öl ein- 
stecken) schlecht ab. Die kapitalistischen Regierungen erhalten ebenfalls durch ho- 
he Mineralölsteuern wesentlich mehr Einnahmen aus dem Öl als die Förderländer 
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selbst. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 20. 10. 1973 schreibt dazu: „1971 
beispielsweise... sind in der BRD für alle Produkte, die aus einer Tonne Rohöl 
gewonnen werden konnten, etwa 260,00 DM erlöst worden. Genau die Hälfte dieses 
Erlöses (nämlich 130,00 DM) hat an das Finanzamt abgeführt werden müssen, und 
zwar 104,00 DM Mineralölsteuer und 26,00 DM MWSt... .. Dabei haben die effekti- 
ven Aufwendungen für die Förderung je Tonne Rohöl etwa 8 DM betragen, für 
fiskalische Abgaben an die Ölländer etwa 40,00DM...“ 

Demnach erhielt allein die Bundesregierung mehr als das Dreifache des Betra- 
ges, den die Förderländer für ihr Öl erzielen konnten. Hinzu kommt noch, daß sich 
seit der Teheraner Konferenz die Verhältnisse für die OPEC-Länder immer ungünsti- 
ger entwickelt haben. Einmal stieg die Inflationsrate auf 6-8 % an und minderte 
stark das Realeinkommen der Förderländer und zum anderen hatten sich die Ölprei- 
se auf dem Weltmarkt fast verdoppelt. 

In der Konferenz von Wien am 8. 10. 1973 wollten die OPEC-Länder diese 
negative Entwicklung mit den Ölgesellschaften besprechen und zu neuen Preisver- 
einbarungen kommen. Am 6. 10. 1973 war aber überraschend der Krieg im Nahen 
Osten ausgebrochen und die Ölgesellschaften nahmen dies zum Anlaß, um die Ver- 
handlungen ergebnislos zu vertagen. 

Den willkommenen Aufschub benutzten die Ölkonzerne geschickt, um sofort 
eine groß angelegte Kampagne gegen die ölexportierenden Länder zu starten und 
um die Basis für erhebliche Preissteigerungen vorzubereiten. 

Obwohl zu dieser Zeit von der OPEC aus weder von neuen Preisen noch von 
einer Öldrosselung die Rede war, war die gesamte westliche Presse voll von Spekula- 
tionen, die sich teilweise schon wie fertige Tatsachen lasen. Durch die Meldungen 
über Ölknappheit, geschlossene Tankstellen, Hamsterkäufer und Preissteigerungen 
wurde die Stimmung angeheizt. Überall war zu hören und zu lesen, daß das Öl 
knapp geworden sei, obwohl rätselhaft blieb, wo die Ursache für diese Verknappung 
liegen konnte. 

Die einzige, die im Oktober tatsächlich ihre Rohölförderung drosseite, war die 
Ölgesellschaft ARAMCO, die die gesamte Ölproduktion in Saudi-Arabien kontrol- 
liertt und die, wegen einer evtl. Beschädigung ihrer Pipelines durch den Krieg, die 
Tagesproduktion um 250 000 Barrel kürzte. 

Die Vorgänge Ende des Jahres 1973 sind typisch für die Art und Weise, wie 
Monopok in der Lage sind, die öffentliche Meinung zu ihren Gunsten zu mobilisie- 
ren. Ein sehr großer Teil der Massenmedien hilft ihnen dabei. Auch die kapitalisti- 
schen Regierungen haben kein Interesse, gegen das Ölkarteil vorzugehen, da sie 
einerseits selbst an den Preiserhöhungen profitieren und andererseits politisch dem 
Kartell gegenüber zu schwach sind. 

Damit man versteht, wie das Kartell den Nahost-Konflikt ausgenutzt hat, muß 
man die wirtschaftliche Lage der Konzerne in den letzten Jahren berücksichtigen. In 
den letzten Jahren konnten die großen Ölgesellschaften ihre Gewinne nicht so 
steigern, wie sie es sich vorstellten und sie konnten nicht genug Kapital akkumulie- 
ren, um ihre Monopolstellung nach ihren Wünschen weiter auszubauen. Zu diesem 
Thema schreibt der Stern vom 26. 11. 1973: „Noch vor dem Embargo schätzte die 
Chase Manhattan Bank, daß die US-Industrie weltweit eine Billion Dollar für In- 
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vestitionen und laufende Operationen brauche, um die wachsende Energienachfrage 
decken zu können. Um genügend Geld für diese Investments zu bekommen, müssen 
die Ölgesellschaften — so empfahl die Bank — ihre Gewinnspanne verdoppeln. Chase 
Manhattan Bank-Vorsitzender ist David Rockefeller.“ 

Die Ölkonzerne hatten sich längst nach dieser Prognose gerichtet. Ende des 
Jahres 1972 verknappten sie in den USA die Ölversorgung planmäßig. Sie steigerten 
damit die Nachfrage, konnten Preiserhöhungen rechtfertigen und was das wichügste 
war, sie brachten die meisten freien Tankstellen an den Rand des Ruins. Die freien 
Tankstellen und Heizöllieferanten, die von den Lieferungen der Monpolgesellschaf- 
ten abhängig sind, bekamen nicht mehr genug Benzin und Heizöl, um ihr Geschäft 
aufrechterhalten zu können. (Genau dasselbe praktizieren die großen Konzerne 
heute auch in der BRD und in anderen europäischen Ländern.) Sie mußten einen 
großen Teil ihres Bedarfs aus ausländischen — hauptsächlich aus Kanada kommen- 
den — Importen decken. Dieses auf dem freien Weltmarkt ohnehin schon teuere Öl 
war durch Nixon (der, wie jeder US-Präsident im Interesse der Ölkonzerne handeln 
muß) mit hohen Einfuhrzöllen belegt worden, was katastrophale Auswirkungen auf 
die kleinen Unternehmen hatte, die am monopolisierten Versorgungsnetz der 
Großen nicht angeschlossen waren. Die Strategie war erfolgreich. Der Gewinn stieg 
bei den fünf größten US-Ölfirmen im dritten Quartal 1973 um (in Klammer der 
durchschnittliche Jahresgewinnanstieg 1970-73): 


Exxon 80,7 %(22,8%) 
Texaco 48,2% (15,8%) 
Mobil Oil 64,1% (17,9%) 
Standard Oil of California 50,7% (19,6 %) 
GulfOil 90,9% (10,8 %) 


Diese überproportionalen Gewinnsteigerungen sollten nun durch die günstige Gele- 
genheit, die der Nahost-Krieg bot, nochmals aufgestockt werden. Daß dies möglich 
war, zeigte sich auch bald an den enormen Preiserhöhungen — besonders auf dem 
Heizölsektor. 

Nach der Wiener Konferenz, die keine neuen Vereinbarungen zwischen den 
Ölgesellschaften und den OPEC-Ländern brachte, trafen sich die OAPEC-Mitglied- 
staaten (Organisation der arabischen ölexportierenden Länder) am 16. 10. 1973 auf 
einer Konferenz in Kuwait, um über die neu entstandene Situation zu beraten. Die 
jüngsten Preiserhöhungen der Endprodukte auf dem Mineralölmarkt bestärkten die 
arabischen Förderländer in der Absicht, die Rohölpreise von ihrer Seite aus zu 
erhöhen. 

Am 17.10.1973 wurde bekanntgegeben, daß sich die OAPEC-Mitglieder für 
eine Anhebung des Listenpreises um 70% — d.h. von ca. 3 auf 5 Dollar pro Bar- 
rel — und für eine Anhebung des Marktpreises (das ist der Preis für den Teil des Öls, 
den die Förderländer aus eigenem Anteil produzieren und dem sie größtenteils an 
die Ölkonzerne weiterverkaufen, deshalb nennt man ihn auch Rückkaufpreis) um 
17% —d.h. von 3,05 auf 3,65 Dollar pro Barrel— aussprachen. Außerdem be- 
schloß man eine Sprozentige Öldrosselung. 
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Die Ankündigung einer Öldrosselung bestärkte die Ölgesellschaften in ihrer 
Taktik, eine künstliche Ölverknappung voranzutreiben, obwohl sich zu diesem Zeit- 
punkt das Ölembargo wegen der langen Tankerwege (die Tanker brauchen ca. 4-6 
Wochen, um vom Persischen Golf zu den europäischen Bestimmungshäfen zu gelan- 
gen) noch nicht auswirken konnte. Gleichzeitig stiegen die Tankerfrachtraten bis zu 
800 % an (ein Großteil der Tanker ist im Besitz der Ölgesellschaften), was ein 
sicheres Zeichen für ihre volle Auslastung ist. Auf den geäußerten Verdacht hin, daß 
viele Tanker zwischen Schottland und Island kreuzten, um dorthin dirigiert werden 
zu können, wo für das Öl die höchsten Preise zu erzielen seien, antwortete ein 
Vertreter der Ölgesellschaften, daß diese Tanker nur deshalb nicht in Rotterdam 
löschten, weil die Vorratstanks alle voll seien. Ungewollt widersprach er damit den 
Gerüchten über eine Ölknappheit. Doch nicht nur, daß das Öl keineswegs knapp 
war, es zeigte sich auch, daß die von der Bundesregierung vorgeschriebenen Mindest- 
teserven der Mineralölgesellschaften von 6,9 Mill. Tonnen im November auf 
10,7 Mill. Tonnen aufgestockt werden konnten. Die Ölvorräte der Bundesregierung 
stiegen im gleichen Zeitraum von 7,5 Mill. Tonnen auf 9 Mill. Tonnen an. 

Am 5. 11.1973 kündigten die OAPEC-Länder eine weitere Verschärfung des 
Ölboykotts an. Die Ölförderung sollte bis Ende des Jahres um 25 % gekürzt werden. 
An dieser Stelle möchten wir nochmals auf die Problematik der Öldrosselung einge- 
hen. Am Anfang dieses Artikels haben wir davon gesprochen, daß die arabischen 
Länder aus politischen und vor allem wirtschaftlichen Erwägungen heraus ein Inter- 
esse daran hatten, mit einem Ölboykott ihren Vorstellungen mehr Gewicht zu 
verleihen. Tatsächlich sind sie auch in dieser ganzen Auseinandersetzung ihren Zie- 
len näher gekommen. Aber inwieweit dies die direkte Folge einer tatsächlich gedros- 
selten Ölförderung war, läßt sich nicht abschätzen. Die praktische Handhabe der 
Ölboykottierung birgt in sich einige widersprüchliche Faktoren. Einmal beschlossen 
die OAPEC-Länder eine allgemeine Drosselung der Erdölproduktion um bis zu 
25 %, die sich — wenn man die Verbraucherländer, die dieses Öl konsumieren, in 
Betracht zieht — auf die einzelnen vom arabischen Öl abhängigen Industriestaaten 
prozentual hätte auswirken müssen. Andererseits haben die arabischen Länder aber 
die Industrieländer in „freundliche“ und „feindliche“ Nationen aufgeteilt und nur 
einen Boykott gegen die sog. „feindlichen“, d.h. konkret gegen die USA und die 
Niederlande ausgesprochen. 

Berücksichtigt man aber die Praxis der internationalen Ölwirtschaft, so kann 
man sich allerdings kaum vorstellen, wie sich dieser Ölboykott hätte realisieren 
lassen können. Zwar wird das Öl in den genannten Ländern gefördert, aber wenn 
man erstens die Macht der Ölkonzerne in diesen Ländern kennt, kann man kaum 
annehmen, daß es den arabischen Regierungen ohne weiteres möglich sein sollte, 
den Ölhahn in den konzerneigenen Förderanlagen abzudrehen. Sie könnten zwar 
ihren eigenen Förderanteil reduzieren, jedoch ist dieser zu gering in den meisten 
Ländern, um größere Boykottmaßnahmen wirksam werden zu lassen. Außerdem ist 
das gesamte Verteilungssystem nicht in Händen der Araber, sondern in den Händen 
der Ölkonzerne konzentriert, die das Rohöl nach den Bedürfnissen des Marktes 
verteilen und auf diese Belieferung haben die arabischen Staaten keinerlei Einfluß. 
Nur die Ölkonzerne entscheiden und wissen, wo welches Öl ausgeliefert wird. 
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Wir können hier: nicht sagen, ob sich das Ölembargo tatsächlich in irgend- 
einem Land durch spürbar verringerte Ölimporte (die durch die arabischen Länder 
verursacht wurden) bemerkbar gemacht hat. Darüber liegen weder Zahlen noch 
Berichte vor. Doch wir können sagen, daß sich der Boykott von Seiten der Mineral- 
ölkonzerne in der Weise auswirkte, daß eine strategische Ölverknappung betrieben 
wurde. Für die letzte Behauptung gibt es zahlreiche Dokumente, die diese Vermu- 
tungen bestärken. So schreibt z. B. die Zeit vom 30. 11. 1973: „Nach dem Beschluß 
der arabischen Länder ... eine Drosselung der Ölförderung um 25%... ist in die- 
sen Ländern bisher jeder Tanker beladen worden. Die Mineralölgesellschaften haben 
jedoch weniger Tanker in diese Region beordert... In welchem Ausmaß die arabi- 
schen Länder bislang die Förderung gedrosselt haben, ist unklar, da die Förderge- 
sellschaften jede Auskunft verweigern.“ 

Die britische Wochenzeitschrift The Economist berichtete sogar, daß den 
Schiffahrtsberichten der Londoner Versicherungsbörse Lloyds zufolge die Verschif- 
fung an den arabischen Häfen Ende November, Anfang Dezember um rund 40% 
über dem Vorjahresniveau lag. Dennoch wurde die Produktion in den Rotterdamer 
Raffinerien Anfang Dezember um 25 bis 35 % gekürzt. 

Am 23. 12. 1973 trafen sich die ölproduzierenden Länder am Persischen Golf 
in Teheran und beschlossen, den Listenpreis auf 11,65 Dollar (wovon die Förderlän- 
der anteilmäßig rund 7 Dollar erhalten würden) pro Barrel anzuheben. Die neuen 
Preise sollten ab 1. 1. 1974 in Kraft treten. 

Die Überlegungen, die wir bei dieser Preiserhöhung anstellen müssen, sind 
erstens, ob die Ölgesellschaften diese Preise akzeptieren werden (Meldungen über 
eine Stellungnahme der betroffenen Ölkonzerne lagen bis jetzt (Mitte Januar) noch 
nicht vor), zweitens ob diese Preise bis jetzt tatsächlich realisiert worden sind und 
drittens, was mit den langfristigen Verträgen geschieht, die alle diese Länder mit 
den Ölgesellschaften abgeschlossen haben, durch die sie an sich verpflichtet sind, bis 
1975 ihr Rohöl zu den 1971 in Teheran festgesetzten Preisen zu verkaufen. All 
diese entscheidenden Fragen wurden bis jetzt in der Presse nicht behandelt. 

Die Beschlüsse von Kuwait (16. 10. 1973) und Teheran (23. 12. 1973), die 
Erdölpreise in Zukunft ohne vorherige Verhandlungen mit den Ölkonzernen festzu- 
setzen, können aber nur dann richtig beurteilt werden, wenn man den Charakter 
dieser Regierungen genau kennt. Gerade die Regierungen am Persischen Golf sind 
bekanntermaßen das direkte Produkt des Ölkartells und der englischen und ameri- 
kanischen Politik, die in brutalster Weise gegen den Widerstand der antiimperialisti- 
schen Massen ihrer eigenen Länder vorgehen. 

Es wäre verfehlt, diese Beschlüsse als antiimperialistische Schritte zu bezeich- 
nen. Daß die Preise des Rohöls früher oder später erhöht werden mußten, war 
unvermeidlich. Aber inwieweit diese Preiserhöhungen im Widerspruch zu den In- 
teressen der großen Ölkonzerne stehen, kann man mit dem jetzigen Informations- 
stand nicht genau sagen. Wir müssen die neuen Verträge, die zwischen den Ölförder- 
ländern und den Ölgesellschaften abgeschlossen werden, abwarten. Nur dann kann 
man eine genaue Analyse darüber machen. 

Am Ende dieser Ausführungen soll hier noch ein besonders augenfälliges Bei- 
spiel für die Manipulationen um die Ölpreise angeführt werden. Anfang Dezember 
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1973 meldeten die Tageszeitung auf der ersten Seite, der Iran habe seinen Rohöl- 
preis auf 17,36 Dollar pro Barrel heraufgesetzt. Diese Meldung wurde mit keinem 
Wort über die Umstände, unter denen dieser Preis zustande gekommen ist, erläutert. 
Natürlich bringt der Konsument solchermaßen informiert leichter Verständnis für 
die Preiserhöhungen der Mineralölkonzerne auf. Keiner der Kommentatoren und 
Wirtschaftsexperten stelite aber die kritische Frage, warum ausgerechnet die persi- 
sche Regierung, die so eng mit den Ölkonzernen zusammenarbeitet und als Preis- 
bremse in der OPEC bekannt ist, plötzlich einen so unwahrscheinlichen Schritt 
unternehmen sollte. In diesem Fall handelt es sich aber nicht um eine generelle 
Preiserhöhung, die die persische Regierung auch mit bestem Willen ohne die Zustim- 
mung der Ölkonzerne nicht hätte durchsetzen können, sondern lediglich um einen 
bei einer Rohölyersteigerung erzielten Höchstpreis. Die größte iranische Tageszei- 
tung Kayhan kommentierte dieses Ereignis am 12. 12. 1973 folgendermaßen: 

„Das persische Rohöl wurde bei einer Versteigerung zu 17,36 Dollar pro 
Barrel verkauft... Zur Zeit wird das persische Rohöl zu 3,3 Dollar pro Barrel an 
das Konsortium (das sind die sieben großen Ölgesellschaften, die auch nach der 
formaten Verstaatlichung dennoch die iranische Ölwirtschaft kontrollieren — Anm. 
d. Verf.) verkauft... Die Summe, die am Dienstag versteigert wurde, ist die Hälfte 
des Teils, den der Iran aus eigenem Förderanteil für das Jahr 1974 zur Verfügung 
hat. Der Iran produziert zur Zeit 6 Mill. Barrel Rohöl pro Tag. Aber von dieser 
Summe kann der Iran nur 450 000 Barrel täglich eigenständig verkaufen. Alles 
andere wird an das damalige Konsortium, das aus englischen, amerikanischen und 
holländischen Ölgesellschaften bestanden hat, abgegeben. Das Konsortium hatte bis 
März dieses Jahres die iranische Ölindustrie kontrolliert. Danach schlossen die Ölge- 
sellschaften mit der NIOC (Nationale Iranische Ölgesellschaft — Anm. d. Verf.) 
einen 20jährigen Liefervertrag. ... Die Namen der Firmen, die das Öl ersteigerten, 
wurden nicht bekanntgegeben.“ 

Im gleichen Artikel schreibt die Kayhan daß der Preis von 17,36 Dollar pro 
Barrel ein Spitzenpreis war, der für besonders hochgradiges Öl erzielt wurde. Die 
anderen Ölqualitäten wurden zu einem Durchschnittspreis von 16 Dollar verkauft. 
Leider wurden die Mengenverhältnisse nicht angegeben. 

Die gesamte versteigerte Menge betrug also nur 237 500 Barrel, was nicht 
einmal 4% der iranischen Tagesproduktion entspricht. Wieviel wirklich zu diesem 
Höchstpreis versteigert worden ist und mit welchen Lieferbedingungen der Handel 
zustande kam, ist bis jetzt noch nicht geklärt. 

Auch in diesem Fall scheint die Wirkung der Schlagzeilen größer zu sein als 
die Auswirkungen, die diese Preiserhöhung selbst hat. Dieses konkrete Beispiel 
zwingt uns, gegenüber jeder neuen Preismeldung, die in den kapitalistischen Län- 
dern bekannt wird, skeptisch zu sein. Man hört fast täglich von neuen Preissteige- 
rungen auf dem Rohölmarkt, ohne daß man ein einziges Mal darüber informiert wird, 
wann und mit wem diese Preiserhöhungen realisiert worden sind. 

In dem jüngsten Nahost-Krieg erzielten die Araber zwar am Anfang einige 
militärische Erfolge, die man im Hinblick auf die aggressive Haltung Israels positiv 
einschätzen muß. Doch der weitere Verlauf des Konfliktes brachte bis jetzt für die 
revolutionären Bewegungen im Nahen Osten nur negative Ergebnisse. Zum Schluß 
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wollen wir noch einmal diese negativen Ergebnisse zusammenfassen: 


Sadat festigte seine Position im In- und Ausland. Die bevorstehende Lösung 
des arabisch-israelischen Konfliktes muß im Zusammenhang mit den Bestre- 
bungen der arrivierten ägyptischen Großbourgeoisie gesehen werden, sich an 
den westlichen Kapitalmarkt anzuschließen. Obwohl offensichtlich ist, daß 
die USA Israel auch weiterhin voll und ganz unterstützen werden, beschioß 
Sadat beim ersten Besuch Kissingers in Kairo, die diplomatischen Beziehun- 
gen zu den USA wieder aufzunehmen. Den Berichten der Tirze zufolge wird 
eine amerikanische Firma demnächst mit dem Bau einer Pipeline von der 
Stadt Suez zum Mittelmeer beginnen. Dieses 365 Millionen-Dollar-Projekt ist 
seit langer Zeit die erste große amerikanische Kapitalinvestition in Ägypten, 
aber sicher nicht die letzte. 

Die reaktionären Kräfte der arabischen Länder gewannen in einem solchen 
Maß an Einfluß, wie man es sich bei der wachsenden antiimperialistischen 
Atmosphäre niemals vorstellen konnte. Der Konflikt, den Länder wie Saudi- 
Arabien und Kuwait mit den kapitalistischen Staaten unter Zuhilfenahme der 
sog. „Ölwaffe‘“ austragen, sollte von uns keinesfalls als Unterstützung der 
revolutionären Bewegungen eingeschätzt werden. Als Kapitalisten nutzten sie 
die Gelegenheit aus, zum einem ihre überproportionale Erdölproduktion ein- 
zuschränken und zum anderen durch direkte Verhandlungen mit einigen EG- 
Ländern den Kapitalisierungsprozeß ihrer Länder zu beschleunigen, um da- 
durch in Zukunft bessere Verwertungsmöglichkeiten für ihr Kapital zu schaf- 
fen. Natürlich ist eine Industrialisierung dieser Länder nicht negativ zu bewer- 
ten, doch diese neuen Kapitalverflechtungen verstärken auch wieder ihre Ab- 
hängigkeit von den westlichen Industrienationen. 

Die USA, deren Ölkonzerne den größten Teil der nahöstlichen Ölreserven 
kontrollieren, sehen in der Lösung des Nahost-Konfliktes die Beseitigung ei- 
nes Krisenherdes, der ihre riesigen Profite aus diesem Teil der Welt ernsthaft 
in Gefahr bringen konnte. Die ständigen Reisen Kissingers in den Nahen 
Osten müssen in dem Rahmen gesehen werden, daß sie sowohl die eigene als 
auch die israelische Position festigen, um in Zukunft stärker gegen die revolu- 
tionären Bewegungen der Palästinenser, Dhofars, Süd-Jemens und anderer 
evil. neu entstehender Bewegungen vorgehen zu können. Zu erwähnen ist 
außerdem, daß die durch den Nahost-Konflikt ausggelöste „Energiekrise“ er- 
heblich zur Stabilisierung des Dollars beigetragen hat. 


Durch die neue Entwicklung werden die arabischen Länder stärker an das kapitali- 
stische Weltwirtschaftssystem angeschlossen als je zuvor. 
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Die Trommel ruft — die Banner wehn 
oder: wie die KPD bei Osram streikte 


Klassenkampf, Betriebsgruppe bei Osram Westberlin 


Dies soll kein Bericht sein über die Lage in einem bestimmten Betrieb oder über die 
Arbeit unserer Betriebsgruppe, sondern wir wollen an einem konkreten Beispiel, das 
sich bei Osram/Westberlin Mitte November ereignet hat, die verantwortungslose und 
falsche Politik der sogenannten „KPD“ darstellen. Das scheint uns umso wichtiger, 
als die KPD-AO und ihre „Rote Hilfe e. V.“ in ihren Zeitungen und Flugblättern 
mit ihren Osram-Erfolgen hausieren gehen und so ahnungslosen Kollegen und ‚Men- 
schen‘ (die AO trennt in ihrer Propaganda sorgfältig zwischen Arbeitern und Men- 
schen = Studenten!) vorgaukeln, welch aktive und schlagkräftige Organisationen sie 
seien. Wir halten es auch für lehrreich, die Auseinandersetzung mit der AO nicht nur 
in der Theorie, sondern auch mal anhand eines konkreten Vorfalls zu führen. 


Die Lage im Westberliner Osram-Werk 


Wir arbeiten in dem neuen Entladungslampenwerk, das Osram mit finanzieller Un- 
terstützung des Berliner Senats vor rund einem Jahr in Spandau fertigstellte. Die 
Situation ist für die Kollegen seit dem Umzug in dieses neue Werk noch viel schlech- 
ter als im alten Werk: Die gesamte Produktion vollzieht sich in einer riesigen Halle, 
die durch keine Zwischenwände unterteilt ist. Lärm, schlechte Klimaanlagen ma- 
chen das Arbeiten unerträglich. Die sozialen Einrichtungen sind mehr als dürftig, 
der Werksgesundheitsdienst ist räumlich und personell völlig unzureichend. 

Dazu kommt, daß das Arbeitstempo ständig gesteigert wird. Teils laufen die 
Maschinen schneller, teils werden Kollegen eingespart (man stellt seit längerer Zeit 
fast nur noch Facharbeiter ein, obwohl viele Kollegen von diesem „modernsten 
Lampenwerk Europas“ die Schnauze voll haben und abhauen), oder auch beides. 
Kurz, das Arbeitsklima ist so beschissen, wie es nicht mehr schlimmer vorzustellen 
ist. 

Wir arbeiten im 2 Schicht-Betrieb. Zur Zeit sind wir ca. 1 000 Produktionsar- 
beiter, darunter weit über die Hälfte Frauen, Der Anteil der Ausländer beträgt über 
50 %. Vor allem arbeiten bei uns Türken (ca. 500, also 50 %), ca. 80 Jugoslawen 
und eine kleine Anzahl von Griechen, Italienern und Spaniern. Die Struktur ist, wie 
meistens in der Elektroindustrie, folgende: An den einzelnen Fertigungslinien arbei- 
ten relativ wenige und gutbezahlte Einrichter (zwischen 8,50 und 11 DM die Stun- 
de), die zum größten Teil Facharbeiter sind, vor allem Deutsche und Jugoslawen. 
Dazu kommt dann die große Masse von Bandarbeitern, die im Schnitt um 6 DM 
verdienen, überwiegend die Türken, bei den Bandarbeiterinnen, die zwischen 
4,60 und 6 DM verdienen, überwiegen die Türkinnen und ältere deutsche Frauen. 
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Diese Zusammensetzung der Belegschaft machte es im alten Werk, in dem die 
einzeinen Abteilungen zudem räumlich voneinander getrennt waren, schwierig, zu 
gemeinsamen Aktionen oder überhaupt zu einem solidarischen Verhalten der Kolle- 
gen untereinander zu kommen. Die Spaltung in gut bezahlte Einrichter und schlecht 
bezahlte Bandarbeiter, zwischen Deutschen und Ausländern, und zwischen verschie- 
denen ausländischen Nationalitäten verhinderte das weitgehend. 

Diese Situation veränderte sich, sobald der Umzug ins neue Werk stattfand 
und alle Kollegen gemeinsam den neuen menschenfeindlichen Bedingungen in der 
neuen Fabrik ausgesetzt waren. Außerdem brachte der Umzug ins neue Werk, der 
sich fließend und möglichst ohne Unterbrechung der Produktion vollziehen sollte, 
zusätzliche Arbeitsbelastungen und Umstellungen für die Kollegen mit sich. 

Von Anfang an zeigte sich dadurch und durch die verbesserten Kommunika- 
tionsmöglichkeiten (im neuen Werk arbeiten alle zusammen in einer Halle, im alten 
waren wir räumlich voneinander isoliert) ein verändertes Verhältnis der Kollegen 
zueinander, das sich in ersten und bescheidenen Widerstandsformen gegen die 
schlecht funktionierende Klimaanlage und gegen die Lärmbelästigung ausdrückte. 
Hinzu kamen die allgemein schlechteren Lebensbedingungen für die Arbeiter durch 
den viel zu niedrigen Tarifabschluß im Januar 73 und die ansteigenden Lebenshal- 
tungskosten, die in Westberlin noch um rund 1 % höher stiegen als in Westdeutsch- 
land. Dieses Zusammentreffen zweier Faktoren — die miesen Arbeitsbedingungen in 
der neuen Fabrik und der allgemeine Lohnraub — brachte zum ersten Mal seit meh- 
reren Jahren eine Bewegung zwischen den Osram-Kollegen zustande, die die Spal- 
tung der Kollegen wenigstens teilweise überwand und zu der gemeinsamen Forde- 
rung nach einer Teuerungszulage führte. Diese Forderung wurde auf einer Betriebs- 
versammlung Ende Juni aufgestellt und von allen Kollegen als Verhandlungsauftrag 
an den Betriebsrat weitergegeben. Durch die Urlaubszeit war es der Geschäftsleitung 
und auch dem Betriebsrat jedoch ein leichtes, diese Forderung stillschweigend unter 
den Tisch fallen zu lassen und sie ohne größeren Protest der Kollegen abzulehnen. 

Nach dem Urlaub - in dieser Zeit liefen auch in Westdeutschland die wilden 
Streiks — wurde das jedoch anders, zumal immer mehr Kollegen ins neue Werk 
umziehen mußten. Wir wollen jetzt nicht alle Einzelheiten darstellen. Wichtig ist, 
daßß es wegen der geforderten Teuerungszulage zu einem kleinen Warnstreik kam, 
daß eine Unterschriftensammlung durchgeführt wurde (600 Kollegen unterschrie- 
ben trotz Behinderungen durch die Meister) und daß für den Fall, daß eine 
Teuerungszulage von 300 DM) nicht bis Anfang Oktober gezahlt würde, die Kolle- 
gen sich auf einen Streik vorbereiteten. In dieser Bewegung waren sowohl türkische 
wie jugoslawische und deutsche Kollegen aktiv, d.h. die Forderung wurde als ge- 
meinsame aller Kollegen verstanden. In dieser Bewegung zeigte sich aber auch, daß 
viele der deutschen gutbezahlten Facharbeiter am wenigsten solidarisch waren. So- 
mit ergab sich innerhalb der Belegschaft auch eine Polarisierung, die unter anderem 
dazu führte, daß der Einfluß dieser Facharbeiter, die in vielen Fällen als Oberein- 
tichter an den Fertigungslinien faktisch Vorarbeiterfunktionen innehatten, auf ihre 
Kollegen, auch auf schlechter bezahlte deutsche Einrichter, rapide abnahm. Sie 
hatten sich bei der gemeinsamen Forderung nicht auf die Seite der Kollegen gestellt, 
und waren damit bei den Kollegen ‚unten durch‘. 
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Somit war die Spaltung der Kollegen untereinander zwar nicht völlig abge- 
baut, aber der unsolidarische Teil der Kollegen war relativ klein und bekannt. Die 
Mehrzahl der Kollegen, auch der deutschen, war sich einig, diese Forderung nach 
einer Teuerungszulage durchzusetzen. 

Dieser gemeinsamen Bewegung versuchte der Betriebsratsvorsitzende, sicher- 
lich im Einvernehmen mit der Geschäftsleitung, dadurch entgegenzuwirken, daß er 
die entscheidende Betriebsversammlung Anfang Oktober, auf der die Geschäftslei- 
tung ja oder nein zu unserer Forderung sagen mußte, aufspalten wollte. Er setzte 
eine getrennte Betriebsversammlung zur selben Zeit für die Türken an, wohlin der 
Annnahme, die Türken würden sich an einem nach A blehnung*iner Teuerungszula- 
ge eventuell ausbrechenden Streik als geschlossenste und kämpferischste Gruppe 
beteiligen. Daß die Türken nicht allein iosschlagen würden, war klar. Sie haben 
immer wieder betont: „Nur zusammen mit den deutschen Kollegen; Nicht wie bei 
FORD!“, 

Sofort nach Bekanntwerden dieser Spaltungsabsichten ging im Betrieb unter 


’Politladen Erlangen 


ı— das ist die Buchhandlung in Erlangen, die für die regionale Linke und alle 
' Interessierten alles besorgt und am Lager hat, was für Theorie und Praxis 
notwendig ist oder werden kann, und wo die hiesigen Gruppen ihre Materia- 
ı Sien und Informationen bekannt machen und austauschen. 

- das ist der Versand marxistischer Literatur, vor allem in die Orte mit den 
vierstelligen Postleitzahlen und ins Ausland, um auch die vom Kommunika- 
tionsfluß in den Metropolen Abgeschnittenen in diesen einzubeziehen und 
| ihnen alles für ihre Arbeit Nötige zur Verfügung zu stellen. | 
| -- das ist der Verlag und Vertrieb sozialistischer Literatur (siehe auch die ent- 
ı sprechenden Anzeigen in diesem Buch) 

j- das ist die Druckerei, die als Instrument der regionalen L.inken wie auch 
ı überregionalen Gruppen und Verlagen zur Verfügung steht. 


i Der Politiaden Erlangen arbeitet auf genossenschaftlicher Basis, es existiert keine 
| Möglichkeit der privaten Aneignung der gemeinsam geschaffenen Werte. Be- j 
‚ schlüsse werden von allen hier Arbeitenden gefaßt — durch persönliche Mitarbeit 
der Einzelnen in lokalen Gruppen sowie durch die Abhängigkeit eines solchen | 
| Projekts von der sozialistischen Bewegung wird die Verselbständigung verhindert. | 
ı Klar sein muß, daß Arbeit im Politladen nicht die politische Praxis ersetzt; | 
| ebenso klar sein muß, daß ein Projekt wie dieses keine Spielwiese ist, auf der 
‚ realitätsferne Freiräume geschaffen werden könnten. Denn immerhin gibt es ja 

noch den... (bitte wenden!) | 


‚Die eine Seite... 
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allen Kollegen, nicht nur unter den türkischen, die Parole um: ‚Wir haben gemeinsa- 
me Probleme und gemeinsame Forderungen, also brauchen wir auch eine gemeinsa- 
me Versammlung.“ Deutsche, türkische, jugoslawische, griechische Kollegen waren 
sich so einig wie nie zuvor. Obwohl weiterhin eine kleine Gruppe von älteren 
deutschen Frauen und deutschen Einrichtern nicht mitzog und sogar unwillig wur- 
de, als auf der erzwungenen gemeinsamen Versammlung längere Redebeiträge in 
türkisch gehalten wurden und zwischendurch übersetzt werden mußten. Diese Spal- 
tung wäre höchstens nach Ausbruch eines erfolgversprechenden Streiks zu überwin- 
den gewesen, vielleicht auch nicht einmal dann. Jedenfalls stand sie einem Streik 
nicht mehr im Wege, da sie eine Spaltung zwischen einer hartnäckig ausländerfeind- 
lichen und betriebshörigen Minderheit und der kampfbereiten großen Mehrheit der 
Belegschaft war. 

Außerdem verhielten sich die Türken untereinander zum ersten Mal wie eine 
solidarische Gruppe. Weil sie den Plan des Betriebsrats durchschauten, fühlten sie 
sich in ihrem Selbstbewußtsein bestärkt. Sie merkten, daß es bei Osram vor allem 


nosnshrd mebsltilod 


... Kapitalismus! Das heißt für den Politladen, so zu arbeiten, daß er als Pro- 
duktions- und Handelsbetrieb existenzfähig ist. Das heißt Mehrwertschaffung, 
Akkumulation, Kalkulation zu kostendeckenden Preisen, Buchführung, Finanz- 
| amt, Versicherung, Werbung, Entfremdung, Lohn{erhöhung, wenn auch für alle 
gleich und überhaupt recht durchschnittlich). Anders zu „wirtschaften” hieße 
technische und organisatorische Mittel für die sozialistische Bewegung faktisch 
aufzugeben, da der Konkurs nur eine Frage der Zeit wäre. 

Diese unumgänglich notwendige Art des Arbeitens stößt aber auf ein erhebliches 
Hindernis: den Kapitalmangel. Wenn man ohne Kapital anfängt und gleichzeitig 
versucht, den ganzen Laden auszubauen, damit er leistungsfähiger wird und auch 
i Krisen und Repressionen kleineren Umfangs ihn nicht umwerfen, bleibt nichts | 
| zum akkumulieren. Hauptschwierigkeit: Alle Kosten müssen bezahlt werden, 
ı bevor das Geld aus dem Verkauf an Buchhandlungen, Verlage, Versandkunden 
| usw. eintrifft, so daß ständig ein großes Finanzioch — verursacht durch diese 
| Zeitdifferenz -- entsteht. „Normale Firmen nehmen dann die Kredite der Ban- | 
ken in Anspruch, bei uns klappte das nie. Zum einen haben wir die Grundstücke ! 
nicht, die als Sicherheiten gewünscht wären, zum anderen ist die Geidgier der | 
Banken nicht immer so groß, daß sie ihren eigenen Untergang auth noch finan- | 
| zieren möchten. Daher die dringende Bitte an alle Genossinnen und Genossen, | 
i Freunde und Leser(!}: Statt Sparbücher anzulegen uns Darlehen zu gewähren! 
100 Linke mit 500 DM oder 50 mit 1.000 DM müßten doch schaffen, was die | 
j eine Bank mit 50.000 nicht will! Schreibt uns, wenn ihr solche Kreditmöglich- | 
| keiten seht, wir schicken Euch einen Vertrag (Kündigungsfristen, Zinsen usw.) 
und mehr Informationen. Bitte bald reagieren, bevor es zu spät ist. Schreibt an | 
| den Politladen, 8551 Gaiganz. | 


..„.und die andere 
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auf ihr Verhalten ankommt. Dadurch wurde zum Beispiel die Trennung zwi- 
schen zwischen türkischen Männern und Frauen, die vorher ein gemeinsames Vorge- 
hen und Verständnis der Türken mit verhindert hatte, abgebaut. Der Erfolg war, 
daß auf der Extra-Türken-Veranstaltung 10 Betriebsräte und Vertreter der Ge- 
schäftsleitung und nur 3 türkische Kollegen dawaren. Der Rest war in der gemeinsa- 
men Betriebsversammlung und beteiligte sich lautstark und selbstbewußt an der 
Diskussion. 

Der nach der Betriebsversammlung mögliche und vorher von den Kollegen 
abgesprochene Streik kam nicht zustande, weil die Geschäftsleitung auf der Ver- 
sammlung die Zahlung einer einmaligen Zulage von 200 DM bekannt gab, und die 
Mehrheit der Kollegen nicht bereit war, für die 100 DM Differenz zu streiken, 
obwohl sie unzufrieden mit der niedrigen Zulage waren. 

Die zunehmende Solidarisierung aller Kollegen, die auch eine Politisierung 
und ein größeres Selbstbewußtsein der Kollegen zur Folge hatte, bewies sich auch 
bei den Vertrauensleutewahlen, die in den wichtigsten und größten Abteilungen des 
neuen Werks wegen des stufenweisen Umzugs erst im November abgehalten wurden. 
Ein großer Teil der Kollegen wählte bewußt solche Vertrauensleute, die sich bei den 
vorhergehenden Aktionen für eine Teuerungszulage hervorgetan hatten. Das war 
auch als Antwort an den alten und immer noch amtierenden Betriebsrat zu verste- 
hen, der nur kleinlaute Bittbriefe geschrieben hatte und in dem je ein Alibi-Türke 
und -Jugoslawe sitzt. Zum ersten Mal wurden ausländische Kollegen zu gewerk- 
schaftlichen Vertrauensleuten gewählt: 7 Türken, 1 Jugoslawe, 1 Grieche. 

In dieser Bewegung unter den türkischen Kollegen spielte auch der neue 
Dolmetscher, Mukadder C., eine vorantreibende Rolle. Er war im August eingestellt 
worden und erwies sich als der erste Dolmetscher, der sich entschieden für die 
Interessen der türkischen Kollegen einsetzte und sich nicht als Handlanger der Ge- 
schäftsleitung verstand. Er war bei den Türken in kurzer Zeit sehr beliebt, nicht 
zuletzt, weil er sich auch um Dinge kümmerte, die mit Wohnungen, Arbeitserlaub- 
nis etc. zu tun hatten. Allerdings war Mukadder trotz mehrfacher Warnungen der 
deutschen und türkischen Kollegen, mit denen er engeren Kontakt hatte, extrem 
unvorsichtig. Ohne sich direkt auf eine Gruppe von Kollegen, die im Betrieb organi- 
siert arbeiten wollten, stützen zu können, lief er überall herum und verkündete 
selbst seinen Vorgesetzten, daß er nicht gewillt sei, die Sache der Kapitalisten zu 
vertreten, sondern daß er stets auf der Seite seiner Landsleute stehen würde. Festzu- 
halten ist jedoch, daß Mukadder ein sehr mutiger und konsequenter Interessenver- 
treter der türkischen Kollegen war und daß er für die zunehmend kämpferische 
Haltung der Kollegen eine Menge getan hat. 


Mukadders Entlassung und die darauf folgenden Ereignisse 


Am 15.11. wurde dem Dolmetscher Mukadder C. „aus den mit Ihnen besproche- 
nen Gründen“ (so im Kündigungsschreiben) gekündigt. „Dieser Rausschmiß richtet 
sich nicht nur gegen die Türken, er richtet sich überhaupt gegen die Aktivitäten von 
deutschen und ausländischen Kollegen in den letzten Wochen, er soll uns einschüch- 
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tern“ (Klassenkampf Osram vom 20. 11.). 

Mukadder war vorher mehrfach von der Betriebsleitung und bezeichnender- 
weise auch vom Betriebsrat wegen seiner Aktivitäten für die Kollegen angegriffen 
und vermahnt worden. Er machte aber den Fehler, sich nicht auf die Situation bei 
Osram einzustellen und gerade auch im Interesse der türkischen Kollegen und im 
Interesse einer möglichen kontinuierlichen Arbeit im Betrieb weniger demonstrativ 
aufzutreten, Er schätzte seine Lage offensichtlich falsch ein und legte es aufeinen 
Konflikt mit der Geschäftsleitung an, in der festen Überzeugung, die Solidarität der 
türkischen Kollegen würde eine Kündigung verhindern. Doch seine Beliebtheit bei 
den Kollegen machte ihn für die Betriebsleitung immer mehr zu einem gefährlichen 
Mann. Gleichzeitig mit seiner Kündigung erhielt er Hausverbot. Er verabschiedete 
sich bei den ihn aus dem Werk führenden Personalchefs mit den Worten: ‚Die Ant- 
wort auf meine Kündigung erhalten Sie von den Arbeitern.“ Der Betriebsrat hatte 
die Kündigung sofort unterschrieben, ohne vorher mit Mukadder zu sprechen. 

Nach seiner Kündigung machte Mukadder seinen zweiten Fehler. Er hieit sich 
nicht an die deutschen und türkischen Kollegen, mit denen er im Betrieb zusam- 
mengearbeitet hatte und für die er sich auch eingesetzt hatte, sondern „übergab“ 
den Fall dem AO-Ableger Ro ‚Rote Hilfe e. V.“, mit der er über das FORD-Solidari- 
tätskomitee schon vorher Kontakt hatte. Diese hatte von den Bedingungen bei 
Osram keinen blassen Schimmer und wollte Mukadder als „Berliner Baha Targyn“ 
herausbringen. Als Mukadder auch zu einigen Osram-Kollegen Kontakt aufnahm, 
waren gleichzeitig mehrere „Rote Hilfe e. V.“-Funktionäre da, die den Kollegen 
im Betrieb vorschreiben wollten, was sie zu tun hätten. 

Wir wollen hier klarstellen, daß wir nicht glauben, man dürfe einzig und allein 
auf die Aktivitäten bauen, die unmittelbar aus dem Betrieb heraus möglich sind. 
Klar, daß wir in der gegenwärtigen Phase der Entwicklung der Klassenkämpfe auf 
Unterstützung „von außen“ angewiesen sind. Wir halten es nicht grundsätzlich für 
falsch, wenn etwa Studenten vor Betrieben agitieren. Auch die Verteiler des „Klas- 
senkampf Osram“ sind zum Teil Studenten. Nur muß man sich ganz klar sein über 
die Voraussetzungen und Bedingungen, unter denen von außen eingegriffen werden 
kann. Was von außen kommt, muß eine ganz konkrete Unterstützung dessen sein, 
was in der Fabrik an realer Bewegung da ist, und was auch in der Fabrik von den 
Kollegen weitergetrieben werden kann. Forderungen, die von außen hineingetragen 
werden, oder Vorgehensweisen — „Anleitungen“ —, die draußen konzipiert sind, 
blockieren oder zerschlagen den ganzen Kampf, den die Kollegen im Werk führen, 
auf jeden Fall, wenn sie ohne exakte Einbeziehung der Situation im Werk, d.h. 
ohne Mitarbeit der aktiven Kollegen entwickelt werden. 

Noch am Tage seiner Kündigung fing Mukadder an, die Kollegen, die zur 
Arbeit kamen oder nach Hause gingen, vor dem Tor über seine Kündigung und über 
die Hintergründe zu informieren. Das war eine richtige Aktion, denn für die Kolle- 
gen war er ja noch „drin“ — Kündigung und Hausverbot des beliebten Dolmetschers 
kam für sie wie der Blitz aus heiterem Himmel. Besonders die türkischen Kollegen 
im Werk waren über die Kündigung empört, diskutierten über diese Sauerei und 
fingen an, für die Wiedereinstellung von Mukadder Unterschriften zu sammein. Das 
Ziel der Kollegen, auch der aktiveren deutschen Kollegen, war es, mit dieser Unter- 
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schriftensammlung der Geschäftsleitung ein Ultimatum zu stelien. Auf einer Ver- 
sammlung, die zum Zeitpunkt des Ultimatums stattfinden sollte, sollte die Ge- 
schäftsleitung Farbe bekennen. Somit wäre nach Meinung der Kollegen eine Basis 
vorhanden gewesen, gegen die Kündigung gegebenenfalls auch mit einer Arbeitsnie- 
derlegung zu protestieren. Vor einer offiziellen Stellungnalime wollten die türki- 
schen Kollegen keine Aktion starten. Ein türkischer Kollege hat das treffend so 
formuliert: „Wenn Firma Nein und Betriebsrat Nein, dann sagen die Arbeiter auch 
Nein!“ 

Eine solche Versammlung wäre der richtige Zeitpunkt für Mukadder gewesen, 
sich über das Hausverbot hinwegzusetzen, ins Werk zu kommen — was jederzeit 
unbemerkt möglich ist— und zu den versammmeiten Kollegen zu sprechen. Auf 
diesen Plan gingen weder Mukadder noch die: „Rote Hilfe e. V.“ ein. Sie hatten ihr 
eigenes Konzept fernab von der realen Situation bei Osram entwickelt. Dieses Kon- 
zept lief darauf hinaus, daß Mukadder an einem der folgenden Tage zusammen mit 
einer großen Zahl von Kollegen ins Werk gehen und dort eine Versammlung und 
einen Streik organisieren sollte. 

Inzwischen war unter den türkischen Kollegen große Verwirrung aufgetreten, 
die ihre Unterschriftensammlung erstmals zum Stocken brachte und überhaupt zu 
einer Lähmung der Aktivitäten führte. Denn Mukadder tauchte vor dem Werkstor 
vor jedem Schichtwechsel, bei Schichtbeginn und -schiuß auf, mit einer Reihe von 
„Rote Hilfe e. V.“-Funktionären, die die Kollegen permanent zu Aktionen und zum 
Streik aufforderten, ohne daß die Kollegen überhaupt wußten, wer diese „Freunde“ 
Mukadders überhaupt waren. Sie waren zwar nach wie vor auf Mukadders Seite, 
wollten aber mit seinen „Freunden“ nichts zu tun haben, weil sie nicht wußten, was 
die überhaupt bei Osram zu suchen hatten und was sie vorhatten. In dieser Verwir- 
rung ging auch die Unterschriftenliste „unter“: keiner der türkischen Kollegen, die 
Unterschriften gesammelt hatten, wußte mehr zu sagen, wo sie steckte. Anstatt wie 
geplant von einer Delegation türkischer Kollegen als Ultimatum beim Betriebsrat 
und bei der Geschäftsleitung abgegeben werden zu können, hatten Mukadder und 
die „Rote Hilfe e. V,“ sie an sich gerissen und auf Flugblättern aufgefordert, weite- 
re Unterschriften an sie zu schicken. 

Die Verwirrung und Lähmung der Aktivität bei den türkischen Kollegen zeig- 
te sich auch bei den Versammlungen, die die „‚Rote Hilfe e. V.“ durchführte. Waren 
auf der ersten Versammlung noch ca. 10 Osram-Kollegen anwesend, bröckelte diese 
Zahl mit jeder weiteren Sitzung weiter ab. Das hielt aber die „Rote Hilfe e. V.“ 
nicht ab, großsprecherisch ein „Osram-Solidaritätskomitee“ zu gründen, in dem 
nach kurzer Zeit die „Rote Hilfe e. V.“-Funktionäre unter sich waren. 

In der ersten Versammlung, wo dieses Komitee auch gegründet werden sollte 
und wo noch einige Osram-Kollegen anwesend waren, wurde auf die Vorschläge der 
Kollegen überhaupt nicht eingegangen, sondern die „Rote Hilfe e. V.“ setzte gegen 
die Bedenken der Kollegen ihre Vostellung vom Kampf bei Osram durch und 
machte völlig unrealistische Vorschläge, die sich vor allem am Streik bei 
FORD/Köln orientierten. Jeder Versuch, die Lage bei Osram realistisch einzuschät- 
zen, wurde von ihnen zurückgewiesen. Den Bedenken der Kollegen hielten die 
Funktionäre immer wieder ihre eigene Kampferfahrungen ent, zgen, ohne daß sie 
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sagen konnten, wo sie diese Erfahrungen gesammelt hätten. Ihre Vorschläge liefen 
auf einen Streik hinaus, der vor dem Tor schon organisiert werden müßte, so daß 
daß man gar nicht erst anfängt, zu arbeiten. Dieser Vorschlag, der sich abstrakt ja 
großartig anhörte, bloß mit den Möglichkeiten bei Ösram nichts zu tun hatte, wurde 
aufrechterhalten in einer Situation, wo bereits klar war, daß in dem ‚Solidaritäts- 
komitee‘ keine Kollegen mitarbeiteten und im Betrieb die Stimmung schwankte 
zwischen Verwirrung und Passivität (bei den Türken) und offener Ablehnung gegen 
die Streikvorschläge, die den Kollegen pausenlos unterbreitet wurden (Ablehnung 
vor allem bei deutschen Kollegen). Ungeachtet dieser Lage bliesen die AD-Anhänger 
am Dienstag, 20. 11. 1973, zum Sturm — trotz mehrfacher Warnungen von Kolle- 
gen, die die Lage bei Osram kannten. 

Dieser ‚Sturm‘ war so geplant, daß Mukadder mit den türkischen Kollegen, die 
er vor dem Tor und vor Schichtbeginn morgens um sich scharen sollte, ins Werk 
hineingehen und dort eine Versammlung mit den Kollegen herbeiführen sollte, die 
entweder zu seiner Wiedereinstellung oder zum Streik führen sollte. In der Realität 
sah es aber am Dienstagmorgen so aus: Dem Dolmetscher gelang es nicht, mehr als 
fünf Kollegen um sich zu scharen. Die anderen gingen ins Werk, ohne mit Mukadder 
und seiner Aktion etwas zu tun haben zu wollen. Das hielt Mukadder und seine 
Freunde von der AO aber nicht ab, ihren einmal gefaßten Plan doch noch in die Tat 
umzusetzen. Mukadder ging also mit einer Handvoll von Kollegen und mit Mega- 
phon ins Werk und da in den Pausenraum, wo vor Schichtbeginn viele türkische 
Kollegen ihren Kaffee oder Tee trinken. An diesem Morgen waren aber auffällig 
wenig Türken im Pausenraum, ca. 25. Vor diesen Kollegen stellte sich Mukadder auf 
den Tisch, holte das Megaphon heraus und begann auf türkisch und deutsch Reden, 
Parolen und Lieder anzustimmen. Er agitierte in derselben Weise, wie man es bei 
FORD/Köln von den dortigen Streikführern kannte, bloß mit dem Unterschied, daß 
die einige Tausend Kollegen vor sich hatten, während es hier nur 25 waren, von 
denen einige bei Arbeitsbeginn noch weggingen, also keine Anstalten machten zu 
streiken. Eine Ausweitung der Aktion war gar nicht möglich, weil der Pausenraum 
weitab von der Produktionshalle liegt, die meisten Kollegen also gar nicht mitkrieg- 
ten, was sich da im Pausenraum abspielte. 

Der Schichtleiter holte sofort die Polizei, Vorarbeiter, Meister und Betriebsrä- 
te notierten sich die Namen der Kollegen, die bei Mukadder im Pausenraum waren. 
Die Polizei kam erst zu zweit, holte dann Verstärkung, und schließlich schiugen 
12 Bereitschaftspolizisten in schweren Helmen und mit Knüppeln die kleine Ver- 
sammlung auseinander. Dabei gab es eine kurze Rangelei um das Megaphon und den 
Dolmetscher zwischen einigen Türken und den Polizisten. Vier Türken waur- 
den zusammen mit dem Dolmetscher von der Polizei aus dem Werk geschleppt und 
vorläufig festgenommen. Der Mut der türkischen Kollegen, die Mukadder vor der 
Polizei schützen wollten, fand kein solidarisches Handeln bei den Kollegen, die das 
Ganze beobachtet hatten. Diese Kollegen waren auf die Aktion Mukadders über- 
haupt nicht vorbereitet gewesen, hielten das Ganze in dieser Form sowieso für 
sinnlos und sahen auch keine Möglichkeit, die Aktion auf sinnvolie Weise zu unter- 
stützen. Das auf dem Werksgelände postierte Polizeiaufgebot aus sechs Mannschafts- 
bzw. Streifenwagen wurde erst abgezogen, als sich der Werksleiter persönlich verge- 
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wissert hatte, daß überall im Werk gearbeitet wurde und keine offene Unruhe mehr 
zu erkennen war. 

Das Ergebnis der Aktion waren zunächst vier festgenommene türkische Kolle- 
gen, denen sofort fristlos gekündigt wurde. Auch diese Kündigung unterschrieb der 
Betriebsrat sofort ohne Anhörung der Betroffenen oder ihrer Kollegen. Während 
des ganzen Tages, bis in die nächste Schicht hinein, gingen Polizisten in Zivil und 
Mitglieder der Betriebsleitung durch die Fabrik, beobachteten die Kollegen und 
holten noch einen Türken raus, der angeblich bei der Rangelei mit der Polizei 
dabeigewesen sein sollte. Auch der wurde fristlos gekündigt und aus dem Werk 
geführt. 

Angesichts der permanenten Überwachung und des Polizeieinsatzes verbreite- 
te sich bei den türkischen Kollegen Angst und Resignation. Bei einigen, auch bei 
deutschen Kollegen, herrschte zwar Empörung über den Polizeieinsatz, weil sie aber 
auch die Aktion des Dolmetschers für völlig idiotisch hielten, wuchs aus der Wut 
gegen die Polizei keine Solidarität oder ein gemeinsamer Protest gegen die Anwesen- 
heit der Polizei. Die festgenommenen Kollegen wurden nach einigen Stunden ein- 
schließlich des Dolmetschers mit Hilfe eines Anwalts der „‚Roten Hilfe e. V.“ wieder 
freigelassen. 

Mit diesem Alleingang Mukadders und der AO-Leute, die vor dem Tor dazu 
aufgerufen hatten, war für die Kollegen im Betrieb die letzte Chance, von innen 
wirkungsvoll etwas gegen die Entlassung Mukkaders zu machen, zerstört worden. 
Überhaupt war es in der nächsten Zeit sehr schwierig, mit mehreren Kollegen über 
ein einheitliches Vorgehen zu diskutieren. Pausenlos patrouillierten Abteilungsleiter 
und Leute von der Betriebsleitung durch die Fabrik, die Meister hielten sich ständig 
in der Nähe der Kollegen auf. Diese Einschüchterungsmaßnahmen hatten Erfolg. 
Keiner wollte in dieser Situation weitere Entlassungen riskieren, die sowieso nie- 
mandem etwas genützt hätten. Außerdem sah keiner einen Sinn in Solidaritätsbe- 
kundungen für den Dolmetscher, der sich einen Dreck um die Ratschläge der Kolle- 
gen kümmerte und nur noch auf die Funktionäre der ‚Roten Hilfe e. V.““ hörte. Das 
war auch der eigentliche Grund, warum es nicht möglich war, vom Betrieb aus und 
mit Hilfe der aktiven Kollegen eine Aktion vorzubereiten, die viel mehr erreicht 
hätte, als das Vorgehen der „Roten Hilfe e. V.‘“. Denn man hätte das auch gegen die 
Vorschläge des Dolmetschers machen müssen, mit dem sich die Kollegen ja gerade 
solidarisieren sollten. So entstand gerade für die aktiven Kollegen bei Osram eine 
völlig vermasselte Situation, die eigene Aktivitäten verhinderte. Nach dieser eindeu- 
tigen Niederlage für das Vorgehen der „Roten Hilfe e. V.‘“ (die nicht darin bestand, 
daß Mukadder und einige Kollegen festgenommen wurden, sondern darin, daß sein 
Vorpreschen von den Kollegen weder verstanden noch unterstützt wurde), lief die 
Propaganda der AO erst richtig los. 

An der Universität wurde zur Solidarität mit den kämpfenden Osram-Arbei- 
tern aufgerufen. Zur Mittagsschicht versammelten sich ca. 150 KSV-Studenten vor 
dem Tor mit Transparenten und Mukadder an der Spitze. Sie riefen zu einer Pro- 
testdemonstration auf für Mukadder und gegen den Polizeieinsatz. An dieser De- 
monstration beteiligte sich kein einziger Kollege, zumal alles direkt vor dem Werks- 
tor, d.h. vor den Augen der Geschäftsleitung stattfand. Die Taktik der AO war 
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dabei, daß sie ihren Studenten vorgaukelte, draußen vor dem Tor hätten sich andere 
Kollegen zu ihrer Unterstützung eingefunden. Mit den KSV-Studenten ging der 
Demonstrationszug zu den benachbarten Siemens-Werken, wo ohne Erfolg, d.h. 
ohne Beteiligung von Siemens-Kollegen, versucht wurde, anhand der Osram-Vorfälle 
zu agitieren. In dem „Rote Hilfe e. V.“-Flugblatt vom 22.11.1973 liest sich das 
dann so: „Nachmittags versammelten sich über 200 Menschen (!) mit Mukadder an 
der Spitze vor dem Betrieb zu einer Protestkundgebung. Anschließend bildeten sie 
einen Demonstrationszug bis zu den Siemens-Werken, wo sie die Siemens-Kollegen 
von den Vorfällen unterrichteten.“ 

Das war aber noch nicht alles. An den folgenden Tagen wurde vor verschiede- 
nen Werken, auch vor den drei anderen Berliner Osram-Werken, und vor den Berufs- 
schulen ein Flugblatt verteilt, in dem es zu den Aktivitäten der Osram-Kollegen 
nach Mukadders Kündigung heißt: „Sie sammelten 600 Unterschriften, legten am 
Freitag für eine Stunde die Arbeit nieder, führten am Montag eine Pausenversamm- 
lung durch. Am Dienstagmorgen holten die Kollegen Mukadder in den Betrieb 
hinein und zeigten auf einer Versammlung in der Kantine ihre Entschlossenheit, für 
die sofortige Wiedereinstellung zu kämpfen. Daraufhin ließ die Geschäftsleitung die 
Kantine durch 20 Bereitschaftspolizisten stürmen. Die Polizisten griffen brutal an, 
schlugen mit Knüppeln auf die Arbeiter ein und verhafteten Mukadder und vier 
andere Kollegen...Mukadder wurde die Ausweisung angedroht, alle verhafteten Kol- 
legen und noch 23 andere wurden fristlos entlassen.‘ (Flugblatt vom 22. 11. 1973) 

Von diesen Angaben ist alles bis auf die Schilderung der Polizeiaktion gelo- 
gen. Weder wurden 600 Unterschriften gesammelt (es waren knapp über 200), we- 
der legten die Kollegen am Freitag für eine Stunde die Arbeit nieder (in einer 
Abteilung wurde bei Schichtbeginn über die Kündigung Mukadders diskutiert; das 
dauerte — bis zum Eintreffen des Meisters — eine halbe Stunde), weder wurde eine 
Pausenversammlung durchgeführt (in der Pause wurde wie immer unter den Kolle- 
gen diskutiert), und was es mit der Versammlung in der Kantine auf sich hatte, 
haben wir schon berichtet. Diese Versammlung von ca. 25 Kollegen, die zum Teil 
nur zufällig da waren, weil sie Kaffee trinken woliten, wurde in der Roten Fahne 
sogar zu einer Betriebsversammlung hochgejubelt (Überschrift in der Roten Fahne 
vom 28.11.1973 zu den Osram-Vorfällen: „SPD-Polizei zerschlägt Betriebsver- 
sammlung!‘%). Auch die im Flugblatt angegeben Zahl von 23 weiteren Entlassungen 
war eine Falschmeldung. Außer den vier Festgenommenen und dem einen Kollegen, 
der später von der Polizei ‚entlarvt‘ wurde, wurde noch eine Kollegin am selben Tag 
aus anderen Gründen entlassen, die mit den Vorfällen am Dienstagmorgen im Pau- 
senraum nichts zu tun hatten. Die AO hatte es mit ihrer revolutionäten Taktik also 
‚bloß‘ zu 5 Entlassungen gebracht. Eine Reihe anderer türkischer Kollegen wurde 
mündlich verwarnt. 

Bezeichnenderweise wurde dieses mit maßlosen Übertreibungen und Lügen 
gespickte Flugblatt nicht vor unserem Werk verteilt, wo die Kollegen ja genau 
wußten, was passiert war, sondern nur vor anderen Betrieben und Berufsschulen, 
wo die Kollegen nichts von der wirklichen Situation wußten. Das beweist, daß 
Lügen und Übertreibungen nicht zufällig und aus Schlamperei, sondern mit voller 
Absicht verbreitet wurden, mit dem Ziel, die Aktivitäten der AO und ihrer „Roten 
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Hilfe e. V,“ groß herauszustellen und den Kollegen und Studenten an der Uni vor- 
zugaukeln, bei Osram wäre unter ihrer Führung ein großer Kampf ausgebrochen. 

Trotz der niederschmetternden Erfahrungen und trotz des Unheils und der 
Verwirrung, die die AO jetzt schon unter den Osram-Kollegen und vor allem unter 
den Türken angerichtet hatte, und trotz der Tatsache, daß sich schon jetzt einige 
der am Dienstag fristlos entlassenen türkischen Kollegen von der „Roten 
Hilfe e. V.“ klar distanziert hatten, erwiesen sich die „erfahrenen Kämpfer“ der AO 
als blinde Opfer ihrer eigenen Propaganda und riefen zu neuen Aktionen auf. Am 
Donnerstag verbreiteten sie unter Kollegen, am Freitag würde gestreikt, und sie 
würden vor Schichtbeginn das Werk von außen ‚dicht machen‘. Der Betriebsrat lief 
den ganzen Donnerstag rum und empfahl den Kollegen, am nächsten Morgen das 
Werk eıst zu betreten, wenn dies ohne Schwierigkeiten möglich wäre. Sie würden 
die Ausfallzeit voll bezahlt bekommen! Die meisten Kollegen nahmen das dankbar 
zur Kenntnis, da sie weder gewilit waren, zu streiken, noch ‚ihr Werk freizukämp- 
fen“. 

Am folgenden Moıgen, 23 11. 1973, verteilte die AO vor der Frühschicht ein 
Flugblatt, in dem es heißt: „Arbeiter von Osram! Treten wir heute in den Streik, 
um endgültig unsere Forderung nach der Rücknahme der Kündigung des türkischen 
Dolmetschers und die sofortige Wiedereinstellung aller entlassenen Kollegen durch- 
zusetzen. Wir versammeln uns jetzt vor dem Tor und werden demokratisch über den 
Streik abstimmen. — Wir werden demokratisch unsere Forderungen beschließen. 
Wir werden demokratisch die Kollegen wählen, deutsche, türkische, griechische und 
jugoslawische, die eine Streikleitung bilden, den Streik organisieren und mit der 
Geschäftsleitung verhandeln.“ 

Angesichts der wirklichen Situation im Betrieb war dieser Aufruf lächerlich, 
er wurde auch von keinem Kollegen ernstgenommen. Keiner machte Anstalten, für 
irgendetwas abzustimmen, zu streiken und vor allem eine Streikleitung zu wählen, 
was für die AO ja immer das wichtigste ist. Da nützten auch die vielleicht hundert 
‚Menschen‘ nichts, die in Autos vor dem Werk auf eine Aktion der Kollegen warte- 
ten, um sie dann mit der Kampferfahrung und der Kraft des KSV zu stärken. Zu 
diesem Zeitpunkt war die Reaktion der Kollegen nicht mehr nur Verwirrung und 
Resignation, sondern schon völlige Interesselosigkeit und offene Ablehnung gegen 
diese Leute ‚vor dem Tor‘. Die „Rote Hilfe e. V.“ und ihre verbündeten Studenten 
zogen denn auch schon, bevor die letzten Kollegen zur Arbeit kamen, wieder ab. 
Betriebsrat und Geschäftsleitung nutzten die Situation zu maßloser Hetze gegen die 
‚Kommunisten‘ und verbreiteten wilde Gerüchte (‚die wollen das Werk stürmen und 
eure Autos anzünden‘). 

In einem weiteren Flugblatt wurde mittags bei Schichtwechsel das Fehlschla- 
gen des Streiks allein den Einschüchterungen der Meister und Geschäftsleitung in 
die Schuhe geschoben.Kein Wort von Selbstkritik und natürlich auch kein Wort 
davon, daß es ihr eigenes Vorgehen war, das die resignative und passive Haltung der 
Kollegen schließlich sogar gegenüber dem vorher so beliebten Dolmetscher zur Fol- 
ge hatte. 

Vier Tage später wurde dann auch noch ein Flugblatt verteilt, in dem die 
„Rote Hilfe e.V.“ dazu aufforderte, die Kollegen sollten eine außerordentliche 
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Betriebsversammlung fordern. Auch dieses Flugblatt fand überhaupt keine Reso- 
nanz mehr. Die Strategen von der AO kennen natürlich ihr Betriebsverfassungsge- 
setz. Dort heißt es in $ 43, Absatz 3: „Der Betriebsrat ist berechtigt, und auf 
Wunsch des Arbeitgebers oder mindestens einem Viertel der Arbeitnehmer ver- 
pflichtet, eine Betriebsversammlung einzuberufen und den beantragten Beratungs- 
gegenstand auf die Tagesordnung zu setzen“. Nur wissen sie nicht, daß die zu einer 
außerordentlichen Betriebsversammlung benötigten Unterschriften nur im Werk 
zusammengebracht werden können von Kollegen, die das Vertrauen großer Teile 
der Belegschaft haben. Und sie hatten keinen Schimmer davon, daß eine Betriebs- 
versammlung zu diesem Zeitpunkt politisch fatal gewesen wäre: Die Belegschaft war 
so gespalten, verwirrt, eingeschüchtert, mißtrauisch oder gar offen feindlich gegen- 
über den gekündigten Kollegen, die jetzt mit den „Menschen“ vor dem Tor in einen 
Topf geworfen wurden, daß Geschäftsleitung und Betriebsrat hätten offen und 
ungestraft auftrumpfen können. 


Nun zu den Entlassenen 


Von den fünf entlassenen türkischen Kollegen waren mindestens zwei dabei, die mit 
der Aktion am Dienstagmorgen überhaupt nichts zu tun hatten. Sie waren zufällig 
im Pausenraum gewesen und wurden von der Polizei rausgeprügelt, ohne daß sie 
selber aktiv geworden wären. Ein weiterer hat sogar seine Kollegen ausdrücklich 
davor gewarnt, sich in die Auseinandersetzung mit der Polizei einzulassen. Er wurde 
dann später von der Polizei als ein ‚Sprecher‘ der Türken identifiziert und entlassen. 
Die anderen Kollegen waren zwar mit Mukadder näher bekannt, hatten aber keine 
Vorstellung, was eigentlich Mukadders Freunde, die AO und die „Rote Hilfe e. V.“ 
politisch wollten. 

Das führte dann auch dazu, daß in dem besagten ‚Osram-Solidaritätskomitee‘ 
kein einziger der Entlassenen mitarbeitete. Gebunden waren einige von ihnen an die 
„Rote Hilfe e. V.“ nur noch über deren Rechtsanwalt, der vor dem Arbeitsgericht 
gegen ihre Kündigung Klage erhoben hatte. In Diskussionen mit Kollegen im Be- 
trieb, türkischen und deutschen, die den Entlassenen helfen wollten, kam heraus, 
daß ihnen allen die politische Linie der „Roten Hilfe e. V.“ überhaupt nicht be- 
kannt war bzw. verdächtig oder falsch vorkam. 

Da die Entlassenen von dem Geld, das die „Rote Hilfe e. V.“ mit großem 
Tamtam in ganz Westberlin für sie gesammelt hatte, entweder nicht wirksam unter- 
stützt wurden, oder es überhaupt abgelehnt hatten, von der „Roten Hilfe e. V.“ 
Geld anzunehmen, kamen sie mit ihren bis zu sieben Köpfen zählenden Familien in 
arge Bedrängnis. Das konnte nur notdürftig ausgeglichen werden von dem Geld, das 
Ösram-Kollegen unter schwierigen Bedingungen im Betrieb sammelten. Die zu die- 
ser Sammlung nötige heimliche Agitation hat den ersten Ansatz dazu geschaffen, 
die von der „Roten Hilfe e. V.“ zerstörte Solidarität unter den Kollegen wiederher- 
zustellen. 

Den Entlassenen war ebenso unklar, wie sie gegen die Kündigung wirklich 
vorgehen sollten. Der „Rote Hilfe e. V “-Anwalt ließ sich zwar von dieien von ihnen 


284 


eine Vollmacht ausstellen, redete aber nicht mit ihnen über den zu erwartenden 
Prozeß und über ihre Chancen, den Prozeß zu gewinnen. Diese Unsicherheit bei den 
Entlassenen führte dazu, daß zwei von den Entlassenen mit ihren Vertrauensleuten, 
die mit der Haltung des Betriebsrats nicht einverstanden waren, zur Gewerkschaft 
gingen und dort Rechtsbeistand erhielten; ein anderer, der erst vor einem Monat in 
die Gewerkschaft eingetreten war und keinen Anspruch auf Rechtsbeistand hatte, 
ging zu einem anderen Rechtsanwalt. Schließlich zogen auch die zwei letzten Enlas- 
senen ihre Prozeßvollmacht für den „Rote Hilfe e. V.“-Anwalt zurück. Somit war 
für sie auch die letzte Verbindung zur „Roten Hilfe e. V.“ gekappt. 

Das alles aber hinderte diese „Rote Hilfe e. V.“, die AO und das ‚Osram-Soli- 
daritätskomitee‘ nicht, die Entlassenen als bewußte „Kämpfer“ herauszustellen. Das 
geschah auf einer groß angekündigten Veranstaltung am 2.12.1973, auf der 
Baha Targyn, Mukadder und Funktionäre der „Roten Hilfe e. V.“ großsprecheri- 
sche Reden hielten, in denen abermals die Lage bei Osram mit der bei FORD/Köln 
gleichgestellt und Mukadder so zu einem zweiten Baha Targyn wurde. Bezeichnend 
für diese Großsprecherei ist, daß auf dieser Veranstaltung kein einziger Osram-Kolle- 
ge da war, und auch keiner der Entlassenen. Das heißt, jetzt mußte eigentlich auch 
dem letzten klar sein, daß das ‚Osram-Solidaritätskomitee‘ ein von den Osram-Kolie- 
gen völlig abgehobenes Phantasie- und Propagandagebilde der KPD war. Den anwe- 
senden KSV-Siudenten wurde aber dennoch vorgekaukelt, welch großartiger? 
Kampf die KPD bei Osram führt (siehe auch Rote Fahne vom 5. 12. 1973). 


Was ist das Ergebnis dieser AQ-Kampagne? 


Was vorher unter oft langwieriger Kleinarbeit bei Osram erreicht werden konnte, 
nämlich eine solidarische Bewegung unter den Kollegen, wurde zunächst kaputt- 
gemacht. Vorherrschend waren Verwirrung über das Vorgehen Mukadders und die 
Ziele und Methoden seiner Freunde, und Resignation, weil der gemeinsame Wider- 
stand, der am Anfang durchaus da war, gegen die Kündigung Mukadders durch das 
Vorgehen der AO zunichtegemacht wurde. Zudem hatte es die Geschäftsleitung 
angesichts der geradezu selbstmörderischen Taktik Mukadders und dem ebenso 
ahnungsiosen wie verantwortungsiosen Vorgehen der AO leicht, die Kollegen einzu- 
schüchtern und dazu antikommunistische Vorurteile aufzubauen oder zu verstär- 
ken. 

Angesichts dieser vermasselten Situation war es sehr schwer, eine von den 
Kollegen ausgehende Solidarität mit den entlassenen Kollegen zu organisieren. Das 
war gerade bei den Türken schwer, weil die jetzt am meisten verwirrt und ängstlich 
waren. Es blieb bei einer vorsichtigen Geldsammlung und bei bescheidener Hilfe für 
die Entlassenen bei der Arbeitssuche und der Beschaffung von Kleidern für deren 
Kinder. Die entlassenen Kollegen trifft es jetzt besonders hart, weil sie kaum Arbeit 
finden und Angst haben müssen, daß ihre Aufenthaltsgenehmigung nicht verlängert 
wird. Sie müssen befürchten (wenn sie keine Arbeit finden), daß sie angesichts des 
jetzt einsetzenden Gastarbeiterstops in die Türkei zurück müssen. Allerdings haben 
sie nach Auskunft der Rechtsanwälte durchaus Chancen, ihren Arbeitsgerichtspro- 
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zeß zu gewinnen. Aber bei Osram werden sie wohl kaum wieder eingestellt. 

Zur AO ist festzuhalten, daß sie es mit ihrer völlig von den realen Bedingun- 
gen abgelösten Taktik innerhalb kurzer Zeit erreicht hat, eine Bewegung unter den 
Osram-Kollegen derart zu bremsen, daß es vermutlich eine längere Zeit dauern wird, 
bis die Solidarität und die Kampfbereitschaft unter den Kollegen, besonders unter 
den türkischen, wieder so weit ist wie vorher. Das ist eine klare Schwäche auch für 
die kommende Tarifauseinandersetzung. 

Aus den Aktivitäten der AO kann man ablesen, daß es ihr überhaupt nicht 
darauf ankommt, unter den Kollegen eine kämpferische Bewegung zu unterstützen 
und die Kollegen dahin zu bringen, sich im Betrieb gegen die Angriffe der Kapita- 
listen zu wehren. Außerdem zeigte sich, daß die Genossen der AO überhaupt nicht 
in der Lage sind, die Situation in einem Betrieb einigermaßen realistisch einzuschät- 
zen und entsprechend zu handeln. Nur so ist es zu erklären, daß sie die Situation bei 
Osram mit der bei FORD-Köln einfach gleichsetzten. 

Eine weitere Fehleinschätzung, die sich niemand leisten würde, der auch nur 
die geringste Ahnung über die Kampfmöglichkeiten im Betrieb hat, bestand darin, 
daß die AO-Funktionäre meinten, allein mit einer permanenten Agitation vor dem 
Tor würde sich im Betrieb etwas tun. 

Ihre Taktik lief daraus hinaus, durch aufgesetzte und von den Koliegen über- 
haupt nicht getragene Aktivitäten einige Kollegen zu exponieren, sie zu Opfern des 
Kapitals zu machen und dann mit diesen Opfern propagandistisch zu arbeiten. 
Dabei ist es ihnen völlig gleichgültig, ob diese Kollegen — wie bei Osram — über- 
haupt ihre eigene Lage und die Politik der AO richtig einschätzen können oder 
nicht. Die KPD-AO hat in jedem Fall ein Solidaritätskomitee mehr, mit dem sie sich 
schmücken und mit dem sie sich in der Propaganda als vorantreibende Kraft im 
Klassenkampf aufplustern kann. Ob dabei der reale Kampf in den Betrieben voran- 
kommt oder kaputtgeht, ist ihr völlig gleich. Diese Politik trägt objektiv dazu bei, 
die Kampfkraft der Kollegen zu schwächen , organisierte Ansätze der Kollegen in 
den Betrieben kaputtzumachen und die antikommunistische Haltung vieler Kolle- 
gen zu stärken. 
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